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Zum Geleit 

Als 1820 auf Antrag des damaligen Finanzministers Weckherlin das württem­
bergische Statistisch-Topographische Bureau errichtet wurde, geschah dies 
im Gefolge umwälzender Neuordnungen des gesellschaftlichen und politischen 
Lebens. Auch die Entstehung der heutigen, mit dem früheren Badischen 
Statistischen Landesamt verbundenen Behörde beruht auf schwerwiegenden 
politischen Ereignissen und Entscheidungen. Doch nicht nur die Entstehungs­
geschichte, sondern auch die jahrzehntelange Tätigkeit dieser wissenschaft­
lichen Institutionen zeigt die enge, unlösbare Verbindung ihrer Arbeit mit dem 
Zeitgeschehen, ihre Bedeutung für Politik, Verwaltung, Wirtschaft, Wissen­
schaft und darüber hinaus für die gesamte Öffentlichkeit. 

Mit der Sammlung, Verarbeitung und Weitergabe von statistischen Daten aus 
allen Bereichen des wirtschaftlichen und sozialen Lebens hat das Amt der 
Gesetzgebung, allen Teilen der Verwaltung unseres Landes und darüber hinaus 
der gesamten Öffentlichkeit wertvolle Dienste geleistet. Der ständig wachsende 
1 nformationsbedarf und insbesondere die immer größeren Anforderungen einer 
in die Zukunft planenden Verwaltung stellen das Statistische Landesamt vor 
neue Aufgaben. Dies gilt vor allem für die Errichtung der Datenbank und für den 
Aufbau eines umfassenden, in sich geschlossenen Informationssystems im 



lande. Ich bin sicher, daß das Amt, ebenso an seine wissenschaftliche Tradi­
tion anknüpfend wie den Aufgaben der Zeit zugewandt, auch in Zukunft mit 
großem Erfolg zum Nutzen der Allgemeinheit arbeiten wird. 

Dem Statistischen Landesamt sage ich daher an seinem Jubiläumstage Dank 
und Anerkennung für seine bisherigen Leistungen und die besten Wünsche 
für die Bewältigung der Zukunftsaufgaben. 

Stuttgart, im Oktober 1970 

Robert Gleichauf 
Finanzminister 

des Landes Baden-Württemberg 



Vorwort 

Jedes Jubiläum ist eine Aufforderung zu Rückblick und Ausblick. Das Statisti­
sche Landesamt Baden-Württemberg, das am 2B. November 1970 in seiner 
„württembergischen Linie" 150 Jahre lang besteht und damit länger als jedes 
andere deutsche statistische Amt, folgt dieser Tradition mit seiner Festschrift. 

In einem einleitenden Beitrag wird der gegenwärtige Stand der Arbeiten des 
Amts skizziert und ein Ausblick auf die Weiterentwicklung in Zukunft versucht 
Ein ,Allgemeiner historischer Teil" gibt einen chronologisch aufgebauten Über­
blick über die Vorgeschichte sowie über die organisatorische, personelle und 
fachliche Entwicklung der Statistik in den früheren Ländern Württemberg und 
Baden bis zum heutigen Stand im Bundesland Baden-Württemberg. Einge­
hendere Darstellungen der statistischen Arbeiten, von Entwicklungen im 
methodischen und technischen Bereich sowie der Verwaltung und des Ver­
öffentlichungswesens gibt der Abschnitt „Die statistischen Bereiche". Den 
Schluß bilden die Berichte über „Die früheren Fachgebiete". Hier werden die 
Aufgabenbereiche dargestellt, die über Jahrzehnte hinweg mit der Statistik im 
gleichen Amt verbunden waren. 

So ist diese Festschrift gedacht als Dokumentation eines Abschnittes Ge­
schichte gewordener Statistik wie auch als Hinweis auf ihre gegenwärtigen 
Probleme und als Ausblick auf wichtige Zukunftsaufgaben. 

Das Statistische Landesamt Baden-Württemberg dankt den Autoren aller Bei­
träge für die bereitwillige Mitarbeit und für die erhebliche Mühe des Quellen­
studiums und der Darstellung. Ein besonderer Dank gebührt dem Redaktions­
komitee, dem Helmut Kluge, Bruno Lessing und Ulrich Noering angehörten. 
Ohne die von ihnen weit über normales Maß hinaus geleistete Arbeit wäre 
die Herausgabe dieser Festschrift nicht möglich gewesen. 

Stuttgart, im Oktober 1970 

Professor Dr. Klaus Szameitat 
Präsident des Statistischen Landesamtes 

Baden-Württemberg 





Die Aufgaben des Statistischen Landesamtes Baden­
Württemberg in Gegenwart und Zukunft 

Vorbemerkung 

Der folgende Beitrag stellt die Gegenwart und den Ausblick in den Mittelpu_nkt. Er ver­
sucht, nach einer kurzen Skizzierung des aus der Entwicklung der letzten Jahrzehnte 

entstandenen heutigen Rahmens einiges an Möglichkeiten für die Weiterentwicklung 

der Aufgaben aufzuzeigen. Der Statistiker ist kein Prophet und in seiner meist dem 
Erfassen und Analysieren schon vollzogener Ereignisse geltenden Arbeit futurolo­

gischen Zukunftsvisionen eher abhold. Trotz allem ist es auch für ihn nützlich oder 

sogar nötig, sich .von Zeit zu Zeit mit den Bestimmungsfaktoren seiner Aufgaben und 
den möglichen Entwicklungslinien seiner Arbeit zu •beschäftigen. Die Grenzen des 

Möglichen sind dabei eng abgesteckt. Es kann nicht um eine Vorausschau auf die 

,.nächsten 150 Jahre" gehen und ebenso wenig um das Ziel, ein Zukunftsbild im einzel­

nen zu zeichnen. Nur der Versuch kann unternommen werden, orientiert an der bisheri­

gen Entwicklung und an den schon erkennbaren neuen Ansätzen und Aufgabenstel­
lungen etwas·über mögliche Richtungen und Schwerpunkte für die Weiterentwicklung 
in der nächsten Zeit zu sagen. 

Da ein Amt in seinem Aufgabengebiet und seiner Organisation naturgemäß• nicht nur 

von den Ereignissen und Faktoren der letzten Zeit sondern auch von seinen Anfängen 

her geprägt ist. wird ein Überblick über die Abschnitte der Amtsgeschichte gesondert 
in einem ausführlichen Beitrag gegeben (vgl. den Allgemeinen historischen Teil). Hier 

können kurze einleitende Hinweise genügen. Es ist von großem Interesse zu beobachten, 

wie sich aus den organisatorisch und fachlich so bescheidenen Anfängen des Stati­
stisch-Topographischen Bureaus und des Vereins fü_r Vaterlandskunde mit seinen 
geringen Möglichkeiten und den zunächst noch wenigen erfaßbaren Tatbeständen und 

Daten ein immer umfassenderes und der technischen, wirtschaftlichen und sozialen 

Entwicklung der Länder Württemberg und Baden im 19. Jahrhundert folgendes Instru­
mentarium der Beobachtung entwickelt hat. Dabei entsprach es nur den sich schnell 
entfaltenden neuen Zweigen wissenschaftlicher Forschung, daß in die Obhut des Amtes 

neben der Landeskunde und derl8ndesvermessung nacheinander auch die Fachgebiete 
der Meteorologie (18541, der Geologie (1903) und der Geophysik (1904) gegeben 

wurden. Für eine Reihe von Jahrzehnten war damit eine imponierende Vielfalt wissen­
schaftlicher Tätigkeit entstanden, die dem Beobachten und Erforschen der Vorgänge 
in der Natur, in der Bevölkerung, in Wirtschaft, Kultur und Staatswesen galt. Die 

einzelnen Fachgebiete sind in besonderen Beiträgen dargestellt Sie lassen erkennen, 

daß auf allen Gebieten im südwestdeutschen Raum Leistungen erbracht worden sind, 

die weit über die Grenzen der beiden Länder hinaus Beachtung fanden und die 

allgemeine wissenschaftliche Entwicklung nachhaltig beeinflußt haben. Namen wie 
Memmii1ger, Rüme!in, Riecke, Losch, Hardeck und Hecht - in ihrer wissenschaftlichen 

Arbeit zum Teil weit über den Bereich der Statistik hinaus tätig und bekannt - haben 
schon Jahrzehnte vor dem Beginn einer einheitlichen Reichsstatistik maßgebliche 
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Beiträge zur wissenschaftlichen und praktischen Entwicklung der Statistik geleistet 

(vgl. den Beitrag über „Die amtliche Statistik in Württemberg und Baden von 1B20 bis 
1945"). In der Meteorologie hat u. a. Theodor Plieninger, in der Topographie und in der 

Geologie Karl Eduard von Paulus und Egererviel zum Auf- und Ausbau dieser Wissens­
bereiche während des 19. Jahrhunderts beigetragen (vgl. die Beiträge über „Die früheren 

Fachgebiete"). Mit der immer weiteren Ausdehnung und Auffächerung der einzelnen 
Wissensgebiete in der zweiten Hälfte des 19. und in der ersten Hälfte des 20. Jahr­

hunderts erhielt jedes Aufgabengebiet ein immer größeres Eigengewicht. Es war deshalb 

durchaus folgerichtig, daß die genannten Fachgebiete nacheinander aus dem Amt 
ausgegliedert und institutionell verselbständigt wurden. Als letzter Fachbereich ist die 

- in letzter Zeit vom Amt nur noch verwaltungsmäßig betreute - Geophysik am 

1. Januar 1969 ausgegliede·rt und als wissenschaftliches Institut an die Universität 

Stuttgart angegliedert worden. Damit ist das Amt endgültig in seinem Aufgabenbereich 

auf die immer.stärker ausgebaute amtliche Statistik konzentriert. 

Zum heutigen Stand 

Der Neuaufbau der amtlichen Statistik nach dem Zweiten Weltkrieg bis zum gegen­

wärtigen Stand ist im Rahmen der gesamten politischen und wirtschaftlichen Verhält­

nisse im Gebiet des heutigen Landes Baden-Württemberg gleichfalls in einem beson­

deren ·Beitrag behandelt worden (vgl. .,Die Entwicklung der Statistik in Württemberg 

und Baden nach dem Zweiten Weltkrieg") und in den einzelnen Fachbeiträgen der 

Statistik enthalten. Hier sollen nur in großen Zügen die Entwicklungslinien der statisti­
schen Arbeiten bis zum heutigen Stand dargestellt werden, da ein Versuch, etwas über 
die Weiterentwicklung auszusagen, sich zunächst an den bisher wirksamen Faktoren 

und Tendenzen orientieren muß. 

Aufgaben der Bundes- und Landesstatistik 

Die Entwicklung der letzten Jahrzehnte war durch zwei verschiedene Faktoren be­

stimmt 

1 . durch das Konzept der Bundesstatistik, 

2. durch Aufgaben und Verhältnisse im Landesrahmen. 

Der weit überwiegende Teil der heutigen amtlichen Statistik ist nach Rechtsgrundlage 
und primärem Zweck Bundesstatistik. Ihr Aufbau nach dem Zweiten Weltkrieg hat 
daher auch die statistischen Arbeiten in Baden-Württemberg maßgeblich bestimmt 

Die vom Bundesgesetzgeber angeordneten Statistiken waren und sind Statistiken für 
„Bundeszwecke". Da Bund, Länder und Gemeinden jedoch in vielen Fällen gleiche oder 

ähnliche Informationen benötigen, wirken die Länder bei den Beratungen zur Vorbe­

reitung einer Bundesstatistik darauf hin, daß die Statistik auch für ihre Zwecke - zum 
Beispiel für regionale Gliederungen - ausreichende Ergebnisse erbringt Es handelt 
sich damit zwar nicht formal aber in der Praxis um statistische Arbeiten, die eine starke 

gemeinschaftliche Komponente aufweisen - nicht unähnlich einer „Gemeinschaftsauf-
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gabe" da, wo gemeinsame Interessen vorliegen. Dies gilt auch für die Gemeinsamkeit 

der Arbeit an der technisch-methodischen Weiterentwicklung der Statistik. Vom 

Aufbau der Bundesstatistik an haben die Statistiker des Bundes und der Länder unter 

Federführung des Statistischen Bundesamtes im Statistischen Beirat und seinen Fach­

gremien sowie in den Amtsleiterkonferenzen gemeinsam an der methodischen Ver­

besserung und technischen Modernisierung der Statistiken gearbeitet. Vom Stati­

stischen Landesamt Baden-Württemberg sind hierbei mehrfach Beiträge geleistet 
worden, die der Tradition des Amtes und seinem besonderen Interesse an methodischen 
und wissenschaftlichen Problemen entsprachen. Besonders enge Gemeinschaftsarbeit 

wird seit Jahren auf dem neuen und schwierigen Gebiet der Programmierung für die 

elektronische Datenverarbeitung geleistet. Hier werden die einzelnen Arbeiten in dem 

zuständigen Arbeitskreis auf alle Ämter aufgeteilt und von dem jeweils federführenden 

Amt für den späteren praktischen Einsatz bei allen Ländern übernommen. 
Durch diese Zusammenarbeit, die auf dem Gebiet der Bundesstatistik enger sein 

dürfte ·als in vielen anderen Bereichen der Verwaltung, ist schrittweise ein Arbeitspro­
gramm entstanden, das neben den Bundeszwecken in bestimmtem Umfang auch die 
Bedürfnisse der Länder mit abdeckt1 • Für die praktische Durchführung der Statistiken 

galt und gilt als Grundsatz, daß die Länder nach dem föderativen Aufbau der Bundes­

republik die Statistiken erheben und aufbereiten. Das Gewicht der Durchführungsarbeit 

liegt also eindeutig, von bestimmten Ausnahmefällen abgesehen, bei den Ländern und 

damit bei den Statistischen Landesämtern. Diese Arbeitsteilung hat das Statistische 

Landesamt Baden-Württemberg gezwungen, für ein ständig wachsendes und laufenden 
Änderungen unterworfenes Arbeitsprogramm eine beträchtliche manuelle und maschi­
nelle Arbeitskapazität aufzubauen. Bezeichnend war - und ist bis heute -, daß diese 
Kapazität stets hinter dem Umfang der zu bewältigenden Arbeiten zurückblieb, da sich 

die neuen Aufgaben zum Teil sehr schnell entwickelten und der Ausbau der Kapazität 

von den Möglichkeiten und Grenzen des Haushalts bestimmt wurde. Schwierigkeiten 

beim Gewinnen geeigneter Mitarbeiter unter seit Jahren extrem schwierigen Arbeits­
marktverhältnissen kamen hinzu. 

Neben diese umfassende Mitarbeit an der g~meinsamen Bundesstatistik trat mit zu­

mindest gleicher Bedeutung der Aufgabenbereich im Landesrahmen. Hier war und ist 
zunächst neben dem Bundesprogramm der Bereich der vom Land auf denjenigen Ge­

bieten geführten Statistiken zu bewältigen, auf denen die Kompetenz bei den Ländern 
liegt; zum Beispiel im Bereich des Bildungswesens. Auch der Komplex der Landes­

statistiken ist jedoch im Interesse der Vergleichbarkeit mit den anderen Ländern auf 

freiwilliger Basis koordiniert und zu einem weitgehend einheitlichen Programm ent­
wickelt worden. Material und Ergebnisse der Bundes- und der Landesstatistiken bilden 

in ihrer sich über alle Verwaltungs- und Wirtschaftsbereiche erstreckenden Breite die 

Basis für die übergeordnete Aufgabe des Amtes als-statistische „Informationszentrale" 

des Landes. Ein von Jahr zu Jahr weit~rentwickeltes System von Veröffentlichungen, 

eine laufend wachsende Zahl von Eildiensten und Auskünften, ein wachsender Bedarf 
an Analysearbeiten zeigt das bei Staat, Wirtschaft, Wissenschaft und Öffentlichkeit 

immer größer werdende lnfonnationsbedürfnis. Von den Daten über Bevölkerung, 

Schulen und Hochschulen, Ernteschätzungen. Industrieproduktion, Verkehrsunfälle, 
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Preis- und Lohnentwicklungen und staatliche Steuereinnahmen bis zu der mit den 

anderen Ländern und dem Bund koordinierten Schätzung des Sozialprodukts für das 

Land (und seine Kreise) spa_nnt sich ein weiter Bogen von Anforderungen, denen die 

Informationszentrale des Landes genügen muß. Hinzu treten besondere Untersuchun­

gen, die Ressorts und andere Stellen benötigen; zum Beispiel die Analyse einer Indu­

striebranche, die Entwicklung der Einkommens-, Verbrauchs- und Vermögensverhält­
nisse der Bevölkerung, die Untersuchung der Personalausgaben im öffentlichen 

Dienst, die Beobachtung der Entwicklung in den regionalen Teilen des Landes. die 
Analyse des Dienstleistungssektors der Wirtschaft. Diese Arbeiten mußten neben dem 

laufenden Arbeitsprogramm in den letzten Jahren in steig8ndem Umfang bewältigt 

werden. Sie zeigen in aller Deutlichkeit den von Jahr zu Jahr umfangreicheren und 

vielseitigeren Bedarf an Informationen, der für den Staat und die Gesellschaft der 

Gegenwart bezeichnend ist. 

Aus diesen beiden Aufgabenbereichen - der Mitwirkung bei der Bundesstatistik und 

der Funktion der Informationszentrale des Landes - setzt sich zur Zeit bei enger Ver­

. zahnung in allen Fachbereich~n das Arbeitsgebiet des Statistischen Landesamtes 
zusammen. Es ist naturgemäß nicht immer leicht, zwei so verschiedenen Aufgabenkom­

plex.an im Rahmen einer beschränkten ur:,d stets zu knappen Arbeitskapazität befrie­
digend zu genügen. Das Problem liegt darin, daß der Statistiker kaum allein über Priori­

täten entscheiden kann. aber auch nur schwer eine Stelle findet, die ihm diese Entschei­
dung mit der erforderlichen Kenntnis aller zusammenhänge abnehmen kann. 

Konzept der amtlichen Statistik 

Zur Beurteilun'g des heutigen Arbeitsprogra~ms der amtlichen Statistik ist davon aus­
zugehen, daß die Aufbauarbeit nach dem Zw~iten Weltkrieg nach-bestimmten Konzept­

vorstellungen erfolgt ist2• Die Statistik hat ursprünglich wenigen konkreten Verwal­
tungsaufgaben gedient Sie hat sich der Entwicklung der staatlichen Aufgaben an­

passen und die hierfür nötigen Informationen liefern müssen. Damit ist ein pragmatisch 

orientiertes Arbeitsprogramm entstanden, dem man noch heute recht deutlich die 
Abhängigkeit vom einzelnen Auftrag und von der speziellen Rechtsgrundlage ansieht. 

Es besteht letztlich aus einer großen Zahl von Einzelstatistiken. Nach dem Kriege, als 
der Zwang zur Fortsetzung des Überlieferten entfallen war, hat man versucht, den 

Übergang zu einer bewußten systematischen Gestaltung des Programms zu finden. 

Sowohl die Entwicklung der nationalökonomischen Theorie als auch die stärkere Be­
schäftigung des Staates und internationaler Stellen mit den Zusammenhängen wirt­

schaftlicher Vorgänge gaben den Anstoß dazu, die amtliche Statistik als eine Einheit 

empirischer Beobachtung anzusehen. Ziel war das von systematisch-theoretischen 

Vorstellungen ausgehende, in sich geschlossene System Volkswirtschaftlicher Gesamt­
rechnungen. Aufstellung und Weiterentwicklung dieser Volkswirtschaftlichen Gesamt­
rechnungen mit ei~em schrittweise zu ergänzenden und zu verbessernden System 

von Konten und Sektoren wurden die richtungweisende Aufgabe übergeordneter Art. 
Dieses System sollte für die gesamte Statistik insofern als Motor und Richtlinie dienen, 
als die durch die Arbeit an den Gesamtrechnungen auftauChenden Lücken im statisti-
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sehen Gesamtbild geschlossen und die bisherige Uneinheitlichkeit bei den Definitionen 
und Systematiken der Einzelstatistiken beseitigt werden sollten. 

Es ist das große und bleibende Verdienst von Gerhard Fürst, diese Orientierung an 
volkswirtschaftlichen Zusammenhängen und die Zielvorstellung eines „statistischen 

Gesamtbildes" in die amtliche deutsche Statistik eingeführt zu haben. Hieran ändert 
auch die Feststellung wenig, daß wir von einem in sich geschlossenen ausgewogenen 

„statistischen Gesamtbild", dessen Konkretisierung einmal trotz aller Schwierigkeiten 

versucht werden sollte, immer noch recht weit entfernt sind. Das neue Konzept war"in 

jedem Fall der Übergang zur Orientierung an systematischen Überlegungen und das 

Überwinden der Beschränkung auf die Einzelstatistik und den einzelnen Fachbereich. 
Es hat außerdem in den letzten Jahrzehnten für die Bundesstatistik - und damit auch 

für die Arbeiten des Statistischen Landesamtes- manche Ergänzung und Verbesserung 
gebracht. 

Freilich bleibt auch festzustellen. daß jede Festlegung auf ein Konzept eine fast 

zwangsläufige Einseitigkeit bedeutet. Die in den Aufbaujahren stets starke - und 

gelegentlich hier und da als überstark empfundene - Betonung der maßgeblichen 

Bedeutung der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen war zum Durchsetzen des 

Neuen wohl erforderlich. Die Ausrichtung auf volkswirtschaftliche Zusammenhänge 

hat aber auch zur Folge gehabt, daß andere Aufgaben und Probleme zu weit in den 
Hintergrund gedrängt wurden. Die so wichtigen und komplexen Fragen der regionalen 
Statistik etwa kamen lange Zeit nicht in dem nötigen Ausmaß zur Geltung. Hier haben 

die immer stärkeren Bedürfnisse der Regionalplanung erst in den letzten Jahren eine 
Veränderung eingeleitet. Der Statistische Beirat hat die Fragen der Regionalsta~istik 
in diesem Jahr als zentrales Thema diskutiert3• Auch einig8 ande~e Bereiche der 

amtlichen Statistik fanden in dem auf die Volkswirtschaftlichen Gesamtr~chnurigen 

abgestellten Konzept nicht ausreichend Platz. Der ganze KompleX derd8mogr8phischen 
Statistik ist in dieses System ökonomischer Zusammenhänge nur teilweise und einseitig 

einzuordnen. Notwendig ist hierfür noch ein „System demographischer Gesamtrech-. 

nungen", für das erste Vorarbeiten bereits geleistet worden sind. Es fehlt bisher auch · 
völlig an befriedigenden statistischen Nachweisen für eine in sich geschlossene 

„Sozialstatistik". Schließlich ist auch die Aufgabe zusammenfassender problem- oder 
fachbereichsorientierter Analysen bisher nicht in dem erforderlichen Umfang beachtet 

worden. Für viele Aufgabenstellungen genügt nicht der globale Rahmen der Volks­
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Hier muß die Statistik nach bestimmten Konzepten 
Datenmaterial erfassen und analysieren, das der jeweiligen Verwaltungs- und Planungs­
aufgabe entspricht (vgl. den Beitrag „Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, allge­

meine Untersuchungen- und Analysen, Vorausschätzungen"). Ein Beispiel sind die 

komplexen Aufgaben und Probleme der Bildungsplanung, die nicht nur die Lieferung 

einzelner Schul- und Hochschulstatistiken erfordern, sondern das Gesamtkonzept ei_ner 
Bildungsstatistik, die sich an den Bedürfniss.en der Bildungsplanung ori_entiert und 

hierfür ein möglichst geschlossenes Zahlenbild unter Einbeziehung aller in den ver­
schiedenen Fachbereiche'n der Statistik anfallenden bild~ngsrelevan_ten Daten liefert. 

Trotz dies'er kritischen Einschränkungen ist festzustellen, daß ·das Arbeitsprogramm 
des Statistischen l,..andesamtes heute eine Vielzahl vori Statistikeii aller Fachbereiche 
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umfaßt von den großen mehrjährigen Strukturzählungen der Bevölkerung; der Arbeits­

stätten, der verschiedenen Wirtschaftsbereiche bis zur laufenden Beobachtung vieler 
ökonomischer, sozialer und demographischer Indikatoren. Daneben steht in beträcht­

lichem Umfang die Weiterverarbeitung des Materials für viele Zwecke; zum Beispiel 

die Berechnung des Sozialpro.dukts oder die Vorausschätzung von Daten im Bereich der 

Bevölken . .mg und des Bildur'lgswesens. Der Inhalt des in jedem zweiten Jahr erschei­
nenden Statistischen Taschenbuchs gibt einen Einblick in die Breite und Differenziert­

heit des Datenmaterials, obwohl hier wegen des knappen Rahmens aus allen Bereichen 
nur wenig ausgewählte Eckdaten gebracht werden können und ausführliche Nachweise 

den Fachveröffentlichungen oder der Beantwortung spezieller Anfragen vorbehalten 

bleiben. Mit der Fülle seines Materials aus allen Bevölkerungs-, Wirtschafts- und 
Verwaltungsbereichen verfügt das Amt schon heute über eine umfassende Datenbasis 

für seine Funktion als statistische Informationszentrale. Nicht zu verkennen sind jedoch 

noch einige spürbare Lücken im Zahlenmaterial und eine noch fehlende Geschlossenheit 

und Ausgeglichenheit des gesamten Arbeitsprogramms. 

Perspektiven für die Weiterentwicklung 

Ausgangspunkt für jeden Versuch, etwas über mögliche oder wahrscheinliche Weiter­

entwicklungen auszusagen, ist zunächst der Versuch einer Analyse von Bestimmungs­

faktoren, die für diese Entwicklung maßgeblich sein werden. Die künftigen Aufgaben 

und Arbeiten des Statistischen Landesamtes werden in erster Linie durch die folgenden 

Faktoren bestimmt werden: 

1. das Programm der Bundesstatistik, 
2. die Aufgaben im Landesrahmen, 
3. den Auf- und Ausbau von Datenbank und Informationssystem, 
4. das technische und methodische Instrumentarium, 
5. den personellen und organisatorischen Rahmen des Amtes. 

Alle Faktoren sind in gewissem Umfang interdependent. Sie beeinflussen sich gegen­

seitig, sollen im folgenden aber nacheinander kurz analysiert werden. 

Ausbau der Bundesstatistik 

Das Arbeitsprogramm der Bundesstatistik, das weiterhin in möglichst großem Umfang 

auch den Landeszwecken dienen sollte, wird ebenso wie Inhalt und Umfang der 
Landesstatistik von der Entwicklung des Informationsbedarfs abhängig _sein; in erster 

Linie vom Datenbedarf des staatlichen Bereichs. Auch der Orientierungsbedarf von 
Wirtschaft, Wissenschaft und Öffentlichkeit wird aber mit zu berücksichtigen sein. 

Es ist abzusehen, daß sich dieser Informationsbedarf in den nächsten Jahrzehnten noch 

erheblich verstärken wird, da die zunehmende Integration der Bundesrepublik in die 

EWG, die lntensivierun~ der Wirtschafts- und KonjunkturpoiitiK und das Hineinwachsen 
des Bundes in neue Aufgaben oder das Mitwirken bei großen Gemeinschaftsaufgaben 
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(zum Beispiel bei der Bildungsplanung) zusätzliche Informationsgrundlagen und Ent­
scheidungshilfen erfordern werden. Die für die nächsten Jahre angekündigten Arbeiten 

des Statistischen Amts der Europäischen Gemeinschaften und des Statistischen Bundes­

amtes lassen diese Tendenz zum Ausbau des statistischen Arbeitsprogramms auf vielen 

Gebieten erkennen. Die Notwendigkeit solcher Ergänzungen wird grundsätzlich aner­

kannt werden müssen. da die größten der bisher noch vorhandenen Lücken im 
statistischen Gesamtbild geschlossen und für neue Aufgaben die nötigen Unterlagen 

geschaffen werden müssen. Es sollte bei dieser Weiterentwicklung aber auch nicht 
der Mut fehlen, gewisse Teile des bisherigen Programms, die einmal unter anderen 

Voraussetzungen entstanden waren, aufzugeben oder zumindest einzuschränken. So 
sind, um ein Beispiel zu nennen, die noch aus der Bewirtschaftungszeit stammenden 

sogenannten „Fachstatistiken" bestimmter Industriebranchen, die weit über den Rah­

men der allgemeinen Industriestatistik hinausgehen, heute mit Sicherheit entbehrlich. 

Auch eine gewisse Ausgewogenheit zwischen den einzelnen Teilen des Arbeitspro­

gramms ist noch anzustreben. Es mutet fast seltsam an, daß wir künftig Länge und 

Gewicht der lebendgeborenen Säuglinge - so nützlich diese Daten für viele Zwecke 
sein mögen - auszählen wollen, ein Zahlenbild des Beschättigtenstandes unserer 

gesamten Wirtschaft in regionaler und fachlicher Gliederung aber bis heute nicht 

besitzen. Auch fachliche und methodische Reformen werden sich in verschiedenen 

Teilen als notwendig erweisen. Wie schwer sie zu meistern sind, zeigt das Beispiel 

der seit mehreren Jahren diskutierten Reform der Industriestatistik, deren Anpassung 

an die heutigen Aufgaben dringend erforderlich ist. Die bisherigen Diskussionen haben 
erkennen lassen, daß die verschiedenen Informationszwecke des Bundes und der 
Länder nicht leicht mit einem einheitlichen und rationellen Konzept zu· erfüllen sind. 
Auch hier müssen zusätzliche Befragungen, die sich als nötig erwiesen haben, soweit 

möglich durch Einschränkung oder Fortfall anderer Erhebungen ausgeglichen werden, 

damit nicht ein Arbeitsprogramm entsteht, das in seiner Summierung schließlich 

überhaupt nicht mehr bewältigt werden kann. Allerdings wird sich kaum vermeiden 

lassen, daß das Programm der Bundesstatistik, für dessen Rationalisierung die Statistiker 

mehrfach konkrete Vorschläge vorgelegt haben4 , in den nächsten zehn Jahren auch bei 

Verwirklichung von Rationalisierungsanregungen in gewissem Umfang zunehmen wird. 

Neue Aufgaben im Landesrahmen 

Dies wird auch für die Aufgaben im Landesrahmen gelten, die den zweiten nicht minder 

wichtigen Bestimmungsfaktor für die künftigen Arbeiten des Statistischen Landesamtes 
bilden. Hier hat sich schon in den letzten Jahren eine Reihe neuer Aufgaben abge­

zeichnet. die sich zwangsläufig aus der Inangriffnahme von neuen oder aus der 

Intensivierung von bisherigen Staats- und Verwaltungsaufgaben ergeben. Ein Staat 
- dies gilt für das Land ebenso wie für den Bund-, der bei immer stärkerer Übernahme 

von Funktionen-der Daseinsvorsorge und der Wirtschaftsförderung dazu übergeht, auf 
den verschiedenen Fach- und Regionalebenen Rahmenplanung zu betreiben, muß über 
ausreichende und aktuelle Information verfügen. Die Statistik wird sich diesen neuen 

Aufgaben anzupassen haben. Schon jetzt ist abzusehen, daß Landesentwicklungsplan 
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und Regionalpläne, mittelfristige Finanzplanung, regionale und sektorale Strukturförde­

rung in der gewerblichen Wirtschaft, agrarstrukturelle Rahmenpläne, Maßnahmen zur 

Verbesserung der Sozialstruktur und nicht zuletzt der riesige Komplex der Bildungs­
planung die Statistik vor erweiterte oder neue Aufgaben der Datenermittlung und 

Datenanalyse stellen werden. Im Bereich des für die nächsten Jahrzehnte entschei­
dend wichtigen Bildungswesens hat dieser Ausbau des statistischen Programms schon 

begonnen. Das Kultusministerium hat vor wenigen Wochen einen Katalog neuer oder 
erweiterter Aufgaben für die amtliche Statistik zusammengestellt Er reicht von erwei­

terten und beschleunigten Nachweisen der Schüler-, Studenten- und Lehrerzahlen 

über eine Lehrerdatei, deren Aufbau schon recht weit gediehen ist, und eine umfassende 
Schuldatei, die für viele Verwaltungs- und Planungszwecke benötigt wird, bis zu Vor­

ausberechnungen wichtiger Größen im Bildungswesen. Daneben zeichnet sich in einem 

bereits vorbereiteten Gesetzentwurf des zuständigen Bundesressorts ein für die Hoch­
schulplanung bei Bund und Ländern erforderlicher Ausbau der Hochschulstatistik ab, 

deren Umfang künftig das Mehrfache der bisherigen Erhebung betragen wird {vgl. den 
Beitrag „Bevölkerung und Kultur"). Allein der Komplex der Bildungsstatistik wird damit 

das Statistische Landesamt für einen Zeitraum von zumindest zehn Jahren vor große 

und nur schrittweise zu bewältigende Aufgaben stellen. 
Die Funktion der Statistik als Orientierungsbasis und Entscheidul"!gshllfe für Planungs­
zwecke wird das Statistische Landesamt zu weiteren Bemühungen um die Aktualisie­

rung seiner Arbeiten zwingen. Die Ergebnisse einer Strukturerhebung sind nur noch 
sehr begrenzt verwertbar, wenn sie erst drei bis fünf Jahre nach der Erhebung vorliegen. 

Ein kurzfristiger Indikator kommt für die laufende Beobachtung zu spät, wenn er erst 

mehrere Monate nach dem Berichtszeitraum vorliegt. Die amtliche Statistik hat sich um 

die schon seit langem als notwendig erkannte Aktualisierung stets bemüht5 und Fort­

schritte erzielt, ohne allerdings in allen Fällen schon die nötige Beschleunigung erreicht 

zu haben. Die Ursachen für die Schwierigkeiten können hier nur.angedeutet werden. Sie 
liegen zum Teil in den bei den Ämtern erst relativ spät eingehenden Berichten der 

Auskunftspflichtigen, zum Teil in den Engpässen der manuellen und maschinellen 

Kapazität in den Ämtern. In denjenigen Fällen, in denen die Statistik Material von Ver­
waltungsvorgängen verarbeitet - zum BeisPiel bei den Steuerstatistiken - ist sie sogar 

völlig vom Tempo des Ablaufs dieser Verwaltungsvorgänge abhängig. Das Amt wird 
trotz dieser Schwierigkeiten dem Streben nach weiterer Aktualisierung seiner Arbeiten 
in den nächsten Jahren besondere Aufmerksamkeit zuwenden. Möglichkeiten zu ver­

besserter und beschleunigter Beschaffung des Grundmaterials für statistische Ergeb­
nisse zeichnen sich im Zuge des immer stärkeren Übergangs von Verwaltungsberei­

chen zum EDV-Einsatz ab. Während zum Beispiel die Wanderungsbewegungen der 

Bevölkerung bisher recht mühselig und zeitraubend durch manuelle und maschinelle 

Bearbeitung der polizeilichen Meldescheine erfaßt werden mußten, werden in einigen 
Jahren die bei regionalen EDV-Zentren gespeicherten Daten über die An- und Abmel­

dungen dem Statistischen Landesamt schon in Form von Magnetbändern zur unmittel­

baren statistischen Verarbeitung zur Verfügung stehen. Noch weitergehende Mög­
lichkeiten eröffnet die in den nächsten Jahren zu erwartende Vergabe des Persone·n­
kennzeichens an alle Personen im Bundesgebiet. Hier zeichnet sich zum Beispiel die 
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Aussicht ab, künftig durch das Verfolgen und Zusammenführen von Angaben über 

Personen und Personengruppen den Verlauf-von Wanderungs-, Ausbildungs- und Er­

werbstätigkeitsvorgängen über viele Jahre hinweg zu verfolgen. Damit würde die 

Statistik zu Verlaufsbildern kommen, die zum Beispiel für Forschungs- und Prognose­

zwecke weit aussagekräftiger sind als die bisherigen „Momentaufnahmen". Im Bereich 

der Hochschulstatistik ist durch Zusammenführen von Angaben für die einzelnen Stu­

dierenden dieser Weg bereits beschritten worden. 

Die neuen Staats- und Verwaltungsaufgaben werden aber nicht nur das Bereitstellen 
von zusätzlichem Datenmaterial bedingen, sondern auch ausgebaute Materialverarbei­

tung und Analyse. Damit werden die problemorientierten Arbeiten und die Voraus­

berechnungen an Bedeutung gewinnen. Zu den schon genannten Aufgaben werden 

neue Themenstellungen kommen, die sich vor allem aus den Problemen staatlicher 
Planung ergeben. Als Beispiel für eine besonders komplexe und bereits in Angriff ge­

nommene Aufgabe sei der im Auftrag des Arbeits- und Sozialministers unternommene 
Versuch genannt, als Orientierungsgrundlage für alle Überlegungen und Maßnahmen 

zur Verbesserung der Sozialstruktur ein geschlossenes Konzept für den Nachweis der 

Sozialstruktur der Bevölkerung in Baden-Württemberg zu entwickeln. Der Komplex der 

Vorausberechnungen statistischer Größen wird zur Fundierung staatlicher Planungen in 

Zukunft weiter ausgebaut werden müssen. Der Statistiker ist sich der vollen Problematik 

jeder Vorausberechnung bewußt, die naturgemäß nur abschätzen kann, welche Ent­
wicklung unter ganz bestimmten .Prämissen eintreten würde. 1n dem Festlegen dieser 

Prämissen, die häufig genug politischer Art sind und vor allem bei ökonomischen 
Vorausberechnungen vom Wirtschaftspolitiker gegeben werden müssen, liegt der Kern 
des hier stets vorh-andenen Problems. Mit diesen Fragen hat sich die 37.·Jahreshaupt­

versammlung_der Deutschen Statistischen Gesellschaft 1966 ausführlich beschäftigt'. 
Das Statistische Landesamt wird sich dieses Aufgabenbereichs als Beitrag zum Lösen 

staatlicher Aufgabenstellungen mit besonderer Aufmerksamkeit annehmen. Die schon 
seit einiger Zeit in der amtlichen Statistik laufenden und vom Statistischen Landesamt 

Baden-Württemberg mit besonderer Intensität geförderten Vorausberechnungen der 

Bevölkerungsentwicklung werden fortgesetzt. verbessert und zum Beispiel durch Vor­
ausberechnungen von Bevölkerungszahlen für regionale Einheiten ergänzt werden 
müssen7 • Soweit möglich werden auch für andere Größen ähnlicheVorausberechnungen 

versucht werden müssen {zum Beispiel für Schüler- und Studentenzahlen). 

Aufbau von Datenbank urid Informationssystem 

Die entscheidende und übergeordnete Aufgabe wird aber - als vierter und wichtigster 

Bestimmungsfaktor der künftigen Entwicklung - der Auf- und Ausbau der Datenbank 

und damit das Hineinwachsen des Amtes in eine zentrale Funktion für das „Informa­
tionssystem" im lande sein. Fragen der Datenbanken und der anzustrebenden Infor­

mationssysteme werden seit einiger Zeit häufig, leider meist ohne die erforderliche 

terminologische und sachliche Klarheit. diskutiert. Das Statistische Landesamt hat des„ 
halb als Beitrag zur Klärung dieses Fragenkomplexes Darstellungen seiner eigenen 

Arbeiten und Arbeitspläne sowie seine Auffassung von Aufgaben und Problemen 
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künftiger Informationssysteme veröffentlicht8 . Das Entstehen von Datenbanken ent­

spricht dem nach Umfang und Aktualität gestiegenen Informationsbedürfnis und den 

durch die EDV gegebenen neuen Speicher- und Verarbeitungsmöglichkeiten. Das 
Statistische Landesamt war mit seiner Material- und Datenfülle schon bisher eine 

vielseitige „Datenbank", wenn man hierunter nur das Vorhandensein des Zahlenmate­
rials aus vielen Statistiken versteht. Da dies jedoch für die schnelle Abrufbarkeit von 

Daten für beliebige fachliche und regionale Gliederungen oder für die kombinierte 

Weiterverarbeitung von Material verschiedener Quellen nicht genügt, ist schon vor eini­
ger Zeit mit dem systematischen Aufbau einer Datenbank begonnen worden (vgl. den 

Beitrag „Rechenzentrum, Mathematisch-statistische Methoden, Datenbank, Regional­

statistik"). Das hierfür bestimmte Zahlenmaterial der verschiedenen Quellen und Fach­

bereiche wird in eine bestimmte systematische Ordnung gebracht, auf dem laufenden 

Stand gehalten und als Materialbasis für das schnell_e Abrufen oder Weiterverarbeiten 
für die verschiedenen Informationszwecke bereitgehalten. Ein Grundproblem für diese 

Arbeiten liegt in dem heute noch nicht im einzelnen bekannten Umfang und Inhalt des 

Informationsbedürfnisses der kommenden Jahrzehnte. Auswahl und systematische 
Gliederung des Materials können daher zunächst nur nach den bisher erkennbaren 

Anforderungen und Bedürfnissen und naturgemäß nach dem bisher verfügbaren 
Zahlenmaterial vorgenommen werden. Das Statistische Landesamt hat in Zusammen­

arbeit mit dem Statistischen Bundesamt und den anderen Statistischen Landesämtern 
- als ersten und für die Anforderungen im lande besonders wichtigen Teil - eine 

Regionaldatenbank aufgebaut, die Ende 1970 rund 1,7 Millionen Daten aus den ver­

schiedenen statistischen Fachbereichen in einer systematischen Ordnung nach Ge­
meinden enthält. Das Amt hält den planmäßigen Aufbau.und Ausbau dieser Datenbank 

in den kommenden Jahren für eine seiner wichtigsten Aufgaben. Es wird die äußerst 

umfangreichen und schwierigen Arbeiten mit besonderer Priorität intensivieren. Leider 
sind bisher durch die nur sehr beschränkt vorhandene Arbeitskapazität enge Grenzen 
gezogen. Es wird einer ausreichenden Erweiterung bedürfen, damit die Probleme 

Schritt für Schritt gelöst werden können. Zum sachlichen Ausbau der Datenbank wird 
in erster Linie der Einbau von Datenmaterial, das an anderen Stellen anfällt, gehören; 

also zum Beispiel die Einbeziehung von Daten über die Infrastruktur aller Gemeinden 

und regionalen Einheiten. Die bereits begonnenen Vorarbeiten werden in den nächsten 

Jahren verstärkt fortgesetzt werden müssen. Falls die erforderliche Personal- und 

Maschinenkapazität zur Verfügung steht, hofft das Amt eine für viele Zwecke einsetz­
bare Datenbank in etwa drei bis fünf Jahren aufgebaut zu haben. In schrittweisem Aus­
bau dieses neuen Informationsinstruments wird dann eine der großen Aufgaben für die 
kommenden Jahrzehnte liegen. Über diese zentrale Datenbank des Amtes hinaus wird 

als Orientierungsbasis eines modernen Staats- und Verwaltungsapparates ein nach 

einem einheitlichen Konzept aufzubauendes „Informationssystem" zu entwickeln sein. 

Dieses System sollte aus sachlichen und organisatorischen Gründen aus einer zentralen 
Datenbank, deren Grundlagen bereits beim Statistischen Landesamt entwickelt wer­
den, und einer Reihe von Regional- oder Fachdatenbanken bestehen. Das zu lösend_e 

Problem besteht darin, die ;2u diesem System gehörenden Datenbanken in ihrem Inhalt 

aufeinander abzustimmen und dafür zu sorgen, daß technisch und systematisch eine 
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Austauschbarkeit von Daten und ein flexibler Datenfluß zwischen allen Teilen des 

Systems möglich ist Diese Aufgabe ist außerordentlich komplex. Sie setzt zunächst die 
Bereitschaft zur vollen Zusammenarbeit aller regionalen und fachlichen Teile voraus. 

Darüber hinaus bedingt sie das Lösen vieler technischer und methodischer Probleme, 

die in ihrer Neuartigkeit sicher nur schrittweise zu lösen sein werden. Das Amt sieht in 

dieser neuen und in ihrer Bedeutung heute kaum schon voll zu erkennenden Aufgabe ein 

herausragend wichtiges Aufgabengebiet. Die Tatsache, daß das Amt schon seit Jahr­
zehnten mit Datenmaterial aller Fachbereiche von Verwaltung und Wirtschaft arbeitet 

und über entsprechende Erfahrungen mit Fragen der Datenverarbeitung verfügt, dürfte 
eine entscheidende Voraussetzung für die sicher nicht leichte Aufgabe der stufen­

weisen Entwicklung eines Informationssystems in enger Zusammenarbeit mit allen 

beteiligten Stellen sein. Die Beantwortung einer Kleinen Anfrage im Landtag zur 
Entwicklung der statistischen Datenbank9 kann als Anhaltspunkt dafür betrachtet wer­

den, daß das Statistische Landesamt hier in eine große und zentrale Aufgabe hinein­
wachsen muß. 

Diese Wandlung der Aufgaben wird das Amt veranlassen, seine Bemühungen um die 

Öffentlichkeitsarbeit weiter zu intensivieren. In den letzten Jahren hat sich immer mehr 

die Erkenntnis durchgesetzt, daß auch im staatlichen Bereich angemessene und zweck­

mäßige Öffentlichkeitsarbeit notwendig ist. Der kritische und zunehmend besser infor­
mierte Staatsbürger erwartet, daß der Staat bei wichtigen Maßnahmen nicht nur auf 

gesetzliche Regelungen verweist, sondern auch erläutert, warum bestimmte Entschei­

dungen getroffen worden sind und welchem Zweck die einzelne Maßnahme dient. Dies 
gilt für die amtliche Statistik in zwei Richtungen. Einmal muß dem Staatsbürger oder 

dem Betrieb gesagt werden, warum der Staat Informationen benötigt, nach denen in den 

Erhebungsbogen gefragt wird. Es genügt nicht mehr, bei einer Volkszählung, die sich 
an die gesamte Bevölkerung wendet auf das vom Bundesgesetzgeber beschlossene 

Gesetz zu verweisen. Die Bevölkerung möchte wissen, für welche Zwecke die bei der 

Zählung gestellten Fragen benötigt werden. Das Statistische Landesamt hat sich schon 

in den letzten Jahren bemüht, mit bereitwilliger Unterstützung durch die Massen­

medien diese Informationen zu geben. Es hat vor kurzem eine kleine Broschüre heraus­

gegeben, die über Zweck, Aufgaben, Organisation und Technik der statistischen Arbeit 
einen möglichst großen Kreis von Interessenten orientieren so1P 0 • Zum anderen ist es 

Aufgabe der ÖffentliC:hkeitsarbeit, die Kenntnis der statistischen Ergebnisse so weit wie 

möglich zu verbreiten. Der Arbeits- und Kostenaufwand, der vom Befragten bis zum 

statistischen Amt reicht, ist nur sinnvoll, wenn die Informationen über die Resultate der 
Arbeit so aktuell und breit gestreut wie möglich gegeben werden. Praktische Erfah­

rungen haben dem Amt immer wieder gezeigt, daß die Kenntnis des Datenmaterials 
immer noch recht begrenzt ist. Das Amt wird sich deshalb weiter bemühen, mit seinen 
Veröffentlichungen, seinen Eildienstmeldungen, seinem Auskunftsdienst und seiner 

schon bisher engen Zusammenarbeit mit der Landespressekonferenz seiner Funktion 
als Informationszentrale bei dem sicher noch wachsenden Bedarf an Orientierung zu 

genügen. Es wünscht sich auch in Zukunft das kritische, aber für die Bedeutung der 

Statistik aufgeschlossene Interesse der Massenmedien und der gesamten Öffentlichkeit. 
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Weiterentwicklung des technischen und methodischen Instrumentariums 

Diesen neuen od~r erweiterten Aufgabenstellungen, für die nur wenige Beispiele ge­
geben werden konnten, wird der Ausbau des technischen und methodischen Instrumen­

tariums entsprechen müssen. Waren die bisher genannten Bestimmungsfaktoren auf 
neue Aufgabenstellungen abgestellt, also auf die eigentlich primären Faktoren der 

Weiterentwicklung, so handelt es sich bei dem nötigen Instrumentarium um einen 

Faktor, dessen Umfang und Beschaffenheit sich aus den gestellten Aufgaben ergibt. 
Die elektronische Datenverarbeitung des Amtes als wichtigstes technisches Instru­

mentarium wird also den neuen Aufgabenstellungen entsprechend auszubauen sein. 
Dieser Ausbau stellt eine um so schwierigere Aufgabe dar, als der zur Zeit vorhandene 
Apparat, wie bereits erwähnt, schon für.die Bewältigung der gegenwärtigen Arbeiten 

kaum ausreicht Wenn in den nächsten Jahren, und Jahrzehnten ein schrittweise 
vergrößertes Arbeitsprogramm bearbeitet werden soll, wenn die zentrale Datenbank 

des Landes auf- und ausgebaut werden soll und weitergehende Verarbeitungsaufgaben 
hinzukommen, müßte die Arbeitskapazität ganz erheblich verstärkt werden. Die tech­

nologischen und methodischen Möglichkeiten wären durch eine Aufstockung der 

Maschinenausstattung, durch den Einsatz elektronischer Lesegeräte' 1 und durch plan­
mäßige Systemanalyse gegeben. Die Probleme werden eindeutig beim Ausbau des 

Mitarbeiterstabes liegen, der in den letzten Jahren trotz aller Anstrengungen wegen 

_der bekannten Schwierigkeit, geeignete EDV-Kräfte für die Arbeitsbedingungen des 

öffentlichen Dienstes zu gewinnen, nicht ausreichend ergänzt werden konnte. Das 
Statistische Landesamt sieht hier einen Punkt zentraler Sorge, da alle Ausbaupläne 

und Konzeptvorstellungen nicht ohne das nötige Instrumentarium verwirklicht werden 
können. Von der Lösung dieses Problems wird in den nächsten Jahren die Arbeits- und 

Entwicklungsfähigkeit des Amtes in einer zentral~n und entscheidenden Funktion ab­

hängen. Auch das in den letzten Jahrzehnten beträchtlich erweiterte methodische 
Instrumentarium der: Statistik wird in Zukunft für Aufgaben der Weiterverarbeitung und 

Analyse des Materials in noch größerem Umfang als bisher herangezogen werden 

müssen. Über die schon seit langem üblichen Trendberechnungen hinaus werden ver­

stärkte Korrelationsrechnungen und Zeitreihenanalysen durchgeführt werden müssen, 

damit Zusammenhänge und kausale Verknüpfungen soweit möglich aufgezeigt werden 
können. Von besonderer Bedeutung wird die Zerlegung von Zeitreihen sein, für die in 
letzter Zeit neue Verfahren entwickelt worden sind 12 . Schon seit langem wird es als 

unbefriedigend empfunden, daß bei Zeitreihen lediglich die beobachteten Werte be­

kanntgegeben werden, ohne daß der Versuch unternommen wird, die einzelnen Kompo­
nenten zu isolieren und damit zu verbesserten Aussagen zu kommen. Das Statistische 

Landesamt hat begonnen, sich mit diesem Aufgabenkomplex zu beschäftigen. Es 
wird diese Arbeiten im Rahmen des Möglichen fortsetzen und intensivieren. 

Organisatorischer und personeller Rahmen 

Als letzter Bestimmungsfaktor der Weiterentwicklung bleibt schließlich der organi­

satorische und personelle Rahmen des Amtes. Die Organisation der amtlichen Statistik 
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war in Deutschland stets fachlich zentralisiert; das heißt, die für alle Verwaltungs- und 
Fachbereiche benötigten Statistiken wurden von zentralen statistischen Ämtern durch­

geführt. Die statistischen Ämter des Bundes, der Länder und der Großstädte waren und 

sind - von bestimmten Ausnahmefällen abgesehen - die Erhebungs-, Aufbereitungs­

und Auskunftszentralen für alle Zweige und Bereiche der amtlichen Statistik. Diese 

Organisationsform hat sich bewährt, da hierdurch von einer Stelle aus die nötige sach­

liche, begriffliche und technische Koordinierung aller Statistiken, die Erteilung von 
- Auskünften über alle Bereiche und die kombinierte Weiterverarbeitung der verschie­

denen Ergebnisse zu Orientierungsgrößen (zum Beispiel zu den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen) wesentlich besser erfolgen kann, als bei einer Aufteilung des 

Materials auf viele Stellen. Außerdem ist die Zusammenfassung aller statistischen 

Arbeiten in ei_nem technisch auf diese Aufgabe eingestellten Amt mit Sicherheit die 
beste und für den Staatshaushalt billigste Lösung. Diese erprobte Organisations­

form scheint nach einer sich in den letzten Jahren abzeichnenden Tendenz für die 

Zukunft gefährdet zu sein. Durch den in allen Gebieten steigenden Informationsbedarf 
und durch den immer umfangreicheren EDV-Einsatz streben verschiedene Verwaltungs­

und Fachbereiche zur Errichtung eigener fachgebundener Informationszentren, die 

eigene Erhebungen durchführen und die Erhebungsunterlagen zusammen mit dem 

in dem betreffenden Sektor zum Beispiel bei Verwaltungsvorgängen anfallenden Daten­

material speichern und auch zu statistischen Ergebnissen verarbeiten. Ein geradezu 
klassisches Beispiel hierfür ist das vor einigen Jahren von der Stiftung Volkswagenwerk 

gebildete Hochschul-Informationssystem, das danach strebt, für.dieZukunftalsgemein­
same Einrichtung aller Hochschulen ein in sich.geschlossenes System der Datenerhe­

bung, -speicherung und -verarbeitung für Planungs- und Verwaltungszwecke aufzu­
bauen. Ein ande·rer Ansatzpunkt könnte in den von verschiedenen Ländern eingerich­

teten „Datenzentralen" liegen, die zwar in erster Linie der Koordinierung des EDV­

Einsatzes im öffentlichen Bereich, vor allem im kommunalen Sektor dienen sollen, bei 
entsprechender Expansion des Aufgabengebietes aber durchaus auch zu Sammel- und 
Verarbeitungsstellen des bei den Verwaltungsvorgängen anfallenden Datenmaterials 
werden könnten. Diese Ansätze sind in Anbetracht des schnell steigenden Informa­

tionsbedarfs und der neuen EDV-Möglichkeiten durchaus verständlich. Das Benutzen 
der bei Verwaltungsvorgängen anfallenden Angaben zu möglichst vielseitigen Infor­

mationszwecken und zur statistischen Verarbeitung ist sogar ein - bereits erwähnter -

Rationalisierungseffekt des EDV-Einsatzes in der Verwaltung. 

Die Bedenken liegen darin, daß bei einer Vielzahl fachgebundener Informationszentren 
die bisherige Geschlossenheit des Datenmaterials über alle Teilbereiche hinweg ent­
fallen würde. Das Ergebnis wäre ein Nebeneinander von Datenmaterial, dasjeweilsfach­

und zweckgebunden ist und keine ausreichende Information mehr ergäbe über die 

zahllosen Verzahnungen zwischen allen wirtschaftlichen, sozialen und demographi­

schen Vorgängen und allen staatlichen Aktivitäten. Auch die Ermittlung zusammen­
fassender gesamtwirtschaftlicher Indikatoren wäre unmöglich gemacht oder zumindest 

entscheidend erschwert. Diese Nachteile sind um so größer, als die Notwendigkeit des 

Nachweises und der Analyse von Verflechtungen und Kausalzusammenhängen immer 
klarer geworden ist. So kann-zum Beispiel der Hochschulbereich überhaupt nicht iso-
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liert gesehen werden. Er muß als Teil des gesamten Bildungswesens betrachtet werden, 

das bei ständiger struktureller Wandlung von Stufe zu Stufe durchlaufen wird. Darüber 

hinaus ist auch das Bildungswesen wieder ein Teil aller wirtschaftlichen und gesell­

schaftlichen Vorgänge, deren Interdependenz gesehen und letztlich nachgewiesen 

werden muß. Das Statistische Landesamt spricht sich daher für die Zukunft für das 

Aufrechterhalten des Prinzips der Geschlossenheit des nach einem einheitlichen Kon­
zept aufgebauten und weiterzuentwickelnden Datenmaterials aus. 
Dieses Ziel könnte bei gleichzeitiger Anpassung an den sich steigernden und wandeln­

den Informationsbedarf durch die bereits dargestellte Lösung des koordinierten Zusam­

menspiels einer zentralen Datenbank.mit einer Anzahl von Fach- und Regionalzentren 

erreicht werden. Die amtliche Statistik hätte sich dann sowohl institutionell als auch 
funktional nicht mehr als weitgehend eigenständiger und isolierter Teil im staatlichen 

Bereich zu sehen, sondern als integrierender Bestandteil der gesamten Verwaltung und 
als Träger des Zusammenspiels aller Teile des öffentlichen Bereichs für Datenverarbei­
tung und Information. 

Dem Wandel in der Aufgabenstellung wird sich der personelle, technische und finan­
zielle Rahmen des Amtes anzupassen haben. Neue Aufgaben können naturgemäß nur in 

Angriff genommen und gelöst werden, wenn die nötigen Voraussetzungen gegeben 
sind. Die Aussicht, etwa Anfang 1973 ein neues, modernes und auf die Erfordernisse des 

Amtes abgestelltes Dienstgebäude zu beziehen, muß einem Amt. das seit seiner 

Errichtung räumlich zerrissen und in vielen meist wenig geeigneten Gebäuden unter­
gebracht war, als ermunternder Faktor für die Weiterentwicklung und als Beginn eines 

neuen Abschnitts der Amtsgeschichte erscheinen. 
Sehr große Sorgen bereitet dem Amt jedoch der Ausblick.auf die personelle Entwick­
lung. Nach den in den letzten Jahren gesammelten Erfahrungen sind qualifizierte Kräfte, 

deren Vorhandensein Voraussetzung für jede sinnvolle Weiterentwicklung ist, im Rah­

men der angebotenen Besoldungs- und Tarifverhältnisse kaum noch zu gewinnen. Das 
Amt verfügt daher zur Zeit noch nicht einmal für die gegenwärtigen Aufgaben über 

einen ausreichenden Mitarbeiterstab. Wenn das Statistische LandesamtalszentralerTeil 

eines modernen Informationssystems im lande tätig werden soll - wofür viele Voraus­
setzungen gegeben sind -, wird eine ausreichende Zahl qualifizierter Stellen und eine 

den ArbE!iten angemessene Ausstattung mit Haushaltsmitteln und technischem Instru­
mentarium geschaffen werden müssen. Ohne den dem Wandel der Aufgabenstellung 
angepaßten personellen, technischen und finanziellen Rahmen bleibt jedes Konzept 

für eine sinnvolle und den Problemen der Zukunft entprechende Entwicklung eine 
Illusion. 

Klaus Szameitat 
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Allgemeiner historischer Teil 

Statistik in Württemberg und Baden 
vor der Gründung statistischer Bureaus 

Aufnahmen der Bevölkerung, in antiken Stadtstaaten und Großreichen durchaus üblich, 

waren für den ganz anders gearteten, verwaltungsschwachen „Staat des Hochmittel­
alters" unmöglich. Erst mit dem Einsetzen modernerer Organisationsformen im Spät­

mittelalter liefern Kirchenbücher und in den Territorien angelegte Listen über Steuer­

und Wehrpflichtige wieder bevölkerungsgeschichtliche Unterlagen. Diese .sind noch 
weit entfernt von einer Statistik. Eine große Ausnahme bildet unter den Territorien Süd­

westdeutschlands das Hochstift Speyer, in welchem nach einem noch unvollkommenen 

Vorversuch von 1466, 1530 eine regelrechte Volkszählung vorgenommen wurde. Alle 

Haushaltungsvorstände und ihre Ehefrauen wurden namentlich in ein Register einge­

tragen, dazu die Zahl der Kinder nach Geschlecht und Altersgruppe vermerkt. Doch 

blieb das ein Einzelfall ohne weitere Tradition. Die geistliche Seelenzählung, verstärkt 

durch die Wirkung von Reformation und-Gegenreformation, und das weltliche Interesse 
für die Militär- und Steuerpflichtigen waren bis weit in das 18. Jahrhundert hinein maß­

gebend für die Anfertigung von Bevölkerungsverzeichnissen. In den Jahrzehnten nach 

1700 nahmen diese Tabellenform an und ersetzten die bisherigen einfacheren Register. 
Die sich gerade in dieser Zeit als Wissenschaft begründende Statistik hat die Entwick­
lung stark beeinflußt, wie sie selbst bald vom tabellarisch vorliegenden Zahlenmaterial 

immer mehr in Bann gezogen wurde und sich von einer allgemeinen Staatswissenschaft 
zur „Zahlenstatistik" entwickelte. Von grundlegender Bedeutung wurde das Werk des 

preußischen Feldpredigers Johann Peter Süßmilch über die göttliche Ordnung in den 

Veränderungen des menschlichen Geschlechts, das 1740 erschien. Rationalismus, von 
England her angeregte Empirie und Theologie reichten sich hier die Hand. Süßmilchs 

Methoden wurden bald in allen deutschen Territorialstaaten angewendet. Die private 
Beschäftigung mit statistischen Zahlen nahm allenthalben zu und füllte die Spalten der 
für die Aufklärungszeit typischen staatswissenschaftlichen Magazine. Doch drang im 

allgemeinen kaum erwas von den durch die Staatsverwaltung erhobenen Zahlen an die 

Öffentlichkeit. Auch Baden und Württemberg waren bis 1820 ausgesprochen publi­

kationsfeindlich. So blieb das in -ihren Behörden zustande gekommene beachtliche 

Zahlenmaterial bis heute weitgehend unbekannt1• 
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Herzogtum Württemberg 

Im seit der habsburgischen Besetzung (1520bis 1534) besonders gut verwalteten Würt­
temberg wurde gegen Ende des 16. Jahrhunderts der Versuch gemacht, die auf der 

Ämterebene schon längere Zeit vorhandenen Daten über Besitz und Herrschaftsrechte 

für das ganze Land zusammenzufassen. Ein Gesamtverzeichnis der Einwohnerschaft 

sollte hinzukommen. Gezählt wurden die Inhaber des Bürgerrechts, die Wi~en und die 

erwachsenen Söhne, also Steuerpflichtige und Wehrfähige. Obwohl man sich in der 

Stuttgarter Kanzlei bemüht hatte. eindeutige Begriffsbestimmungen zu geben, lieferten 

die Amtleute 1598 recht unterschiedliches Zahlenmaterial ab. Man hat aber eine erneute 

Zählung dieser Art nicht mehr versucht, sondern die Ergebnisse noch längereZeitweiter­

benutzt. Vielleicht lag der Grund darin, daß sich von 1601 an in einigen Spezialaten 

(Dekanaten) die Anfertigung von Verzeichnissen der Seelen herausbildete, die sich 1622 

im ganzen Land durchsetzte. Nach dem Westfälischen Frieden wurden auch die Kinder 

mitgezählt und schließlich auch die Angehörigen anderer Konfessionen, so daß damit 

relativ gute BevölkerungSzahlen zustande kamen. Da unter Seelen alle Pfarrangehörigen, 

auch wenn sie auswärts weilten, verstanden wurden, waren die Zahlen leicht überhöht 

und Doppelzählungen nicht zu vermeiden. 

Staatliche Erhebungen setzten erst in der Zeit nach Süßmilch ein und fanden sogleich 

eine Form, die man schon als frühe Statistik bezeichnen kann. 1757 verlangte Herzog 

Karl, daß die Amtleute jeweils zum Jahresende eine Tabelle nach vorgeschriebenem 

Formular unmittelbar bei ihm einreichten. Aus den Amtstabellen wurden nach Über­

prüfung Generaltabellen für das ganze Land gefertigt. Diese enthielten für jede Ge­

meinde bzw. jedes Amt die Zahl der ortsanwesenden Bevölkerung, dazu die Aufschlüs­

selung nach Geschlechtern, bei der männlichen Bevölkerung noch eine weitere Unter­

gliederung nach militärischen Gesichtspunkten, außerdem die Ab- und Zugänge durch 

Wanderung, Geburten und Tod derortsangehörigen Bevölkerung und eine Bilariz gegen­

über dem Vorjahr. Die Akten über diese Zählungen lassen von 1769 an die Methode der 

Erhebung erkennen. Im Zusammenwirken von Pfarrer und Ortsvorstand wurde die Ein­

wohnerschaft im Durchgang von Haus zu Haus erfaßt und in Listen aufgenommen. 

Manche Ämter suchten sich dieses Geschäft schon durch eine Art „Haushaltsbogen" 

zu erleichtern. In den achtziger Jahren wurde nur noch alle vier bis sechs Jahre gründ­

lich gezählt, sonst die Bevölkerung einfach fortgeschrieben. Es hat den Anschein, als 

sei es der Willkür der Ämter überlassen worden, zu bestimmen, wann jeweils ausführlich 

gezählt wurde. So sind heute die eigentlichen Volkszählungsjahrgänge nicht mehr sicher 

auszumachen. 

Die badischen Markgrafschaften 

Die geteilte Markgrafschaft kannte wenigstens in ihrer Ourlacher Hälfte im späten 

17. Jahrhundert kirchliche Zählungen und staatliche Erhebungen, die etwa dem würt­

tembergischen Beispiel von 1622 bzw. 1598 entsprechen. Bei der durch die ständigen 

Kriegswirren am Oberrhein bedingten wesentlich schlechteren badischen Überlieferung 
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läßt sich bisher nicht feststellen, wann solche Zählungen hier eingesetzt haben. Ein 
weiterer Versuch in den Jahren um 1710/20, eine Bevölkerungszählung in Gang zu brin­

gen, blieb in den Anfängen stecken. so daß es erst wenige Jahre nach Württemberg, 

1763, zu einer staatlichen Bevölkerungsstatistik kam. Sie war sehr stark von den kirch­

lichen Zählungen her beeinflußt und wurde auch nach einem vorgeschriebenen Formu­
lar im Zusammenwirken von Pfarrern und Ortsvorständen, Amtsleuten und Dekanen 

erarbeitet. Grundsätzlich wurden in jeder Gemeinde zwei Tabellen zum 31. Dezember 

jeden Jahres angefertigt, eine über den „wirklichen Erfund des Volkes" und eine über 

die Bevölkerungsbewegung im zurückliegenden Jahr. Beide waren durchgehend nach 

Geschlecht und Altersgruppe unterteilt. außerdem fragten sie nach der Konfession. 
Gezählt wurden die Ortsanwesenden, denen man in anschließenden Spalten noch die 

abwesenden Ortsangehörigen.zur Seite stellte. Durch die sehr genaue Untergliederung 

nach dem Alter waren die unteren Zählungsinstanzen oft überfordert, und die Amt­

männer und Dekane kamen mit ihren Berichtigungen-selten ins Reine. Es ist daher ver­

ständlich, daß man nach der Vereinigung von Baden-Durlach und Baden-Baden (1770) 

die im Schwesterterritorium seit 1767 üblichen einfacheren Tabellen übernehmen 

wollte. Gegen den Widerstand der Amtmänner, die sich ans alte Schema gewöhnt hat­

ten und noch vorhandene Formulare erst aufbrauchen wollten, wurde die Reform 
schließlich durchgesetzt. mit dem Erfolg, daß von·nun an die Statistik an Qualität gegen­

über der Zeit vor 1770 deutlich absank. Eine gewisse Vereinfachung und damit auch 

größere Zuverlässigkeit kam in das Verfahren, als man von 1795 an nur noch alle fünf 
Jahre die Bevölkerung durchzählte und sich für die dazwischen liegenden Jahrgänge 
mit der Fortschreibung begnügte. Der weiterreichende Vorschlag, auf alle einzelnen 

Werte über die Bevölkerungsbewegung zu verzichten und in die Generaltabelle nur noch 
nach Süßmilch errechnete Durchschnittswerte für die Geschlechter und Altersgruppen 

einzusetzen, fand keine Zustimmung. Eindet.itig wurde nochmals der Gegenstand der 

Erhebung definiert, die anwesende Bevölkerung einschließlich der Nichtlandesange­
hörigen;·alle abwesenden Untertanen blieben unberücksichtigt. 

Kurfürstentum und Königreich Württemberg 

Der große Umbruch der napoleonischen Zeit stellte die Verwaltung der rasch und über 
ganz verschiedenartige Gebiete wachsenden Mittelstaaten vor bisher unbekannte Auf­

gaben2. Statistisches Material im weitesten Sinne erhielt plötzlich eine Bedeutung, die 
ihm vorher nicht zuerkannt worden war. In Württemberg, wo zunächst die Erwerbungen 
als Neuwürttemberg ein vom alten Land abgeschlossenes und mit diesem nur durch 

die Person des Herrschers verbundenes Staatswesen bildeten. hat man ausführliche 

statistische Tabellen zusammengestellt. Sie sollten die Kenntnisse für den Aufbau des 

neuen absolutistischen Staatswesens vermitteln. Die Regierung in Ellwangen erhob 

so über die von Altwürttemberg her bekannte Bevölkerungsstatistik hinaus Daten über 
die Konfessionen, über Familienstand, Altersgruppen, Todesursachen, Berufszugehö­
rigkeit und verlangte überdies eine ausführliche Landwirtschafts- und Gewerbe­
statistik. Das neuwürttembergische Beispiel wirkte von 1806 an im ganzen Königreich. 
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1807 schlug das Innenministerium eine Verbesserung der Bevölkerungslisten vor. In 
richtiger Erkenntnis der Schwierigkeiten einer zu detaillierten Erhebung wählte man einen 
Mittelweg und erweiterte das bisherige altwürttembergische Schema um eine zweite 
Tabelle über die Klassen der Bevölkerung mit Angaben über Alter, Familienstand, 

Lebensunterhalt und Konfession. Kurz vor Einführung dieser neuen Tabellen war die 
Erhebung der Bevölkerung auf ein neues System umgestellt worden. Die Pfarrer führten 
für jede Gemeinde Familienbücher, und nur die darin erscheinenden Daten wurden in 
die Tabellen aufgenommen und daraus durch Fortschreibung der jeweilige Bevölke­
rurigsstand errechnet. Die bisher alle 4 bis 6 Jahre übliche Zählung von Haus zu Haus 
fiel damit weg. Immerhin wurden nicht nur die Ortsangehörigen, was bei den Familien­
registern nahelag, sondern auch die Ortsanwesenden ermittelt. Die Tabellen enthalten 
stets zwei Bevölkerungszahlen. Sie wurden über Ämter, Kreise und Oberregierung dem 
lnnenniinisterium vorgelegt, das daraus eine Generaltabelle fertigte.und dem König mit 
entsprechender Interpretation überreichte. Ständig mußte sich das Ministerium für ein­
geschlichene Fehler entschuldigen, die von Mißverstän~nissen der Definitionen her­
rührten. Die größten Ungenauigkeiten entstanden bei der Wanderungsbilanz und bei 
den gerade in den Anfangsjahren so häufigen Gebietsveränderungen. Als man für 

letztere 1813-eine besondere Spalte „Bevölkerungsab- und -zunahme durch besondere 
· Zufälle" einführte, wurde diese bald für alle möglichen zweifelhaften Gegenstände be­

nutzt, so daß sich die Fehler nochmals häuften. Auch nachdem sich die politischen 
Verhältnisse konsolidiert hatten, blieb es bei erheblichen Differenzen bei der Ab- und 
Zuwanderung von und nach Orten des Königreichs. Doppelzählungen ließen sich nicht 

ausschließen. Mit der Gründung des Statistisch.:.Topographischen Bureaus wurde erst­
mals für 1822 die Bevölkerungstabelle von einer eigens dafür geschaffenen Behörde 

bearbeitet Diese faßte in einem 1824 vorgelegten Bericht noch einmal die Entwicklung 
des Jahrzehnts von 1812 bis 1822 zusammen. Dabei stellte sich heraus, daß bei der 
Zählung der Orts- und Staatsangehörigen seit 1812 eine ständige Überhöhung des Zu­
wachses eingetreten war. Statt einer jährlichen Zuwachsrate von 1%, wie man sie bisher 
angenommen hatte, betrug diese tatsächlich noch nicht einmal 0,5%. Trotz der Unvo.I1-
kommenheiten, die gerade in der Methode der Familienbücher lagen, entschied man 
sich damals dafür, nur noch die Ortsangehörigen und nicht mehr die Ortswanwesenden 

zu zählen. Das Statistisc~-Topographische Bureau wies selbst darauf hin, daß z. 8. in 
Stuttgart damit die wirkliche Bevölkerung um 5000 bis 6000 zu niedrig angegeben 
würde. Eigenartig~rweise hat man also in Württemberg sich gerade bei der Institutiona­
lisierung der Statistik für die verfehlte Methode entschieden und damit die seit 1757 
bestehende Kontinuität abgebrochen. 

Kurfürstentum und Großherzogtum Baden 

ln Baden hat die napoleonische Flurbereinigung eine große Menge von Fragebogen 
über den politischen, kirchlichen und wirtschaftlichen Zustand der neuerworbenen 
Gemeinden und· Gebiete hervorgerufen, zu einer regelrechten statistischen Erfassung 
kam es zunächst nicht. In den altbadischen Landesteilen lief die Volkszählung nach 
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dem eingeführten Schema weiter. Dieses hatte man 1804 für das ganze Land vorgeschrie­

ben mit dem Erfolg, daß in diesem Jahr in der einstigen Markgrafschaft gezählt wurde, 
in den neuen landen erst ein Jahr später, eine Ungenauigkeit, über die man sich mit der 
Fortschreibung hinweg half. Die neuerworbenen Gebiete pflegten darüber hinaus die bei 

ihnen bisher üblichen Zählungsverfahren weiter, so vor allem die Regierung der badi­

schen Pfalzgrafschaft, das einst von der kurpfälzischen Akademie 1770 entwickelte 
Schema. Das führte in Karlsruhe zur Überlegung, ob man nicht im ganzen Land alle fünf 

Jahre nach altbadischem und alle zehn Jahre nach altpfälzischem Verfahren zählen 

solle. Doch schrieb das Geheimratskollegium schon für 1807 wieder eine einheitliche 

Zählung vor, und die folgenden Jahre brachten durch Verfügung des Innenministe­

riums wieder Ordnung in die badische Bevölkerungsstatistik. Von 1808 an liegen aus­
gedehnte Listen vor, die nach einem vereinfachten, vom altpfälzischen Vorbild beein­

flußten altbadischen Formular vorgenommen wurden. Von 1810 an stand endgültig 

fest, daß jeweils im November gezählt wurde, und zwar streng die ortsanwesende 

Bevölkerung, untergliedert nach Geschlechtern und Konfessionen mit ausführlichen 
Daten über die Bevölkerungsbewegung. Die Zählung war ganz Sache der weltlichen Be­

hörden und lief durch alle Instanzen der iilneren Verwaltung. Auch die badischen Bevöl­
kerungstabellen dieser Jahre hatten mit den gleichen Schwierigkeiten zu kämpfen wie 
die württembergischen. Die Bilanzen wollten vor allem bei der Wanderung nicht 

stimmen. Die Ämter klagten über die Nachlässigkeit der Ortsvorstände bei der Erhebung 
und hielten die Pfarrer für gewissenhafter und das württembergische Verfahren für 

wesentlich genauer. Alle Ansätze zu Reformen drangen nicht durch. Besonders inter­
essant ist in diesem Zusam·menhang der Vorschlag, bessere Zahlen durch namentliche 

Selbsteintragung der Haushaltsvorstände unter Assistenz der Pfarrämter zu erreichen. 
Die immer wieder vorgebrachten Einwände gegen die jährliche Durchführung der Zäh­
lung führten erst 1832 zu dem Beschluß, nur noch alle drei Jahre zu zählen. Voraus­

gegangen war ein Kompetenzstreit zwischen Innenministerium und Finanzministerium, 
in dem letzteres klar zu machen versuchte, daß es mit Hilfe der Beamten zur Steuerein­

schätzung genauere Zahlen liefern könne als das Innenministerium. Die anschließenden 

Erwägungen, ob Baden dem Zollverein beitreten solle, führten dann aber doch dazu, daß 

schon vor dem Anschluß an den Zollverein das Finanzministerium 1834 eine zusätzliche 
Zählung nach Zollvereinsmodus durchführen konnte. Von nun an liefen die jeweils 
dreijährigen Zählungen des Innen- und des Finanzministeriums mit einem Jahr Ab­
stand nebeneinander her. Erst 1846 entschloß man sich zu einer gemeinsamen Zählung. 
Dies geschah, als sich bereits auch in Baden die Gründung eines statistischen Bureaus 

abzeichnete 

Zusammenfassung 

In Baden wie in Württemberg ist also die zunächst kirchliche Zählung über ein gemischt 

staatlich-kirchliches Verfahren durch eine staatliche Zählung abgelöst worden, und 

diese hat sich zu einer regelrechten Statistik weiterentwickelt. Die Ansätze dazu liegen 
nach dem epochemachenden Buch von Süßmilch in den Jahren zwischen 1757 und 
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1770, wenn man auch noch die Markgrafschaft.Baden-Baden und die Kurpfalz in die 

Betrachtung einbezieht. Das württembergische Vorbild hat auf die Nachbarn eingewirkt 

Ursprünglich hat man überall Ortsanwesende gezählt, in Württemberg zusätzlich noch 

Ortsangehörige. Erst nach dem großen Umbruch von 1803/06 zeigte sich eine Ausein­

anderentwicklung, indem in Württemberg der Akzent immer stärker auf die Orts- und 

Staatsangehörigkeit gelegt wurde. Vollständig ist man auch dort erst zu diesem Ver­

fahren übergegangen, als bereits eine eigene Behörde für die Statistik geschaffen war. 

Baden ist bei der Zählung derOrtsanwesenden geblieben. Es brauchte Viel länger bis eine 
eigene statistische Behörde gebildet werden konnte. So erklärt es sich auch, daß die 
badischen Zählungsergebnisse viel bruchstückhafter als die württembergischen erhal­

ten blieben, obwohl bei ihnen ein Vergleich mit dem späteren Material eher möglich 

gewesen wäre. 

Anmerkungen 

1 Zur Entwicklung bis 1803 vgl. Meinrad Schaab, Die 
Anfänge einer Landesstatistik im Herzogtum Würt­
temberg in den Badischen Markgrafschaften und in 
der Kurpfalz. ln:.ZWLG, Jg. XXVI, 1967, S. 89 ff. 
2 Die Skizzierung der E_ntwicklung ab 1803 beruht 

Bildnachweis 

Abb, 1: Hauptstaatsarchiv Stuttgart (HStASt A 39). 

Meinrad Schaab 

auf dem Aktenmaleria1 des Hauptstaatsarchivs Stutt­
gart und des Generallandesarchivs Karlsruhe, über 
das ein späterer ausführlicher Aufsatz in der ZWLG 
die Nachweise bringen soll. 
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Die amtliche Statistik in Württemberg und Baden 
von 1820 bis 1945 

Einrichtung und Entwicklung des statistischen Dienstes bis 1870 

Wie in anderen Staaten hat sich die amtliche oder Verwaltungsstatistik in Baden und 
Württemberg in enger Verbindung mit der öffentlichen Verwaltung entwickelt und erst 

mit der Ausbildung der letzteren eine gewisse Bedeutung erlangt. Der Beginn der Sta­

tistik. als einer den Staat betreffenden und dem Staat dienenden Wissenschaft, fiel in 
die Zeit der Staatenbildung, in der der soziale Integrationsprozeß die losen Organisa­

tionsformen mittelalterlicher ständischer Gliederungen - in der Form des absoluten 
Fürstentums - zu festgefügten Staaten umwandelte. Mit der Einrichtung der konstitu­
tionellen Regierungen kam sie mehr und mehr zur Geltung und wurde schließlich unent­

behrliches Requisit der Gesetzgebung und Verwaltung. 

Nach der Französischen Revolution drang der Geist der europäischen Neuzeit mit seiner 

Rationalität und der ordnenden Kraft seiner Ideen tief in die Empfindungswelt des Volkes 

ein. Der aufkommende Individualismus löste die Gebundenheit der mittelalterlichen 
Welt mit ihren vielfachen Bindungen der Lebensordnung und Lebensbetätigung. Nun 
war die Zeit gekommen, auch das gesellschaftliche Leben der naturwissenschaftlichen 
Betrachtung einzugliedern und die Beobachtung auf alle menschlichen Erscheinungen 

auszudehnen. Dazu bedurfte es einer besonderen Methode, eben der Statistik. 

Im politischen Leben ging es um die Auseinandersetzung zwischen der Monarchie und 

der Volkssouveränität. Leidenschaftlich wurde um eine neue Verfassung, um mehr 

Volksrechte gekämpft. Der Verfassungsstaat brauchte die Statistik als notwendiges 

Mittel zur Verwirklichung der geforderten Öffentlichkeit der Verwaltung. Nicht zuletzt 
führten auch die großen staatspolitischen Umwälzungen am Anfang des 19. Jahrhun­
derts, welche die Neuordnung des südwestdeutschen Raums bewirkten, zur Statistik. 

Die alten Länder und die neu hinzugekommenen sollten zu einem lebensvollen Ganzen 

verschmolzen werden. Die Verwaltungsreform, die mit Eifer betrieben wurde, setzte 

jedoch Kenntnis von Land undLeuten, der Kräfte des Landes, seiner Hilfsmittel und sei­
ner Bedürfnisse voraus. Zudem legten die noch stark unter den Einwirkungen des Mer­

kantilismus stehenden Staatsmänner auf die Statistik der Bevölkerung, der Ein- und 

Auswanderung, der Ein- und Ausbringung von Vermögenswerten, auf die Handels­

bilanz und die Leistungen der Fabriken ein besonderes Gewicht, war doch der Merkan­
tilismus in hohem Grade von der Möglichkeit einer absoluten Beeinflussung der wirt­

schaftlichen Verhältnisse des Staats durch planvolle Maßnahmen der Regierung über­
zeugt, eine Anschauung, die- entsprechend dem Ausspruch Napoleons 1.: ,,La statistique 

est le budget des chos0s et sans budget pointde salut'' - wiederholt in den Verordnungen 

und Entschließungen jener Zeit zum Ausdruck kommt. In allen Ressorts wurden Maß­
regeln zu statistischen Erhebungen und Zusammenstellungen getroffen, aber sie trugen 

alle den Stempel der Zufälligkeit und verschwanden meistenteils wieder, wenn sie den 

bestimmten Zwecken gedient hatten, in den Registraturen. Nur ein geringer Teil wurde 
der Öffentlichkeit bekannt. Viele der wichtigsten Nachrichten, besonders der früheren 
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Abb. 1 Königliches Dekret zur Gründung des Statistisch-Topographischen Bureaus (Auszug) 



Zeit, gingen auf diese Weise verloren, und es wurde hierdurch gerade das, woraus 

eigentlich der Wechsel der Zeit erkannt werden konnte, nämlich eine vergleichende 

Statistik, fast zur Unmöglichkeit gemacht. So boten die Länder lange Zeit das Beispiel 

einer zufälligen und ungleichartigen statistischen Tätigkeit der einzelnen Ministerien. 
Die Entwicklung des statistischen Dienstes zu einer systematischen amtlichen Statistik 
erfolgte nur schrittweise im laufe des 19. Jahrhunderts. 

Das Königliche Statistisch-Topographische Bureau in Württemberg 

Das Königlich-Württembergische Staats- und Regierungs-Blatt teilte zu Anfang Dezem­
ber1820 als königliches Dekret mit „Seine Königliche Majestät haben ... vermöge Reso­

lution vom 28. (November 1820) für die Statistik und Topographie des Vaterlandes ein 

eigenes Bureau zu errichten ... geruht'"1• Für dieses Statistisch-Topographische Bureau 

ist neben dem Regierungsrat Kausler der bisherige Präzeptor Magister Memminger 

(1773 bis 1840) in Cannstatt mit dem „Charakter und Range eines Professors der Uni­
versität gnädigst ernannt worden". 

Unter dem 26. März 1821 erging dann eine Verordnung des Departements derFinanzen2 , 

dem wohl damit die neue Dienststelle untergeordnet wurde, wonach das Bureau die 
Bestimmung habe, ,.eine genaue und vollständige Landes-, Volks- und Ortskunde von 

Württemberg zu liefern und die in jedem Jahre sich ergebenden Veränderungen sorg­

fältig zu sammeln. so daß jede Regierungsbehörde und jeder Württemberger fort­

dauernd eine richtige und umfassende Kenntniß von dem Zustand und den Verhält­
nissen des Vaterlandes sich zu verschaffen Gelegenheit habe''. Sämtliche Provinzial­

stellen und Beamte, namentlich auch Geistliche, Ärzte und Ortsvorsteher sollten den 

Anforderungen, welche das Bureau an sie zu machen für nötig erachten werde, ,.pflicht­

mäßig zu entsprechen gehalten seyn". Insbesondere wurden die Befragten angewiesen, 

die „tabellarischen Fragenplane", di8 das Bureau zu bestimmten Zeiten ausschicken 
werde, ,,mit Fleiß zu beantworten und zur gesetzten Zeit pünktlich ausgefüllt und mit 

Unterschrift versehen an dasselbe zurückzusenden". 

Ein Kommentar dazu wird unter das Motto gestellt „turpe est in patria vivere et patriam 
ignorare"3 . Es wird betont, mit dem Regierungsantritt König Wilhelms L (Regierungszeit 
1816 bis 1864) habe ein neuer Zeitabschnitt für die Vaterlandskunde begonnen, in dem 
an die Stelle ängstlicher Geheimniskrämerei die unbefangenste Offenheit, an die 
stumpfer Gleichgültigkeit regster Eifer getreten sei. Es sei an der Zeit gewesen, in Würt­

temberg, das sonst in keinem Zweige des Wissens zurückstehe, die Heimatkunde besser 
zu pflegen, da sie ein wirksames Mittel und ein wesentliches Erfordernis der Bildung 

sei, ja unbedingt zur Allgemeinbildung gehöre. Ohne genaue Kenntnis des Vaterlandes 

könne es keine Vaterlandsliebe, keinen Gemeinsinn geben; nur sie könnte, wie es in der 
Schweiz· geschehe, den Patriotismus fördern und hierzulande ein württembergisches 

Volk schaffen, das im ureigensten Interesse die durchaus noch nicht überwundenen 

Grenzen der Feudalzeit vor der napoleonischen Flurbe'reinigung überwinden müßte. 

Auch müsse das staatsbürgerliche Leben gefördert werden, indem man den Beweis 
dafür antrete, daß der Bürger reif sei für die ihm jüngst (durch die Verfassung von 1819) 
eingeräumten Rechte und Freiheiten. Dazu sei notwendig, den Zustand des Vaterlandes 
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genauer kennenzulernen. Wer die Kultur hauptsächlich in der Latinität suche. stecke 
als moderner Mensch mehr oder weniger in der Unkultur. Zur Teilnahme an den öffent­
lichen Angelegenheiten bedürfe es der Kenntnis des Vaterlandes; sonst könnte es 
vorkommen, daß das öffentliche Wohl Not leide, aber auch das des einzelnen. Land­
wirtschaft, Gewerbe und Handel seien Quellen des öffentlichen und privaten Wohl­

standes; keiner dieser Zweige des Wirtschaftslebens könne ohne fühlbaren Nachteil 
der Landeskunde entbehren. Am wenigsten aber könne die öffentliche Verwaltung 
sie missen. Kaiser Joseph II. sei zu Ende des 18. Jahrhunderts der Meinung gewesen, 

„um ein Land gut zu regieren, müsse man es vor allem gut kennen". Kein Zweig der 
Staatsverwaltung könne diese Kenntnis missen, selbst in der Diplomatie könne man sie 

nicht ungestraft entbehren. ,,Eine genaue Landeskunde und eine fortgesetzte Statistik 
seien der sicherste Maßstab von den Kräften eines Staates, der richtigste Barometer 
der bürgerlichen Freiheit und die unverdächtigste Lobrede auf eine weise Regierung." 
Auch anderwärts, in Frankreich, Bayern. Österreich und Preußen hätte man den Wert 
eigener statistischer und topographischer Bureaus erkannt und sogar landeskundlichen 
Unterricht in den Schulen verordnet 
In Württemberg hätte man allerdings doch auch schon einiges getan. Unter Herzog 
Karl-Eugen (1737 bis 1793) hätte man statistische Deputationen errichtet; zuvor schon 

hätte man die Landbücher ( vgl. den Beitrag „Die amtliche Landesbeschreibung") 
verfaßt, aber diese Maßnahmen seien ungenügend gewesen. Gerade statistische Notizen 
seien zur Genüge. sogar mehriach jährlich eingezogen worden, aber man hätte sie in 

den Registraturen begraben; private Bemühungen hätten keinesfalls ausgereicht. 
Die neue Zeit, die mit der Thronbesteigung Wilhelms 1. (1816) und mit der Verkündigung 
der Verfassung (1819) begonnen habe. stelle die Resultate der Rechtspflege sorgfältig 
zusammen. die Innenverwaltung verbreite Licht über das Dunkel der Gemeindehaus­
halte, die Finanzverwaltung berichte nunmehr über Einnahmen und Ausgaben des 
Staates, über Wert und Nutzung des Staatseigentums, über Domänen und Forsten; die 
Anordnung von Kameralamtsgrundbüchern liefere einen Schatz von statistischen und 
topographischen Notizen; für Staats- und Landeskunde öffneten sich dadurch bis dahin 
vermißte Quellen. Die allgemeine Vermessung und Katastrierung des Landes und damit 

Abb. 2 Amtsgebäude Büchsen­
straße 51 
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Abb. 3 Amtsgebäude Büchsenstraße 
52 und 54 

seine topographische Aufnahme schreite voran. Grundeigentum, Gewerbe und Handel 
sowie Gebäude und Eigentümer würden sorgfältig erhoben. All dieses Material müsse 
man wissenschaftlich zu bearbeiten und lebendig darzustellen versuchen. DieseAufgabe 
durchzuführen liege nunmehr beim Statistisch-Topographischen Bureau, das für Regie­
rung und öffentlichen Dienst, aber auch für die breitere Öffentlichkeit sowie zur Belehrung 
des Volkes zu arbeiten habe. 

Die Diensträume befanden sich in Stuttgart zunächst in königlichen Gebäuden der 
Königstraße (Nr. 21, Nr. 24 und Nr. 26), bis sie um 1850 in die Kasernenstraße 2 
verlegt wurden. Gegen die Jahrhundertwende wurden dann die Gebäude 51 und später 
52 bis 56 der Büchsenstraße bezogen. 
Bereits 1818, also kurz vor Errichtung des Statistisch-Topographischen Bureaus war 
auch die Landesvermessung angeordnet worden. Im Jahre 1822 folgte die Gründung 

des Vereins für Vaterlandskunde. Die Anregung zu diesen drei in enger Wechselbezie­
hung stehenden, die Kenntnis des Landes bezweckenden Instituten hatte Finanzminister 
von Weckherlin (1767 bis 1828) gegeben, und auch seine nächsten Amtsnachfolger 
brachten ihnen fortgesetzt ein eingehendes Interesse entgegen. Hieraus erklärt sich 
historisch die Unterordnung des Statistisch-Topographischen Bureaus unter das Fi­
nanzdepartement. Der Verein fürVaterlandskunde hat eine selbständige Tätigkeit nicht 
zu entfalten vermocht, sich vielmehr von vornherein an das Bureau angelehnt Die 
Landesvermessung ist im Jahr 1850 vollendet worden. So ist denn dem Statistisch­
Topographischen Bureau immer mehr und schließlich allein die Pflege der Landeskunde 

als Aufgabe zugefallen, zumal seitdem in Folge der höchsten Entschließung vom 2. Juni 
1856 ausdrücklich die Verschmelzung des Vereins fürVaterlandskunde mit dem Bureau 
und der Eintritt der Mitglieder des Vereins in das Bureau als außerordentliche Mitglieder 
bestimmt worden ist. 

Dabei stand nicht die Statistik als selbständige Materialwissenschaft im Vordergrund, 
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sondern vielmehr das, was man Landes- oder Volkskunde nennt. In gewisser Hinsicht 
waren dabei alle Forschungsgebiete gemeint, die der natürlichen und geschichtlichen 

Landeskunde dienlich sein konnten. So war das Bureau von Anfang an eine halb 
behördliche, halb wissenschaftliche Anstalt eigener Prägung mit Aufgaben auf den 

verschiedenartigen Gebieten der Landeskunde im engeren Sinne, der Statistik, der 
Topographie und seit 1854 auch der Meteorologie. Erst allmählich wurde die Statistik 
zur Hauptaufgabe. Wahrscheinlich haben verschiedene Ursachen, wie die wirtschaft­
liche Entwicklung, das Auftreten agrarpolitischer Fragen, die Einführung und der Ausbau 
des konstitutionellen Systems und insbesondere die Zollvereinsstatistik die Notwendig­
keit der Neugestaltung des statistischen Dienstes gezeitigt. 
Unter dem Eindruck der Generalkonferenzen des Zollvereins und der ersten internatio­
nalen statistischen Kongresse in Brüssel (1853) und Paris{1855) wurde dann das König­
lich Statistisch-Topographische Bureau zur Zentralstelle für die Landesstatistik erweitert 

und die Aufgabenstellung durch ein umfassendes Statut neu geregelt. 
Das Bureaustatut von 18564 resultiert aus der Erkenntnis des wesentlichen Einflusses 
einer umfassenden Statistik auf Gesetzgebung und öffentliche Verwaltung, deren 
Ansprüche mit der Zeit immer vielseitiger werden; deshalb sollen die statistischen 

Einrichtungen modernisiert und in nähere Verbindung mit den verschiedenen Mini­

sterialdepartements gebracht werden. Nach wie vor hat das Bureau die Bestimmung 
„Notizen über alle gesellschaftlichen und staatlichen Erscheinungen zu sammeln und 
methodisch zu ordnen, deren übersichtliche Kenntnis für die Staatsregierung und die 
Wissenschaft von Wichtigkeit seyn kann. Auch ist dasselbe berufen, für die Verbreitung 
derjenigen Gegenstände, welche zur Kenntniß des Landes und der öffentlichen Ver-

Abb. 4 Ferdinand Heinrich August 
von Weckherlin (1767 bis 1828); 
Finanzminister von 1820 bis 1827 
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Abb. 5 Johann Christoph von 
Herdegen (1787 bis 1861); Amtsvor­
stand von 1850 bis 1861. früher 
Finanzminister 

hältnisse dienen. durch Publikationen zu sorgen". Man sieht also, daß einmal die 
Sammlung und Ordnung, das heißt Aufbereitung statistischen Materials in einem etwas 

engeren Sinn in den Vordergrund tritt und daß zum anderen nicht mehr so sehr an das 
Interesse der Öffentlichkeit (.,jeder Württemberger") wie an das der Wissenschaft 
gedacht wird. 
Geschäftsaufgabe ist a) die allgemeine Lande~statistik in Beziehung auf Grund und 
Boden, Bevölkerung, Feldbau und Viehzucht, Gewerbe und Industrie, Handel und 
Verkehr; b) die administrative Statistik der Innenverwaltung, der Rechtspflege, des 
Schulwesens, des Staatseinkommens und des Staatsaufwandes. Unter topographischen 

Aufgaben des Bureaus werden verstanden a) Fortführung und Vervielfältigung der auf 
Grund der Landesvermessung bearbeiteten Karten; b) Vollendung der Beschreibung 
des Königreichs nach Oberamtsbezirken; schließlich cl die Zusammenstellung der 
meteorologischen Beobachtungen. Denn seit 1854 gab es neben dem landeskundlich­
statistischen und dem topographisch-landeskundlichen Dienst den meteorologischen. 
In finanzieller und disziplinarischer Hinsicht unterstand das Bureau ausschließlich dem 
Finanzministerium, in dessen Etat Ausgaben für Personal- und Kanzleikosten, für die 
Bibliothek und die Kartensammlung sowie für die Veröffentlichungen vorkommen soll­
ten. Die Kosten für vorübergehende Neueinstellungen sollten jedoch zu Lasten des 
jene verursachenden Ministeriums gehen. Als Landesstelle war das Bureau den höheren 
Verwaltungsstellen gleichgestellt; es hatte die Berechtigung zu direktem Verkehr auch 
mit „auswärtigen öffentlichen Stellen", das heißt außerwürttembergischen Behörden 
und wissenschaftlichen Gesellschaften. 
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Das Statut von 1856 schuf auch eine neue Grundordnung. Das Bureau als statistische 
Centralstelle bestand seitdem unter der Leitung des Amtsvorstands aus den etatmäßig 

bestimmten ordentlichen (obligaten) Mitgliedern im Haupt- oder auch im Nebenamt 
und den außerordentlichen oder correspondierenden Mitgliedern vor allem aber bei 

Einleitung und Behandlung statistischer Arbeiten noch aus den beigeordneten ständigen 
Delegierten der Justiz, des Innern, des Kirchen- und Schulwesens und der Finanzen: 
in bezug auf topographische Arbeiten war der jeweilige Vorstand der Topographischen 
Abteilung des Generalquartiermeisterstabs des Kriegsministeriums als Delegierter bei­

zuziehen. In Aufzählungen rangieren diese Delegierten hinter dem Amtsvorstand, aber 
vor den ordentlichen Bureaumitgl iedern. Sie haben das Recht der Einsichtnahme in den 
gesamten Geschäftsablauf; sie nehmen mit Stimmrecht an den monatlichen Collegial­
beratungen „zum Zweck einer förderlichen Führung der Geschäfte und der Erhaltung 

eines methodischen Geschäftsgangs" teil; in einzelnen Fällen können daneben auch 
Spezialisten des einschlägigen Departements zugezogen werden, bei Behandlung von 
Fragen der Militärverwaltung soll das Kriegsministerium zur Entsendung eines Abge­
ordneten eingeladen werden. Die Ministerialdelegierten übernehmen die Vertretung der 
ihr Ressort berührenden Fragen bei ihrem Departement, das Auszüge aus dem Protokoll 
zur Genehmigung des Arbeitsvorhabens erhält. 

Bereits 1850 hatte Johann Christoph von Herdegen (1787 bis 1861) nach seinem 
Rücktritt als Finanzminister die Leitung des Statistisch-Topographischen Bureaus über­
nommen und sie bis zu seinem Tod fortgeführt. Zwar war er in seinen vorgerückten 
Jahren nicht mehr selbst auf dem Gebiet der statistischen Literatur tätig, desto mehr 
aber versuchte er, beratend und belebend auf die Tätigkeit anderer hinzuwirken und 
für die unter seiner Leitung herausgegebenen Jahrbücher passenden Stoff zu ge­
winnen. 
Nach dem Tode des ersten Amtsvorstandes erklärte sich Staatsrat Dr. Gustav von 

Rümelin (1815 bis 1889) bereit. diese Stelle als Ehrenamt zu übernehmen; war er doch 
schon vorher als Delegierter Mitglied des Statistisch-Topographischen Bureaus ge­

wesen. Sein realistischer Sinn hatte ihn stets auf die Statistik hingewiesen. Zunächst 
suchte er sich und der Welt in der Abhandlung „Zur Theorie der Statistik"5 Rechenschaft 
darüber zu geben, was Statistik ist. Rümelin erläuterte, daß man ganz allgemein mit 
dem Wort „statistisch" die methodische Beobachtung und Zählung von Merkmalen 
menschlicher oder anderer Gruppen von Erscheinungen und deren wissenschaftliche 
Verwertung versteht. daß die Statistik so eine methodologische Hilfswissenschaft für 
eine Reihe empirischer Wissenschaften sei. Er gibt zwar zu, daß ihr Name ursprünglich 
„Staatenkunde" bedeutet habe, will aber die neue Staatenkunde, die Demographie, als 
eine besondere Wissenschaft neben der Statistik anerkannt wissen. In einer großen 
Zahl ebenso gründlich wie verständlich geschriebener Einzeluntersuchungen hat er 
Musterbeispiele statistischer Arbeit gegeben. Von 1861 bis 1871 sind fast in jedem 
Jahrgang der Württembergischen Jahrbücher für Statistik und Landeskunde statistische 
Arbeiten von ihm erschienen. Er gehörte 1869 und 1871 der Kommission an, welche 

in Berlin die weitere Ausbildung der deutschen Statistik beriet. Anfang 1867 wurde 
ihm von der Universität Tübingen ein Lehrauftrag für Statistik und vergleichende 
Staatenkunde angeboten. mit der Erlaubnis, zugleich philosophische Vorlesungen zu 
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Abb. 6 Gustav von Rümelin (1815 
bis 1889); Amtsvorstand von 
1861 bis 1873, außerdem Kanzler 
der Universität Tübingen 

halten. Der Senat hieß ihn freudig willkommen. Die Hauptvorlesungen, die er nun bis 
zum Sommer 1888 hielt, waren: Soziale Statistik, Politische Statistik oder vergleichende 
Staatenkunde und Rechtsphilosophie. Die Erfahrung eines großen realistischen Beob­
achters und Staatsmannes fand begeisterte Zuhörer, Studierende aller Fakultäten füllten 
sein Auditorium. Als er 1870 Kanzler der Universität wurde und als solcher die Univer­
sität in der Zweiten Kammer zu vertreten hatte, kehrte er, von allen Parteien geehrt, 
in die Tagespolitik zurück. Infolge seiner sehr bedeutsamen Kanzlertätigkeit hat er dann 
1873 die verdienstvolle Leitung des Statistisch-Topographischen Bureaus abgegeben. 
Durch königliche Entschließung wurde er daraufhin in Würdigung seiner überragenden 
Verdienste um die Landesstatistik zum Ehren-Vorstand ernannt. 
Anläßlich der Übersiedlung Riimelins nach Tübingen im Jahre 1867 wurde Oberfinanzrat 

Dr. Gustav von Zeller mit der Führung der laufenden Vorstandsgeschäfte betraut. der 
bereits Mitglied des Statistisch-Topographischen Bureaus war. In seiner Amtszeit 
beschränkte er sich hauptsächlich auf die Weiterführung des staatlichen Grundsteuer­
katasters im Zusammenhang mit der topographischen Aufgabe des Bureaus. Nachdem 
ROmefin im Jahre 187 3 als Vorstand zurückgetreten war, hat auch Zeller die Vorstands­
geschäfte beim Statistisch-Topographischen Bureau niedergelegt. Er wurde dann zum 
Vorstand der Katasterkommission ernannt. 
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Die statistischen Arbeiten seit Errichtung des Statistisch-Topographischen Bureaus 

bestanden zunächst hauptsächlich in den regelmäßig wiederkehrenden Bevölkerungs­

aufnahmen. Bis 1823 wurde die „ortsangehörige" Bevölk~rung jährlich am 1. November 

ermittelt. Von da ab sollten Bevölkerungszählungen nur noch etwa alle 10 Jahre 

vorgenommen werden. während die Bevölkerungsentwicklung, der „Gang der Bevöl­

kerung", weiterhin jährlich festzustellen war. Seit der Gründung des Zollvereins (1834) 
wurden dann die Volkszählungen im laufe der Jahre fast ausschließlich von den 
Vereinbarungen auf den General-Zollkonferenzen abhängig ... Der Ertrag, der in die 

Gemeinschaft fallenden Abgaben wird nach Abzug gewisser, im Vertrage näher be­

zeichneter Kosten, Rückerstattungen und Ermäßigungen unter den Vereinigten Staaten 

nach dem Verhältnis der Bevölkerung, mit welcher sie sich im Vereine befinden, 

verteilt. Der Stand der Bevölkerung in den Vereinsstaaten wird alle drei Jahre von 

einem noch zu verabredenden Termin an ausgemittelt und in der Nachweisung derselben 

von den einzelnen Staaten einander gegenseitig mitgeteilt werden"6 • Auf späteren 

Konferenzen einigten•sich die Regierungen der Zollvereinsstaaten über verschiedene 

Verbesserungen der Erhebungsmethoden. insbesondere über die Vornahme wirklicher 

Zählungen. 
Auch für die Durchführung von gewerbestatistischen Aufnahmen sorgte der Zollverein. 
Seit 1860 fanden in den Zollvereinsstaaten besondere jährliche Aufnahmen über die 

Produktion der Bergwerks-, Hütten- und Salinenbetriebe statt Entsprechend dem 

damaligen wirtschaftlichen Charakter des Landes stand jedoch die Landwirtschafts­

statistik im Vordergrund. Für Landeszwecke wurden in dreijährigen Perioden Vieh­
zählungen vorgenommen, alljährlich Zusammenstellungen über Feldanbau und Ernte­

ertrag, über den Weinbau sowie über den Verkehr auf den Frucht- und Wollmärkten 

erstellt. Mehr vom Zufall war es abhängig, was dem Bureau sonst an statistischem 

Material, namentlich an administrativ-statistischen Mitteilungen zugefallen ist 
Die Ergebnisse der Erhebungen wurden oft unter Zusammenfassung mehrerer Jahr­

gänge statistisch weiterbearbeitet und in den Jahrbüchern für Statistik und Landeskunde 

veröffentlicht. Die Ergebnisse der Volkszählungen, bei denen bald das eine, bald das 
andere Bevölkerungsproblem besonders untersucht wurde, sind über einJahrzehntlang 

von Rümelin hervorragend dargestellt und interpretiert worden. Die zu Zollvereins­
zwecken veranstalteten gewerbestatistischen Aufnahmen des Jahres 1861 bearbeitete 

Dr. Gustav Schmoller, der damals dem Bureau als Referendar zugeteilt war und sich 

später als Professor der Nationalökonomie in Straßburg große Verdienste um die 

wissenschaftliche Statistik erwarb. 
Schon im Jahr 1845 hat Professor Fallati, Mitglied der staatswissenschaftlichen 
Fakultät der Universität Tübingen, der offiziellen Statistik Württembergs das Zeugnis 
gegeben, daß seines Wissens in keinem anderen lande „a.lle Elemente-einer solchen, 

der Gründlichkeit und der Popularität, dem Detail und der Ü_bersicht, den theoretischen 
und praktischen Zwecken gleiche Rechnung tragenden, in ih:ren einzelnen Bestandteilen 

sich gegenseitig ergänzenden Veröffentlichung"7 vorhanden seien. 
Ein Teil der topographischen Aufgabe des Bureaus war die Landesvemi"essung, welche 

als Unterlage für die Katastrierung des Grund und Bodens diente. Auf sie stützte sich 

der topographische Atlas des Königreichs, der 1844 fertiggestellt wurde. Ferner ist. 
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gleichfalls noch in Verbindung mit der Landesvermessung eine Generalkarte des 

Königreichs, die sogenannte Mittnachtsche Karte bearbeitet worden. Neben der Her­

stellung des Kartenwerks gehörte zu der topographischen Aufgabe des Bureaus die 

beschreibende Topographie in den Oberamtsbeschreibungen und im Hof- und Staats­
handbuch. 

Der historiographischen Aufgabe des Bureaus wurde man hauptsächlich in den histo­

rischen Abschnitten der Oberamtsbeschreibungen gerecht. Auf diesem Gebiete hat 

sich besonders das langjährige Bureaumitglied Christo( Friedrich von Stälin verdient 
gemacht. Während seiner Zugehörigkeit zum Bureau ist kein Jahrgang der Jahrbücher, 

kein Band der Oberamtsbeschreibungen ohne Beiträge von ihm erschienen. lhm ver­

danken die Jahrbücher schon seit den dreißiger Jahren auch die fortlaufenden.Berichte 

über die württembergische Literatur. Ansonsten vermochte das Bureau für die Pflege 
der Landesgeschichte nur insofern noch zu wirken, als es seine Jahrbücher auch für 
historische Aufsätze offen hielt. 

Für die Überweisung der meteorologischen Aufgabe an das Statistisch-Topographische 

Bureau im Jahre 1854 war wohl die Erwägung entscheidend, daß die Kenntnis der 
Vorgänge in der Atmosphäre, der·klimatologischen Erscheinungen usw. einen wesent­
lichen Bestandteil der Landeskunde ausmacht, deren Pflege eben Sache des Bureaus 

sei. Die meteorologischen Beobachtungsresultate wurden von 1865 an jährlich in den 
Württembergischen Jahrbüchern veröffentlicht, in denen schon seit 1818 zuerst unter 

Mitwirkung des Bergrats von Schübler und ab 1836 von Professor Dr. von Pfieninger 
fortlaufende Witterungsberichte erschienen waren. 

Inwieweit das Bureau den ihm gestellten Aufgaben zu entsprechen vermochte, läßt sich 

aus dem Inhalt der Veröffentlichungen, insbesondere aus den Württembergischen 

Jahrbüchern, erkennen. Von Memminger als Privatunternehmen 1818 begonnen, er­
schienen die Jahrbücher für vaterländische Geschichte, Geographie, Statistik und 

Topographie (seit 1863 Württembergische Jahrbücher für Statistik und Landeskunde 
und seit 1872 in Großformat) vom Jahrgang 1822 an als Organ des Statistisch-Topo­

graphischen Bureaus. Ihr Inhalt bestand stets aus zwei Hauptteilen: der Chronik, welche 

die wichtigeren geschichtlichen Daten, die statistischen Aufnahmen und die meteorolo­

gischen Beobachtungen, dann den Literaturbericht von dem betreffenden Jahr enthielt, 

und in freiere, nicht an diesen Zeitrahmen gebundene Aufsätze und Abhandlungen über 
Topographie, Geschichte,,Statistik und Meteorologie. 

Zu einer der ersten Aufgaben des Bureaus gleich bei dessen Gründung gehörte die 

Beschreibung des Königreichs, welche in den folgenden Jahren in Form von Oberamts­
beschreibungen erfolgte. Die·Landesbeschreibung in einem Bande war bereits im Jahr 

1820 als PrivatarbeitMemmingerserschienen. Nach dessen Tod gab dasStatistisch-Topo­

graphische Bureau 1841 eine weitere Auflage zum Regierungsjubiläum König Wilhelms 
heraus. Weniger eine neue Ausgabe, als ein neues und selbständiges Werk war die 
im Jahr 1863 aus dem Bureau hervorgegangene Veröffentlichung: .,Das Königreich 
Württemberg. Eine Beschreibung von Land, Volk und Staat''. Sowohl die Landes- und 
Oberamtsbeschreibungen als auch die Jahrbücher waren dazu bestimmt, gleichzeitig 

sämtlichen vier Hauptrichtungen Statistik, Geschichte, Topographie und Meteorologie 
zu dienen. 
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Das Großherzogliche Statistische Bureau in Baden 

In Baden gehen die ersten offiziellen Bestrebungen zur Begründung einer systematischen 

amtlichen Statistik auf das Jahr 1836, das Jahr des Beitritts zum deutschen Zollverein, 

zurück. Sie beginnen mit der auf Antrag des Ministeriums des Innern erfolgten Anord­

nung des Großherzogs, daß zum Zwecke der Be_arbeitung einer Landesstatistik eine 

besondere Kommission gebildet werde, bestehend aus je einem Mitglied aus jedem 

Ministerium sowie dem Geheimen Archivar Mone, der sich schon mit statistischen 

Arbeiten beschäftigt hatte und Hofrat Volz, der in der Theorie der Statistik bewandert 

war und später als Professor der Staatswissenschaften an die Universität Tübingen 
berufen wurde. Die beiden letztgenannten Mitglieder sollten vorzugsweise die eigent­

liche Bearbeitung der Statistik gegen eine besondere Belohnung übernehmen, die 
Mitglieder der Ministerien hingegen für die Herbeischaffung des Materials sorgen. 
Der Plan der Ausarbeitung einer Landesstatistik scheiterte jedoch daran, daß von den 

erwähnten Männern der Staatsverwaltung keiner so viel Zeit erübrigen konnte, um 

diesem Nebengeschäft die erforderliche Sorgfalt zu widmen, nämlich die Leitung des 

Bureaus der Kommission zu übernehmen. Außerdem blieb ein Antrag des Ministeriums 

des Innern auf Aufnahme der nötigen Mittel in das Budget ohne Erfolg. Erst im Jahre 

1844 gab die Generalkonferenz in Zollvereinsangelegenheiten, welche den beteiligten 

Regierungen die Aufstellung statistischer Notizen über das Gewerbewesen nahelegte, 
Veranlassung, die Frage der Errichtung eines statistischen Bureaus wieder aufzurollen. 

Wegen der politischen Ereignisse zog sich aber die Verwirklichung bis zum Jahre 

1852 hin. Das Ministerium des Innern richtete bei sich selbst ein eigenes Bureau ein 

und übertrug seinem Referenten für Statistik, Ministerialrat Dietz, die Leitung des 

Statistischen Bureaus. In dieser Eigenschaft vertrat dann Dietzdie Großherzoglich-Badi­

sche Regierung als Bevollmächtigter beim Statistischen Kongreß in Wien (1857). 
Das Ministerium des Innern erließ an alle Behörden und sonstige Stellen eine Aufforde­
rung, alle brauchbaren statistischen N°otizen an das Statistische Bureau desGroßherzog­

lichen Ministeriums des Innern einzusenden. Dies ist das erste Schreiben, in welchem 
das Bestehen eines Statistischen Bureaus erwähnt wird. 

Im Jahre 1855 trat dann das Bureau mit dem Heft Nr. 1 der „Beiträge zur Statistik der 
inneren Verwaltung des Großherzogtums Baden" an die öffentlichkeit. Es enthält 

sowohl eine Darstellung der Verwaltungseinteilung als auch eine Übersicht sämt­
licher Wohnorte des Großherzogtums, also das erste amtliche Ortsverzeichnis, mit 

Angabe der Familienzahl und der nach Geschlecht und Religion getrennten Perso­

nenzahl sowie die Zahl der Ortsbürger und Bürgerwitwen, der Dienstboten und 
Geschäftsgehilfen für jeden einzelnen Wohnort nach der Bevölkerungszahl vom 

1. Dezember 1852. In textlicher Beigabe wurden Einrichtung und Ergebnisse der 
bisherigen Volkszählungen im Großherzogtum besprochen. In den weiteren Heften 

wurden die Bewegung der Bevölkerung in den früheren Jahren, die medizinische 
Statistik, die Statistik der Forstpolizei und Gemeindeforstverwaltung behandelt und die 

Gemeindehaushaltungsergebnisse sämtlicher rechnungsführenden Orte des Großher­

zogtums nach dem Stand von 1854 dargestellt Für die geologis~hen Beschreibungen 
einzelner Gegenden des Großherzogtums mit kartographischen Beigaben wurde dem 
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Bureau bei der internationalen landwirtschaftlichen Ausstellung in Köln (1865) eine 

lobende Erwähnung und bei der Pariser Weltausstellung (1867) eine silberne Medaille 

zuteil. 

Bei Errichtung des Handelsministeriums im Jahre 1860 wurde das Statistische Bureau 

ohne Wechsel in der Leitung diesem Ministerium unterstellt. Organisation der Statistik 

und Aufgabenbereich des Bureaus erfuhren dadurch zunächst keine Änderung. Erst 
1863 begannen sich Umänderungen vorzubereiten, nachdem man in der Person des 
Dr. Friedrich Hardeck (1826 bis 1894). eines Philologen, den so notwendigen haupt­
amtlichen Mitarbeiter für die statistischen Arbeiten gefunden hatte. Er wurde noch im 

gleichen Jahr zum provisorischen Vorstand des Statistischen Bureaus ernannt Mit 

seiner Ernennung beginnt eine neue Periode der badischen Landesstatistik, mit welcher 
sie sich würdig den Statistiken anderer Staaten an die Seite stellen durfte. Unverzüglich 

nahm sich Hardeck der Neuorganisation des statistischen Dienstes an, indem er zu 

erkennen gab, daß mit den Einzelbearbeitungen statistischer Materien, wie sie von den 
einzelnen Ministerien ohne bestimmte einheitliche Leitung und Behandlung erfolgten, 

sowohl dem allgemeinen Interesse als auch dem Interesse der Staatsverwaltung nicht 

hinlänglich gedient sei. ,.Nur eine planmäßige, von verschieden ineinandergreifenden 

wirtschaftlichen und sozialen Momente des Volks- und Staatslebens gleichmäßig 
berücksichtigende Bearbeitung der Statistik vermag diese dem allgemeinen Bedürfnis 

ersprießlich und dienstbar zu machen."8 Hardeck empfahl daher die Errichtung einer 

Zentralkommission unter Leitung des Staatsministeriums und die Aufstellung einer 
systematischen Übersicht des zu bearbeitenden Stoffes. Sein Vorschlag wurde zwar 
nicht verwirklicht, doch erreichte er, daß im Jahr 1865 das Statistische Bureau zur 
selbständigen Staatsstelle wurde und eine unabhängige Tätigkeit entfalten konnte. 

Die Sammlung des Urmaterials besorgten zwar weiterhin die mittleren und unteren 

Organe der inneren Verwaltung, die Aufbereitung des erhobenen Urmaterials, die 

statistisch-technische Aufgabe also, ging jedoch mehr und mehr an das Statistische 
Bureau über, und schließlich wurde auch die statistische Erhebung selbständig durch­

geführt. 
Neben den schon seit Mitte der 50er Jahre erscheinenden „Beiträgen zur Statistik der 
inneren Verwaltung des Großherzogtums Baden", die Hardeck schon vorfand und die 

als Quellenwerk die Ergebnisse größerer einmaliger und periodischer Erhebungen, 
insbesondere der Volkszählungen, in aller Ausführlichkeit darzustellen bestrebt waren, 

ließ er erstmals 1869 und dann in zwangloser Folge die „Statistischen Mitteilungen 
über das Großherzogtum Baden" herausgeben. Von· der Annahme ausgehend, daß 

textliche Erläuterungen zu den Zahlenergebnissen in Beziehung zu einzelnen Gegen­
ständen von allgemeinem Interesse seien, fanden darin kleinere Ermittlungen über 

wirts(?haftliche Verhältnisse wie die Anbau- und Erntestatistik, die Viehzählung, die 

Preisstatistik, die liegenschaftliche Verschuldung und die Zwangsveräußerungen von 
Liegenschaften Aufnahme. Ferner wurde das auf den verschiedenen Gebieten der 

Staatsverwaltung, insbesondere der Polizei, des Sanitätswesens, der Steuer- und 
Zollverwaltung anfallende statistische Material textlich und in tabellarischen Übersichten 
veröffentlicht; aber auch rein bevölkerungss'tatistische Abhandlungen fanden ·darin 

Aufnahme. Während in den „Beiträgen" die Darstellung für die Gemeinden erfolgte, 
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Abb. 7 Friedrich Hardeck (1826 
bis 1894); Amtsvorstand von 1863 
bis 1894 

beschränkten sich die Daten der „Mitteilungen" auf das Großherzogtum im ganzen oder 
höchstens auf die Amtsbezirke oder entsprechende Verwaltungsgebiete. 
Noch ein Jahr früher als die „Mitteilungen" (1868) erschien der erste Jahrgang des 
„Statistischen Jahrbuches", in welchem seitdem alljährlich ein möglichst genaues Bild 
von den hauptsächlichen zahlenmäßig erfaßbaren Erscheinungen der Verwaltungs­
einrichtungen, sowie von den physischen, wirtschaftlichen und sozialen Verhältnissen 

des badischen Volkes und Landes gegeben wurde. Auch sonst war Hardeckbestrebt, die 
Ergebnisse der statistischen Arbeit möglichst vielen Kreisen nutzbar zu machen. Der 
statistische Anhang des alle vier Jahre erscheinenden badischen Hof- und Staatshand­
buches, in dem neben einem Gemeindelexikon die jeweils nach einer Volkszählung 
vorhandenen neuesten statistischen Ergebnisse textlich kurz dargestellt sind, legen 
davon Zeugnis ab. 
An der Entwicklung der gemeinsamen Statistik des Reiches hat er lebhaften Anteil 

genommen. Sowohl bei den Beratungen über die statistischen Unternehmungen des 
Zollvereins und später des Reichs, wie insbesondere bei den grundlegenden Ver­
handlungen über die Aufgaben der Reichsstatistik, welche vor Schaffung des Kaiser­
lichen Statistischen Amtes festgelegt wurden. hat Hardeck mitgewirkt. Auch der inter­
nationalen Statistik hat er stets großes Interesse entgegengebracht, so daß ihn das 
Internationale Statistische Institut zum Ehrenmitglied erwählte. 
Nicht lange konnte Hardeck seine volle Kraft dem Statistischen Bureau widmen, schon 
1866 wurde er zum Legationsrat beim Ministerium des Großherzoglichen Hauses und 
der Auswärtigen Angelegenheiten ernannt. Die Leitung des Statistischen Bureaus 
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behielt er jedoch nebenamtlich bei und verhalf weiterhin der Landesstatistik zu Erfolg 
und Anerkennung. Zunehmende körperliche Leiden veranlaßten ihn dann 1893 um 
seine Entlassung aus seinem Hauptamt einzukommen. Die Leitung des Statistischen 
Bureaus, welche er so lange Jahre zuerst im Haupt- und dann im Nebenamt geführt 
hatte und an welcher er mit ganzer Seele hing, wurde ihm auch nach seiner Pensionie­
rung belassen. Doch bald ereilte ihn der Tod (1894) mitten in seiner verdienstvollen 

Tätigkeit 

Die amtliche Statistik im Kaiserreich 

Als der Zollverein immer größer wurde und vor allem die kleineren Staaten mit 
Argusaugen über ihren Anteil am „Vereinseinkommen" wachten, zeigte sich, daß die 
Tabellen des Zentralbureaus nicht nur unhandlich, sondern auch ungenau waren. Auf 
einem der ersten internationalen statistischen Kongresse in Wien 1857, wo über inter­

national vergleichbare Statistiken gesprochen wurde, gaben die deutschen Delegierten 
ihrer Unzufriedenheit mit der Zollvereinsstatistik Ausdruck und sahen auf dem nächsten 
Kongreß in Berlin 1863 eine Abhilfe nur in einer „gemeinsamen, einheitlichen deutschen 
Statistik". Der Weg dahin schien aber noch weit. Nachdem dann 1866 der Norddeutsche 
Bund gegründet und 1867 der Zollverein auf neuer Basis abgeschlossen war, hatte der 
spätere Steuerdirektor in Elsaß-Lothringen, Dr. Fabricius, in seiner damaligen Eigen­
schaft als großherzoglich-hessischer Zollvereinsbevollmächtigter die Reform der Sta­
tistik des Zollvereins beim Bundesrat beantragt. Ein Jahr später berief Bismarck als preu­
ßischer Ministerpräsident eine „Kommission zur weiteren Ausbildung der Statistik des 

Zollvereins" nach Berlin. Unter preußischem Vorsitz berieten etwa ein Dutzend Stati­
stiker und Verwaltungsbeamte aus den Ländern des Zollvereins in zahlreichen Sitzun­
gen, wie die „für die Kommerzialnachweisungen notwendigen Erhebungen" zu ver­
bessern seien. Bald danach brach jedoch der Deutsch-Französische Krieg aus und 
machte den Beratungen ein Ende. Als die „Kommission zur weiteren Ausbildung der 
Statistik des Zollvereins" 1871 erneut zusammentrat, war aus dem Deutschen Zollverein 
inzwischen ein Deutsches Reich geworden. Dem Namen nach galten die Beratungen 
auch jetzt noch der Statistik des Zollvereins, der Sache nach war es eine Statistik des 
Reichs, zu der damit der Grund gelegt worden war. 

Zentrale Reichsstatistik, föderierte Statistik und Landesstatistik 

Der damalige Vorstand des Statistisch-Topographischen Bureaus, Dr. Gustav von 
Rümelin, hatte als A eferent in der Unterkommission, wel ehe die Gründung einer Reichs­
behörde für die deutsche Statistik zu beraten hatte, ein gründliches und weitblickendes 

Gutachten „über die Gründung und Einrichtung einer Reichsbehörde für deutsche 
Statistik" verfaßt und darin die Arbeitsbereiche der Landesämter klar gegen die Auf­
gaben der künftigen Reichsbehörde abgegrenzt. Was er darüber sagt, gilt im wesent­
lichen auch heute noch: 
„Sämtliche Arbeiten von statistischen Behörden Deutschlands werden künftig in drei 
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Klassen zerfallen, die ich mir der Kürze wegen durch den Namen der zentralen, föde­
rierten und der partikularen Statistik erlauben will zu unterscheiden. 

Den zentralen Teil bilden diejeniQen statistischen Arbeiten, welche ohne alle Mitwirkung 

der einzelnen Staaten ganz und unmittelbar von Behörden des Reichs besorgt werden 

(z. B. die Außenhandelsstatistik). 

Die föderierte Statistik bildet dasjenige, was zwar von den einzelnen Staaten, aber 

nach gemeinsamen Grundsätzen und gleichartigen Formularen zu erheben und an 

die Reichsbehörde vorzuleger:1 ist Auf die Zentralbehörde treffen hier die Arbeiten 
der Einsammlung und Prüfung und Berichtigung etwaiger-Mängel und Ungleichheiten 

der Zusammenstellung und Verarbeitung, der Veröffentlichung (z. B. die Volkszäh­
lungen). 
Die partikulare Statistik besteht aus denjenigen Arbeiten, welche in den einzelnen Staa­

ten nach freiem Ermessen und ohne Beziehung zum Reich ausgeführt werden (z. B. die 
Kulturstatistik)." 

In der Schlußsitzung der Kommission wurde diesem Gutachten zugestimmt und die 

Errichtung des Kaiserlichen Statistischen Amtes als Zentralbehörde für die Reichs­

statistik beschlossen. Ursprünglich gehörte der württembergische Delegierte von Rüme­

lin zu den Vertretern einer einheitlichen Reichsstatistik, die über eine sachlich-horizon­
tale Zentralisation hinaus eine geographisch-vertikale Zentralisation der Reichsstatistik 

und damit die Beseitigung einer selbständigen Landesstatistik befürworteten. Mit 

Entschiedenheit vertrat jedoch die Mehrzahl der Kommissionsmitglieder das System 

der föderierten Statistik, deren Vorzug damit begründet wurde, daß die statistischen 

Landesämter in enger Fühlung mit den Landesverhältnissen stehen und ihre Arbeit 

auf besserer Landeskunde aufbauen können, auch das Urmaterial wegen des größeren 
Vertrauens, das sie bei der Bevölkerung genießen, und wegen des Verfügungs-, Auf­

sichts- und KOntrollrechts der Landesverwaltung gewissenhafter geliefert bekommen 

als das Statistische Reichsamt. Zugleich ermögliche die-föderierte Statistik den Landes­

regierungen durch Einschaltung von Zusatzfragen und Sonderauszählungen spezielle 
Landesbedürfnisse zu befriedigen. 

Die landesstatistischen Ämter behielten damit in den meisten der an das Reich über­

gegangenen Fächer für ihr Landesgebiet nicht nur die Urerhebung, sondern auch die 
statistische Verarbeitung. Dabei stand ihnen nicht bloß die freie, nach dem Sinn, Zweck 

und Inhalt mit der Reichsvorschrift übereinstimmende Redaktion der Vollzugsvorschrif­
ten und Zählpapieren zu, sondern auch die Beifügung von weiteren Erhebungsfragen, 

welche sie für die Zwecke der Landesverwaltung für nötig und wünschenswert erach­

teten, sofern dadurch nicht die vom Reich angeordnete Erhebung beeinträchtigt wurde. 
Selbstverständlich konnten sie auch in der Aufbereitung über das vom Reich Geforderte 

hinausgehen, und ebensowenig war ihnen in Umfang und Detaillierung der Veröffent­

lichung irgendwelche Schranken gezogen oder irgendwelcher Veröffentlichungszwang 
auferlegt. Indem durch die föderierte Statistik Übereinstimmung der entsprechenden 
statistisC:hen Erhebungen in sämtlichen deutschen Staaten erzielt und damit die Ver­
gleichbarkeit der Ergebnisse gewonnen wurde, konnten diese im Kaiserlichen Statisti­

schen Reichsamt ihre letzte Zusammenstellung und Veröffentlichung fihden. 

Damit·entsprach auch die Organisation der Statistik der staats- und verwaltungsrecht-
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liehen Struktur des neu entstandenen deutschen Staatenbundes. Auf zunächst wenigen 

Gebieten, deren Begrenzung argwöhnisch überwacht wurde, war die Reichsgewalt 

veriassungs- und verwaltungsmäßig eingesetzt. Auf statistischem Gebiet entsprach die 
vom statistischen Bureau des Zollvereins inaugurierte, 1872 auf das neugegründete 

Kaiserliche Statistische Amt übertragene Reichsstatistik dem verwaltungsmäßigen 
Gegenstück der Reichsverwaltung. Zwischen der Art derVeriassung des Reichs wie der 

Länder und der Organisation des deutschen statistischen Dienstes bestand fortan ein 
enger Zusammenhang. 

Vom Statistisch-Topographischen Bureau zum Statistischen Landesamt 

Es war ein glücklichesZusammentreffen, daßzurZeit der Neuorientierung der amtlichen 
Statistik Dr. Karl Viktor von Riecke (1830 bis 1898) mit der Wahrnehmung der Amts­
geschäfte des Königlichen Statistisch-Topographischen Bureaus beauftragt wurde. 
Schon 1863 war Riecke im Nebenamt zum ordentlichen Mitglied des Bureaus ernannt 

worden und hatte bereits das Bureau bei den internationalen statistischen Kongressen 

in Berlin (1863) und in Den Haag (1866) vertreten. Den ihm für den Kongreß zu 
St. Petersburg 1872 von der Regierung erteilten Vertretungsauftrag mußte er wegen 
Geschäftsüberlastung und aus Gesundheitsrücksichten ablehnen; aber auf diesem 

Kongreß wurde er durch das Vertrauen seiner Fachgenossen in die Permanente 

Kommission berufen. In Stockholm war ihm auf Grund seiner statistischen Erstlings­

arbeit „Statistische Mitteilungen über die württembergischen Finanzen" vom Kongreß 
der Auftrag erteilt worden, die internationale Finanzstatistik zu bearbeiten. Durch seine 

1886 erfolgte Ernennung zum Ehrenmitglied des Internationalen Statistischen Instituts 

blieb er dann dauernd mit der internationalen Statistik verbunden. 
Auch bei der Einrichtung der Statistik des Deutschen Reichs hatte er wertvolle Dienste 
geleistet, teils durch seine Zugehörigkeit zur beratenden Kommission, teils durch seine 
vortreffliche Berichterstattung über diese Kommissionsarbeiten im Bundesrat Sein 

Ansehen in diesen Gremien wurde damals vom „Kladderadatsch" glossiert: 

Riecke kommt, Riecke kommt, 

Kommt vom lande Schwaben. 
Freut uns sehr, freut uns sehr, 

Daß wir ihn nun haben! 

Als 1873 die Vorstandsschaft beim Statistisch-Topographischen Bureau durch das Aus­
scheiden von Staatsrat von Rümelin neu zu besetzen war, erschien er als der geeignete 

Nachfolger. Zunächst übernahm er diese Aufgabe noch neben seinem Hauptamt als 

Ministerialreferent. Mehr und mehr wurde ihm aber das Bureau zum Hauptamt, und 
nach seiner Ernennung zum Direktor (1877) behielt er nur noch das Ministerialreferat 

für Statistik bei. Hochbefriedigt von dieser Tätigkeit schrieb er 1879 „so gut als 
unabhängig von irgend welchen Einwirkungen, rein im Dienste der Wissenschaft und 

zur Ehre des engeren Vaterlandes werde ich schwerlich eihe gleich ansprechende und 

befriedigende Aufgabe wieder finden". Auf dem Gebiete der Statistik hat er sich 

vorwiegend die Pflege der Verwaltungsstatistik zur Aufgabe gesetzt. Die von ihm 
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Abb. 8 Karl Viktor von Riecke (1830 
bis 1898); Amtsvorstand von 1873 bis 
1880, später Finanzminister 

bearbeiteten „Beiträge zur allgemeinen Statistik" (1872/75) oder die „Statistik des 
Königreichs", wie er sie seit 1876 benannte, sollten sich nicht nur auf ein Zahlengerippe 
beschränken. sondern „ein innerlich zusammenhängendes Bild geben von der jährlichen 

Bewegung des wirtschaftlichen und öffentlichen Lebens des Volkes und seinem jewei­
ligen Stand, soweit diese Verhältnisse überhaupt mit Zahlen meßbar sind". Sein 
weitergestecktes Ziel war eine Statistik der Gesetzgebung, welche nicht nur dem 

Historiker einen Einblick gewähren, sondern auch den Beamten und Politikern als 
Nachschlagewerk dienen sollte. 
Für die 1863 geführten Verhandlungen über die Erneuerung der Zollvereinsverträge 
hat er sich durch eine bei den württembergischen Industriellen persönlich vorgenom­
mene Enquete über die Lage der Industrie und den Einfluß der Tarifverhältnisse vor­
bereitet. Zu seiner Zeit wurde auch die Zeitschrift des Bureaus, die „Württembergischen 
Jahrbücher für Statistik und Landeskunde" im Inhalt ausgebaut und im Format ver­
größert Und im Geiste jener Bestrebungen, welche einst den VereinfürVaterlandskunde 
als natürliche Erweiterung des Statistisch-Topographischen Bureaus gegründet hatten, 
suchte Riecke wieder Fühlung mit den im lande bestehenden historischen Vereinen. 
So erschienen die „Württembergischen Vierteljahreshefte für Landesgeschichte", seit 
1878 zugleich als Beihefte der Württembergischen Jahrbücher mit zahlreichen Beiträ­

gen von Riecke, die auch seine große historische Begabung erkennen lassen. Als 
bleibendes Werk endlich ist die unter seiner Leitung und ausgiebigen persönlichen 
Beteiligung durchgeführte neue (dritte) Beschreibung des Königreichs Württemberg 
(1882/86) zu erwähnen. 
Hatte sein Vorgänger Rümelin die statistische Wissenschaft durch Arbeiten und Unter-
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suchungen hauptsächlich auf dem Gebiete der Bevölkerungswissenschaft und der 
Wirtschaftsstatistik gefördert, so gebührt Riecke das Verdienst, daß er das Statistisch­
Topographische Bureau hauptsächlich nach der Seite der Verwaltungsstatistik und 
der vaterländischen Geschichtsforschung weitergebildet und - was schon von Rümelin 

und seinen Vorgängern angebahnt worden war - zu hohem wissenschaftlichen An­
sehen weit über die Landesgrenzen hinaus geführt hat. Seine wissenschaftlichen 
Leistungen veranlaßten 1876 dann auch die Staatswissenschaftliche Fakultät der Uni­
versität Tübingen, ihn zum Ehrendoktor zu ernennen. Aus seiner statistischen Tätigkeit 
wurde Riecke 1880 durch seine Ernennung zum Direktor des Steuerkollegiums abbe­
rufen. Schon nach wenigen Jahren berief ihn der König in den Geheimen Rat und 

nach der Thronbesteigung König Wilhelms II. wurde er dann Staatsminister des 
Finanzdepartements. Den Staatsmann, Patrioten und Gelehrten haben auch Kaiser, 

Könige und Fürsten durch Ordensverleihungen geehrt, so unter anderem die Souveräne 
von Baden und Bayern und anläßlich des Internationalen Statistischen Kongresses zu 
St. Petersburg auch der Zar von Rußland. 

Nach Riecke wurde der Oberfinanzrat bei der Oberrechnungskammer, Georg von 
Schneider, mit der Amtsführung des Statistisch-Topographischen Bureaus beauftragt; 

1881 erfolgte seine Ernennung zum Direktor. Jedoch war seine Tätigkeit beim Bureau 
nur von kurzer Dauer, da er bereits 1886 Vorstand der Oberrechnungskammer und der 
Staatskassenverwaltung wurde. In seiner Amtszeit hat eine Änderung in der Organisation 

und in der statutmäßigen Aufgabe nicht stattgefunden, wohl aber eine Namensände­
rung: durch Allerhöchste Entschließung Sr. Königlichen Majestät vom 9. November 
1885 ist bestimmt worden, daß das Statistisch-Topographische Bureau ohne Änderung 
seiner bisherigen Geschäftsaufgabe künftig die Benennung „Königliches Statistisches 
Landesamt" zu führen habe9. 

Nachfolger Schneiders wurde dann Otto von Knapp, der bisher Ministerialrat und 
Vorstandsmitglied der Generaldirektion der Staatseisenbahnen war. Auf eigenes Ersu­
chen wurde er 1886 als Direktor zum Statistischen Landesamt versetzt. Auch seine 
Amtszeit war von verhältnismäßig kurzer Dauer. Er trat 1892 in den Ruhestand. Nach 
ihm wurde der Ministerial rat im Finanzministerium Dr. Otto von Schwarz vorübergehend 
Direktor des Statistischen Landesamts, denn schon 1894 erfolgte seine Versetzung auf 
die Stelle des Direktors der Domänendirektion, die er bis zu seinem Lebensende 
bekleidet hat. Er blieb jedoch auch nach seinem Ausscheiden aus dem Statistischen 
Landesamt als Ministerialdelegierter mit diesem verbunden. Alsdann übernahm der 
Vortragende Rat im Finanzministerium, Ministerialrat Hermann von Zeller (1894 bis 
1937) 1894 erst provisorisch und, nachdem er von seiner noch beibehaltenen Aufgabe 
als Rat des Ministeriums enthoben war, 1895 definitiv die Leitung des Statistischen 
Landesamts, dem er schon bisher als Delegierter des Finanzministeriums beigeordnet 

gewesen war. Die vielseitigen Aufgaben dieses Amtes - das er selbst als das schönste 
des Finanzdepartements bezeichnete - gewährten ihm hohe Befriedigung, zumal sie 
ihm Gelegenheit boten. nicht nur seine statistische Veranlagung zu verwerten, sondern 
sich auch in den landeskundlichen Aufgaben des Landesamts zu betätigen und diese 
nach verschiedenen Richtungen zu erweitern. Unter seiner Vorstandschaft wurden die 
volkswirtschaftlich interessanten Statistiken des Liegenschaftsbesitzwechsels, der 
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Hypothekenbewegung und der Zwangsvollstreckung ins unbewegliche Vermögen neu 
aufgenommen. Vielfach hat er sich auch an den Veröffentlichungen des Statistischen 
Landesamts beteiligt Ab 1897 ließ er die „Mitteilungen des K. Statistischen Landesamts" 
- zunächst als Beilage zum Staatsanzeiger- wieder herausgeben, nachdem sie jahrelang 

eingestellt gewesen waren. 1901 erschien das erste selbständige „Statistische Handbuch 
für das Königreich Württemberg" und nicht zuletzt ist ihm auch das vierbändige Werk 
der Landesbeschreibung zu verdanken. Nur ungern folgte dann Zeller1904 dem Ruf des 
Finanzministeriums zur Übernahme der Vorstandschaft des Steuerkollegiums. 
An seine Stelle trat dann der bisherige Vorstand des Steuerkollegiums, Abteilung für 
direkte Steuern, Franz von Stumpf, der dem Statistischen Landesamt bis zu seiner 
Pensionierung im Jahre 1907 vorstand. Letzter Direktor des Statistischen Landesamts 
im ehemaligen Königreich Württemberg war dann der frühere Ministerialrat im Finanz­
ministerium, Dr. Karl von Haffner, der das Amt unter den schwierigen Verhältnissen 
des Ersten Weltkrieges und nachher während des Übergangs vom Königreich zum 
demokratischen Volksstaat leitete. Während seiner Amtszeit wurde 1914 die Amtsbe­
zeichnung „Präsident" für den Leiter des Statistischen Landesamts eingeführt. Im Jahre 
1922 wurde er unter gleichzeitiger Ernennung zum Ehrenmitglied des Amts in den 

Ruhestand versetzt 

Neuordnung der amtlichen Statistik im Großherzogtum Baden 

In Baden empfand man es längst als einen Mangel, daß die regelmäßigen Aufgaben, 
Pflichten und Befugnisse des Statistischen Bureaus gegenüber den vorgesetzten, 
neben- und nachgeordneten Behörden nicht in einer Geschäftsordnung festgelegt 
waren. Nach dem Tode des hochverdienten Vorstandes Dr. Friedrich Hardeck, beantragte 
daher sein Nachfolger, Regierungsrat Dr. Gustav Lange (1855 bis 1925) beim Groß­
herzoglichen Innenministerium, das Statistische Bureau unter die Zentralbehörden 
(Landesmittelstellen) einzureihen. ,.Es liegt im dringenden Interesse unseres Dienstes, 
an Stelle des bisherigen Verfahrens feste Vorschriften zu setzen. Bei dieser Gelegenheit 
könnte auch der veränderten Stellung des Statistischen Bureaus äußerlich dadurch 
Rechnung getragen werden, daß die sehr untergeordnet klingende Bezeichnung 
„Bureau" in die schon anderweitig angewandte, den tatsächlichen Verhältnissen viel 

besser entsprechende „Statistisches Landesamt" umgewandelt würde, dessen Vorstand 
nach dem Vorgang fast aller größeren Bundesstaaten als Direktor zu bezeichnen 
wäre"10• Das Ministerium konnte sich diesen Vorstellungen nicht verschließen. Durch 
landesherrliche Verordnung vom 8. Juli 1897 wurde daraufhin die Organisation der 
Landesstatistik neu geregelt In§ 1 wurde insbesondere bestimmt: .,Mit der Sammlung, 
Bearbeitung und Veröffentlichung der Materialien zur Landes- und Reichsstatistik ist. 
soweit nicht durch die Ministerien selbst oder die von ihnen damit betrauten anderen 
Behörden geschieht, eine dem Ministerium des Innern untergeordnete Zentralbehörde, 
das Statistische Bureau betraut, welches für die Folge die Bezeichnung: ,Statistisches 
Landesamt' zu führen hat." In einer späteren Dienstanweisung (1902) wurden dann die 
festgelegten Befugnisse wesentlich erweitert. 
Bei dem nunmehr zu einer Landeszentralstelle umgebildeten Statistischen Landesamt 
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Abb. 9 Gustav Lange (1855 bis 
1925); Direktor des Badischen 
Statistischen Landesamtes von 
1894 bis 1920 

erfuhren die Aufgaben und Arbeiten laufend Erweiterungen. Im Geschäftsbericht des 
Ministeriums des Innern für die Jahre 1897 bis 1905 wird unter anderem darüber 
vermerkt ,,Zu den bisherigen Geschäften ist eine beträchtliche Zahl neuer Aufgaben 
hinzugekommen, insbesondere ist das volkswirtschaftliche Gebiet planmäßig an- und 
ausgebaut worden. Die Inanspruchnahme des Amtes seitens der Reichs- und Landes­
behörden, seitens größerer Interessenvertretungen, wirtschaftlicher und sozialer Kor­
porationen und Privater hat in den letzten zehn Jahren einen früher nicht gekannten 
Umfang angenommen." 
Das Statistische Bureau war bis dahin längst in ein eigenes Gebäude übergesiedelt 

Nach seiner neuerlichen Zuordnung zum Ministerium des Innern befand es sich in 
einem Flügel des Amtsgebäudes dieses Ministeriums am Schloßplatz in Karlsruhe mit 
Eingang Herrenstraße 1 (noch Jahrzehnte später wurde dieser Flügel bei den Ministerial­
bediensteten als der „Statistische Gang" bezeichnet). Im Jahr 1886 wurde das Bureau 
nach der Hirschstraße 52 verlegt. 1899 wurde dann das Haus Akademiestraße 1 
erworben und bezogen. Später wurden auch die anschließenden Häuser Akademie­

straße 3 und 5 angegliedert und auch das zugehörige Rückgebäude, in welchem 
Arbeitssäle für Volkszählungszwecke eingebaut wurden. 
Lange galt allgemein als hervorragender Praktiker, der für fortschrittliche statistische 
Methoden sehr aufgeschlossen war. Seiner intensiven Tätigkeit und seinem Organisa­
tionstalent ist es vornehmlich zu verdanken, daß die Statistik als wichtiger Zweig 
der badischen Staatsverwaltung anerkannt und vielseitig genutzt wurde. Die unter 
seiner Amtsleitung veröffentlichten Arbeiten des Badischen Statistischen Landesamts 
fanden allgemein Beachtung, insbesondere die Neuauflage des Sammelwerks „Das 
Großherzogtum Baden". Eine grundlegende Umwandlung erfuhren die statistischen 
Mitteilungen im Jahre 1908 in ihrem 25. Jahrgang, und zwar hinsichtlich ihres Inhalts 
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und ihrer Erscheinungsweise. Während sie bisher unregelmäßig und nach Bedarf 

erschienen waren, kamen sie nun monatlich heraus. Die zwölf Monatshefte wurden 
jeweils zu einem Jahresband vereinigt. Da die Veröffentlichungen bestimmungsgemäß 
in erster Linie den Zwecken der Verwaltung und daneben der Wissenschaft dienen 
sollten, trugen sie fast durchweg wissenschaftlichen Charakter und blieben daher dem 
breiteren Publikum zumeist unbekannt. Um nun auch weitere Kreise der Bevölkerung 
mit den wichtigsten Ergebnissen der Statistik, insbesondere gewisser Teile der Bevöl­
kerungsstatistik und der Wirtschaftsstatistik bekannt zu machen, suchte man sie 
möglichst einfach und populär darzustellen. Bei einer größeren Anzahl von Ausstel­
lungen, Kongressen und Versammlungen gemeinnützigen Charakters beteiligte sich 
das Statistische Landesamt durch Vorführung und Ausstellung von graphischen Dar­
stellungen (Karten und Diagrammen). So wurden bei der landwirtschaftlichen Jubi­

läumsausstellung in Karlsruhe im Jahr 1906 insgesamt 113 Tafeln, darunter 55 Karto­
gramme über die verschiedensten Gebiete der Land- und Volkswirtschaft ausgestellt. 
Auf den internationalen Ausstellungen für Hygiene in Berlin (1907). in Dresden (1911) 
und in Rom (1912) war das Amt ebenfalls mit graphischen Darstellungen vertreten. 
Als Mitglied des Internationalen Statistischen Instituts und der Deutschen Statistischen 
Gesellschaft derem Vorstand er angehörte, hatte er vielfach Gelegenheit. seine aus­
gezeichneten Kenntnisse auf dem Gebiete der Statistik unter Beweis zu stellen. Kurz 
vor Ausbruch des Ersten Weltkriegs wurde er unter Beförderung zum Geheimen Ober­
regierungsrat zum Direktor des Statistischen Landesamts ernannt. Während des Krieges 

leitete er die schwierigen und umfangreichen Sonderaufgaben der kriegswirtschaft­
lichen Versorgungsregelung, die dem Statistischen Landesamt neben den eigentlichen 
statistischen Arbeiten übertragen wurden. Nach Erreichen der Altersgrenze hat er dann 
1920 die Leitung des Badischen Statistischen Amtes abgegeben. 

Abb. 10 Amtsgebäude Karlsruhe, Akademiestraße 1-5 
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Der statistische Dienst im Kaiserreich 

Aufgabenstellung und Arbeitsteilung der statistischen Landesstellen war nach Errich­
tung des Kaiserlichen Statistischen Amtes durch die schon von Rümelin dargelegte 
Gruppierung des Arbeitsstoffes in zentrale, föderierte und partikulare Statistik vorge­
zeichnet In bezug auf die Bundesländer Baden und Württemberg wurden fortan vom 
Reich unmittelbar Statistiken über folgende Materien erhoben und verarbeitet: Fischerei, 
Handel, Produktion, Aktiengesellschaften, Sterblichkeit in den Städten mit über 15 000 
Einwohnern (für das Kaiserliche Gesundheitsamt). Seit 1881 wurde auch die Kriminal­
statistik vom Statistischen Reichsamt bearbeitet und 1894 wurde die Reichskonkurs­
statistik eingeführt. 

Die Hauptaufgabe der statistischen Landesstellen dagegen bestand in der „föderierten" 
Behandlung der meisten übrigen Fächer, in deren Mittelpunkt die periodischen Volks­
zählungen, die großen Berufs- und Betriebszählungen, die laufenden Nachweise über 
die Bewegung der Bevölkerung - mit Ausnahme der zentral behandelten Auswande­
rungsstatistik -, die landwirtschaftlichen Anbau- und Erntestatistiken einschließlich 
Obst-, Wein- und Hopfenbau sowie die Viehzählungen standen. Das Jahr 1899 brachte 

die Neueinführung der Statistik über die Streiks und Aussperrungen; 1904 kam die 
Erhebung über Schlachtvieh und Fleischbeschau hinzu. Wiederholten Änderungen 
unterworfen waren die Finanzstatistik, die Wasserstraßen- und Binnenschiffahrtsstati­
stik sowie die Sparkassenstatistik. Schließlich wurden die landesstatistischen Ämter 
auch an der Einführung einer Statistik über das Unterrichtswesen im Deutschen Reich 
beteiligt. 

Neben der föderierten Statistik hatten die landesstatistischen Ämter auch wichtige 
Aufgaben für die Landesstatistik zu leisten, sei es durch Beschaffung der notwendigen 

Unterlagen für Verwaltungsaufgaben des Landes oder durch Zusatzfragen und Sonder­
auszählungen über die vom Statistischen Reichsamt geforderte Bearbeitung hinaus. 
So wurden entsprechend den Landesbedürfnissen als reine Landesstatistik hauptsäch­
lich folgende Gebiete bearbeitet: Wohnungsstatistik (in Verbindung mit den Volks­
zählungen), Hagelschaden und -versicherung, Frucht- und Wollmarktverkehr, Getreide­
preise, Preise der wichtigeren Lebensmittel, Liegenschaftsverkehr, Zwangsvollstrecku n­
gen, Hypothekenbewegung, Fürsorgeerziehung und Wahlen. Hinzu kamen von Zeit 
zu Zeit andere Gegenstände, deren Erhebung und Bearbeitung im Landesinteresse 
wichtig erschien und nach den verfügbaren Etatmitteln möglich war. 
0 hne Vermittlung der Statisti sehen Landesämter wurden von anderen Landesbehörden 
im wesentlichen folgende Statistiken verarbeitet dem Kaiserlichen Statistischen Amt 
oder anderen Reichsbehörden geliefert: Statistiken über die Gewinnung und den Ver­
brauch von Bier, Branntwein, Zucker, Salz und Tabak, die Zoll- und Reichssteuerstatistik, 
Post- und Eisenbahnstatistik, Statistik der Kraftfahrzeuge und deren Verwendungs­
zwecke, Justizstatistik, Statistik des Versicherungswesens (Kranken-, Unfall-, lnval iden­
versicherung), Statistik des Arbeitsmarktes und die Statistik der Viehseuchen. Damit 
ist aber noch lange nicht alles genannt was alljährlich an statistischen Erhebungen 

unausgelöst anderweitig bearbeitet wurde; denn innerhalb der einzelnen Ministerien, 
Kollegien, Bezirksämter wurde ebenfalls statistisches Material gesammelt und ver-
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wertet, sowohl regelmäßig als auch zu einzelnen Zwecken, zum Beispiel einer Gesetzes­
vorlage. Diese Verhältnisse brachten es mit sich, daß die statistische Zentralbehörde 
von mancher Statistik keine oder erst verspätet Kenntnis erhielt und daß wegen Mangel 

an Zentralisierung manche Erhebungen unnötig durchgeführt oder zur gleichen Zeit 
von verschiedenen Seiten veranstaltet-wurden 11 • 

Die Veröffentlichungen der amtlichen Landesstatistik berücksichtigten seit jeher in 
erster Linie das Informationsbedürfnis der zentralen Verwaltungsstellen und der größe­
ren Verwaltungsbezirke. Um auch den Bedürfnissen der unteren Verwaltungsinstanzen 
Rechnung zu tragen, gab das württembergische Statistische Landesamt bereits 1898 
im Ergänzungsband II zu den Württembergischen Jahrbüchern für Statistik und Landes­
kunde die „Grundlagen einer württembergischen Gemeindestatistik" heraus. Das 
Zahlenmaterial zu dieser ersten umfassenden Regionalstatistik boten die Ergebnisse 
der Volks-, Berufs- und Gewerbezählung von 1895. Erstmals wurden für jede der 

1911 Gemeinden bereits 70 verschiedene Merkmale nachgewiesen, insbesondere die 
ortsanwesende Bevölkerung nach Zahl, Geschlecht, Alter, Religion und Hauptberuf, 
ferner die Höhenlage, die Markungsfläche und deren Benutzung, Landwirtschafts­
betriebe und Viehhaltung, Gewerbebetriebe, Zahl der Gebäude mit Brandversicherungs­
anschlag, ortsüblicher Taglohn und Steuerverhältnisse. Dem Band war auch eine 
Markungskarte zur Orientierung beigefügt. Zu dieser besonderen gemeindestatistischen 
Blickrichtung mag auch der Umstand beigetragen haben, daß in den einzelnen Bänden 
der württembergischen Oberamtsbeschreibungen stets ausführliche Gemeindebe­
schreibungen beigegeben waren, deren Abfassung durch die Bereitstellung von aus­
führlich gegliederten Gemeindestatistiken wesentlich erleichtert werden konnte. 1910 
erschien dann im Anschluß an die große deutsche Berufs- und Betriebszählung von 
1907 die zweite wesentlich erweiterte.Ausgabe mit nunmehr 107 Spalten. Dazu wird 
ausgeführt, daß diese Gemeindestatistik einen synoptischen Überblick über sämtliche 
Gemeinden bilden solle. eine Art von geographischem Querschnitt in Ziffern als Ergän­

zung zu den die geschichtliche Entwicklung darstellenden Oberamtsbeschreibungen 
mit ihren Gemeindebeschreibungen. 

Während die Herausgabe solcher Gemeindestatistiken vor dem Ersten Weltkrieg eine 
württembergische Spezialität blieb; setzte sich der Gedanke einer solchen synoptischen 
Zusammenstellung wesentlicher Zählungsergebnisse zur Erfassung und Aufhellung der 
Struktur der einzelnen Gemeinden in der Zeit zwischen den beiden Weltkriegen allge­
mein durch, besonders im Zusammenhang mit der stärker erkannten Notwendigkeit 
der behördlichen Planung und Raumordnung und der dazu notwendigen wissenschaft­
lichen Erfassung und Erforschung der Bevölkerungs-, Wirtschafts- und Sozialstruktur 
kleinerer Raumeinheiten. Die Folge der bis dahin nur in Württemberg erschienenen 
ausführlichen Gemeindestatistiken wurde durch die „Badische Gemeindestatistik von 
1927" und die „Württembergische Gemeinde- und Bezirksstatistik von 1935" fort­
gesetzt und auf Grund der Volkszählung von 1939 wurde dann in Baden 1943 nochmals 
eine Gemeindestatistik herausgegeben. Angesichts der großen Bedeutung, die die 

Gemeindestatistik heute als Quellengrundlage für zahlreiche wissenschaftliche Unter­
suchungen verschiedenster Art besitzt, scheint es verwunderlich, daß diese so bedeut­
same Methode der synoptischen Zusammenstellung regionalstatistischer Daten sich 
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fast unbeobachtet, gleichsam als eine Nebenfrucht der Intensivierung vereinzelter 

Landesstatistiken entwickelt hat (Siehe auch den Beitrag „Rechenzentren, Mathema­
tisch-statistische Methoden, Datenband, Regionalstatistik") 
Aus der Aufgabe, den Anforderungen des Reichs, des Landes, der Gemeinden, der 
Wissenschaft und der Praxis, welche zum Teil verschieden, und im ganzen genommen 

im Wachsen waren, gleichzeitig möglichst billig und rasch zu genügen, entstanden 

bei der Bearbeitung neue Probleme. Die Aufbereitung des Materials der Volkszählung 

erfolgte bis einschließlich 1905 noch durch handschriftliches Übertragen der Angaben 
in den Haushaltslisten auf Individualzählblättchen. Diese Auswertung war in Württem­

berg schon 1900 und 1905 zu einer gewissen Weiterbildung insofern gelangt, als es 

gleichzeitig Individual- und Haushaltsblättchen war. Damit war der Übergang zur 
elektrischen Aufbereitung erleichtert, weil es sich nur noch darum handelte, die Zähl­

blättchen in Zählkarten zu verwandeln, welche mit Handmaschinen gelocht und mit 

elektrischen Maschinen „ausgeworfen" und „gezählt'' wurden. Nach eingehender 

Prüfung der Einzelheiten und genauer Kalkulation der Kosten schien es möglich und 
ratsam, den Versuch zu machen, die Volkszählung 1910 mit „Hollerith-Maschinen" 

zu bearbeiten. Nach den entsprechenden Vorbereitungen schloß dann das Württem­
bergische Statistische Landesamt mit der Deutschen Hollerithgesellschaft einen Liefe­
rungs- und Mietvertrag ab, wonach die Karten zu kaufen, von den Maschinen die 

Lochmaschinen nach Wahl zu kaufen oder zu mieten, die erforderlichen Sortiermaschi­

nen und das Additionswerk aber nur zu mieten waren12 . In Baden dagegen wurde die 
Bearbeitung der Volkszählungstabellen, soweit solche maschinell herzustellen waren, 

mittels Werkvertrag an die Deutsche Hollerithgesellschaft übertragen. Diese übernahm 

hier vertraglich die Verpflichtung, unter Kontrolle des Statistischen Landesamts sämt­
liche vom Reich vorgeschriebenen Tabellen sowie einige weitere Zusammenstellungen 

für Landeszwecke um den Betrag von 1,1 Pf pro Kopf der Bevölkerung und von 

0,75 Pf für jede Haushaltung zu liefern. Die Kosten beliefen sich so auf insgesamt 
27 040 Mark. Dafür mußten auch die benötigten 2¼ Mill. Zählkarten beschafft, die 

elektrischen Leitungen gelegt und außerdem auch das gesamte Bedienungspersonal 

(19 Personen) entlohnt werden. Im Geschäftsbericht des Ministeriums des Innern wird 
hierzu berichtet, daß es durch die Anwendung des Hollerith-Verfahrens möglich ge­

wesen sei, die Ergebnisse der Volkszählung ohne Mehrbelastung des Statistischen 
Landesamts einige Monate früher als bisher zu erhalten 13• Eine weitere Verwendung 

der Lochkartenmaschinen über diese Volkszählung hinaus fand dann erst wieder nach 

dem Zweiten Weltkrieg statt. (Vgl. auch den Beitrag „Rechenzentrum, Mathematisch­

statistische Methoden, Datenbank, Regionalstatistik".) 

Beim Ausbruch des Ersten Weltkriegs erwuchsen den Statistischen Landesämtern 

allgemein neue Aufgaben, hinter .denen die bisherigen mehr und mehr zurücktraten. 

Für die staatliche Bewirtschaftung kriegs- bzw. lebenswichtiger Güter mußten in 
zunehmendem Maße Erhebungen und Meldungen bearbeitet werden. Solche Erhebun­
gen sollten vor allem Aufschluß über Bedarf und Vorräte an gewissen Lebensmitteln 
und Rohstoffen geben und zeigen, in welcher Richtung Maßnahmen zur genügenden 
Versorgung von Heer und Volk mit den erforderlichen Waren zu ergreifen waren. 

Die für Reichs- und Landeszwecke von den landesstatistischen Stel.len im Krieg 
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durchgeführten Erhebungen erfuhren noch eine Ergänzung durch Sonderaufnahmen, 

die von den verschiedenen Bewirtschaftungsstellen veranstaltet wurden. Die früher von 

der Volkswirtschaftslehre und von der höheren Verwaltung vielfach vernachlässigte 

Statistik war plötzlich überall in den Vordergrund des Interesses getreten; man bemerkte 

gewissermaßen über Nacht, daß man ohne bestimmte Zahlenunterlagen nicht arbeiten 

konnte. Die Statistik war aktuell geworden. 

In den Mitteilungen des Württembergischen Statistischen Landesamts Nr. 5 von 1916 
wird darüber wie folgt berichtet „Man hat oft im Frieden über die Belastung durch zu 

viele Statistik geklagt und dabei mehr oder minder unberechtigt die statistischen 
Zentralstellen im Auge gehabt. Die durch den Krieg erforderlich gewordene und 

schlechthin unvermeidliche, weil für alle praktischen Maßnahmen eine grundlegende 

Voraussetzung bildende-Ausdehnung und Häufung der statistischen Tätigkeit erweckt 
in den Vertretern der amtlichen Statistik Gefühle, die man etwa als bittersüß bezeichnen 

kann. Bitter insofern, als es des Krieges und der bitteren Notwendigkeit bedurfte, um 

die Bedeutung vor allem der volkswirtschaftlichen Statistik in unserem verwickelten 

neuen Wirtschaftleben in ein neues Licht zu stellen und nach oben wie nach unten hin 

schärfer klarzumachen; süß insofern, als nach_träglich manche Dinge, auf welche-Ver­

treter der amtlichen Statistik schon im Frieden hingewiesen haben, nunmehr mit dem 
ganzen sachlichen Nachdruck herantreten, welcher voraussichtlich auch über den Krieg 
hinauswirken wird." 

In den Ländern Baden und Württemberg wurden während der Kriegsjahre etwa 40 
kriegswirtschaftliche Erhebungen durchgeführt, so die regelmäßigen Aufnahmen der 

Getreide- und Mehlvorräte, des Kartoffelverbrauchs, ferner Bestandsaufnahmen über 
Leder, Häute, Fette, Öle, Hülsenfrüchte, Milch, Zucker, Obst und Gemüse, Heu und 

Stroh usw. Im Jahre 1917 mußte dann noch die Zahl der Selbstversorger und der 
Versorgungsberechtigten ermittelt werden. Hinzu kamen außerdem industrielle Sonder­
erhebungen. 

Als durch Bundesratsverordnung im Jahre 1915,die Errichtung von Preisprüfungsstellen 
für größere Bezirke den Landeszentralbehörden überlassen wurde, haben auch die 

Länder Baden und Württemberg davon Gebrauch gemacht und die Landespreisstellen 

den Statistischen Landesämtern angegliedert Ihre Tätigkeit gestaltete sich rasch sehr 
umfangreich. Sie erstreckte sich auf Preisbeobachtung, Preisermittlung, Beratung der 

Behörden, vornehmlich der Landeszentralbehörden in wirtschaftlichen Fragen, ferner 

auf Erstattung von Gutachten, Mitwirkung bei Bekämpfung wirtschaftlicher Ausschrei­
tungen, wirtschaftliche Aufklärung und Vermittlung bei wirtschaftlichen Streitigkeiten. 
Die wirtschaftliche Entwicklung führte dazu, daß die Landespreisprüfstellen, denen ein 
Beirat beigegeben war, ihre Tätigkeit nicht nur auf die Lebensmittelpreise beschränken, 
sondern im laufe der Zeit auf nahezu sämtliche Gegenstände des notwendigen Lebens­

bedarfs ausdehnen mußten. 
In Baden wurden dem Statistischen Landesamt noch weitere Verwaltungsaufgaben.auf 

dem Gebiet der Versorgungsregelung übertragen und eine Reihe von Landesvermitt­

lungsstellen zur Verbrauchsregelung von Lebens- und Futtermitteln angegliedert. Noch 

lange nach Kriegsende war man dort mit der Abwicklung dieser Stellen und ihrer 

Geschäfte befaßt. 
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Der statistische Dienst zwischen den beiden Weltkriegen 

Die Revolution von 1918 brachte große politische Umwälzungen. Die neuartigen und 
ungewöhnlich schwierigen Probleme, die der Weltkrieg und die Nachkriegsjahre mit 
ihren Verfalls- und Niedergangserscheinungen auf allen Gebieten des Sozial- und 
Wirtschaftslebens in den Vordergrund rückte, machten gebieterisch statistische 

Klarstellung und Durchforschung der Zustände und Zusammenhänge notwendig, um 

Ansatzpunkte und Wege für die Überwindung der Schwierigkeiten zu finden. Daher 

ist es nicht verwunderlich, daß die Aufgaben der amtlichen Statistik an Umfang und 

Bedeutung in dieser Zeit gewaltig zugenommen haben. 

Der Ausbau der amtlichen Statistik 

Die Entwicklung des statistischen Dienstes spiegelt sich in der Entwicklung des Aufbaus 

der Staatsverwaltung wider. Die Weimarer Verfassung verlagerte das Schwergewicht 

der Aufgaben von den Ländern zur zentralen Reichsgewalt. Im Zusammenhang damit 

entstanden neue Reichsministerien, von denen das Reichswirtschaftsministerium, das 

manche Aufgabe der im Kriege entstandenen Wirtschaftsbehörden übernahm, für die 
Statistik die größte Bedeutung gewann. Aus dem Kaiserlichen Statistischen Amt wurde 
ein Statistisches Reichsamt das nicht mehr dem Reichsministerium des Innern, sondern 

dem neuen Reichswirtschaftsministerii.Jm unterstellt wurde. Unter Bismarck waren der 

Reichsstatistik von den noch sehr selbständigen Bundesländern nur bestimmte Gebiete 
von allerdings zentraler Bedeutung zugestanden worden. Als mit der Weimarer Ver­

fassung die deutschen Länder mehr hinter der Reichsgewalt zurücktraten, wurde die 

Finanz- und Steuerstatistik als die umfangreichste'der neu hinzugekommenen Aufgaben 

von der Reichsstatistik zentral übernommen. 
Diese Entwicklung setzte sich dann unter der nationalsozialistischen Regierung fort, 

die allerdings unter der Herrschaft des „Führerprinzips" bei der Einführung statistischer 
Erhebungen nach einheitlichen Formularen weniger mit den Ländern „verhandelte", 

sondern mehr „befahl". Die neue Regierungspolitik wandelte auch den Charakter der 

amtlichen Statistik. An die Stelle des bisherigen freien Wettbewerbs in der Wirtschaft 
trat zunehmend die staatliche Wirtschaftslenkung, die der Statistik anders geartete 
Aufgaben stellte. Aus der Wirtschaftsstatistik wurde immer mehr eine Bewirtschaf­
tungsstatistik. Diese Aufgaben waren allerdings mit dem Wesen der bisherigen amt­
lichen Statistik schwer zu vereinbaren. Schon 1933 und besonders seit der Einführung 

der „Vierjahrespläne" irTl Jahre 1936 begannen die neugebildeten Organisationen der 
Wirtschaft und Partei eine eigene und oft wilde statistische Tätigkeit, die bald völlig 

unkontrollierbare Ausmaße annahm. Erst mit der „Verordnung zur Vereinfachung der 

Wirtschaftsstatistik" vom Jahre 1939 wurde der Versuch gemacht, die statistischen 

Anforderungen zu ordnen. Alle Erhebungen - mit Ausnahme der gesetzlich vorge­

schriebenen oder von der Partei angeordneten - mußten nun von einem vom Statisti­
schen Reichsamt geleiteten ,,Zentral ausschuß" genehmigt werden. 

In den Bundesländern Baden und Württemberg hat die revolutionäre Umwälzung 
nach dem Ersten Weltkrieg die Organisation der Statistischen Landesämter nicht 

wesentlich beeinflußt In Württemberg wurde zwar 1928 eine neue Dienstordnung für 
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das Statistische Landesamt erlassen 14 , die jedoch keine einschneidende Reform des 

statistischen Dienstes bedeutete. Hauptaufgabe war und blieb die Sammlung, Verar­
beitung und Veröffentlichung von Angaben über alle staatlichen und gesellschaftlichen 

Erscheinungen. die für Verwaltung und Wissenschaft bedeutungsvoll sein konnten. 
Das Amt unterstand wie bisher dem Finanzministerium.und zwar als Landesmittel­

behörde; es war verpflichtet, unmittelbare Weisungen der einzelnen Ministerien ent­

gegenzunehmen und an diese gegebenenfalls bei Unterrichtung des Finanzministeriums 
zu berichten. Staatliche Bezirks- und Ortsbehörden sowie Gemeinden und Amtskörper­

schaften hatten unmittelbare Weisungen des Amts entgegenzunehmen und unmittelbar 

an das Amt zu berichten. Alle Beamten waren verpflichtet das Amt bei Erfüllung seiner 

Aufgaben nach Kräften zu unterstützen. Von beinahe zukunftsweisender Bedeutung 

war die Ermächtigung. auch mit außerdeutschen Zentralstellen für Statistik, Topo­

graphie, Geologie und Meteorologie zu verkehren. 
Das Statistische Landesamt bestand weiterhin aus dem Amtsvorstand, der für die 

gesamte Geschäftsführung verantwortlich war und den ordentlichen Amtsmitgliedern, 
denen das für die Arbeit erforderliche Personal beigegeben war. Daneben gab es für 
bestimmte Arbeitsgebiete wie etwa die Flurnamenforschung außerordentliche Amts­

mitglieder, die über besondere Kenntnisse und Erfahrungen verfügten; sie hatten an 

Verhandlungen über ihre Spezialgebiete teilzunehmen und evtl. auch schriftlich Bericht 
zu erstatten; .auch konnten Sachverständige beigezogen werden. 
Die Einrichtung der Ministerialdelegierten blieb bestehen, doch war ihre Einflußnahme 

de facto gesunken. Immerhin konnten sie weiterhin mit Stimmrecht an den Sitzungen 
der Mitglieder teilnehmen, auf denen über den Haushaltsplan, über Stellenbesetzung 

beraten und Beschluß gefaßt wurde. 
Die statistische Tätigkeit in der Zeit nach dem Ersten Weltkrieg stand nicht nur im 

Zeichen des sachlichen Ausbaus, der Ausweitung der amtlichen Statistik und der 

Weiterentwicklung und Verfeinerung ihrer Methoden, sondern auch unter dem Gebot 

größter Sparsamkeit. Die Bemühungen um möglichste Beschränkung des Kostenauf­
wandes wurden ergänzt durch Maßnahmen, die auf eine rationelle Gestaltung des 

gesamten Amtsbetriebs und Wahrung der finanziellen Interessen dem Reich gegenüber 

abzielten. Eine Verzettelung des statistischen Dienstes war schon aus finanziellen und 
statistisch-technischen Gründen nicht mehr angängig. Entsprechend der größeren 

Zentralisation der Republik war die Auftragsstatistik für das Reich weit umfangreicher 

als vor 1914. Bei den Erhebungen, die zwischen den beiden Weltkriegen zum laufenden 
Arbeitsprogramm gehörten, handelte es sich in der Hauptsache um föderierte Reichs­
statistiken, deren Bearbeitung durch die Statistischen Landesämter nach einheitlichen 
Richtlinien erfolgte oder um Reichsstatistiken, bei denen die Ämter nur als erhebende 

Stelle eingeschaltet waren oder lediglich eine gesonderte Auswertung des Erhebungs­
materials vornahmen. Die Landesstatistiken stellten den kleineren Teil des Arbeitspro­

gramms dar. Trotz aller Bemühungen, die Erhebungen methodisch und technisch zu 
vereinfachen. wurde das laufende Arbeitsprogramm, das heißt die regelmäßig durch­
geführten Erhebungen immer umfangreicher. Daran konnten auch einzelne Eillschrän­
kungen des Arbeitsgebietes infolge Einstellung einiger kleinerer Statistiken und Kür­
zungen am Frage- und Tabellenprogramm laufender Erhebungen nicht viel ändern. 

61 



Die statistischen Erhebungen 

In der jahrelangen gemeinsamen Arbeit an dem ebenso umfangreiChen wie bedeut­
samen Erhebungs- und Aufbereitungsprogramm nahmen das Statistische Reichsamt 

und die Landesämter zum erstenmal nach dem Ersten Weltkrieg wieder ständige Füh­
lung miteinander. Dies war um so wichtiger, als die Weimarer Verfassung von 1919 mit 
ihren auf den Einheitsstaat zielenden Grundsätzen unter Umständen geeignet gewesen 
wäre, das gute Verhältnis zwischen Reichsamt und Landesämtern zu belasten. Zwar 
war von nun an das Reichsamt bei den Vorbereitungen aller Reichserhebungen führend. 
B~i der Aufstellung von Richtlinien für die Aufbereitung, die Gestaltung der Tabellen 
usw. wirkten aber die Landesämter mit. Dieses föderierte Verfahren änderte sich ab 
1933 zusehens. Den Landesämtern blieb schließlich im wesentlichen nur noch die 
Durchführung der Erhebungen und die Prüfung der Erhebungsbogen, während das 
Statistische Reichsamt die Zusammenstellung der Ergebnisse und die Veröffentlichung 
besorgte. 

Im Vordergrund der statistischen Erhebungen zwischen den beideriWeltkriegen stehen 
die großen Volks-, Berufs- und Betriebszählungen. Angesichts der gewaltigen Verände­
rungen, welche der Erste Weltkrieg, die Revolution und die Rückkehr zur Friedenswirt­
schaft hervorgerufen haben, konnten die spärlichen Ergebnisse der Volkszählung von 
1919, die in erster Linie Zwecken der Lebensmittelbewirtschaftung diente, den allgemei­
nen Bedür1nissen von Verwaltung, Wirtschaft und Wissenschaft nicht genügen. Daher 
begannen schon 1921 Vorarbeiten für eine neue Aufnahme, die anfangs nur geringen 
Umfang haben sollte, allmählich aber zum großzügigen Projekt einer großen „Nach­
kriegsinventur' der Volks-, Berufs- und Betriebszählung vom 16. Juni 1925 erweitert 

wurde. Die dann sehr bald einsetzende Wirtschaftskrise veränderte rasch die Wirt­
schaftsstruktur. Nachdem Bemühungen, im Jahr 1930 eine Volkszählung durchzufüh­
ren, gescheitert waren, wurde erst für 1933 eine neue Volks-, Berufs- und Betriebszählung 
angeordnet. Der Hauptakzent lag diesmal wegen des übergroßen Arbeitslosenpro­

blems auf der Berufszählung, so daß sie deshalb das besondere Interesse der Regierung 
fand, die auf dieser Zählung ihre Bevölkerungs- und Arbeitsbeschaffungspolitik auf­
zubauen gedachte. Als dann die Ergebnisse der „Notzählung" von 1933 durch die wirtschaft­

liche Entwicklung längst überholt waren, wurde eine neue Volks-, Berufs- und Betriebs­
zählung für das Jahr 1938 vorbereitet, aber wegen des ,,Anschlusses" Österreichs auf 
den 17. Mai 1939 vertagt. Die Lieferung der erforderlichen Erhebungspapiere und die 
Bearbeitung des Zahlenmaterials wurde weitgehend den Statistischen Landesämtern 
übertragen. Die Auszählung und Tabellierung der meisten Übersichten erfolgte jedoch 
für sämtliche Länder im Statistischen Reichsamt Die Gesamtergebnisse ließen diesmal 
länger als geplant auf sich warten, denn schon wenige Monate nach der Zählung brach 
der Zweite Weltkrieg aus. Im laufe der Zeit waren mehr und mehr vyirtschafts- und 
sozialpolitische Fragen in den Vordergrund getreten. Daraus ergab sich, daß das Ge­
wicht der bisher bevorzugt behandelten Bevölkerungsstatistik - gemessen an den 
Gesamtarbeiten der landesstatistischen Ämter - abnahm. Trotzdem kann man nicht 
sagen, daß die Statistik der Bevölkerung vernachlässigt wurde. An der Bearbeitung der 
Statistik der natürlichen Bevölkerungsbewegung, die laufend die Zahl der standesamt-
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liehen Trauungen (Eheschließungen). die Zahl der Geburten und Sterbefälle feststellt, 

hatte sich in grundsätzlicher und methodischer Hinsicht wenig geändert. Mit der Ein­

führung der Reichsmeldeordnung von 1938 wurde erstmals die Möglichkeit zum Beginn 

einer umfassenden Wanderungsstatistik gegeben. Bis dahin gab es keine einheitlich und 

laufend durchgeführte Statistik der Binnenwanderungen. Nach Anfängen einerPendler­

statistik bei der Volkszählung von 1900 in Baden und in Württemberg sowie einer Erfassung 

der in Württemberg vorkommenden Pendler bei der Volkszählung 1910 bot die Volks­

und Berufszählung von 1925 erneut die Möglichkeit zur Untersuchung der Pendelwan­

derungsverhältnisse. Den unmittelbaren Anlaß gaben hier die Landessteuerordnungen, 

durch die den sogenannten Arbeiterwohngemeinden erhöhte Anteile an der Einkom­

men- und Körperschaftsteuer zugesprochen wurden. 

Die Medizinalstatistik wurde bis zum Jahre des Zusammenbruchs {1945) im Reich und 

in den Ländern jeweils methodisch verschieden durchgeführt. Für die Reichserhebungen 

galt die Regel, daß die Erhebung der Morbiditätszahlen dem Reichsgesundheitsamt 

oblag und die Erhebung der Mortalitätszahlen den statistischen Ämtern {Statistisches 

Reichsamt, Statistische Landesämter) übertragen war. Die wichtigste Neuerung auf dem 

Gebiet der Medizinalstatistik zwischen den beiden Weltkriegen war die Umgestaltung 

derTodesursachenstatistik. Nach langjährigen internationalen und innerdeutschen Ver­

handlungen trat die Neuregelung im Sinne der Anpassung an das internationale Todes­
ursachenverzeichnis 1932 in Kraft. 

Die erste allgemeine schulstatistische Reichserhebung nach dem Ersten Weltkrieg fand 

für das Schuljahr 1921/22 statt. Diese Unterrichtsstatistik umfaßte alle Schulkategorien 

mit Ausnahme der Hochschulen. Bei der außerordentlichen Vielgestaltigkeit des admini­

strativen Charakters der Schulen in den einzelnen Ländern beschränkte sich das Reich 

auf einen einheitlichen Erhebungsplan, der gewisse Mindestwünsche enthielt. Weitere 

periodische Erhebungen wurden für die Schuljahre 1926/27 und 1931/32 angeordnet. 

Nach 1933 wurden die Erhebungen in zunehmendem Maße von Reichsstellen über­

nommen. Eine einheitliche Hochschulstatistik für das Reich wurde 1922 angebahnt. 

In Württemberg hatte das Kultusministerium für das akademische Rektorat in Tübingen 

sowie für die Rektorate der Technischen Hochschule in Stuttgart und der landwirt­

schaftlichen Hochschule in Hohen heim angeordnet, daß künftig, zunächst jährlich ein­
mal im Sommerhalbjahr, erstmals 1925, eine Statistik der Studierenden aufgestellt 

werden soll. Die von den Studierenden auszufüllenden Fragebogen waren von allen 

drei Hochschulen dem akademischen Berufsberater in Tübingen zu übermitteln und von 

letzterem nach Prüfung auf ihre Vollständigkeit an das Statistische Landesamt zur Ver­

arbeitung weiterzuleiten. Vom Wintersemester 1924/25 an brachte dann das Statisti­

sche Reichsamt auf Grund einheitlicher Ländernachweisungen halbjährlich die wichtig­

sten Ergebnisse der Hochschulstatistik im Rahmen der „Vierteljahreshefte zur Statistik 

des Deutschen Reichs" heraus. 

Entsprechend der Bedeutung, die der Land- und Forstwirtschaft zwischen den beiden 

Weltkriegen beigemessen wurde, war man in Baden und Württemberg bemüht, die 

Agrarstatistik zeitgemäß auszubauen. Gelegenheit zu einer umfassenden Inventurboten 

die landwirtschaftlichen Betriebszählungen. Um die Hauptzählungen zu entlasten, ging 

man seit 1933 dazu über, einzelne Bereiche durch Sondererhebungen zu erfassen. So 
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wurden 1933 und 1939 Gartenbauerhebungen durchgeführt, 1937 eine erste selbstän­

dige Forsterhebung, 1938 eine Reichsstatistik des land- und forstwirtschaftlichen 

Grundeigentums. Sie·ist die erste in allen deutschen Ländern einheitlich durchgeführte 

Erhebung über die eigentumsrechtliche Verteilung des Bodens. Damit wurde dem 

langjährigen Bedürfnis nach einer Ergänzung der land- und forstwirtschaftlichen Be­

triebsstatistik durch eine Besitzstatistik entsprochen. Bisher bestanden in Baden und 

Württemberg lediglich Ansätze zu einer Grundeigentumsstatistik in Form von Teil­
erhebungen über die Domänen und Fideikommisse, über die Zahl der ländlichen Grund­

besitzer, die hypothekarische Belastung, den Besitzwechsel und die Zwangsverstei­

gerungen. 

Nach 1933 war die Unterscheidung der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe in 

,,Erbhöfe" und in „freien Besitz" von besonderer - vor allem rechtlicher - Bedeutung. 

Die in Betracht kommenden Betriebe, die im allgemeinen eine Größe von einer „Acker­

nahrung" (7,5 ha) an bis zu 125 ha hatten, wurden daher durch die Erbhofstatistik erfaßt 

Die Grundlage dieser Erhebung bildeten die von den Anerbengerichten auszustellenden 
Zählkarten, die monatlich den Statistischen Landesämtern einzusenden waren. 

Zwei weitere agrarpolitisch und agrarwirtschaftlich bedeutsame Maßnahmen befaßten 

sich mit der Neugliederung und -Ordnung der Besitz.,. und Betriebsverhältnisse in der 
Landwirtschaft. Für das Kalenderjahr 1937 wurde erstmals eine Statistik der Umlegun­

gen {Flurbereinigungen) im ganzen Reichsgebiet durchgeführt mit dem Zweck, die Zahl 

und den Umfang der in Durchführung begriffenen Flurbereinigungen und deren Ergeb­
nisse sowie damit im Zusammenhang stehende Maßnahmen zur Hebung der Landes­
kultur nachzuweisen. Ähnlich verhielt es sich mit der Siedlungsstatistik. Hierbei wurden 

die Angaben über den Landerwerb und die Landbereitstellung zu Siedlungszwecken, 
über die Neuschaffung von Bauernhöfen und Anliegersiedlungen, die sich bei der Durch­

führung der Siedlungsmaßnahmen ergaben, zusammengestellt 

Die Bodennutzungserhebungen wurden ab 1935 jährlich durchgeführt, da die Absicht, 
die Landwirtschaft zu intensivieren, eine eingehende Kenntnis der jährlichen Anbau­

verhältnisse voraussetzte. Die Erhebungen wurden in eine Vorerhebung, Haupterhe­

bung und Nacherhebung gegliedert und die Methode verfeinert. Die Ernteermittlung 
der wichtigsten Fruchtarten wurde einheitlich für das ganze Deutsche Reich im Rahmen 

der Berichterstattung über Wachstumsstand und Ernte der landwirtschaftlichen Feld­
früchte und des Grünlandes vorgenommen. Sie war auch hinsichtlich der berichtenden 

Stellen einheitlich gestaltet und einzelnen erfahrenen Landwirten, die ehrenamtlich 

als Ernteschätzer tätig waren, übertragen. Die Zahl der einbezogenen Fruchtarten wurde 
je nach Bedarf erweitert oder eingeschränkt, wie es ihrer wirtschaftlichen Bedeutung 
entsprach. 
Allgemeine Viehzählungen bei denen alle wichtigen Nutzviehgattungen erfaßt wurden, 

fanden bereits seit 1912 alljährlich im Dezember statt. Seit 1935 wurden bei der Vieh­

zwischenzählung im Juni auch die Schafe, seit 1939 die Milchkühe, und ab 1943 der 

gesamte Rindviehbestand erfragt Ab 1930 wurden regelmäßig im März, Juni und Sep­

tember auch Schweinezwischenzählungen abgehalten. Die Bedeutung der Milchwirt­

schaft und die Notwendigkeit ihrer Förderung und Regelung führten bereits 1928 im 

Reichsgebiet zur ersten amtlichen Erhebung der Milcherzeugung. Von 1936 ab wurde 
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die Statistik als fortlaufende monatliche Erhebung eingeführt. Die Schlachtvieh- und 

Fleischbeschaustatistik, die seit1904 im Reichsgebiet einheitlich und regelmäßig durch­

geführt wurde, umfaßte zunächst nur die Schlachtungen, die unter Vornahme der 
Fleischbeschau erfolgten. Ab 1937 wurden ·auch Hausschlachtungen dem Beschau­

zwang unterstellt und damit auch in die Schlachtungsstatistik einbezogen. 
Hauptquellen der Gewerbestatistik waren-die großen Betriebszählungen in den Jahren 

1925, 1933 und 1939, die mit den Volks- und Berufszählungen verbunden waren. Die 
gewerblichen Betriebszählungen oder die nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstätten­

zählungen, wie sie nach entsprechender Ausweitung seit 1939 heißen, unterschieden 
s_ich in zweierlei Hinsicht von den übrigen Wirtschaftsstatistiken. Sie waren Total­

zählungen, indem sie die gesamte nichtlandwirtschaftliche Wirtschaft, grundsätzlich 

ohne Rücksicht auf Betriebsgröße, einbezogen und sie waren, weil die Befragung nur 

wenig differenziert werden konnte, auf die Erfassung der allerwichtigsten Tatbestands­

merkmale beschränkt. Die Industriestatistik ist bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges 

als Reichsstatistik erhoben worden. Das„gilt sowohl für die Industrieberichterstattung 

als auch für die Produktionsstatistik. Die Industrieberichterstattung, die im Jahre 1903 
durch das Kaiserliche Statistische Reichsamt geschaffen, in den zwanziger Jahren von 

der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und später vom Institut für Konjunkturfor­

schung fortgeführt wurde, war im Jahre 1933 auf das Statistische Reichsamt überge­

gangen. Im Zweiten Weltkrieg bildete sie zunächst die Grundlage der kriegswirtschaft­

lichen Kräftebilanz und wurde im Rahmen der totalen Kriegswirtschaft mehr und mehr 

von dem maschinellen Berichtswesen des Oberkommandos der Wehnnacht übernom­

men und bei Kriegsende eingestellt. Die industrielle Produktionsstatistik, deren Anfänge 
bis weit in die Zeit vor dem·Ersten Weltkrieg zurückgehen·und die danach erheblich aus­

gebaut worden war, wurde in zwei Großer~1ebungen von 1933 und 1936, in die grund­
sätzlich die gesamte Industrie einbezogen war, zu einer gewissen Vervollkommnung 
gebracht. 

Auch die Außenhandelsstatistik wurde seit jeher zentral aufbereitet. Besondere Han­

delszählungen sind von den Statistischen Landesämtern nicht veranstaltet worden; die 

durch die Gewerbezählungen erbrachten Unterlagen wurden als ausreichendes Infor­

mationsmaterial angesehen. Im Jahre 1931 wurde die Reichs-Fremdenverkehrsstatistik 
eingeführt. Diese zer:fiel in eine allgemeine Saisonstatistik und eine repräsentative, auf 

eine Anzahl typischer Fremdenverkehrsorte beschränkte Monatsstatistik. Die Durch­
führung und Zusammenstellung erfolgte durch die Statistischen Landesämter. Eine 

allgemeine Verkehrsunfallstatistik hatte bereits 1906 bis 1909 bestanden. Danach 

fand diese Statistik jedoch nur noch in Baden eine gewisse Fortsetzung. Erst1935 wurde 
dann die Statistik der Straßenverkehrsunfälle allgemein wieder aufgenommen. 

Gegenstand sozialstatistischer Erforschung waren Preise und Löhne, Bautätigkeit und 

Wohnungswesen sowie öffentliche Sozialleistungen. Daß die Preisstatistik nach dem 
Ersten Weltkrieg zu einem der wichtigsten Arbeitsgebiete der Statistik wurde, ist bei 
dem allgemeinen Interesse, das die Inflation an den Fragen der Preisentwicklung, der 
Lebenshaltung und ihrer Kosten sowie an marktpolitischen Fragen ausgelöst hatte, nur 

verständlich. Den Anstoß zu ihrer weiteren Ausgestaltung gab die Einführung der 

Reichsteuerungsstatistik im Jahre 1920 zwecks Berechnung von Lebenshaltungsindex-
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zittern. Die Ermittlung der Teuerungszahlen erfolgte bis 1927 monatlich bei sämtlichen 

Gem~inden mit über10 000 Einwohnern und einigen typischen Industrie- und Fremden­

orten. Von da ab beschränkte sie sich auf verhältnismäßig wenige„Eildienstgemeinden". 
Die Teuerungszahlen dieser Eildienstgemeinden gaben dann die Grundlage ab für die 

Ermittlung der Reichsindexziffern der Lebenshaltungskosten, die monatlich im Stati­

stischen Reichsamt berechnet wurden. Seit1933 trat an die Stelle einer im wesentlichen 
marktmäßigen Preisbildung in fortschreitendem Maße eine systematische Preislenkung 

und Preisüberwachung. Um die sich aus der Preisstoppverordnung 1936 ergebenden 

Aufgaben erfüllen zu können, ordnete der Reichskommissar für die Preisbildung eine 

umfassende monatliche bzw. vierteljährliche Preisberichterstattung für die Einzel­
handelspreise an. Bei der Erhebung der Großhandelspreise traten neben und zum Teil 

als Ersatz für die früheren Berichtsstellen die Anordnungen der mit der Preisbildung 
und der Marktordnung beauftragten Institutionen. 

Die Lohnstatistik wurde schon lange vor dem Ersten Weltkrieg als Statistik der Orts­

löhne (ortsüblicher Taglohn) und der durchschnittlichen Jahresarbeitsverdienste land­

und forstwirtschaftlicher Arbeiter geführt. Die Nachkriegsverhältnisse machten dann 
vergleichbare lohnstatistische Feststellungen notwendig, so daß 1920 eine weitgrei­

fende Lohn- und Gehaltserhebung angeordnet wurde. Sie war die erste große Reichs­
erhebung dieser Art.und wurde als Individualerhebung durchgeführt. Die dabei gesam­

melten Erfahrungen führten zum lohnstatistischen Gesetz von 1922, das die Reichs­

regierung zu Erhebungen über die Lohn- und Gehaltsverhältnisse der Arbeiter und 
Angestellten sowie zur Berufung des lohnstatistischen Beirats ermächtigte. Auf dieser 

Grundlage kamen durch das Statistische Reichsamt im laufe der Jahre amtliche Lohn­

erhebungen in verschiedenen Gewerbezweigen zur Durchführung. Die Änderung der 

lohnpolitischen Lage nach 1933 brachte eine Umstellung auf dem gesamten Arbeits­
gebiet der Lohn- und Gehaltsstatistik. Den Anstoß gab die Einführung des Preis- und 

Lohnstopps. 
Schon bei der Versammlung der amtlichen Statistiker des Reichs und der Bundesstaaten 

1910 in Ulm hatte das Württembergische Statistische Landesamt beantragt, mit der 
Volkszählung von 1910 ein Mindestmaß von Erkundung über die Wohnverhältnisse im 

ganzen Reich zu verbinden oder jedenfalls dafür zu sorgen, daß dieses Mindestmaß 

überall da, wo Wohnungszählungen mit der Volkszählung verbunden werden, gleich­
artig ausfalle, damit ein vergleichba·rer Überblick geschaffen werde. Der württember­

gische Antrag wurde zwar damals angenommen, doch war ihm kein praktischer Eriolg 
beschieden. Die durch den Ersten Weltkrieg eingetretenen Verhältnisse führten 1918 

zur ersten Reichswohnungszählung. Diese erstreckte sich auf alle Gemeinden mit 5000 

und mehr Zivilbewohnern und auf wenige kleinere Industriegemeinden. Später hat 

dann die Einführung der Wohnungszwangswirtschaft die Verhältnisse auf dem Woh­
nungsmarkt in einschneidender Weise geändert, so daß 1927 eine weitere Reichs­

wohnungszählung angeordnet wurde. Zugleich mit dieser Zählung fand eine Feststel­
lung der Wohnungssuchenden statt. Wenn auch die Reichswohnungszählungen nicht 
alle Erwartungen und Wünsche restlos eriüllt haben, so waren sie gleichwohl ohne 
Zweifel geeignet, neue und wertvolle Einblicke in das Wohnungswesen zu geben. Die 

Statistik der Bautätigkeit wurde als Reichsstatistik geführt. Die Aufbereitung der von 
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den Bauämtern periodisch gegebenen Sammelnachweisungen über den Zugang an 

genehmigungspflichtigen Hochbauten erfolgte bei den Statistischen Landesämtern. 
Auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit gehörten lediglich die Statistiken der sozialen Kran­
kenversicherung sowie der öffentlichen Fürsorge (Sozialhilfe) und der Jugendhilfe zum 

Aufgabenbereich der Statistischen Landesämter. Bei der Statistik der sozialen Kranken­
versicherung hatten die Statistischen Landesämter die jährlichen Geschäfts- und Rech­
nungsergebnisse nach den für das gesamte Reich einheitlichen Richtlinien aufzube­
reiten. Daneben waren sie gleichzeitig an einer seit 1928 laufenden repräsentativen 

Monatsstatistik beteiligt Im Jahre 1934 wurde dann diese, sich hauptsächlich auf 
Mitglieder- und Krankenstand beziehende Aufbereitung als Vollerhebung angeordnet 
und ihre Aufbereitung vom Statistischen Reichsamt übernommen. Die Statistik der 

öffentlichen Fürsorge war in materieller Hinsicht auf der Reichsfürsorgepflichtverord­
nung von 1924 aufgebaut. Die weitere Entwicklung führte 1927 zu einer einheitlichen 
Reichsfürsorgestatistik, die für das ganze Reichsgebiet die Tätigkeit der Landes- und 
Bezirksfürsorgeverbände zahlenmäßig ausweisen sollte. Weiter wurde 1927 eine 
Reichsstatistik der öffentlichen Jugendhilfe eingeführt, die jedoch bereits 1929 wieder 
eingestellt und erst vom Rechnungsjahr 1937 an als Statistik über die Tätigkeit der 
Jugendämter wieder aufgenommen wurde. Die Fürsorgeerziehungsstatistik wurde den 
Ländern überlassen. Ab 1935 wurde auch sie durch ein reichseinheitliches Formblatt 
erhoben. 
Das zunehmende Gewicht der öffentlichen Haushalte in der Volkswirtschaft verstärkte 
in den Jahren zwischen den beiden Weltkriegen den Bedarf an finanzstatistischen Unter­
lagen. Die 1926 angeordnete Finanzstatistik der Länder, Gemeinden und Gemeinde­

verbände (Reichsfinanzstatistikl sollte zahlenmäßige Unterlagen für die Regelung des 
Finanzausgleichs zwischen Reich und Ländern sowie zwischen Ländern und Gemeinden 
liefern. Die Aufbereitung des Erhebungsmaterials und die Zusammenstellung der Ergeb­
nisse erfolgte im Statistischen Reichsamt. Der Schuldenstand der Länder, Gemein­
den und Gemeindeverbände wurde jährlich erhoben. Die Zusammenstellung erfolgte 
ebenfalls im Statistischen Reichsamt. Die gesamten Steuerstatistiken wurden gleicher­
maßen im Statistischen Reichsamt bearbeitet. 
Die Statistiken des Geld- und Kreditwesens wurden als Reichsstatistiken oder föderierte 
Statistiken geführt. Zentral im Statistischen Reichsamt wurde insbesondere die Banken­

statistik aufbereitet. Auch die Statistik der Unternehmungen sowie der Bilanzen wurde 
einheitlich für das ganze Reichsgebiet im Statistischen Reichsamt bearbeitet. Die 
Statistik der Zahlungsschwierigkeiten (Konkurse und Vergleichsverfahren) wurde zwar 
als unmittelbare Reichsstatistik geführt, das Erhebungsmaterial aber bei den Statisti­
schen Landesämtern gesondert bearbeitet. 

Die Amtsvorstände 

Als 1922 von Haffner altershalber als Präsident des Württembergischen Statistischen 
Landesamts ausschied, übernahm Professor Dr. Hermann Julius losch (1863 bis 1935) 
die Amtsleitung. Sein Weg zur Statistik war höchst ungewöhnlich. Ursprünglich zum 
Theologen bestimmt, entschied er sich, nebenher Nationalökonomie zu studieren. Eine 
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Abb. 11 Hermann Julius Losch 
(1863 bis 1935); Präsident des 
Statistischen Landesamtes von 
1922 bis 1930 

volkswirtschaftliche Preisarbeit über „Mittel und Wege. Volksvermögen und Volks­
einkommen zu messen" verschaffte ihm ein Stipendium zum Studium der Volkswirt­
schaft in Berlin. Anschließend war er drei Jahre lang Privatsekretär beim damaligen 
württembergischen Reichstagsabgeordneten Kommerzienrat Gustav Siegle. Da jedoch 
diese Tätigkeit keine Lebensstellung war, blieb ihm nichts anderes übrig. als zum 
theologischen Beruf zurückzukehren und eine Pfarrstelle in Leutkirch anzunehmen. 
Hier kam ihm für seinen endgültigen Abschied von der Theologie der Zufall zu Hilfe. Zu 
dieser Zeit wurden nämlich Erhebungen zur Klärung der Arbeitertragen durchgeführt, 

u. a auch in Leutkirch. Dabei fiel dem von der Regierung beauftragten Beamten auf, 
wie sehr genau der Leutkircher Pfarrhelfer über die fraglichen Probleme Bescheid 
wußte. Seine Kenntnisse und die bereits bekanntgewordenen nationalökonomischen 
Publikationen gaben schließlich den Anstoß, daß losch 1893 in den Dienst des Statisti­
schen Landesamts berufen wurde. Sein Aufstieg dort ging sprunghaft vor sich: 1895 

wurde er Wirklicher Finanzrat. 1906 Oberfinanzrat. 1918 Direktor und 1922 Präsident des 
Amtes. Ein weiterer Erfolg war die Berufung als Dozent für Volkswirtschaftslehre an die 
Technische Hochschule Stuttgart. 1903 erhielt er einen Lehrauftrag für Nationalöko­
nomie an der landwirtschaftlichen Hochschule Hohenheim und 1908 wurde er Ordent­
licher Honorarprofessor für Statistik an der Universität Tübingen. Daneben bemühte 
er sich um eine Herausgabe der Werke von Friedrich List, dem seine besondere Ver­
ehrung galt. In diesem Zusammenhang kam er 1904 auch zu einer Amerikareise; erbe­
suchte die Weltausstellung von St. Louis und wurde dort mit Hermann Hol/erith, dem 
Erfinder der elektrischen Zählmaschine, bekannt. Diese Bekanntschaft hatte später 
zur Folge, daß losch als erster in Deutschland die Bearbeitung der Volkszählung von 
1910 mit Hollerith-Maschinen durchführen ließ. 

68 



Während des Ersten Weltkriegs und in der Nachkriegszeit nahm Losch regen Anteil 

an den kriegswirtschaftlichen Vorgängen, vornehmlich an der Zwangswirtschaft und 
ihrem notwendigen Bedarf an Statistiken. Er wurde Vorstand der Landespreisstelle und 
Mitglied beim wirtschaftlichen Kriegsausschuß. 
Was Losch in rund vierzigjähriger Publikationstätigkeit dem volkswirtschaftlichen und 
statistischen Fachwissen gegeben hat, ist ungemein vielseitig. Nach seinen eigenen 

Aufzeichnungen handelt es sich um mehr als 40 Veröffentlichungen, die an sich meist 
statistischer Natur sind, dabei aber weitgehend volkswirtschaftliche und soziale Pro­
bleme berühren. Die ersten Jahre waren überwiegend volkswirtschaftlichen Fragen 
gewidmet; bereits als 24jähriger tritt er 1887 mit der Arbeit „Volksvermögen. Volksein­
kommen und ihre Verteilung"15 an die Öffentlichkeit. Diese Probleme wurden gewisser­

maßen zum Lieblingsthema für seine weitere berufliche und wissenschaftliche Tätigkeit 
Losch ist einer der ersten Statistiker, der sich mit dem für die moderne Wirtschaft so 

überaus bedeutsamen Zentralproblem der .Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung" 
und dem „Sozialprodukt" beschäftigt. Er war auch der erste deutsche Statistiker, der 
umfassend die regionale Statistik pflegte, indem er die erste Gemeinde- und Bezirks­

statistik für Württemberg im Anschluß an die Berufs- und Betriebszählung von 1895 mit 
einer Fülle einzelstatistischer Nachweise für die Gemeinden und Oberämter herausgab. 
Diese regionalstatistischen Veröffentlichungen sind das Vorbild für ähnliche Werke in 
anderen Ländern geworden, bis sie schließlich ab 1933 im ganzen Reich Nachahmung 

fanden. Heute gehören diese Arbeiten zum selbstverständlichen Gemeingut derBundes­
und Landesstatistik. frühzeitig hat er auch die Bedeutung der Pendelwanderung erkannt 
und ihr Ausmaß und ihre Entwicklung festgestellt ursprünglich für Teilgebiete des 
Landes (z. B. bereits um die Jahrhundertwende für den Raum um Heilbronn), später für 
das ganze Land (1925). Auch diese Pionierarbeit hat in anderen Ländern Nachahmung 
gefunden. Heute wird die Statistik der Pendelwanderung, deren Name von Loschgeprägt 
wurde, im ganzen Bundesgebiet einheitlich bearbeitet Gewissermaßen eine allgemeine 

Abrechnung mit theoretischen Problemen war sodann seine präzise Kurzbetrach­
tung über ,,Zahlenfreibeuterei, Zahlenfetischismus, Zahlenfabrikation, Zahlenschwin­
del"16, in der er vor allem den Mißbrauch der Statistik für Interessenzwecke geißelt. 
Als Landesstatistiker vertrat er einen gesunden Föderalismus in der Überzeugung, daß 
gute Landesstatistik gleichzeitig gute Reichsstatistik bedeutet. Auch ist er stets ein Geg­
ner der sogenannten „statistischen Kröpfe" gewesen, das heißt von statistischer 
Zahlenbeschaffung durch Dienststellen außerhalb der statistischen Landeszentrale. 
Sein Ziel war eine exakt in sich geschlossene, allen Bedarf deckende Landesstatistik. 
Im Jahre 1930 gab Losch die Leitung des Statistischen Landesamtes ab und trat in den 
Ruhestand. Angesichts seines erfolgreichen Wirkens waren Ehrungen selbstverständ­
lich. 1924 wurde er Ehrenmitglied der Ungarischen Statistischen Gesellschaft und zum 
korrespondierenden Mitglied der Schweizerischen Statistischen Gesellschaft ernannt 
und schließlich folgte die Wahl zum Mitglied des Internationalen Statistischen In­
stituts. 
Nachfolger von Präsident Losch wurde Ministerialrat Otto Müller, der in seiner kurzen 

Amtszeit (1930 bis 1933) nicht besonders in Erscheinung trat. Sein Vertreter in der 
Amtsleitung war der langjährige Landwirtschaftsstatistiker Dr. Otto Trüdinger (1866 bis 
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Abb. 12 Karl Hermann Seeger 
(1873 bis 1956); Präsident des 
Statistischen Landesamtes von 
1933 bis 1938 

1949). Dieser war bereits 1893 in den Dienst des Statistischen Landesamts getreten. Als 
Tübinger Student hatte er bei Professor Dr. von Rümelin Statistik gehört und als 
akademische Preisaufgabe die „Darstellung des Einflusses von Thaer und Liebig auf 
die Entwicklung der deutschen Landwirtschaft" behandelt. Der ebenso bescheidene 
wie hochverdiente Beamte baute insbesondere die württembergische Landwirtschafts­
statistik aus und berichtete in seinen statistischen Beiträgen hauptsächlich über Fidei­
kommisse, Allmenden, Obst- und Weinbau, Viehhaltung und Milchwirtschaft. Auch 
redigierte er 1930 und noch 1937 eine Veröffentlichung des Amts „Württemberg in 
Wort und Zahl". Daneben war er von 1915 bis 1923 zunächst zweiter, dann erster 
Vorsitzender der Landespreisstelle. Nach Erreichung der Altersgrenze im Jahre 1933 
schied er aus dem Amte, blieb mit ihm jedoch freischaffend weiter in Verbindung. 
Nachfolger in der Amtsleitung wurde dann Karl Hermann Seeger (1873 bis 1950), der 
bereits seit 1929 als Ministerialrat ständiger Delegierter des Finanzministeriums beim 

Statistischen Landesamt war, dessen Präsidentenstelle ihm dann 1933 übertragen wurde. 
Dies war zwar die Krönung seiner Beamtenlaufbahn, bedeutete aber gleichzeitig den 

Anfang einer schwierigen Entwicklung, da die damalige Reichsführung sich in die 
Aufgabengebiete der Länder und ihrer Behörden von Jahr zu Jahr mehr einschaltete 
und versuchte, das Statistische Landesamt wie so viele staatliche Dienststellen allzu­
sehr dem herrschenden System dienlich zu machen. Wohl konnte Seegerdie Loslösung 
bedeutender Abteilungen des Amtes- Meteorologie, Topographie, Geologie - im Zuge 
der Gleichschaltung nicht verhindern, aber es ist ihm doch gelungen, die Tradition einer 
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Abb. 13 Josef Griesmeier (1891 
bis 1969); Direktor des Statisti­
schen Landesamtes von 1938 
bis 1945 

streng wissenschaftlichen Arbeitsweise zu erhalten. Ihm sind auch kleinere und größere 
Arbeiten zu danken, die in den „Mitteilungen" und in den .,Jahrbüchern" erschienen, 
so besonders eine Abhandlung über „Die Schulden der württembergischen Gemeinden 
und Kreisverbände". Mit Erreichung der Altersgrenze trat Seeger1938 in den Ruhestand. 
Doch wurde er wieder gerufen, als im Jahr darauf der neue Weltkrieg begann und fast 
alle Referenten des Amts ihre Arbeit durch Wehrdienst unterbrechen mußten. Seeger 
unternahm es, einen Teil ihrer Aufgaben bis zum Jahre 1943 stellvertretend zu erle­

digen. 
In der besonders schwierigen Zeit ab 1938 bis zum Zusammenbruch des „Dritten Reichs" 
war dann Professor Dr. Josef Griesmeier (1891 bis 1969) Direktor des Amtes (der Titel 
„Präsident" war nach Abtrennung der vorgenannten drei Abteilungen abgeschafft 
worden). Wegen seiner Verdienste um die Landesstatistik wurde er jedoch nach dem 
zweiten Weltkrieg zum Titularpräsidenten ernannt Als gebürtiger Bayer war er der 
erste Amtsvorstand, der nicht dem Lande entstammte. 
Seit 1929 war er Mitarbeiter beim Württembergischen Statistischen Landesamt Ihn 
beschäftigten hauptsächlich die weiten und vielseitigen Zusammenhänge mit der wirt­
schaftlichen und sozialen Entwicklung, insbesondere der fortschreitenden Industriali­
sierung. Beispielhaft sind seine Beiträge über „Bevölkerungsentwicklung in Württem­
berg", ,.Die Pendelwanderung in Württemberg", ,.Wanderungsvorgänge, Landflucht 
und Verstädterung in Württemberg seit der Bauernbefreiung", sowie über .Statistische 
Regelmäßigkeiten bei politischen WahlenM. Während seiner amtlichen Praxis ist Gries-
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meier auch durch seine Lehrtätigkeit an der Universität Tübingen hervorgetreten. Er 
war von 1936 an Lehrbeauftragter für Statistik; 1941 wurde er zum Honorarprofessor 
ernannt. 
Tiefgreifende Wirkungen auf die Arbeiten und den Dienstbetrieb löste der Beginn des 
Zweiten Weltkrieges aus. Zwar wurden die Arbeiten zunächst unverändert weiter­
geführt, doch zeigte sich bald, daß sie in dem Maße, in dem der Personalbestand wegen 
der Einberufungen zum Wehrdienst abnahm, eingeschränkt werden mußten. Im Jahr 

1941 mußte die landeskundliche Arbeit ganz eingestellt werden. Die Veröffentlichungs­
möglichkeiten waren nicht nur durch personelle oder technische Schwierigkeiten. wie 
etwa die der Papierbeschaffung eingeengt. sondern auch durch generelle und spezielle 
Geheimhaltungsvorschriften. Infolge der Intensivierung des Luftkrieges wurde dann 
1943 der Hauptteil des Amts nach Wildbad verlegt; eine Verbindungsstelle blieb noch 
in den alten Amtsgebäuden, bis diese 1944 bei einem Fliegerangriff in Flammen auf­
gingen, wobei allerdings die in den tiefen Kellerräumen gelagerten Akten erhalten 
blieben. 

Auch in Baden hatte nach dem Ersten Weltkrieg ein Wechsel in der Leitung des Stati­
stischen Landesamts stattgefunden. Allgemeine Verarmung, Geldentwertung und Wirt­
schaftskrisen überschatteten den Beginn der Amtsperiode von Dr. Moriz Hecht (1869 
bis 1952), der 1920 als Nachfolger des in Ruhestand getretenen Dr. Lange zum Direktor 
des Badischen Statistischen Landesamts ernannt worden war. Er hatte sich bereits seit 
Ablegung der Staatsprüfung für den höheren Finanzdienst mit statistischen Aufgaben 
befaßt. Zunächst ging er, um sich einige Praxis zu erwerben, an das Statistische Amt 
der Stadt Leipzig. Bald darauf nahm er die inzwischen freigewordene Stelle eines 
wissenschaftlichen Hilfsarbeiters beim Großherzoglichen Statistischen Bureau in Karls­

ruhe an. Im Jahre 1903 wurde ihm von der Universität Freiburg im Breisgau für seine 
Abhandlung „Die badische Landwirtschaft am Anfang des 20. Jahrhunderts" derSchlei­
denpreis verliehen. Diese Arbeit gab auch dem Innenministerium Veranlassung. dem 
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54 und 56 nach der Zerstörung im 
Jahre 1944 



Abb. 15 Moriz Hecht (1869 bis 
1952); Direktor des Badischen 
Statistischen Landesamtes von 
1920 bis 1933 

inzwischen zum Regierungsrat ernannten Dr. Hecht das Generalsekretariat für die 
Veranstaltung der großen Jubiläums-Landwirtschafts- und Gartenbauausstellung im 
Jahre 1906 zu übertragen. Während des Ersten Weltkriegs wurde er mit der Leitung 
der neu errichteten Landespreisstelle (Kriegswucheramt) beauftragt dem er bis zu 
dessen Auflösung im Jahre 1921 vorstand. Daneben war er noch Lehrbeauftragter für 

praktische Wirtschaftslehre an der Technischen Hochschule in Karlsruhe. Eingreifende 
Sparmaßnahmen zwangen ihn, neue Wege zu gehen, um das wichtigste statistische 
Material der Öffentlichkeit bekanntzumachen. Er interessierte Verlagshäuser. Verbände 
und Körperschaften, welche die ihr Fachgebiet berührenden Arbeiten verlegten, wobei 
das Amt nur die Manuskripte zu liefern hatte und dafür eine größere Anzahl von Frei­
exemplaren für eigene Zwecke erhielt. So kamen in den Jahren 1924 bis 1933 jährlich 
eine oder mehrere Monographien heraus, darunter solche über die Industrie, die Land­
wirtschaft, den Handel und Verkehr. den Fremdenverkehr, den Wohnungsbau, die 
Gebrechlichen, die Wahlen, die Religionszugehörigkeit, die Grund- und Gewerbe­
steuern, die Kranken- und Wohlfahrtsanstalten, die Krebssterblichkeit sowie Land­

schaftsbeschreibungen. In all diesen Werken wurde versucht. die streng wissenschaft­
liche, für den Laien oft schwer verständliche Form der Darstellung zu vermeiden um 
dafür eine gemeinverständliche, Wort, Zahl und Bild gleichzeitig verwendende und 

einen breiteren Leserkreis ansprechende Form zu wählen, eine Form, die später auch 
von anderen statistischen Landesämtern für einen Teil ihrer Veröffentlichungen ange­
wandt wurde. 1925 erschien wieder ein als „Nothandbuch" zu betrachtendes Jahrbuch 
mit geringem Umfang, dem dann in den Jahren 1930 und 1938 weitere Jahrgänge 
folgten. Die Statistischen Mitteilungen konnten auch während des Ersten Weltkrieges 
herausgegeben werden, allerdings in verkürzter Form, ab 1918 mußte ihr Erscheinen 
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eingestellt werden. Die Reihe wurde 1922 wieder fortgesetzt, jedoch nur für zwei Jahre. 

Im Jahr 1927 erschien dann die erste badische Gemeindestatistik auf Grund der Ergeb­
nisse der Volks-. Berufs- und Betriebszählung von 1925, die nochmals 1943 in erwei­
terter Form herausgegeben werden konnte, wobei die Ergebnisse der Volks-, Berufs­
und Betriebszählung von 1939 benutzt wurden. 

Gegen Ende der Amtszeit von Hecht zeichneten sich schon die Umwälzungen im Staats­
leben durch das nationalsozialistische Regime ab. Die Länder verloren mehr und mehr 
ihre Eigenstaatlichkeit, was sich auf dem Gebiet der Landesstatistik dahin auswirkte, 
daß die Statistischen Landesämter zu bloßen Aufbereitungsstellen der vom Reich bzw. 
Statistischen Reichsamt angeordneten Statistiken wurden. In dieser Zeit mußte Paul 

Hauser (1880 bis 1966) die Leitung des Badischen Statistischen Landesamts über­

nehmen. Er war 1907 nach Ablegung der zweiten juristischen Staatsprüfung in die 
innere Verwaltung eingetreten, 1916 zum Amtmann ernannt und 1920 als Polizeidirektor 
und später als Polizeipräsident in Karlsruhe eingesetzt worden. Da diese Stelle 1933 von 

den neuen Machthabern besetzt wurde. kam er zum Badischen Statistischen Landesamt. 
um hier 1934 die Amtsnachfolge von Hecht anzutreten. 
In die Amtszeit Hausers fiel die Aufbereitung zweier großer Volks-, Berufs- und 
Betriebszählungen (1933 und 1939) sowie zahlreicher anderer Erhebungen. Wenn auch 
im Zweiten Weltkrieg dem Amt die Versorgungsregelung nicht wieder übertragen 
wurde, so waren doch einige kriegswirtschaftlich wichtige Erhebungen durchzuführen. 
Besonders schwierig war aber die Führung des Amtes in diesen politisch turbulenten 
Zeiten nicht nur in sachlicher, sondern auch in personeller Hinsicht Mit der zuneh­
menden Remilitarisierung und den kriegswirtschaftlichen Planungen wurde dann den 
auf Grund des vorhandenen vielseitigen Materials möglichen Veröffentlichungen der 
Boden entzogen, da die Statistiken mehr und mehr zu Geheimsachen erklärt wurden. 
In der Folge war das Amt den unmittelbaren Kriegseinwirkungen ausgesetzt. Mehrmals 
wurde die Verlegung des Amtes geplant und vorbereitet, aber immer wieder verzögerte 
sich deren Durchführung durch kriegsbedingte Ereignisse. 1943 wurden die Archiv­

bestände in dasBruchsaler Schloß verlagert Gegen Ende des Krieges ging dieses historische 
Bauwerk und mit ihm die dorthin verlagerten Archivbestände in Flammen auf. Auch die 
Dienstgebäude Akademiestraße 1-5 in Karlsruhe wurden 1944 vollständig zerstört 

und mit ihnen die noch dort verbliebene Registratur samt Bücherei und Mobiliar. Schließ­
lich wurde im Schloß Ehrstädt im Landkreis Sinsheim für einen Teil des Amts eine Unter­
kunft gefunden; die Landwirtschaftsabteilung fand ein Refugium in der Landwirtschafts­
schule in Eppingen. 

Karl Baur Helmut Kluge 
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Die Entwicklung der Statistik in Württemberg und Baden 
nach dem Zweiten Weltkrieg 

Ein Vierteljahrhundert ist nunmehr seit jenen Tagen vergangen, in denen die amtliche 
deutsche Statistik einen neuen Abschnitt in ihrer langen Geschichte zu schreiben be­

gann. Inzwischen ist zu den auch heute noch aktiven „Statisti~em der ersten Stunde" 
eine junge Statistiker-Generation in die Ämter eingezogen, eine Generation, die unter 

dem Eindruck eines außerordentlich gewachsenen Informationsbedarfs und im Zei­

chen der technischen Entwicklung mehr denn je der Gegenwart und der Zukunft zuge­
wandt ist. So wird, nicht zuletzt auch unter der Fülle der gegenwärtigen Aufgaben, 

möglicherweise jenes erste Kapitel deutscher Nachkriegsstatisti_k leicht vergessen, in 

dem, .,Kommendes vorausahnend, Vergangenes bewahrend", der Grundstein für die 
heutige Statistik in der Bundesrepublik gelegt wurde. Dieses Kapitel der ersten Nach­

kriegszeit ist längst ein Stück statistischer Geschichte geworden, das leider immer noch 

einer umfassenden Darstellung harrt. 1 Darum ist dieser Abschnitt der vorliegenden 

Amtsgeschichte auch ein wenig breiter angelegt als die Ausführungen über die neuere 

und neueste Entwicklung, die sich ohnehin einer historischen Darstellung und Würdi­
gung noch-weitgehend entzieht. 

Wiederbeginn und Neuaufbau nach 1945 

Mit Übernahme der Reichsgewalt durch die vier Hauptsiegermächte USA, Sowjetunion, 

Vereinigtes Königreich und Frankreich sowie der Einteilung (Rest-)Deutschlands in vier 
Besatzungszonen und die Viersektorenstadt Berlin vollzogen sich Wiederaufbau und 

Neuorganisation der amtlichen Statistik zunächst auf der Grundlage des Besatzungs­
rechts. Da die vier Besatzungsrr:iächte über das „Ob" und „Wie" eines künftigen deut­
schen Staates und damit auch über wichtige Grundzüge der Besatzungspolitik mehr 

oder weniger unterschiedliche Auffassungen vertraten, ging zunächst auch der stati­

stische Dienst organisatorisch getrennte Wege2. So entstand schon im Oktober 1945 
in Berlin die „Deutsche Zentralverwaltung für Statistik in der sowjetischen Besatzungs­
zone". Vor der Neubildung der Länder und - mit Ausnahme von Hamburg - der Stati­
stischen Landesämter in der britischen Zone arbeitete seit 1945 in Hamburg bereits 

ein „Statistisches Amt für die Britische Besatzungszone", das 1949 seine Tätigkeit ein­

stellte. In der französischen Zone waren auf statistischem Gebiet von Anfang an ver­

schiedene Dienststellen der Besatzungsmacht tätig, die schließlich 1947 ein ,,Amt 

für Statistik und Wirtschaftsforschung der Französischen Besatzungszone" in Baden­
Baden errichtete, das ebenfalls bis 1949 bE!stand. Daneben bzw. anstelle bisheriger fran­

zösischer statistischer Dienste wurden ab 1946 deutsche Statistische Landesämter 

gebildet. Anders dagegen konnten in der amerikanischen Zone die früheren Statisti­

schen Landesämter in München, Stuttgart und Karlsruhe ihreArbeit bald nach Kriegsende 

wieder aufnehmen, während in Wiesbaden im Januar1946 aus den Resten des früheren 
Hessischen Landesstatistischen Amtes und anderen Dienststellen ein Statistisches 
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Amt für das Land Groß-Hessen aufgebaut wurde. Unter den wohl sChwierigsten äußeren 
Bedingungen setzte das Statistische Amt der Stadt Berlin seine durch die Kriegsereig­

nisse nur kurz unterbrochene Arbeit fort. 

Zwei Zonen - drei Länder- vier Ämter 

Wie vollzog sich nun der Neuaufbau der Statistik in dem heutigen Gebiet des Landes 
Baden-Württemberg? Die Überschrift dieses Kapitels deutet bereits eine lange Jahre 

bestehende außergewöhnliche politische Situation an. 

Als die Kampfhandlungen beendet waren, hielten die Franzosen neben Stuttgart das 

südliche und westliche Württemberg besetzt. Der Norden und der Osten des Landes 

waren in der Hand der Amerikaner . .,Das Durcheinander war groß", berichtet der spätere 
Ministerpräsident Dr. Reinhold MaierJ, ,.weil einzelne Kreise, ja einzelne Städte verschie­

denen militärischen Befehlshabern, amerikanischen oder französischen, unterstellt 
waren." Der größte Teil Badens mit Karlsruhe, Pforzheim, Baden-Baden, Freiburg und 

Konstanz war ebenfalls von französischen Truppen besetzt. 

Abbildung 1 

Baden und Württemberg Ende 1945 
2 Zonen, 3 Länder, 4 Statistische Landesämter 

US-Zone 

Baden 
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Auf der Grundlage der Ergebnisse der Konferenz von Jalta im Februar 1945 erhielt 

Frankreich im Juli 1945 offiziell eine Besatzungszonezugewiesen4 , zu der unter anderem 
die südlichen Teile von 1;3aden und Württemberg sowie der Regierungsbezirk Sigmarin­

gen, also das Gebiet der heutigen Regierungsbezirke Südbaden und Südwürttemberg­

Hohenzollern, gehörten. Die Amerikaner erhielten Nordwürttemberg mit Stuttgart 
und das nördliche Baden mit Karlsruhe und Pforzheim. Der Austausch der Territorien 

wurde Mitte Juli abgeschlossen. Mitten durch die beiden Länder war eine Grenze 

gezogen. Die „Peinlichkeiten ... von Stuttgart nach Tübingen, von Karlsruhe nach Frei­

burg zu kommen", wie Professor Heuss einmal schrieb5, hatten begonnen. 
Nordwürttemberg wurde schließlich am 19. September 1945 mit Nordbaden zum 

Land Württemberg-Baden zusammengeschlossen6; bereits fünf Tage darauf wurde in 

Stuttgart eine erste deutsche Staatsregierung für Württemberg-Baden eingesetzt. 
Karlsruhe wurde bis auf weiteres Sitz einer selbständigen badischen Landesbezirks­

verwaltung. In Südwürttemberg, dem der bisherige preußische Regierungsbezirk Sig­

maringen verwaltungsmäßig angegliedert wurde und das später die Bezeichnung 

Südwürttemberg-Hohenzollern erhielt, nahm Tübingen seinen Platz als Hauptstadt ein. 

In Südbaden, dem späteren lande Baden, wurde Freiburg zum Zentrum. So kam es 

schließlich dazu. daß im südwestdeutschen Raum bald nach Kriegsende vier Statistische 
Landesämter tätig waren. 

Die Ämter in den ersten Nachkriegsjahren 

Wenn dieses wohl turbulenteste und darum wahrscheinlich auch interessanteste 
Kapitel der Amtsgeschichte heute kurz nachgezeichnet werden soll, so kann dies leider 

nur mit großen Einschränkungen geschehen. Lediglich aus dem Stuttgarter Amt sind 

aus jenen ersten Jahren wenigstens einige Unterlagen erhalten geblieben. Aus Karls­

ruhe und vor allem aus Freiburg und Tübingen fehlt, von den statistischen Veröffent­
lichungen abgesehen, so gut wie jedes Material. Und leider haben sich auch die Reihen 

der damaligen - vor allem mit an führender Stelle stehenden -Amtsangehörigen bereits 

gelichtet. Der Versuch eines Überblicks, in dem freilich manches wichtige Detail fehlen 

mag, sei dennoch gewagt. -
Daß der Krieg mit allen seinen Opfern und Verwüstungen und schließlich mit seinen 
bereits geschilderten politischen Folgen die amtliche Statistik nicht ausgelöscht hat, 

sondern daß sie bald wieder auf den Plan gerufen wurde, kann den Eingeweihten nicht 

überraschen. Wurde doch der Ruf nach der Statistik in politischen oder wirtschaftlichen 

Notzeiten - wobei beides heutzutage nicht mehr voneinander zu trennen ist- besonders 

laut. 
Erinnern wir uns der Ausgangssituation in der Stunde „Null", und zwar zunächst in Stutt­
gart. Die Amtsgebäude Büchsenstraße 52 und 54, unweit des heutigen Amtssitzes in der 

Kienestraße, wurden durch den Luftangriff in der Nacht vom 7./8. Oktober1943 beschä­

digt und 1944 endgültig zerstört. 

Nur eine kleine Verbindungsstelle mit wenigen Mitarbeitern, einigen Schreib- und 
Rechenmaschinen sowie geringen Teilen des Erhebungs- und Aufbereitungsmaterials 
war in einem erhalten gebliebenen Raum des Gebäudes Büchsenstraße 54 verblieben. 
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Das meiste Material war Mitte Oktober 1943 nach Wildbad, das vorübergehend Amts­

sitz geworden war, ausgelagert Den Rest, insbesondere den überwiegenden Teil der 
Bibliotheksbestände, hatte man im Februar 1944 auf Schloß Wachendorf, Kreis Horb, 

und im Februar 1945 auch nach Ellwangen/Jagst geschafft. Die in den letzten Kriegs­

tagen vorbereitete Verlegung von Wildbad nach Gaildorf wurde von den Ereignissen 

überholt. So befand sich nach dem Kriege, wie aus einer ersten Übersicht vom August 

1945 hervorgeht, in Wildbad mit 21 Mitarbeitern auch die Mehrzahl des wieder aktiven 
Personals. Die Geschäfte dieser Außenstelle führte Dr. Würthner. In Stuttgart hatten 
sich 19 Mitarbeiter unter der Leitung ihres Direktors, Professor Dr. Josef Griesmeier, 

über dessen Werdegang bis 1945 im vorangegangenen Beitrag berichtet wurde, wieder 
zusammengefunden; 13 frühere Landesstatistiker waren noch nicht oder nicht mehr 

zurückgekehrt 
War es schon schwierig genug, in Stuttgartvorübergehend Räumefürdie ersten Wildbad­

Heimkehrer im Hölderlin-Gymnasium zu finden, so zog sich die endgültige Rückver­

lagerung noch eine geraume Zeit hin. Sie wurde dadurch zusätzlich erschwert, daß 
Wildbad in der französisch besetzten Zone lag. Den Franzosen, die sich, im Gegensatz 

zu den Amerikanern, einen statistischen Dienst erst neu aufbauen mußten, kam das 

Statistiker-Refugium Wildbad für ihre Pläne nicht ungelegen; denn außer dem ausge­

lagerten württembergischen Landesamt hatte dort auch die Abteilung Landwirtschaft 
des ehemaligen Statistischen Reichsamtes das·Kriegsende überstanden. Sie fungierte 

dort noch eine gewisse Zeit unter dem Namen „Statistisches Zentralamt in Wildbad", 
womit natürlich nur eventuellen Verwechslungen mit dem kleineren „Landesbruder" 
vorgebeugt werden sollte. Immerhin: Die berechtigten Zukunftssorgen der in der Luft 

hängenden ehemaligen Reichsamtskollegen trafen sich hier mit den Überlegungen der 
Franzosen, die sich für ihre Zone eine zentrale statistische Dienststelle schaffen wollten. 

Wen nimmt es da Wunder, daß eines Tages im Oktober 1945 den Schwaben im.Wild­

bader Hotel Klumpp ein „Schreiben Nr. 1000" der im gleichen Hotel residierenden ,:Zen­
tralstelle" zuflatterte, das auf dem Hintergrund besatzungsrechtlicher Machtfülle „einen 
Erlaß der französischen Militärregierung vom 22. 10. 45 zur Kenntnis (gab), durch den 

meine Dienststelle autorisiert ist, folgende statistische Erhebungen in der französischen 
Besatzungszone durchzuführen ... Im Einvernehmen mit der Militärregie~ung übertrage 

ich hierdurch Ihrer Außenstelle in Wildbad die Durchführung der genannten statisti­

schen Erhebungen für das Gebiet Südwürttemberg und bitte Sie, sich mit mir zwecks 
Festlegung aller Einzelheiten in Verbindung zu halten". Aus der Ausführung dieser „zen­
tralamtlichen" Anweisung wurde es indes nichts. Aber auch die Hoffnungen der Wild­
bader Schwaben und des Stuttgarter Amtes, die statistischen Arbeiten für den fran­

zösisch besetzten Teil Württembergs einschließlich Hohenzollern als eigene Aufgabe 

übernehmen bzw. weiterführen zu können, gingen nicht in Erfüllung. 
Unterdessen drängten die Amerikaner auf verstärkte Aktivität des Stuttgarter Amtes, 

das sie andererseits aufgrund ihrer besonders strengen Auslegung der Entnazifizie­
rungsbestimmungen Ende August so gut wie vollständig - auch Griesmeierwurde hier­

von betroffen - von allen Beamten entblößten. Dabei gab es noch ein besonderes 

Kuriosum: Die Entlassungen durch die amerikanische Besatzungsmacht galten zwar 
nicht unmittelbar in der französischen Zone, wurden aber dort dennoch durch die 
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Besatzungsmacht „vollstreckt'i. So wurden schließlich auch die betroffenen Amts­

angehörigen in dem französisch besetzten Wildbad entlassen, während ebenso betrof­

fene ehemalige Reichsbeamte am gleichen Ort in den meisten Fällen ungehindert wei­

terarbeiten konnten. 
In Stuttgart gingen nun die Bemühungen weiter, mit Hilfe der Amerikaner erst einmal 

ausreichende Büroräume zu erhalten. Daneben liefen die Versuche, das in Wildbad 
gelagerte Material durch die Franzosen freizubekommen. Da die französische Militär­

regierung inzwischen in Tübingen einen Service de Statistiques et d'Etudes Economi­
ques eingesetzt hatte, war man dort verständlicherweise darauf bedacht, wenigstens 

einen Teil des Materials der Wildbader Auslagerungsstelle des Landesamtes dem 

Tübinger Amt zukommen zu lassen und sperrte zunächst den Abtransport nach Stutt­

gart. Endlich, Ende Dezember 1945/Anfang Januar 1946, war es dann soweit Die Wild­
bader kehrten, soweit sie es nicht vorzogen, zum Tübinger Amt überzusiedeln, nach 

Stuttgart zurück, wo man Ende Oktober 1945 Behelfsunterkünfte in der Strickwaren­
fabrik .Kübler, Fuchseckstraße 7 und 21 a, zugeteilt bekommen hatte. 

Die Arbeiten des Stuttgarter Amtes wurden alsbald mit denen des Statistischen Landes­
amtes in Karlsruhe besonders eng verbunden. Dieses Amt, über dessen Werdegang zu­

letzt in einer bescheidenen Chronik berichtet wird 7 , stand nach dem Krieg vor einer 
besonders schwierigen Situation. Das Amtsgebäude in der Akademiestraße 5 war mit 

seinen wertvollen Bibliotheks- und Archivbeständen in der Nacht vom 26_/27. Sep­
tember 1944 einem Luftangriff zum Opfer gefallen. Nach dem Krieg arbeitete man in 
den erhalten gebliebenen rückwärtigen Gebäuden des Amtes weiter. Der langjährige 

Amtsleiter, Direktor Paul Hauser, wurde bald nach dem Zusammenbruch zum badischen 

Innenminister ernannt und kehrte nicht in den statistischen Dienst zurück. Dazu kam, 
daß der durch die Teilung des Landes ohnehin räumlich begrenzte Wirkungskreis des 

Amtes durch den Zusammenschluß mit Nordwürttemberg bald auch in fachlicher Hin­

sicht eingeschränkt wurde. Bereits am 8. März 1946 berichtet der Finanzminister 
Dr. Cahn-Garnier, dem das Statistische Landesamt in Stuttgart unterstellt war, der 

Militärregierung, daß „die Zusammenfassung der Statistik für Nord-Württemberg 

und Nordbaden ... schon weit gefördert {ist). Das Statistische Landesamt in Stuttgart 
ist grundsätzlich federführend für die Statistik ... Neu aufgenommene oder weiter 
ausgebaute Zweige der Statistik werden sofort in Stuttgart eingerichtet; im übrigen 
arbeitet das Statistische Landesamt Karlsruhe in enger Fühlung mit dem in Stuttgart; die 

statistischen Arbeiten werden nach einheitlichen Grundsätzen durchgeführt, so daß 

die Ergebnisse jederzeit zu einem lückenlosen Ganzen zusammengeführt werden 

können''. Bald darauf, im Juni 1946, wechselte der seit Dezember1945 amtierende erste 

und letzte Nachkriegs-Direktor des Karlsruher Amtes nach Stuttgart über,.von wo aus er 

beide Ämter in Personalunion-leitete. Es war kein geringerer als Dr. Pauf Jostock, dessen 
Namen sich mit dem Aufbau und der Neuordnung des statistischen Dienstes in Würt­

temberg-Baden und später im gesamten südwestdeutschen Raum aufs Engste verbin­
den sollte. Die Karlsruher aber hatten so ein weiteres wesentliches Merkmal der Selb­
ständigkeit verloren, damals wohl noch nicht ahnend, daß damit gewissermaßen schon 
ein erster Schritt zum späteren Zustandekommen eines größeren Amtes in einem wirt­

schaftlich starken und zukunftsträchtigen Bundesland getan war. 
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Abb. 2 Paul Jostock (1895 bis 
1965); ab 1945 Direktor, von 1953 
bis 1961 Präsident des Statisti­
schen Landesamtes 

Jostock, der 1895 in Köwerich an der Mosel geboren wurde, hatte in Köln, München, 
Würzburg und Freiburg studiert. Danach begann er zunächst auf sozialwissenschaft­
lichem Gebiet zu arbeiten, wo er in über mehr als drei Jahrzehnten hindurch mit zahl­
reichen Veröffentlichungen hervortrat. Im Jahre 1927 war er dann in den Dienst des 

Statistischen Reichsamts eingetreten. wo er sich )n der Weiterentwicklung der deut­
schen Volkseinkommens- und Volksvermögensstatistik einen großen wissenschaft­
lichen Ruf erworben" hatte8• Mehrere Publikationen jener Zeit und aus den Nachkriegs­
jahren legen davon Zeugnis ab. Mit Jostock hatte also ein hervorragender Wissenschaft­
ler und Statistiker die Leitung des Stuttgarter Landesamtes übernommen. Seine stän­
dige Vertretung in Karlsruhe wurde Dr. Sexauer übertragen, der bei der endgültigen 
Auflösung der Karlsruher Dienststelle zum Stuttgarter Landesamt übertrat 
Unterdessen hatte die französische Militärregierung in Südbaden, dem späteren lande 
Baden, im Herbst 1945 in Freiburg eine eigene statistische Dienststelle unter der stolzen 
Bezeichnung „Bureau de Statistiques et d'Etudes Economiques aupres du Gouvernement 
Militaire de Bade" gegründet die hauptsächlich mit der Sammlung von industriestati­
stischem Material befaßt war. Daneben entstand 1946 unter der Leitung von Dr. Helb­
ling ein dem Innenministerium unterstelltes deutsches Landesamt, dessen Tätigkeits­
gebiet noch im gleichen Jahre mit dem der französischen Dienststelle abgestimmt 
wurde. Im Frühjahr 1947 wurden dann die beiden Dienststellen in ein (deutsches) .Sta­

tistisches Landesamt für Baden - französisches Besatzungsgebiet -", das spätere 
Statistische Landesamt Baden, integriert. Die Leitung dieses Amtes wurde dem 1900 

81 



in Bonn geborenen Dr. Viktor Walters übertragen, der von der französischen Dienststelle 
übergetreten war. 

1 n Südbaden. und zwar in Konstanz, befand sich außerdem noch eine statistischeZentral­
stelle der französischen Militärregierung, das „Office de Statistique" der „Direction 
Generale de l'Economie et des Finances - Service de Documentation", kurz „Office de 
Statistique de Constance" genannt. Diese Stelle bereitete das ihr von den Landesämtern 
bzw. den regionalen statistischen Stellen der Besatzungsmacht übermittelte Material 
mit Hilfe des dort eingerichteten Hollerith-Apparates zu Zonenergebnissen auf. Und 

wo die Ergebnisse der konventionellen Statistiken nicht ausreichten, wurden von hier 
aus auch Sondererhebungen gesteuert, wie - zur Vorbereitung von Demontagen - eine 
,.Werkzeug-Maschinen-Zählung" vom 15. August 1946. 
In Tübingen war dagegen 1946 aus der bereits erwähnten französischen Dienststelle 
ein „Württembergisches Statistisches Landesamt in Tübingen" entstanden, das dann 
ab Oktober 1947 die Bezeichnung „Statistisches Landesamt für Württemberg-Hohen­
zollern" trug. Das Tübinger Amt war nicht nur für das neue Landesgebiet zuständig, son­
dern betreute daneben auch noch - bis 1952- den bayerischen Kreis Lindau mit, der als 

einziger Landesteil des von den Amerikanern besetzten Bayern zur französischen 
Besatzungszone gehörte. Nach einer mit dem ersten (deutschen) .,Directeur" verbun­
denen Nachkriegsepisode übernahm 194 7 Dr. Ellynor Eichen die Leitung des Amtes, die 
sie in schwerster Zeit bis 1949 innehatte. Sie kam ursprünglich aus dem höheren 
Schuldienst und war nach dem Krieg zunächst beim Office de Statistique in Konstanz 
untergekommen. Nach ihrem Ausscheiden wurde ihr seitheriger Stellvertreter, Dr. Carl 
Kessner, Leiter des Amtes. 1892 in Dresden geboren, hatte er von 1927 bis 1945 dem 

Statistischen Amt der Stadt Stuttgart vorgestanden. Bei der späteren Überleitung des 
Tübinger Amtes in das neue Statistische Landesamt Baden-Württemberg wurde ihm 
dort die Leitung der Verwaltung übertragen. Er trat 1957, mit dem Bundesverdienstkreuz 
1. Klasse ausgezeichnet in den Ruhestand und verstarb am 26. April 1964. 
An dieser Stelle sei noch kurz auf die lange Zeit zum Württembergischen Statistischen 

Landesamt gehörenden nichtstatistischen Dienste hingewiesen, die über viele Jahr­
zehnte hinweg zu einer außerordentlichen Vielfalt der in einem Amt vereinigten 
Wissensgebiete beigetragen haben. Am 1. April 1946 nahm die 1939 in das Reichsamt 
für Bodenforschung überführte Geologische Abtei I ung wieder im Stuttgarter Landesamt 
ihre Arbeit auf. Das Amt betreute daneben bis auf weiteres auch die beiden Abteilungen 
Landesbeschreibung und Geophysik weiter. Dagegen kehrten die 1938 abgetrennte 
Topographische Abteilung und der meteorologische Dienst nicht mehr zum Amt 
zurück. Im einzelnen wird hierüber in den Beiträgen im letzten Teil dieser Festschrift 
berichtet. 

Grundlagen des Wiederaufbaus 

In diesen Ämtern also ging man nach dem Kriege daran, die wie alles andere am Boden 

liegende amtliche Statistik mit neuem Leben zu erfüllen. Unter welchen Bedingungen 
dies geschah und welche unwahrscheinlichen Leistungen dabei gerade von der großen 
Schar der ungenannten Mitarbeiter vollbracht worden sind, kann wahrscheinlich nur 
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der ermessen, der damals mit dabei gewesen ist Nicht nur, daß der Krieg tief in das 
Leben jeder Familie, jedes einzelnen eingegriffen hatte, waren auch die Voraussetzun­
gen für die Wiederaufnahme der Arbeit denkbar schlecht Zu den persönlichen Sorgen 
der Menschen um Familienangehörige, zu Hunger, Kälte, Wohnungsnot, dem Schlange­
stehen um alles und jedes gesellten sich mit der Arbeitsaufnahme weitere Schwierig­

keiten: Arbeitsplätze in Notunterkünften ohne ausreichende Heizung und Beleuchtung 

und bei fehlenden Fensterscheiben, die qualvolle Enge beim oft stundenlangen Stehen 
in den selten verkehrenden Verkehrsmitteln, die Sorge um eine tägliche warme Mahl­
zeit. die man sich in Form einer wäßrigen Suppe der Reihe nach auf einer Kochplatte 
oder dem eisernen Ofen bereitete, dann die stetigen Kämpfe um Maschinen, Farb­
bänder, Papier, Bleistifte, Glühbirnen, Heizungsmaterial, und schließlich eine Arbeits­

zeit, die meist weit über den offiziell festgesetzten 48 Wochenstunden lag. Hierfür 
arbeitete ein 30jähriger Angestellter in gehobener Position längere Zeit hindurch für 
weniger als 180 Reichsmark monatlich, gerade ausreichend, um neben den Ausgaben 
für das Wohnen das Notwendigste der „Zuteilungen" kauten zu können. Immerhin gab 
es dann - zum Beispiel in Tübingen - schon 1947 eine Weihnachtszuwendung, aller­
dings nur für die Amtsangehörigen mit Kindern. Sie betrug je Kind 8 Reichsmark, was 

damals ~twa dem Schwarzmarktpreis für 2 Zigaretten entsprach. 
Auf dieser Grundlage wurde nun ein Aufbauwerk begonnen, das sich neben den großen 
Leistungen in der165jährigen, mit der Errichtung des preußischen Statistischen Bureaus 
1805 beginnenden Geschichte der deutschen statistischen Ämter sehen lassen kann 
und nie vergessen werden sollte. Die es unter jenen Bedingungen schufen, hatten in der 
Gemeinschaft aller, die die Hände nicht in den Schoß legten, Anteil an der Überwindüng 

jener Lethargie, die einem Volk nach solch beispiellosem Zusammenbruch droht. Sie 
hatten in ihrem bescheidenen Rahmen - um hier Jean-Paul Sartres Ermahnung an seine 
eigenen Landsleute aus demJahr1940 zu zitieren -Anteil an dem Aufbau einer ,,Zukunft 
der freien Menschen, die sich gegen die Behauptung wehren, daß eine Niederlage das 
Ende·alles dessen bedeutet, was das menschliche Leben lebenswert macht''. 

Arbeiten der ersten Zeit 

Über die Entwicklung der statisti~chen Arbeiten in den einzelnen Fachbereichen wird 
im zweiten Teil dieser Festschrift ausführlich berichtet. Hier sollen jeweils nur die wich­
tigsten Stationen aufgezeigt werden. 
Der Aufbau der Arbeiten war in seiner ersten Phase im wesentlichen durch folgende 

drei Faktoren bestimmt: 
1. die sich aus der politischen Situation heraus ergebende Verlagerung derjenigen Er­

hebungs- und Aufbereitungsarbeiten„die'bis·Kriegsende beim Statistischen Reichs­
amt lagen (zum Beispiel die gesamte Industriestatistik, die Statistik der Preise und 
Löhne, die Wirtschaftsrechnungen, der größte Teil der Finanz- und Steuerstatistik, 
die Statistik der Unternehmen, die Kriminalstatistik), zu den Statistischen Landes­

ämtern, die sogenannte „regionale Dezentralisierung der Statistik"; 
2. die schrittweise Erweiterung des statistischen Arbeitsprogramms für Landeszwecke; 
3. die Anforderungen der Besatzungsmächte. 
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Die unter 1 genannte wund legende organisatorische Änderung gegenüber der Zeit vor 

1945 hat danach weiterhin bis zum heutigen Tage den Umfang der Arbeiten bei den 

Statistischen Landesämtern maßgebend bestimmt. 
Als erstes wurden die klassischen Bevölkerungsstatistiken, zu denen als „Errungen­

schaft" des Krieges die Feststellung der Lebensmittelbevölkerung hinzugekommen war, 
und die Agrarstatistiken (u. a. über Bodennutzung, Ernte, Viehbestände) wieder in 
Gang gesetzt Dazu kamen die wichtigsten Industriestatistiken (zum Beispiel Industrie­

bericht, Produktionserhebungen). Verdiensterhebungen in der Industrie, Preisstatistiken 
(schon 1946 wurde ein erster Preisindex für die Lebenshaltung auf der Basis 1938 = 100 

errechnet), die Gemeindefinanzstatistik, Steuerstatistiken und 1946 schon eine erste 

Statistik der Hauptfeststellung der Einheitswerte des Betriebsvermögens in Württem­
berg-Baden. Von besonderer Bedeutung waren natürlich die ersten Bestandsauf­
nahmen der Bevölkerung, so eine Einwohnerzählung am 4. Dezember1945 in Nordwürt­

temberg und am 31. Dezember1945 in Nordbaden, dann imJanuar1946 eine erste Volks­

zählung in der gesamten französischen Besatzungszone, die für SüdwürttembE!rg und 

Südbaden von den französischen Dienststellen in Tübingen und Freiburg durchgeführt 

und in Konstanz maschinell aufbereitet wurde. Erstmals arbeitete man bei dieserZählur.19 
anstelle einer Haushaltsliste mit einem Zählblatt für jede zu zählende Person, ein Ver­
fahren, das bei der Volks- und Berufszählung 1970 erneut Anwendung fand. DieZählung 

dürfte im übrigen einen „einsamen" Rekord halten: die Ergebnisse lagen bereits nach 

wenigen Monaten (in Freiburg zum Beispiel im Juli 1946) gedruckt vor. (Siehe hierzu 
auch die Ausführungen im Abschnitt „Bevölkerung und Kultur".) Am 29. Oktober 1946 
folgte dann die durch den Alliierten Kontrollrat angeordnete Volkszählung in ganz 

Deutschland, die einen ersten - und letzten - offiziellen Kontakt zwischen den Statisti­

kern aller Zonen brachte. Sie wurde auch in Baden und Württemberg-Hohenzollern 
bereits von den statistischen Landesämtern durchgeführt. 

In das gleiche Jahr fällt auch der erste Nachkriegseinsatz von Lochkartenmaschinen 
in Stuttgart, Tübingen und Freiburg sowie die Herausgabe der ersten Veröffentlichun­

gen: Am 1. März 1946 erschien beim Landesamt in Tübingen das erste Heft der Zeit­
schrift „Württemberg in Zahlen", in Freiburg im Juli 1946 die Nr. 1 der Zeitschrift 

,,Statistik in Baden", in Karlsruhe ab September „Statistische Zahlen aus Nordbaden". 
Stuttgart ~olgte 1947 mit der Zeitschrift „Statistische Monatshefte Württemberg­

Baden", die heute unter dem Titel „Baden-Württemberg in Wort und Zahl" heraus­
gegeben wird. (Im einzelnen siehe hierzu die Abschnitte „Rechenzentrum, Mathema­

tisch-statistische Methoden, Datenbank, Regionalstatistik" sowie „Veröffentlichungs­

wesen" im zweiten Teil dieser Schrift) 

Zeit des Länderrats und der Bizone 

Bereits Anfang 1946 wurden die Ämter in der amerikanischen Zone aber noch vor eine 
neue, zusätzliche Aufgabe gestellt, mit der zugleich ein erster Schritt auf dem Wege 
der späteren Vereinheitlichung der amtlichen Statistik in den drei westlichen Zonen 
getan wurde. 

Im Herbst 1945 wurde in Stuttgart auf Initiative der US-Militärregierung ein Länderrat 
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des amerikanischen Besatzungsgebietes gegründet, der die Aufgabe hatte, .,im Rahmen 

der politischen Richtlinien der Besatzungsmacht die über das Gebiet eines Landes 
hinausreichenden Fragen gemeinschaftlich zu lösen"9 . Es war selbstverständlich, daß 

zu diesen Aufgaben mit.an erster Stelle auch die Statistik gehörte. So wurde bereits im 
Januar 1946 dem beim Länderrat gebildeten Ausschuß Industrie und Handel unter 
anderem ein Unterausschuß Statistik angegliedert, der später sogar zum selbständigen 

Hauptausschuß Statistik mit eigenen Unterausschüssen aufrückte. Diesem Ausschuß 
gehörten als ständige Mitglieder die Leiter der Statistischen Landesämter der amerika­

nischen Besatzungszone an, zu der nach mehrfachem Wechsel seiner rechtlichen Be­

ziehung zum amerikanischen und britischen Besatzungsgebiet ab Januar 194 7 end­
gültig auch das Land Bremen als viertes Gebiet gehörte. Der Ausschuß, der unter Vorsitz 

des Leiters des Hessischen Statistischen Landesamtes (und späteren Präsidenten des 
Statistischen Bundesamtes) Dr. Gerhard Fürst, in der Villa Reitzenstein, dem Sitz des 

Länderrates, tagte, begann in mühevoller Kleinarbeit die Statistiken in den vier Ländern 
der Zone zu koordinieren. Dabei übernahm „jedes der Länder für einen Teil der Statistik 

die Vorbereitung der Koordinierungsarbeiten"10 . Den Landesämtern der US-Zone war 

damit eine wesentliche Mehrarbeit entstanden, wobei den Stuttgarter Statistikern we­

nigstens die damals noch weit unerfreulicheren Dienstreisen erspart blieben. Stuttgart 
war, wenn auch in bescheidenem Rahmen, zu einem der Zentren der deutschen Nach­

kriegsstatistik geworden. Diese aber war mit den Arbeiten im Länderrat in ihre zweite 

Phase getreten: Die Zeit der Ausschüsse hatte begonnen - und sollte auch nicht mehr 

aufhören. 
Die Ende 1946 mit der Bildung von „Verwaltungsräten" beginnende Verschmelzung der 

amerikanischen und der britischen Zone zur „Bizone" brachte dann mit den erweiterten 
Kontakten auch neue Angleichungen der Statistiken, bis dann schließlich im Januar 

1948 das StatistischeAmtfürdasVereinigte Wirtschaftsgebiet. kurz „Stavewi" genannt, 
errichtet wurde11 , und damit ein - freilich unter weitgehend anderer Arbeitsteilung 
als im „Dritten Reich" - neues Kapitel deutscher amtlicher Statistik begann. 

ln der französischen Besatzungszone blieb dagegen die zentrale Verwaltung auf allen 

wichtigen Gebieten zunächst Sache der Militärregierung. Erst 1948 durften hier die 
Länderminister auf den Gebieten der Wirtschaft und der Finanzen zur Erörterung ge­

meinsamer Fragen zusammentreten. Immerhin nahmen ,im Statistischen _Ausschuß 

des „Stavewi" neben dem Statistischen Landesamt Württemberg-Baden als offiziellem 
Mitglied auch die Landesämter in Tübingen und Freiburg - wie auch das Statistische 

Landesamt Rheinland-Pfalz und das Amt für Statistik und Wirtschaftsforschung in der 
Französischen Besatzungszone - als Gäste an den Sitzungen teil. Rein formell „gleich­
berechtigt" wurden diese Ämter allerdings erst, als das 1948 zur Errichtung des „Sta­

vewi" erlassene Gesetz• im März 1950 auch auf die Länder der französischen Zone er­

streckt wurde 12. Im gleichen Jahr wurde aus dem Statistischen Amt für das Vereinigte 

Wirtschaftsgebiet das Statistische Bundesamt. 
War die zweite Aufbauphase der Statistik im wesentlichen durch die Koordinierungs­

tätigkeit bestimmt. so war die folgende Zeit von 1948 bis 1953 ein Abschnitt der Ver­
einheitlichung der Statistik in zwei, dann in den drei westlichen Besatzungszonen bis 
zum Beginn des Aufbaus der Bundesstatistik. Mit der 1949 erlassenen Gemeinsamen 
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Anordnung der Verwaltungen des Vereinigten Wirtschaftsgebietes zur Durchführung 
von Statistiken 13, der im gleichen Jahr ein Gesetz über Lohnstatistik14 folgte, war zum 

ersten Mal nach dem Kriege von deutscher Seite aus „überregionales" Recht auf dem 

Gebiet der Statistik gesetzt. Es bildete für viele Jahre hindurch bis zur Ablösung durch 

spätere Bundesgesetze die rechtliche Grundlage für fast die gesamte Agrarstatistik, 
für die Preisstatistik und Wirtschaftsrechnungen, für die wichtigsten Teile der Indu­
strie- und Gewerbestatistik, der Handels- und Verkehrsstatistik sowie der Finanz- und 

Steuerstatistik. Außerhalb dieser umfassenden Anordnung lag - neben Teilen anderer 

Bereiche - nur die Bevölkerungs- und Kulturstatistik. Sie gehörte nicht zum Zuständig­
keitsbereich der „Bizone". 

In diese Aufbauphase fallen eine Reihe bedeutender Arbeiten: Das Jahr 1948 brachte 

eine erste Personalstandserhebung im öffentlichen Dienst, die Aufnahme der Jahres­

rechnungsstatistik und die Einführung finanzstatistischer Kennziffern als Gliederung für 

die Gemeindehaushalte. Im Jahr 1949 wurde die erste große landwirtschaftliche 
Betriebszählung, die erste Handwerkszählung sowie die erste Einkommen- und Körper­

schaftsteuerstatistik nach dem Kriege durchgeführt, 1950folgte die erste durch Bundes­

gesetz angeordnete ,,Zählung der Bevölkerung, Gebäude, Wohnungen, nichtlandwirt­
schaftlichen Arbeitsstätten und landwirtschaftlichen Kleinbetriebe im Jahr 1950", 
das Volkszählungswerk 1950. Dieses Jahr brachte aber auch die erste bundesein­
heitliche Personalstandserhebung im öffentlichen Dienst, die Einführung der Schul­

denstandsstatistik nach bundeseinheitlichen Richtlinien, die erste umfassende Umsatz­
steuerstatistik, einen ersten Beschluß der Kultusministerkonferenz

1 
zur Koordinierung 

der Schulstatistiken durch das Statistische Bundesamt und schließlich eine Registrie­

rung von Kriegsgefangenen, Vermißten, Straf- und Untersuchungsgefangenen im 
Ausland. 

Die Statistik im Bundesland Baden-Württemberg 

Mitten ln der Aufbauzeit des zentralen statistischen Dienstes im Bundesgebiet hatte sich 

nach einer Volksabstimmung am 9. Dezember 1951 und der am 9. März 1952 folgenden 
Wahl zur verfassunggebenden Landesversammlung der Zusammenschluß der Bundes­

länder Württemberg-Baden, Baden und Württemberg-Hohenzollern zum neuen Bun­
desland Baden-Württemberg vollzogen. Am 25. April 1952 endete die staatsrechtliche 

Existenz der bisherigen drei Länder. Die Bildung eines gemeinsamen Statistischen 
Landesamtes war nur noch eine Frage der Zeit. 

Die Bildung des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg 

Zunächst hatte die vorläufige Regierung des Landes Baden-Württemberg auf Grund des 

Überleitungsgesetzes von 195215 beschlossen, ,,daß im lande Baden-Württemberg 

Statistik und Statistisches Landesamt zum Geschäftsbereich des Finanzministeriums 
gehören". Durch einen Erlaß dieses Ministeriums16 wurden „die.Statistischen Landes­
ämter in Freiburg und Tübingen ... hinsichtlich der Fach- und Dienstaufsicht dem Leiter 
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der Statistischen Landesämter in Stuttgart und Karlsruhe,-Direktor Dr. Jostock ... unter­

stellt. sollten jedoch - ebenso wie das Karlsruher Amt - unter ihren bisherigen Amts­

vorständen die statistischen Arbeiten wie bisher weiter" führen. 

Nicht ohne Tragik für die Betroffenen war es damals, daß das Statistische Landesamt 

in Karlsruhe als eines der traditionsreichen Statistischen Landesämter~ das der deut­
schen Statistik wertvolle Impulse gegeben hat, ausgerechnet im Jahre seines Zentena­

riums vor der endgültigen Auflösung stand. Von um so größerem Gewicht war daher 
der Entschluß, in den einzelnen Beiträgen dieser Festschrift soweit wie irgend möglich 

auch die Geschichte der Statistik in Baden mit einzubeziehen; sollte damit doch doku­
mentiert werden, daß das Statistische Landesamt Baden-Württemberg heute und in 

Zukunft auch die Tradition des Badischen Statistischen Landesamtes fortzusetzen 

gewillt ist. 
Noch eine weitere organisatorische Änderung bahnte sich 1952 an .. Mit der Errichtung 

eine·s Geologischen Landesamtes Baden-Württemberg in Freiburg wurde 1953 die bis­
herige Geologische Abteilung erneut aus dem Amt ausgegliedert (siehe auch den Bei­
trag „Die Geolog'ische Abteilung" im letzten Teil der Festschrift). 

Mit Wirkung vom 1. Mai 1953 wurde schließlich ein „Statistisches Landesamt Baden­
Württemberg" mit dem Sitz in Stuttgart gebildet17; aus den bisherigen Statistischen 

Landesämtern in Karlsruhe, Freiburg und Tübingen wurden Außenstellen des Stuttgarter 

Landesamtes. Sie sollten die statistischen Erhebungen und manuellen Aufbereitungen 

zunächst weiter durchführen und bei den Vorarbeiten zur maschinellen Aufbereitung 

mitwirken. Nach und nach wurden jedoch Teilarbeiten nach Stuttgart verlegt; so wurde 
im Oktober 1954 bei den Außenstellen im wesentlichen nur noch die Landwirtschafts­

statistik bearbeitet in Freiburg außerdem die Fremdenverkehrs- und die Gemeinde­
finanzstatistik, in Karlsruhe die Binnenschiffahrtsstatistik. 
Die Zahl der Mitarbeiter in den drei Außenstellen war durch die Bemühungen des Stutt­

garter Amtes von 369 (Karlsruhe 90, Tübingen 133, Freiburg 146) am 1. Januar1952 auf 

etwas über 40 im November 1954 gesunken. 

Aber das ging längst nicht alles so reibungslos vonstatten, wie es vielleicht zunächst 

den Anschein hat. Minister wurden eingeschaltet sowie Landtagsabgeordnete und 

Oberbürgermeister, der Bund der Steuerzahler trat auf den Plan. Die Leiter anderer 
Behörden in Karlsruhe, Freiburg und Tübingen wurden zur Übernahme von Personal 

der Landesämter aufgefordert, die Personalräte der drei aufzulösenden Ämter mußten 

- besonders in Karlsruhe, wo zahlreiche Amtsangehörige eine jahrzehntelange Tätigkeit 

im Dienste der Statistik aufweisen konnten - immer wieder auf die noch einer Lösung 
harrenden Personalfragen hinweisen, das dienstaufsichtführende Finanzministerium 

in Stuttgart wollte naturgemäß laufend über den Stand der Überleitung und Auflösung 
der Ämter unterrichtet sein. Wie immer und überall in solchen Situationen, traten hier 
wie dort menschliche·Unzulänglichkeiten in Erscheinung, tauchten wilde Gerüchte auf 

und anonyme Briefschreiber. Kurz, das Stuttgarter Amt hatte mehr als alle Hände voll 
zu tun, um die erforderlichen Maßnahmen durchzuführen und die manchmal hoch­
gehenden Wogen zu glätten. Dabei dürien freilich nicht die Probleme übersehen 

werden, die sich für die Mitarbeiter in den drei aufzulösenden Ämtern ergaben. Der 

Wohnungsmangel in Stuttgart ließ manchen, der vielleicht son~t zu einer Übersiedlung 
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bereit gewesen wäre, an seinem bisherigen Wohnsitz bfoiben. Für andere, die aus per­

sönlichen oder familiären Gründen nicht übersiedeln wollten. war es schwer, am alten 
Ort eine neue, gleichwertige Arbeit an anderer Stelle zu erhalten oder - bei höherem 

Lebensalter - unter den damaligen Verhältnissen überhaupt wieder irgendwo unterzu­

kommen. So.entschlossen sich viele. unter - zumindest vorläufigem - Verzicht auf eine 

gleichwe·rtige Funktion oder auf eine baldige finanzielle Besserstellung zur Übersiedlung 

nach Stuttgart. Nicht zuletzt waren hiervon auch die meisten der bisherigen Abteilungs­
leiter betroffen. 

Obwohl der organisatorische Aufbau des neuen Statistischen Landesamtes Baden­

Württemberg bereits 1953 so gut wie abgeschlossen war, konnten aus den genannten 
Gründen die Außenstellen erst mit Wirkung vom 31. März 1955 offiziell aufgelöst 
werden. Die letzten Abwicklungsarbeiten zogen sich jedoch noch bis 1956 hin. 

Anfang 1955 wurde auch ein erster Organisationsplan mit der neuen Geschäftsvertei­
lung aufgestellt Er sei hier zur Dokumentation festgehalten. 

Organisation des Statistischen Landesamtes Baden-Württemberg 
Stand 1. März 1955 

Amtsleiter: Präsident Dr. Jostock 

Ständiger Vertreter. Ministerialrat Prof. Dr. Griesmeier 

Abt. 1 Allgemeiile Abteilung: Oberregierungsrat Dr. Kessner 

Abt. II Bevölkerungs- und Kulturstatistik: Ministerialrat Prof. Dr. Griesmeier 

Abt. III Ernährung und Landwirtschaft: Oberregierungsrat Dr. Wirth 

Abt. IV Industrie- und Handwerksstatistik: Oberregierungsrat Dr. Niebuhr 

Abt V Allgemeine Wirtschaftsstatistik: Regierungsrat Dr. Ander 

Abt. VI Sozialstatistik: Oberregierungsrat Dr. Oelrich 

Abt. VII Finanz- und Steuerstatistik; Oberregierungsrat Dr. Taras 

Abt. VIII Landesbeschreibung: Ministerialrat Prof. Dr. Griesmeier 

Abt. IX Geophysikalische Abteilung: Oberregierungsrat Prof. Dr. Hiller 

Die zur Allgemeinen Abteilung gehörende, später neben anderen zentralen Diensten 
dem Amtsleiter unmittelbar unterstellte Verwaltung wurde von Regierungsamtmann 

Katz geleitet, der diese Funktion bis 1966 ausübte. Die entsprechend eingeordneten 

Bereiche „Veröffentlichungswesen" und „Maschinelle Aufbereitung" unterstanden 
Regierungsrat Dr. Sexauer und Regierungsrat Dr. Locher. 

Ein Problem besonderer Art bildete gerade in der Phase der Erweiterung des Stuttgarter 

Landesamtes die Beschaffung von Büroräumen. War man im Herbst 1952 bei 2B5 Mit­
arbeitern noch mit den Gebäuden Neckarstraße 18 B (dem Amtssitz von 1949 bis 1962), 
Archivstraße 2 (Naturalienkabinett) und zwei „staatseigenen Bürobaracken" in der 
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Abb. 3 Amtsgebäude 
Konrad-Adenauer­
Straße 18 B 
(früher Neckarstraße) 

Neckarstraße 195 ausgekommen, so verteilten sich die Abteilungen 1954 bereits auf 
sechs und 1955 sogar auf zehn Unterkünfte. Daß eine solche räumliche Zersplitterung 
während dieser Aufbauphase die Arbeit besonders erschwerte, liegt auf der Hand. Hier 
ging - und geht - es dem Amt sogar noch weit schlechter als seinerzeit dem Statisti­
schen Bundesamt, das 1956 „schon" nach achtjähriger Aufbauzeit unter ein gemein­

sames Dach gekommen war. Erst 1972/73, also zwanzig Jahre nach der Bildung des 
erweiterten Landesamtes Baden-Württemberg steht - wenn alles gut geht - die Erfül­
lung jener Bitte in Aussicht. die das Amt 1952 dem Finanzministerium vortrug, daß 
„ein künftiges zentrales Amt . .. notwendigerweise zur Vermeidung von Reibungen im 
Arbeitsablauf in einem Gebäudekomplex untergebracht werden" müßte. 

Entwicklungen im Zeichen der Bundesstatistik 

Während dieser Arbeiten an der Neuorganisation des statistischen Dienstes in Baden­
Württemberg begann 1953 der letzte große Abschnitt der Nachkriegsstatistik. Anstelle 

des „Stavewi"-Gesetzes von 1948 trat das Gesetz über die Statistik für Bundeszwecke1 a_ 
Mit ihm wurden nicht nur die Aufgaben des Statistischen Bundesamtes festgelegt, 
sondern, wie es in der Gesetzesbegründung heißt, ,,zum ersten Mal in der Geschichte 

der Statistik Deutschlands umfassend das gesamte Organisations- und Verfahrensrecht 
sowie das materielle Recht der Statistik" geregelt. Die inzwischen auf seiner Grundlage 
erlassenen Bundesgesetze und Rechtsverordnungen bilden heute die Rechtsgrundlage 
für den ganz überwiegenden Teil der vom Statistischen Landesamt durchgeführten 
Statistiken. 
Schon in den ersten Jahren der Bundesstatistik, die zeitlich etwa mit der Ablösung 
besatzungsrechtlicher Vorschriften zusammenfiel, hatten die den Aufbau der Nach-
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kriegsstatistik wesentlich mitbestimmenden Anforderungen der Besatzungsmächte 

nach und nach an Bedeutung verloren und schließlich ganz aufgehört. Dafür waren 
mit der Zeit einige weitere Faktoren hinzugekommen, die unter anderem die Entwicklung 
der Statistik künftig zusätzlich mitbestimmten: 

1. die Anforderungen der Verwaltungen des Vereinigten Wirtschaftsgebietes bzw. der 
Bundesministerien bei gleichzeitiger stärkerer fachlicher Zentralisierung der amt­
lichen Statistik in den Statistischen Ämtern; 

2. die Notwendigkeit der Legalisierung des gesamten statistischen Programms, das 
heißt der Schaffung von Rechtsgrundlagen für die einzelnen Statistiken. 

Und schließlich kamen später zu den ohnehin zahlreichen Auftraggebern der Statistik 
noch die internationalen Organisationen sowie die supranationalen Zusammenschlüsse 
hinzu. So entwickelte sich zum Beispiel der 1957 endgültig eingeführte Mikrozensus, 
eines der modernsten Instrumente der amtlichen Statistik, aus der Notwendigkeit, die 
von der Organisation für die wirtschaftliche Zusammenarbeit Europas (OEEC) geforder­
ten Zahlen über das sogenannte Arbeitskraftvolumen und die Beschäftigungs- und 
Erwerbslosigkeitsverhältnisse zu liefern. Bereits seit 1950 hatten sich in gewissem 
Rahmen Zeitraum und Umfang (Mindestprogramm) der Volkszählungen nach Empfeh­
lungen der Vereinten Nationen gerichtet. Durch die Europäische Wirtschaftsgemein­
schaft wurden später - von den Empfehlungen für neue Statistiken und den Harmo­
nisierungsarbeiten beim Statistischen Amt für die Europäischen Gemeinschaften abge­
sehen - sogar Statistiken durchgeführt, die auf unmittelbar in den Mitgliedstaaten 
geltendem supranationalen Recht beruhen. 
So begann mit dem immer stärker wachsenden Bedarf an Information und der neuen 
rechtlichen Regelung des überwiegenden Teils der amtlichen Statistik ab 1953 eine Lawine 
neuer Arbeiten auf das Statistische Landesamt zuzurollen. Wohl lag der Schwerpunkt 
der Vorbereitungsarbeiten für die einzelnen neu anzuordnenden Statistiken beim 
Statistischen Bundesamt, doch trugen die Statistischen Landesämter die Hauptlast der 
immer stärker anwachsenden Datenermittlung und -verarbeitung. Außerdem waren 
sie aber auch bei der Vorbereitung der Statistiken nicht unwesentlich beteiligt, um 
sicherzustellen, daß, wie es in der Begründung zum Gesetz über die Statistik für 

Bundeszwecke heißt, .,auch bei Bundesstatistiken eine Angleichung vorgenommen 
wird, die den Erfordernissen der Praxis entspricht, die Verwaltung vereinfacht und 
Kosten erspart". Die Bundesstatistik trug somit von vornherein den Charakter einer 

echten Gemeinschaftsarbeit von Bundesamt und Landesämtern. 
Als zentrale statistische Landesbehörde hatte das Amt aber auch gleichzeitig die immer 
umfangreicheren Anforderungen der Landesministerien aus dem Material der Bundes­
statistiken zu befriedigen. Schließlich waren auf den der Landesgesetzgebung unter­
liegenden Gebieten (zum Beispiel im Bildungswesen) neue Landesstatistiken vorzube­
reiten und durchzuführen sowie bereits bestehende neuen Erfordernissen anzupassen. 
Hinzu kam, daß auch die Landesstatistiken, soweit wie möglich mit denen der anderen 
Bundesländer koordiniert werden mußten, um ihre Ergebnisse zu Bundesergebnissen 
zusammenfassen zu können. 
Darüber hinaus ergaben sich in dieser Zeit weitere Arbeitsbelastungen durch die 
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Einführung neuer Erhebungs- und Aufbereitungsmethoden und -techniken. Das nach 
und nach Einzug haltende Stichprobenverfahren (zum Beispiel Schweinezählungen 

ab 1954, Bodennutzungserhebungen ab 1956, Mikrozensus ab 1957) verringerte zwar 
rein zahlenmäßig den Erhebungs- und Aufbereitungsaufwand auf den betroffenen 

Gebieten, schuf aber gleichzeitig auch neue Probleme. Neue Aufgaben brachte auch die 

Einführung des Interview-Verfahrens (erstmals 1955 bei der Statistik der sozialen 

Verhältnisse der Renten- und Unterstützungsempfänger 1953/55, dann später beim 

Mikrozensus und bei den Einkommens- und Verbrauchsstichproben). Galt es doch 

hier, eine Interviewer-Organisation im lande neu aufzubauen, die Interviewer anzu­

werben, zu schulen und arbeitsbereit zu halten. Schi ießlich erforderte insbesondere 
auch der verstärkte Einsatz maschineller Aufbereitungstechniken eine immer engere, 

aufwendigere Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt und den anderen 

Statistischen Landesämtern. So verging in jenen Jahren wohl kaum eine Woche, in 

der nicht einer oder mehrere der Abteilungsleiter und Referenten des Amtes an einer 

Fachausschußsitzung oder Referentenbesprechung in Wiesbaden teilzunehmen hatten. 

1951 wurde dann auch die ständige Einrichtung der Amtsleiterkonferenzen beim 
Statistischen Bundesamt und der turnusmäßig wechselnden Tagungen der Leiter der 

Statistischen Landesämter geschaffen. Diese Gremien entstanden bezeichnenderweise 
als „Rationalisierungsausschuß" der Amtsleiter, die sich, bevor noch der Aufbau der 

Statistik überhaupt in seine letzte große Phase eingetreten war, bereits unter dem 

Druck drohender Haushaltskürzungen mit Fragen der Einschränkung und der rationellen 

Abwicklung des Programms zu befassen hatten. Es handelte sich dabei um Arbeiten, 
die sich bis heute in mehr oder weniger großen Wellen wiederholt und meist kein 

anderes Ergebnis erbracht haben, als daß es nach Meinung der ministeriellen Auftrag­
geber und der übrigen bedeutenden Konsumenten noch bei weitem zu wenig Sta­

tistiken gab. 

Letzte Jahre unter Jostock und Griesmeier 

Ein nicht unwesentlicher Teil all dieser Arbeiten fiel noch in die Zeit des Aufbaus des 

neuen, vergrößerten Stuttgarter Landesamtes. Und es ist schon bemerkenswert, daß 
und in welcher Weise man diese Aufgaben bewältigte. Dabei kamen neben dieser 

großen organisatorischen Leistung und den technisch-methodischen Arbeiten auch 

die wissenschaftlichen Aufgaben des Amtes in der Auswertung des vorhandenen 
Materials nicht zu kurz. So war das Amt Schrittmacher bei der Anwendung moderner 
statistischer Methoden in der Agrarstatistik und leistete einen vielbeachteten Beitrag 
zur Ursachenforschung bei den Straßenverkehrsunfällen. Insbesondere den regional­
statistischen Interessen dienten Berechnungen des Nettosozialprodukts zu Faktorkosten 

(Volkseinkommen) für Baden-Württemberg und seine Stadt- und Landkreise sowie eine 

Originärberechnung des Nettoinlandsprodukts zur Darstellung der wirtschaftlichen 

Leistungskraft der Stadt- und Landkreise. Hierüber wird in den Beiträgen über die 
einzelnen statistischen Bereiche ausführlicher berichtet. 

Viele Veröffentlichungen dieser Zeit, die in den 1954 wieder eingeführten Jahrbüchern 
für Statistik und Landeskunde oder in den Statistischen Monatsheften Baden-Württem-
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berg erschienen sind, legen von den wissenschaftlichen Leistungen des Amtes Zeugnis 

ab. Stellvertretend für sie alle sei hier der Beitrag von Griesmeier über „Die Entwicklung 

der Wirtschaft und der Bevölkerung von Baden-Württemberg im 19. und 20. Jahr­

hundert''19 genannt. 

Es war Griesmeiers letztes großes Werk, bevor er Ende 1956, ausgezeichnet mit dem 
Bundesverdienstkreuz 1. Klasse, in den wohlverdienten Ruhestand trat Über 27 Jahre 
hatte er die Geschicke des Amtes entscheidend mitbestimmt. Zu den zahlreichen Ehrun­

gen, die ihm im laufe seines Lebens zuteil wurden, zählen vor allem seine Wahl zum Mit­

glied des Internationalen Statistischen Instituts sowie seine Ernennung zum Ehrenmit­

glied der Deutschen Statistischen Gesellschaft. Keinem anderen als ihm hätte es im 

Hinblick auf das 150jährige Jubiläum z~gestanden; die Geschichte des Amtes, dem er 

selbst wichtige Impulse gegeben hatte, nachzuzeichnen. Die Sorgen um seinen sich 

allmählich verschlechternden Gesundheitszustand ließen diesem Gedanken jedoch 

keinen Raum mehr. Von Kollegen, Mitarbeitern und seinen zahlreichen Schülern be­
trauert, vollendete er am 9. September1969 im Alter von 78 Jahren sein Leben. 
Nach Griesmeiers Ausscheiden aus dem aktiven Dienst hatte vorübergehend Dr. Taras 

die Funktion eines ständigen Vertreters des Präsidenten übernommen, bis er hierin 

1958 von Dr. Haas abgelö_st wurde, der aus dem Wirtschaftsministerium in das Amt 
zurückgekehrt war. Haas übernahm damit zugleich auch die früher von Griesmeier 

geleitete Abteilung Bevölkerungs- und Kulturstatistik. Die Leitung der Abteilung Landes­
beschreibung wurde bis auf weiteres vom Präsidenten wahrgenommen. 

Ende der fünfziger Jahre wurde dann mit dem Einsatz-elektronischer Rechenanlagen 

in der amtlichen Statistik eine Entwicklung eingeleitet, die sich erst in den nächsten 

Jahrzehnten voll auswirken wird. Wendemarke in dieser. auch die Statistik revolutio­
nierenden Technik war die Volkszählung-1961, die nach entsprechenden Vorarbeiten 

im Aussc~uß für maschinelle Aufbereitung beim Statistischen Bundesamt von den 
Statistischen Landesämtern auf einer Kleinanlage IBM 1401 aufbereitet wurde. 
In diesem für die deutsche Statistik so bedeutenden Jahr 1961 trat dann auch Jostock, 

der bereits 1953 zum Präsidenten ernannt wurde, in den Ruhestand. Obwohl „wir .. _ kein 

Recht (haben), ihn ganz für die Statistik in Anspruch zu nehmen", hat er sich ihr doch 

rund 35 Jahre seines Lebens gewidmet Die Fülle der wie in keinem anderen Statisti­
schen Landesamt in der Nachkriegszeit zu bewältigenden Aufgaben hatte seineGesund­
h~it schon zu diesem Zeitpunkt stark angegriffen. So waren ihm nur noch wenige Jahre 

des Ruhestandes vergönnt. Er starb am 24. April 1965 in seinem 70. Lebensjahr. Seine 

großen wissenschaftlichen Leistungen, sein Anteil am Aufbau der deutschen Nach­
kriegsstatistik und insbesondere der Statistik in Baden-Württemberg werden ihm einen 

bleibenden Platz in der Geschichte des Amts und der deutschen Statistik sichern. Wie 
Griesmeier waren auch Jostock hohe Ehrungen zuteil geworden: die Mitgliedschaft im 
Internationalen Statistischen Institut, das Große Verdienstkreuz des Verdienstordens 

der Bundesrepublik und schließlich eine, wie Fürst.schreibt, seltene Ehrung für einen 
Statistiker: die Ehrenbürgerschaft seiner Heimatgemeinde. Posthum erfuhr sein Lebens­

werk, das zu einem nicht geringen Teil der katholischen Soziallehre gewidmet war, mit 
der Verleihung des Kulturpreises des Deutschen Gewerkschaftsbundes im Jahre 1965 

noch eine weitere außergewöhnliche Anerkennung. 
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Seine Kollegen und Mitarbeiter werden ihn aber auch als Menschen in seiner ruhigen. 

klugen, überlegten Art in Erinnerung behalten. 

Die letzten neun Jahre 

Das, was nach Jostock folgte, ist nun schon ein Stück neuester Amtsgeschichte, das 
erst zu einer späteren Zeit eine eingehende Würdigung finden wird. Darum sollen 
hier nur die wichtigsten Ereignisse dieser Zeit aufgezeigt werden. 
Am 2. Januar 1962 wurde Staatsrat a. D. Dr. Friedrich Werber als neuer Präsident in sein 

Amt eingeführt. 1901 in Karlsruhe geboren, hatte er in Freiburg und Mannheim studiert. 
Nach der Promotion zum Dr. phil. und dem Erwerb des akademischen Grades eines 
Diplom-Kaufmannes war er zunächst an den Handelslehranstalten in Mannheim und 

Pforzheim und von 1926 bis 1945 an der Wirtschaftsoberschule in Karlsruhe tätig. 
Nach dem Kriege arbeitete er als Oberregierungsrat bei der Landesbezirksdirektion für 
Kultus und Unterricht in Karlsruhe, bis er 1950 in den Landtag von Württemberg-Baden 
und 1953 in den Deutschen Bundestag einzog, dem er bis 1961 angehörte. 
Werbers Einzug ins Amt folgte zunächst einmal ein Umzug auf dem Fuße: Im Mai 1962 
wurde der Sitz des Präsidenten und damit des Amts von der Neckarstraße (jezt Konrad­
Adenauer-Straße) in das dem Amt im Jahr zuvor überlassene ehemalige Dienstgebäude 

des Finanzministeriums in der Kienestraße 41 verlegt. Dieses Gebäude ist bis zum heu­
tigen Tage Sitz der Amtsleitung geblieben. 
Im Jahr 1962, das überwiegend im Zeichen der Aufbereitungsarbeiten der Volks-. 
Berufs- und Arbeitsstättenzählung sowie der Gebäudezählung 1961 stand. erreichte 

Abb. 4 Friedrich Werber, Präsident 
des Statistischen Landesamtes von 
1962 bis Ende 1967 
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Abb. 5 Amtsgebäude Kienestraße 41 

das Amt mit insgesamt 1256 Mitarbeitern seinen bisher höchsten Personalstand. Das 
Jahr 1962 brachte unter anderem noch einen Verkehrszensus. das Anlauten einer 

ersten Einkommens- und Verbrauchsstichprobe, Gehalts- und Lohnstrukturerhebungen 
in fast allen Wirtschaftsbereichen sowie die Umstellung des Mikrozensus auf einen 
neuen Stichprobenplan bei gleichzeitiger Durchführung eines Zusatzprogramms zur 
Beantwortung aktueller wlrtschafts- und sozialstatistischer Fragen. Daß Baden-Würt­
temberg im gleichen Jahr auf sein 10jähriges Bestehen zurückblicken konnte. war für 
das Amt Anlaß. ein Sonderheft mit Daten über die wichtigsten Vorgänge des wirt­
schaftlichen und sozialen Lebens in den ersten zehn Jahren des neuen Bundeslandes 
herauszugeben20_ 

Ein Jahr später erschien dann das erste Statistische Taschenbuch Baden-Württemberg. 
das inzwischen mit seinen Nachfolgejahrgängen zu einem gefragten Nachschlagewerk 
geworden ist. Auf Werbe~lnitiative konnte1963 auch die erste Kreiskurzbeschreibung21 

abgeschlossen und veröffentlicht werden. Das Jahr 1963 brachte aber noch weitere 
zusätzliche Arbeiten: den ersten Zensus im Produzierenden Gewerbe im Rahmen eines 

„Welt-lndustriezensus". Ab 1964 folgten jährliche Unternehmenserhebungen, ab 
1965 jährliche Investitionserhebungen in der Industrie, ab 1963/64 bzw. 1964/65 regel­

mäßig zu wiederholende Statistiken der Arbeitskräfte in der Forstwirtschaft und in der 
Landwirtschaft und manches andere mehr. 
Nach langen Jahren gemeinsamer Aufbauarbeit von Statistischen Landesämtern und 

Statistischem Bundesamt gab es dann, 14 Jahre nach dem vom Statistischen Bundesamt 
zitierten Geist von „Hansenberg", auch Gelegenheit zu einer erneuten Klarstellung des 
Verhältnisses zwischen diesen Ämtern. Auf einer Amtsleiterkonferenz im Februar 1965 
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in Wiesbaden betonten Bundesamt und Landesämter erneut, .,daß es sich bei den tech­

nischen und methodischen Arbeiten für die Bundesstatistiken um eine Gemeinschafts­
arbeit handelt, an der Bundesamt und Landesämter beteiligt sind" und daß sie „einig 
{sind) in dem Wunsch, die gemeinsamen Anstrengungen zur Durchführung und zur 

Verbesserung der Bundesstatistiken im Sinne der seit Jahren bewährten vertrauens­
vollen Zusammenarbeit fortzusetzen." 

Zur gleichen Zeit etwa liefen in der Amtsleiterkonferenz sowie im Arbeitskreis für ma­
schinelle Aufbereitung beim Statistischen Bundesamt die Diskussion über die geplante 
einheitliche Umstellung auf ein neues, moderneres Datenverarbeitungssystem auf vollen 
Touren. 1966 war es dann soweit: Mit der Installierung einer IBM 360-30 wurde der 
Übergang auf die dritte Computer-Generation vollzogen (siehe hierzu den Beitrag 
,,Rechenzentrum, Mathematisch-statistische Methoden, Datenbank, Regionalstatistik" 
im zweiten Teil dieser Veröffentlichung). Daneben liefen Untersuchungen über die 

künftige Anwendung des Strichmarkierungsverfahrens und den Einsatz von automati­
schen Lesegeräten. Aber auch auf den Gebieten der Fachstatistik gab es weiterhin Neues 

zu berichten: 1965 und 1966 hatte sich das Amt durch praktische Versuche und mit ent­
sprechenden Beiträgen an den gemeinsamen Überlegungen der Ämter zur Rationali­

sierung der Industriestatistik beteiligt Mit dem Wintersemester 1966/67 wurde die 
Hochschulstatistik auf eine individuelle Studienverlaufsstatistik umgestellt, und Ende 
1966 wurde mit dem Gesetz über Steuerstatistik ein weiterer großer Komplex statistischer 
Arbeiten auf lange Sicht gesetzlich geregelt. 
In den zurückliegenden Jahren hatten sich im Amt aber auch in personeller und organi­
satorischer Hinsicht einige Änderungen ergeben. Einige ältere Abteilungsleiter waren in 
den Ruhestand getreten. Dr. Hermann Wirth war 1965 zum Ständigen Vertreter des 

Amtsleiters ernannt worden. Die Abteilung Landesbeschreibung wurde bereits am 
1. September 1964 der Staatlichen Archiwerwaltung unterstellt (siehe auch den Bei­

trag „Die amtliche Landesbeschreibungu) und damit aus dem Amt herausgelöst. Neben 
anderen Verlagerungen von kleineren Arbeitsgebieten wurde schließlich die Maschi­
nelle Aufbereitung aus den Zentralen Diensten bzw. der Allgemeinen Abteilung zu 
einer selbständigen Abteilung M herausgehoben. 
In wenigen Jahren seiner Amtsleitung hatte es Werber verstanden, eine gewisse Unruhe 
zu beseitigen, die durch verschiedene Umstände ins Amt gekommen war und die sich 

auf einigen Gebieten sogar auf die sonst stets ausgezeichnete Zusammenarbeit mit dem 
Bundesamt ausgewirkt hatte. Im fachlichen Bereich hat er sich vor allem als Vertreter 
der Amtsleiter im Fachausschuß Handels- und Verkehrsstatistik betätigt. In einer für das 
Amt besonders wichtigen Frage, der Errichtung eines neuen, gemeinsamen Dienstge­
bäudes, bereitete er mit seinen Verhandlungen die spätere Entscheidung vor. Als Werber 

nach kurzer Verlängerung seiner regulären Dienstzeit Ende 1967 in den Ruhestand trat, 
dankte ihm der Präsident des Statistischen Bundesamtes, Patrick Schmidt, ganz beson­
ders dafür, daß er im Kreise der Amtsleiter dafür gesorgt habe, daß man über statisti­
schen Höhenflügen nie ganz den Boden der nüchternen politischen Realitäten unter 
den Füßen verloren habe. 
Im Januar 1968 zog dann der heutige Hausherr als neuer Präsident in das Amt ein: Pro­
fessor Dr. Klaus Szameitat. 1914 in Berlin geboren, hatte er von 1933 bis 1938 in Berlin 
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Volkswirtschait und neuere Geschichte studiert und nach dem Examen als Diplom­
Volkswirt zum Dr. phil. promoviert. Anschließend war er in den Dienst des Statistischen 
Reichsamtes eingetreten, der durch Kriegsdienst unterbrochen wurde. Nach dem 
Kriege war er zunächst als Referent - unter anderem für die Volkszählung 1946 - im 
Bayerischen Statistischen Landesamt tätig, bis er 1948 zum Statistischen Amt des 
Vereinigten Wirtschaftsgebietes, dem Vorgänger des Statistischen Bundesamtes, über­
trat. Dort leitete er bis zu seinem Ausscheiden die Abteilung l „Allgemeine Organisation 
der Statistik, Allgemeine Auslandsstatistik" und war zuletzt einer der drei ständigen Ver­
treter des Präsidenten. Im Jahre 1961 wurde er zum Mitglied des Internationalen Stati sti­
schen Instituts gewählt. an dessen Tagungen in Paris (1961), Ottawa (1963), Belgrad 
(1965), Sidney (1967) und London (19691 er mit eigenen Beiträgen teilnahm. Hinzu 

kamen von 1953 bis 1967 zahlreiche längere Studienaufenthalte und sonstige dienst­
liche Tätigkeiten in allen Erdteilen, u a. im Auftrag der EWG als „wissenschaftlicher 

Kontrolleur" einer auf Neuguinea tätigen Studiengruppe. 
Schon das erste Amtsjahr des neuen Präsidenten brachte neue organisatorische Auf­
gaben größeren Umfangs, galt es doch. nach 12 Jahren außerordentlicher Wandlungen 
auf dem Wohnungssektor wieder einmal eine umfassende Gebäude- und Wohnungs­
zählung durchzuführen. Hinzu kamen im gleichen Jahr ein neuer Zensus im Produzie­
renden Gewerbe einschließlich einer Handwerkszählung sowie eine Handels- und Gast­
stättenzählung und Gehalts-, Lohn- und Personalstrukturerhebungen im öffentlichen 
Dienst. Auf einer Amtsleitertagung im Oktober 1968 in Freiburg hatte das Amt einige 
grundlegende Ausarbeitungen über die Datenbank in der amtlichen Statistik, die Mög­

lichkeiten zur Rationalisierung von Arbeitsabläufen in den Statistischen Landesämtern 
und - in enger Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt - über den Stand 
und die Weiterentwicklung der Bildungsstatistiken vorgelegt. Zum letztgenannten 

Abb. 6 Abteilungsleiterbesprechung am 1. Oktober 1970. (Von links nach rechts: 
Rolf Deininger, Eberhard Gawatz, Georg Wuchter, Emil Fiedler, Heinrich Rieth, Klaus 
Szameitat, Hermann Wirth, AlbertAnder, Werner Krause, Hans Kaeser, Bruno Lessing, 
Ulrich Noering.) 
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Abb. 7 Klaus Szameitat, 
Präsident des Statistischen 
Landesamtes seit 1968 

Thema wurden in gemeinsamen Überlegungen Schwerpunkte für die künftige Arbeit 

auf diesem Gebiet festgelegt. 
Der Übergang zum Jahr 1969 brachte zunächst einmal die Loslösung des letzten nicht­
statistischen Dienstes, der bis dahin organisatorisch noch beim Amt verblieben war. Die 
bisherige Abteilung „Geophysik" wurde als Institut für Geophysik der Universität Stutt­
gart angeschlossen. Im übrigen stand dieses Jahr, in dem u. a. eine neue Einkommens­
und Verbrauchsstichprobe durchzuführen war, bereits stark im Zeichen der Vorberei­
tung der letzten umfassenden Bestandsaufnahme, der Volks-, Berufs- und Arbeitsstät­
tenzählung 1970. Wieder ging es im Zuge einer solchen Großzählung auf technisch­
methodischem Gebiet ein Stück vorwärts: Zum ersten Mal bei einer Volkszählung wur­
den größere Fragenkomplexe mit Hilfe des Stichprobenverfahrens repräsentativ er­
hoben, erstmals wurde unter Einsatz automatischer Lesegeräte mit der Strichmarkie­
rungstechnik gearbeitet. Und schon zeichnet sich in diesem Jahr mit umfangreichen 
Vorarbeiten eine neue Großzählung ab, die Landwirtschaftszählung 1971. 
Es erscheint zu diesem Zeitpunkt und an dieser Stelle weder in vollem Umfang möglich 
noch angemessen, die Entwicklung darzustellen, die das Amt in den letzten drei Jahren 

genommen hat. Professor Szameitat hat selbst einige kritische Gedanken zum gegen­
wärtigen Stand und zur Weiterentwicklung der amtlichen Statistik im einleitenden Bei­
trag dieser Festschrift niedergelegt. Welche Arbeiten in Zukunft auch immer in Angriff 

genommen werden - Leitlinie aller Aktivität des Amtes wird die weitere laufendeAnpas-
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Abb. 8 Modell des Neubaues Böblinger Straße 68 

sung des Arbeitsprogramms der Bundes- und Landesstatistik an den wachsenden Infor­
mationsbedarf von Politik, Verwaltung, Wirtschaft und Wissenschaft sowie der gesam­

ten Öffentlichkeit sein. Dieser Bedarf wird jedoch nur gedeckt werden können, wenn es 
vor allem gelingt, die statistische Datenbank in dem geplanten Umfang als wichtigen 
Bestandteil eines modernen Informationssystems aufzubauen. Dies aber setzt zweifellos 
den Ausbau des technisch-methodischen Instrumentariums sowie einen entsprechen­
den organisatorischen und personellen Rahmen des Amtes voraus. 
Diesem kurzen Ausblick in die Zukunft soll zum Schluß noch ein Blick auf das nächste 
große, vielleicht wichtigste Ereignis in der Amtsgeschichte seit 1952 folgen. Die Würfel 
sind gefallen: Das Amt wird in wenigen Jahren, vielleicht schon im 20. Jahr seines jüng­
sten Geschichtsabschnittes, mit allen Abteilungen aus zur Zeit 11 verschiedenen, im 
Stadtgebiet verstreuten Häusern in ein gemeinsames, modernes Amtsgebäude in der 
Böblinger Straße einziehen. 

Ein Ziel, aber wohl auch ein Anfang, mit dem ein neues Stück Amtsgeschichte beginnen 
dürfte. Und auch ein Stück Statistik, wie sie einmal Pau/Jostock umrissen hat22: ,.Vermag 
doch sie allein das soziale Leben wirklich zu durchleuchten und so die Erkenntnisgrund· 
lagen für eine gute Verwaltung und Planung zu liefern. Ebenso zieht sie, ehrlich um Rat 
gefragt, die politischen Diskussionen, die sonst leicht in Gefühlen und Wunschbildern 
hängen bleiben, auf den festen Boden der Tatsachen und der realen Möglichkeiten 
herab. Statistik hat die hohe Aufgabe, unbeirrt von allen Interessenkämpfen der lauteren 
Wahrheit zu dienen. Darin gründet ihre Existenz und ihre Ehre." 

Ulrich Noering 
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Die statistischen Bereiche 

Bevölkerung und Kultur 

Objekt der Beobachtung, Darstellung und Analyse für die amtliche „Bevölkerungs- und 

Kulturstatistik" bildet der einmal als Individuum und zum andern als Teil der Bevölkerung 

gesehene Mensch, der zugleich Träger und Endziel alles wirtschaftlichen, kulturellen 

und sozialen Geschehens darstellt. So befaßt sich dieser Zweig der Statistik seit jeher 

in erster Linie mit demographischen und kulturellen Erscheinungen, doch dienen die 
gewonnenen Unterlagen immer wieder auch als Beziehungsgrundlage für die Beobach­

tung wirtschaftlicher, kultureller sowie sozialer Tatbestände und Entwicklungen, wie 

beispielsweise in Fragen der Produktivität, des Bedarfs an Nahrungsmitteln und Ge­

brauchsgütern, des Bedarfs an Wohnungen, Schulen, Krankenhäusern und sozialen 

Einrichtungen, an Straßen und Verkehrseinrichtungen, in Fragen des Volkseinkommens, 

des Verbrauchs, der finanziellen Leistungskraft und der steuerlichen Belastung. 

In den angedeuteten Funktionen liefert die Bevölkerungs- und Kulturstatistik bis heute 

mit überaus vielseitigen Ergebnissen direkt oder indirekt wertvolles Material für die 

Inangriffnahme und Lösung einer Fülle von Fragen, mögen diese früher einmal ange­
standen haben oder aber heute auf die moderne Industriegesellschaft zukommen. 

Auf Grund von Erhebungen und Sonderuntersuchungen erstellt sie laufend zahlen­

mäßige Unterlagen und Analysen über Stand und Entwicklung der Bevölkerung hinsicht­

lich der regionalen Verteilung, des Geschlechts- und Altersaufbaus. der Erwerbs- und 

Wirtschaftsstruktur, der haushalts- und familienmäßigen Gliederung, über die gesund­

heitlichen Verhältnisse, die Rechtspflege und die kulturellen Gegebenheiten, insbe­

sondere über Fragen des Bildungs- und Ausbildungswesens. 

An dem zur Verfügung gestellten Material kann sich die Öffentlichkeit informieren 

und durch Vergleich die Position des einzelnen oder einer bestimmten Bevölkerung 

beurteilen. Insbesondere entspricht die Arbeit dieses Bereichs damit den Anforderungen 

von Politik und Verwaltung, wie auch den Wünschen der Wirtschaft und der Wissen­

schaft, die gerade diese Daten in vielen Fälle·n als wichtige Unterlagen für das gegen­

wärtige Forschen und Handeln sowie das Planen für die Zukunft benötigen. 
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Gebiet und Bevölkerung 

Gebiet 

Die Bevölkerungsstatistik befaßt sich zunächst mit dem Gebiet, auf dem die Menschen 

wohnen. Die Fläche des Landes und seiner Gemeinden war stets· Bezugsgröße für 
verschiedene Dichtewerte. Letztere können regional sehr unterschiedlich sein und 

eignen sich daher in besonderem Maße als Bestimmungsgrößen zur Abgrenzung 

verschiedener Räume. Von Anfang an gehörte es mit zu den Aufgaben des statistischen 
DienStes, alle Angaben über das Gebiet zusammenzustellen und der Öffentlichkeit 

zugänglich zu machen. Selbstverständlich handelte es sich dabei nicht nur um Angaben 

über die Fläche der einzelnen Markungen und Bezirke, sondern auch um die Umgliede­

rungen von Wohnplätzen, Wohnplatzteilen oder sonstiger bewohnter und unbewohnter 

Gebietsteile sowie um Änderungen in der amtlichen Schreibweise der Namen von 

Gemeinden und Gemeindeteilen. 

Im allgemeinen wurde die Flächennachweisung laufend bearbeitet und dann jeweils 

zusammen mit den Gemeindeergebnissen der Bevölkerungszählungen bzw. der Be­

völkerungsfortschreibung veröffentlicht Gleichzeitig dienten diese gemeindeweisen 

Darstellungen als Nachweis der amtlichen Schreibweise der Gemeindenamen. Dieser 

Auftrag wurde in der Gemeindeordnung von Baden•Württemberg vom 25. Juli 1955 

erneuert, indem im 1. Runderlaß des Innenministeriums über die Ausführung der 

Gemeindeordnung zu § 5 der Gemeindeordnung folgendes verfügt wurde: ,,Als amtlicher 

Name gilt der in den Staatshandbüchern und in dem vom Statistischen Landesamt 

herausgegebenen amtlichen Gemeindeverzeichnis aufgeführte Gemeindename." Spe­

ziell diese Veröffentlichungen haben damit gewissermaßen eine „amtliche Funktion" 

erhalten. Zur Statistik des Gebietsstandes rechnet auch die Nachweisung der Wohn­

plätze des Landes. In den Wohnplatzverzeichnissen, die in Württemberg als Teil des 

Staatshc;!ndbuches aus Anlaß der Volkszählung von 1821 erstmals mit der Zahl der 
ortsangehörigen Bevölkerung erschienen und die in Baden mit Ergebnissen für 1852 

im Jahr 1855 zum ersten Mal herausgegeben wurden, finden sich zum Teil auch 

Angaben über die Einpfarrung, die Post- und Bahnverbindungen von Gemeinden und 

Gemeindeteilen. Nach der Bildung des Landes Baden-Württemberg wurden Wohnplatz­

verzeichnisse mit den Ergebnissen der Volkszählung 1950 für die einzelnen Regierungs­

bezirke in den Jahren 1952/53 herausgegeben. Daten der Volkszählung 1961 wurden 

1964 unter Verzicht auf Angaben über Einpfarrung und Verkehrseinrichtungen darge­

stellt Wiederum wurden für jeden Wohnplatz Angaben über die Religionszugehörigkeit, 

erstmals auch über Lebensunterhalt und Erwerbstätigkeit der Einwohner gemacht 

Stand und Struktur der Bevölkerung 

Mit zu den ältesten Aufgaben der Statistik gehörte es, den Landesherrn und die Regie­

rung über den Stand der Bevölkerung zu unterrichten, zumal die Zahl der Einwohner 

vielfach als Maßstab für die Bedeutung des Landes - mag sie politischer, wirtschaft­

licher oder militärischer Art sein- betrachtet wurde. Da die Einwohner nach ihren Eigen­

schaften verschiedenartige Gruppierungen aufweisen, ist nicht nur die Gesamtzahl der 
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~er~rbnen 1,IB i \' anf ben l!lortrag U n f et eil 
IJJ1illiflrrium be~ ~nnern unb nad) !2lnb6• 
tung U n f er e • ®e!Jeimm !Rat~ll roie folgt: 
. . . . . . 

§: 10. 

'.llie IBebMferungtlliflen tr!Joftcn eii1e 
m.\nberte <!'intid)tung, ffiur ber ~an g 
l:>er \llebMferung roiib fiinftig allj,ll)rricl) -
in einrr fummorifrl)rn s.l3erecl)mmg be!! 3u, 
ltllld)feß unb Qlbgongll· bargeflelft. 

<!'ine rnHJete tleberfid)t bee ® t o II b e e 
ber-lBeuMferung nacl) Ql(tere,,ltlatTen, nacf/ 
bem ß'amifiennaub 111,b nodJ bem füd)li, -
d)en l!lerl)<iftniß n,irb H,nftio in brr ffirgrl, 
unb fo fern nirl)t bej,,nbrre 'l3rfd)lr il)re 
friif1ere \illicberl10!1111g brrfiigrn, nur l'Oll 

0rlJn 3u 3c[111 ~,1(1rcn, rrnmale micbcr auf 
t>rn 1. ffiol>cmbrt 183, gefertigt. alatl 
m,HJere iihrr bie fi111fti11e <!'.inrirl)tnng bcr 
'.J,1bdlcn ifl in· ber hri!irgenben Snnruftion 
l!it. D. cnt~11ftrn. 

§. II. 

:nae in brr \!lrror~1111ng uom 1 o. '.llc, 
rnnber 18,, bor9cfd1rirbN1c \lleqrid)niß 

Abb. 1 Verordnung zur Durchführung der Bevölkerungsstatistik (Auszug) 



Bevölkerung von Interesse, sondern auch ihre Untergliederung nach strukturellen 
Merkmalen. 

Die Bevölkerungsstatistik im engeren Sinne umfaßt die Bestandsaufnahme der Volks­
und Berufszählungen, die laufende Beobachtung der natürlichen und räumlichen Bevöl­
kerungsbewegung und die erst in neuester Zeit hinzugekommenen repräsentativen 
Erhebungen der Bevölkerung und des Erwerbslebens. Liefern die Großzählungen eine 
Momentaufnahme von der Bevölkerung in ihrer demographischen und sozialen Struktur 
sowie in ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit, so beobachten die anderen Erhebungen die 
laufende Entwicklung in diesen Bereichen und ermöglichen vor allem die Beurteilung 
demographischer Vorgänge. · 
Die Zahl der von der Bevölkerungsstatistik nachzuweisenden Merkmale hat sich in den 
letzten 150 Jahren je nach dem augenblicklichen Staatsbedarf von einer einfachen Dar­

stellung nach Alter und Geschlecht bis zur Ermittlung komplizierter Sachverhalte aus­
geweitet Die Darstellung statistischer Ergebnisse für das Land genügt allein nicht Die 
Gliederung des Zahlenmaterials nach Gemeinden und unteren Verwaltungsbereichen 
wird bei der zunehrTlenden Größe der Gemeinden auch für innergemeindliche Gliede­
rungen benötigt Ebenso werden mehr und mehr Ergebnisse für Gebietszusammen­
fassungen erforderlich, die nicht zugleich Verwaltungseinheiten sind, jedoch als Räume 
besonderer Struktur (Stadtregionen, strukturschwache Gebiete usw.) einer besonderen 
statistischen Durchleuchtung bedürfen. 

Die Volkszählungen entwickelten sich in den einzelnen Landesteilen recht unterschied­
lich. In Württemberg bestanden bis 1870 zwei voneinander unabhängige Methoden'. 
Nach der ersten Methode, die auf einer bis ins 16. Jahrhundert zurückgreifenden Ein­
richtung beruht, wurde die „ortsangehörige", also die im 0rt·wohnende Bevölkerung 
erfaßt Die Bevölkerungszahl wurde mittels der von den Geistlichen geführten Familien­
Register zusammengestellt, und der „Gang der Bevölkerung", also die Bevölkerungs­
entwicklung, auf Grund dieser Register jährlich durch „Vergleichung" der Geborenen 
und Gestorbenen sowie der Zu- und Weggezogenen festgestellt Nach der zweiten 
Methode, die ab 1834 nach den Zollvereinsvorschriften durchzuführen war, wurde die 
,,ortsanwesende" Bevölkerung gezählt. Dazu rechneten alle Personen, die am Zählungs­
stichtag in der Zählgemeinde anwesend waren, und zwar unabhängig davon, ob sie in 
dieser Gemeinde ihren ständigen Wohnsitz hatten oder nicht Beide Methoden wurden 
bis 1867 nebeneinander beibehalten. 
Bis 1823 wurde die „ortsangehörige" Bevölkerung in Württemberg jährlich am 1. Novem­
ber ermittelt Dann bestimmte eine königliche Verordnung vom 28. Juni 1823, daß 
Bevölkerungszählungen nur noch etwa alle 10 Jahre vorzunehmen seien, während die 

Bevölkerungsentwicklung, der „Gang der Bevölkerung", weiterhin jährlich festzustellen 
sei. So fand die nächste Zählung der ortsangehörigen Bevölkerung erst am 1. Novem­
ber 1832 statt. Mit der folgenden Aufnahme der ortsangehörigen Bevölkerung am 
3. Dezember 1846 sollte wieder eine Basis für die alljährliche Ermittlung des „Ganges 
der Bevölkerung" geschaffen werden. Die letzte Aufnahme der ortsangehörigen Bevöl­
kerung war dann am 3. Dezember 1858. Die Fortschreibung der ortsangehörigen Bevöl­
kerung, die noch bis 1870 weiterlief, wurde über 50 Jahre hindurch kritisch beobachtet. 
Nie ließ sich während dieses Zeitraumes ein einwandfreies Ergebnis erzielen, da selbst 
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51L 

~toieruanoj == ~i~tt 
fiir tae 

illlontaA ben 26. ·Oftobcr 1846. 

;l n a l t. 
!önf!'lfi4'r :Otfutr . .!Mnr. 
tinfil9ungen bcr t)ei,artrmenfel. merfügun!'!, brtrrlf~nb bir 2lufna~me ber ~lkoO[frruno für brn 3offl,er• 

tin. - !fürfügm1i3, brlrrffcnb bir pttlobif~r Uufnu.~mr 'Drei etan'Dr-3 unb @angcO bcr f8ebö[fenmg. (Wlit 
!lM[a9rn), 

:U:. lt n mit t e C bare St ö n i g l i cf) e !i) e f r et e . 
.!teine. 

ll m e r f ti g u n g e n b e r 1) e i, a r t e m e n t 6. 

il e r 1) e p a r t e m e n t e b e 6 :l n n c r n u n b b e r W i n a n 3 e n. 

ilrr Wlinitlericn be6 :Jnnern unb ber \jinan3en. 

a) !!lerfiigung, brtrrlfrnb bie llufna\me btt 113,uölferung fiir ben 3oUuerein. 

'.tla bie Aum 3olloere(n oer&unbenrn 9lrgierungen .für amecfm6(iig era<t>tet ~a&en, ~in, 
fatlitli<tl ber !!'le!limmungen, n,onat!J ber (forag ber in bie @emeinf<tlaft fallenben l!lbga&en 
unter ben ominten Staaten ;u oert~rilen (fl, fatl> u&er grmrlnfame, eine ooU~6nbige @(eil!>, 
förmigreit unb rinen genauen Qlollaug ber !!lolf~,a~lungrn fit!Jernbe @runbfä~e für bie vrrio, 
bif<tlen C!r~r&ungrn ber !Beoöl!erung in fammtU4'en !llerein~ffaaten ;u orr~cinbigen; fo roirb 
in birfrr !Bt;ir~ung orrrnögr ~ötl>f!er Q'ntftl>lletiung oom l l. b. ID?., unter ti&anberung ber 
b(ejifä!ligen 5e~(mmungrn oom 29. tiugu~ 1834 (!Jleg.!Blatt 115. 492 ff.), i)'olgen~,~ oerfügt: 

Abb. 2 Verfügung über die Bevölkerungszählungen für den Zollverein (Auszug) 
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§. 1. 

!Bon 3 0u 3 3apren unb erflmald im laufenben 3apre 1846 n,irb (n fämmtlic~en @e, 

me!nben bef .l!'önigre(cf/ö auf ben 3. '.l) e c r m & er, unb n,enn ~iffer auf einen ®onn, ober 
l)'efltag fällt, auf ben 4. tlecember, eine 3ä{llung ber ottdan1Hfenben !Bcuölfcrung DOr, 

genommen. '.l)(e an biefem :l:age 0u beginnenbe 3ii{llung iP ununterbrocf/cn foct3ufe~en unb 
IDO möglicf/ am nämlicf/en, in oolfreicf/mn Orten f~äteflcnf am britten 11:age, ;u uoUenben • 
.f,)iebei gilt ber br(tte be;ie9ungfn,eife u(erte '.llecember alf 9lormaltag in ber 2lrt, baji a:ul1 
bie an brn folgenben 11:agen fortqefeete 3ä9lung nur bcnjenigen ®tanb ber !Beu61ferung, 
n,ie rr am 9lormaltagc gen,efen i~ 1 inf 2luge 3u. fa!Ten pat. Q'tn,a rrforberlic~e 9la<I!, 
0ä{llungen llef ebrn ern,äpnten ®tanbef paben nocf/ Im ~aufe beö Wlonntf tlecrmber hu 
gefcf/epen. 

§. 2. 
!Bei birfer 3äplung IP 0u erpeben: 

I. bie 2ln0a{II ller ßami!ien, 
11. llie 2ln3a9! ber Ortdann,efenben, unb 0n,nr: 

1) ber iiber 14 3a{lre 

a) mä_nnlicf/en / @ef<l!lecf/td, 
b) n,e1blil~en \ 

2) ber unter 14 3a9re 
a) männlicf/en / 
b) n,eibllcf/en 1 @efcf/lecf/tö, 

unb 
3) b(e Summe aller Ortdann,efenben. 

§. 3. 
@lon,eit nlcf/t na<I! ber !BePimmung 3u b) (pienacf/) eine 2lufnapmc eintritt, ~nb: 
a) Im 2lllgemeinrn alle ~n• unb 2luflänber ald Ortdann,rfenbe ,u ;ä{llen, n,elcf/e am 

9lorma!tage ber 3äplung (§. 1) im Orte (pren 2lufent{lalt genommen paben, ber, 
felbe mag ein llau,rnber ober ein uorübergepenber fe9n. 

Q'f n,erben fona<I! am Orte ipref 2lufentpaltf ge0äplt: alle. bort in ~o{ln unb 
!Brob Pepenbe tlienPboten, alle bort in 2lrbeit flepznbe oller 2lrbeit fucf/enoe @e, 

feilen ~nb @en,erbdgepülfen, einf<lilie61icf/ berjenigen, n,e(cf/e in .f,)anbroerferperl ergen 
eingefeprt ~nb; ferner alle ~eprllnge, ß'abrif,2lrbeiter unb :taglöpner; alle !Jlerfonen, 



die von den einzelnen Gemeinden gemeldeten Zu- und Wegzüge innerhalb des Landes 

sich nicht zahlenmäßig ausglichen. 

Die als ortsanwesende oder faktische Bevölkerung bezeichnete Zollabrechnungs­
Bevölkerung wurde anläßlich der Zollvereinszählungen ab Dezember 1834 in drei­
jährigen Abständen, letztmals am 3. Dezember 1867, ermittelt Die dreijährigen Zoll­
vereinszählungen hatten das Ziel, die dauernd im Land sich aufhaltende und darum, wie 

angenommen wurde, für den Verbrauch von Waren aller Art maßgebende Bevölkerung 

zu ermitteln. 
In Baden 1 wurde auf Grund einer Verordnung vom 21. August 1810 bis zum Jahr 1833 

alljährlich im November eine Volkszählung durchgeführt Dabei wurde die Zahl der 

ortsanwesenden Bevölkerung. das heißt die Zahl der am Zählungsstichtag in der Ge­

meinde anwesenden Personen, festgestellt Nach einer Verordnung des Ministeriums 

des Innern vom 26. November 1832 wurden die Bevölkerungsaufnahmen nur noch in 

dreijährigen Abständen vorgenommen, und zwar von 1833 bis 1845. Daneben fanden 
zwischen 1834 und 1843 jeweils im Dezember die dreijährigen Zählungen des Deut­

schen Zollvereins zur Ermittlung der Zollabrechnungs-Bevölkerung statt Vom 3. De­

zember 1846 an erfolgten die Zählungen gemeinschaftlich für die Zwecke der „Staats­

polizei" und des Zollvereins in dreijährigen Abständen bis 1867. Bei den Angaben für die 

Staatspolizei waren jeweils u. a. Nachweisungen über die Bevölkerungsveränderungen 
seit der letzten Zählung, insbesondere der Geborenen und Gestorbenen, zu erstellen. 
Die Zählung von 1864 wurde zum ersten Mal unter selbsttätiger Mitwirkung der Bevöl­

kerung mittels Haushaltungslisten durchgeführt. 
Für die ehemaligen Fürstentümer Hohenzollern-Hechingen und Hohenzollern-Sigma­

ringen, die am 7. Dezember 1849 durch Staatsvertrag an Preußen kamen, liegen ab 

1834 in der Statistik des Deutschen Reiches 1 entsprechend dem Turnus der Zollvereins­

zählungen Bevölkerungsangaben vor. 

Die erste gemeinsame Volkszählung in allen Staaten des Deutschen Reiches fand am 

1. Dezember 1871 zur Ermittlung der ortsanwesenden Bevölkerung statt Die weiteren 

Zählungen, zu denen in der Folge auch die zum Teil gesonderten Berufszählungen zu 

rechnen sind, wurden vor de!"" Ersten Weltkrieg jeweils am 1. Dezember von 1875 bis 
1910 in fünfjährigen Abständen durchgeführt Am 5. Juni 1882, am 14. Juni 1895 sowie 
am 12. Juni 1907 fanden Berufszählungen statt Den am 1. Dezember 1916 und 1917 

sowie am 8. Oktober 1919 infolge der Kriegs- und Nachkriegsereignisse nur in sehr ein­
geschränktem Rahmen durchgeführten Volkszählungen folgte am 16. Juni 1925 die 
erste kombinierte Volks- und Berufszählung, die in dieser Form bei allen folgenden 
Zählungen beibehalten wurde. Während in den vorhergehenden Zählungen die „orts­
af1wesende Bevölkerung" ermittelt wurde, lag von der Volks- und Berufszählung 1925 

ab durchweg der Begriff der „Wohnbevölkerung" zugrunde mit Ausnahme der Volks­

zählung 1946, in der wieder die ortsanwesende Bevölkerung festgestellt wurde. Die 

Wohnbevölkerung einer Gemeinde umfaßt alle Personen, die am Zählungsstichtag ihren 

ständigen Wohnsitz in der Zählgemeinde hatten. Von1925 bis zurGegenwartunterlagen 

allerdings die begriffliche Abgrenzung und die Bestimmungen über die Ermittlung der 
Wohnbevölkerung verschiedenen Änderungen. Weitere Volkszählungen nach 1925 

wurden am 16. Juni 1933 sowie am 17. Mai 1939 durchgeführt. 
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Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde zunächst im Dezember1945 in der amerikanischen 
Besatzungszone und zwar für den heutigen Regierungsbezirk Nordwürttemberg am 
4. Dezember und für Nordbaden am 31. Dezember 1945 eine Einwohnerzählung 

veranstaltet. Ihr folgte am 26. Januar 1946 in der damaligen französischen Besatzungs­
zone für die heutigen Regierungsbezirke Südbaden und Südwürttemberg-Hohenzollern 

eine Volkszählung. Im gleichen Jahr noch, am 10. Oktober 1946, wurde in allen vier 
Besatzungszonen eine von den Besatzungsmächten veranlaßte Volkszählung nach 

einheitlichen Methoden vorgenommen. Diesen beiden Bestandsaufnahmen der Be­

völkerung, die relativ kurz nach Beendigung des Zweiten Weltkrieges ein Bild über 

Bevölkerungsstand und Struktur vermittelten, folgte am 13. September 1950 eine weitere 
Volkszählung, die als Grundlage für die von diesem Zeitpunkt an aufgenommene 

Bevölkerungsfortschreibung diente. Von diesem Tag an nämlich wurde der Bevölke­

rungsstand unter Zurechnung von Geburten und Zuzügen und unter Abzug der Sterbe­

fälle und Wegzüge für jede einzelne Gemeinde laufend fortgeschrieben. Ähnlich war 

es anfangs des 19. Jahrhunderts schon in Württemberg gemacht worden, allerdings 

wurden damals zur Ermittlung des „Bevölkerungsganges" die benötigten Angaben 
jährlich - wie erwähnt - nur einmal festgestellt. Im Rahmen der Wohnungszählung am 
25. September 1956 wurde zusätzlich die Zahl der Wohnbevölkerung festgestellt, um 
aus den gewonnenen Bestandszahlen eine neue Ausgangsbasis für die gemeindeweise 
Bevölkerungsfortschreibung zu erhalten. 

Nach dieser Bevölkerungsfeststellung fanden am 6. Juni 1961 und am 27. Mai 1970 die 
letzten Volkszählungen statt. Zwischenzeitlich wird der Bevölkerungsstand vierteljähr­

lich für alle Gemeinden nach dem Geschlecht fortgeschrieben. Eine Fortschreibung 
nach dem Alter und dem Familienstand wurde bis 1970 für Regierungsbezirke und das 

Land durchgeführt. Im Anschluß an die Volkszählung 1970 soll sie auf die Stadt- und 
Landkreise ausgedehnt werden. 

Nähere Einzelheiten über die seit 150 Jahren durchgeführten Volkszählungen sind in 
der am Schluß dieses Abschnittes angegebenen Literatur zu finden. Hier sei nur kurz auf 

den enormen Unterschied im Umfang der Auswertungen bei der Volkszählung von 

1823 und den heutigen Zählungen hingewiesen. So wurden 1823 für jede Gemeinde 
und für jede Verwaltungseinheit nur die Zahl der Einwohner nach Geschlecht, für jedes 

Geschlecht elf Altersklassen, der Familienstand und das Religionsbekenntnis ausge­
zählt. Kombinationen der Merkmalsangaben wurden nicht vorgenommen. Demgegen­

über finden sich beispielsweise bei der Volkszählung 1961 Auswertungen aller Alters­

und aller Geburtsjahre bis zu den Kreisen in Kombination mit der Religionszugehörigkeit, 

mit dem Lebensunterhalt sowie mit der Erwerbstätigkeit. Die wirtschaftliche Gliederung 
und das Berufsleben wird dargestellt durch Kombinationen des Alters, der Stellung 
im Beruf, des Wirtschaftszweiges und des Berufs. Informationen über den Ausbil­
dungsstand der Bevölkerung werden nach einer abgeschlossenen Fach- und Hoch­

schulausbildung für Ausbildungsrichtungen, Alter und Stellung zum Erwerbsleben 

gegeben. Bei der Volkszählung 1961 wurden insgesamt 85 Tabellenköpfe für die ver­

schiedenen Strukturdarstellungen aufgestellt Für jede Gemeinde wurden ca. 200 Daten 
getrennt nach Geschlecht ermittelt, von denen 59 in der Gemeindestatistik veröffentlicht 
wurden. 
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Abb. 3 Volkszählungsbogen 1970 



Seit 1823 wurde von den gemeindeweisen Anschreibungen, die aus Familienregistern 

oder aus Hausbegehungen stammten, mehr und mehr zur ausgesprochenen Personen­

erhebung übergegangen. In Württemberg gab man bei den Zollvereinszählungen seit 

1834 „Haushaltungszettel" aus, in die der Haushaltsvorstand allezum Haushaltzählenden 

Personen einzutragen hatte. In Baden wurde- wie bereits erwähnt- ab 1864 mit Haushalts­

listen erhoben. In der Folge behielt man die Erhebung über Haushaltslisten bei mitAusnahme 
der Volkszählung, die im Januar 1946 in der französischen Besatzungszone stattfand, 

als jede Person ein eigenes Zählblatt erhielt. Auch bei der Volkszählung 1970 war aus 
Gründen der Aufbereitungstechnik für jeden Einwohner ein eigener Erhebungsbogen 
auszufüllen. Durch die Einführung der Haushaltsliste und ihre zentrale Auswertung in 

den Statistischen Landesämtern waren in Verbindung mit dem Übergang auf maschi­

nelle Datenbearbeitung erst kombinierte Auswerf:ungen schwieriger Sachverhalte in 

immer feinerer Untergliederung möglich geworden. 

Neben der bereits kurz erwähnten Bevölkerungsfortschreibung entstand nach dem 

Zweiten Weltkrieg in der amtlichen Bevölkerungsstatistik als neues lnstrumentariurp 

der sogenannte Mikrozensus, der seit 1957 laufend durchgeführt wird. Bei dieser 
Repräsentativstatistik der Bevölkerung und des Erwerbslebens handelt es sich um eine 

lnterviewerhebung, in der einige der bei Volkszählungen ermittelten Sachverhalte 
über Personen und Haushalte jedes Jahr in einer 1%-Stichprobe und alle Vierteljahre 

in einer 0,1%-Stichprobe ermittelt werden. Auf Grund des Mikrozensus und der Bevöl­
kerungsfortschreibung erschien es vertretbar, den zeitlichen Abstand der Volkszäh­

lungen gegenüber den vor dem Ersten Weltkrieg üblichen Intervallen zu verlängern, 
obwohl eine Reihe von Strukturdaten bei einem vom Statistischen Amt der Vereinten 
Nationen empfohlenen 10jährigen Turnus der Volkszählungen zweifellos veralten und 
zu schlechten oder gar falschen Informationen fÜhren. Der Mikrozensus liefert insbe­

sondere statistische Unterlagen über das Erwerbs- und Wirtschaftsleben des Landes 
und zum Teil auch der Regierungsbezirke. Daneben werden mit ihm in verhältnismäßig 
kurzfristig angeordneten Zusatzerhebungen auch speziell interessierende Sachverhalte 

(zum Beispiel der Ausbildungsstand der Bevölkerung) untersucht, die weit über die 

bisher bekanntgewordenen Programme von Volkszählungen hinausgehen, weil mit 

geschulten Interviewern auch schwierige Probleme besser zu erfragen sind, als dies 
bei Selbstausfüllung von Fragebogen durch die Bevölkerung möglich ist. 

Bevölkerungsbewegung 

Neben der Feststellung des Standes und der Struktur der Bevölkerung in bestimmten 

Abständen interessiert die laufende Verfolgung der Bevölkerungsvorgänge, die als 

Bevölkerungsbewegung bezeichnet werden. Darunter ist zu verstehen die natürliche 

Bevölkerungsbew~gung, die sich auf Geburten, Sterbefälle und Eheschließungen be­

zieht, sowie die Wanderungsbewegung, welche die Umzüge von einer Gemeinde zur 

anderen erfaßt. Der Bevölkerungsbewegung ist auch die Pendlerbewegung zuzu­
rechnen, die aus der Ortsveränderung zwischen Wohnung und Arbeitsstätte entsteht. 

Zusammen mit der Medizinalstatistik vermag die Statistik der Bevölkerungsbewegung 
einen Überblick über die bevölkerungspolitische Lage zu geben, über die Erfolge der 
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Gesundheitspolitik und der medizinischen Wissenschaft in der Bekämpfung der Sterb­
lichkeit, insbesondere der Mütter- und Säuglingssterblichkeit und über die allgemeine 
Lebenserwartung. Ferner ermöglicht die Bevölkerungsstatistik Vorausschätzungen der 
zahlenmäßigen Entwicklung der Bevölkerung als Unterlage für Planungen politischer, 
sozialer und wirtschaftlicher Art. Auf Fragen der Bevölkerungsvorausschätzungen 

wird näher im Abschnitt „Rechenzentrum, Mathematisch-statistische Methoden, Daten­
bank, Regionalstatistik" eingegangen. 

Der·natürlichen Bevölkerungsbewegung galt schon immer das besondere Interesse der 
Bevölkerungswissenschaft, da die Kenntnis von Geburten und Sterbefällen es ermög­
lichte, Gesetzmäßigkeiten von Bevölkerungsveränderungen zu ermitteln und Sterbe­
tafeln sowie Bevölkerungsvorausschätzungen zu erstellen. In letzter Zeit interessierten 
Untersuchungen über die Ursachen des Geburtenrückgangs. Eine Analyse der Frage, 
wieweit eine Änderung im generativen Verhalten die Erscheinung der Gegenwart ver­
ursacht, erscheint von besonderer Dringlichkeit 
In Württemberg bestimmte die königliche Verordnung vom 28. Juni 1823, daß jährlich 
der „Gang der Bevölkerung" zu ermitteln sei. Zur Erfüllung dieses Auftrages waren in 
jeder Gemeinde jährlich u. a. die Geburten und die Sterbefälle zu erfassen. Dabei waren 
die Geburten nach dem Geschlecht sowie nach der Legitimation zu unterscheiden. 
Außerdem wurde die Zahl der Totgeborenen festgehalten. Auch bei den Sterbefällen 
unterschied man nach dem Geschlecht Die im ersten Lebensjahr Gestorbenen wurden 
nicht getrennt erfaßt, so daß über die Säuglingssterblichkeit keine Zahlenangaben 
anfielen. Bei den gemeindlichen Nachweisungen für den Bevölkerungsgang blieb es 
bis 1870. Ab 1871 kam es im Deutschen Reich zu einer einheitlichen Regelung. 
In Baden wurde nach der oben angeführten Verordnung des Kabinettsministeriums 
vom 21. August 1810 „alljährlich eine Volkszählung im Monat November vorgenommen 
und dabei die Zahl der Familien, der Personen nach Geschlecht und Religion getrennt, 
der Geborenen, der Getrauten, der Gestorbenen sowie der Ein- und Ausgewanderten 
erhoben. Die Fertigung der Bevölkerungstabellen oblag den Amtsrevisoraten, welche 
die Aufnahme durch die Ortsvorstände bewirken ließen. Unter Vermittlung der Ämter 
gelangten die Tabellen an die damaligen Kreisdirektorien, welche die Prüfung vornah­
men und die Vorlage an das Ministerium des Innern berichten"2 . Es handelt sich also im 
wesentlichen.um die gleiche Methode, mit der in Württemberg der „Gang der Bevölke­
rung" ermittelt wurde, nämlich durch jährliche Meldungen der Gemeinden. In dieser Art 
erfaßte man in Baden die Bevölkerungsbewegung bis zum Jahre 1875. 
Im Zusammenhang mit der allgemeinen Einführung des Standesamtswesens wurden 
ab 1875 Geburten, Eheschließungen und Sterbefälle im Gebiet des heutigen Landes 
Baden-Württemberg nach den für das Deutsche Reich erlassenen Vorschriften erhoben 
und ausgewertet. Nachdem zunächst aus den Personenstandsregistern listenmäßige 
Verzeichnisse aufzustellen waren, ging man im laufe der Jahre zu einer Erfassung 
mittels Zählblättern über, den sogenannten standesamtlichen Zählkarten, die heute als 
Grundlage für die elektronische Datenverarbeitung dienen. 
Auf Grund der nach dem Alter gegliederten Darstellung der Sterbefälle können im Zu­
sammenhang mit dem ebenfalls nach dem Alter gegliederten Bevölkerungsstand alters­
spezifische Sterbewahrscheinlichkeiten errechnet werden, die als Grundlage für die 
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Aufstellung von Sterbetafeln dienen. Auf Grund einer Sterbetafel ließ sich ein vergleich­

bares Bild über die Gesamtsterblichkeit und damit auch über die durchschnittliche 

Lebenserwartung der Bevölkerung gewinnen. Eine solche Sterbetafel wurde in Würt­

temberg erstmals für die durchschnittlichen Verhältnisse der Jahre 1876/80 erstellt3. 

Weitere vom Statistischen Reichsamt erarbeitete Sterbetafelberechnungen für Würt­

temberg und Baden liegen für die Beobachtungszeiträume 1891/1900, 1901/1910 und 
1924/1926 vor. Die erste Sterbetafel für Baden-Württemberg wurde nachträglich für 

1949/51 4 aufgestellt, der die für die Jahre 1960/62' folgte. 
Die zweite Komponente der Bevölkerungsbewegung ist die Wanderungsbewegung 
oder die sogenannte „räumliche" Bewegung. Wenn eine Wanderung die Grenzen eines 
Staates überschreitet, spricht man von Aus- oder Einwanderung, vollzieht sie sich 

innerhalb dieser Grenzen, _wird sie als Binnenwanderung bezeichnet Gemeindeweise 

versuchte man in Württemberg von 1823 bis 1870 durch Gemeinde-Mitteilung die 

Zu- und Weggezogenen jährlich einmal für den „Gang der Bevölkerung" nachzuweisen. 

Ab 1871 wurden diese Nachweisungen eingestellt, und zwar hauptsächlich darum, weil 
sich die gemeldeten Zu- und.Wegzüge- wie oben bereits gesagt - innerhalb des Landes 
nicht ausglichen. Wie in Baden wurde lediglich aus der Differenz der Ergebnisse der Volks­

zählungen unter Berücksichtigung der Geburten und SterbelällederWanderungssaldo er­

mittelt. Diese Methode wurde beibehalten bis 1950, als nach derVolkszählungvom 13. Sep­
tember eine laufende individuelle Auszählung der Wanderungsfälle im wesentlichen 

auf Grund der polizeilichen An- und Abmeldungen eingeführt wurde. Dabei wird jede 

Anmeldung in der Zuzugsgemeinde zugleich als Abgang in der Herkunftsgemeinde 

gewertet Auf Grund dieser Methode war es möglich, die innerdeutschen Bevölke­
rungsverschiebungen, die infolge der Umsiedlung von Flüchtlingen und des Zustromes 

von Vertriebenen besonders groß waren, nach Richtung und Stärke kurzfristig zu beob­
achten. Der Nachweis wurde in den letzten Jahren bis zu einer Darstellung der Wande­

rungsströme von Kreis zu Kreis innerhalb des Bundesgebietes verfeinert. Zugleich konn­
ten unter Berücksichtigung der Geburten und Sterbefälle die oben beschriebenen Be­

standszahlen der Bevölkerung für jede Gemeinde „fortgeschrieben" werden. Die in der 

jeweiligen letzten Volkszählung ermittelte Bevölkerungszahl wird laufend fortgeschrie­
ben, indem zu dem ursprünglichen Stand die Geburten und die Zuzüge hinzugezählt, 

die Sterbefälle und die Fortzüge hingegen davon abgezogen werden. An und für sich 
handelt es sich dabei „nur" um die organisatorische Zusammenfassung von zwei selb­

ständigen statistischen Erhebungen, nämlich der Statistik der natürlichen Bevölkerungs­

bewegung und der Statistik der Wanderungsbewegung. Damit liefert die amtliche 
Statistik aber eine wichtige Grundlage für viele Planungsaufgaben von Verwaltung 

und Wirtschaft, inde_m sie für Bestandsaufnahmen, Bedarfsrechnungen, Verteiler­
schlüssel usw. bis zur einzelnen Gemeinde herab verläßliche und gegenwartsnahe 

Einwohnerzahlen erstellt. 
Sowohl in Württemberg als auch in Baden finden sich in den statistischen Nachwei­
sungen im vorigen Jahrhundert ausführliche Darstellungen über die Aus- und Ein­

wanderungen sowie über den Verlust und Erwerb der Staatsangehörigkeit In Teilen 

Badens beispielsweise lassen sich die Anfänge der Auswanderungsstatistik bis 1749 

zurückverfolgen, und zwar finden sie sich in einer Vermögensaufstellung der Auswan-
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derer. Da es sich bei der Ein- und Auswanderung nicht nur um ein quantitatives, sondern 
weit mehr noch um ein qualitatives Problem handelte und die Auswanderung früher 

fast ausnahmslos eine Abwanderung für immer war, ist es erklärlich, daß diese Art der 
Wanderungsstatistik vor dem Ersten Weltkrieg besonders gepflegt wurde. 
Eine spezielle Art der Bevölkerungsbewegung ist die zwischen Wohnung und Arbeits­
oder Ausbildungsstätte stattfindende Ortsveränderung, die im Gegensatz zur Wan­

derung nicht mit einer Wohnsitzverlegung verbunden sein muß. Sie wird vorgenommen 
von einem Erwerbstätigen, der regelmäßig zwischen Wohn- und Arbeitsort hin- und 
zurückwandert. Der bis heute übliche Begriff dieser Person; nämlich der des „Pendlers", 
wurde um die Jahrhundertwende von Professor Hermann losch (1863 bis 1935), 
dem späteren Präsidenten des Württembergischen Statistischen Landesamtes, geprägt 
Nach der Periodizität der Rückkehr zur Wohnstätte unterscheidet man Tages-, Wochen­
und Monatspendler. Mit den Tagespendlern befaßt sich die Pendlerstatistik. Durch die 
Tagespendler wird die Zahl der ortsanwesenden Bevölkerung zwischen Nacht und Tag 

nicht unwesentlich verändert. 
In Württemberg ist das mit der Pendelwanderung verbundene Problem frühzeitig 
erkannt worden. Kurz vor der Jahrhundertwende führte es zu einer ersten Unter­
suchungs, die auf den nach Stuttgart ausgegebenen Arbeiterwochenkarten der Eisen­
bahn beruhte. Bei der Volkszählung 1900 wurden im Gegensatz zum Reichsgebiet, wo 
alle Großstädte betroffen waren, in Baden und in Württemberg für alle Gemeinden 
erstmals die Zahl derer ausgezählt, die in einer anderen Gemeinde arbeiteten als sie 
wohnten7 . Bei den Volkszählungen der Jahre 1910, 1925 und 1939 wurde diese Aus­
wertung in Württemberg wiederholt; die dabei ermittelten Pendlerströme wurden nach 
Richtung und Stärke ausgewertet. Bei den Volkszählungen 1950 und 1961 gehörten die 
Pendlerauswertungen zum bundeseinheitlichen Arbeitsprogramm. Da Pendlerstatisti­
ken auch die Darstellung des Sich täglich zweimal vollziehenden Verkehrsgeschehens 
zwischen Wohn- und Arbeitsort ermöglichen, wurde der Pendlerauswertung der Volks­
zählung 1970 besondere Aufmerksamkeit gewidmet. 

Haushalt und Familie 

Haushalt und Familie gelten allgemein als Urzelle menschlichen Zusammenlebens. 

Nach dem Zweiten Welt.krieg traten diese Erscheinungen zunehmend in den Blickpunkt 
wissenschaftlichen Interesses. Seit damals werden daher·auch zum Teil recht ausführ­
liche statistische Nachweisungen struktureller Gliederungen zu diesem Thema ge­

fordert. 
Angaben über die Zahl der Familien oder Haushalte finden sich im 19. Jahrhundert in 
Württemberg erstmals bei der Volkszählung am 3. Dezember 1846. Einfache Merkmals­
gliederungen der Haushalte sind dann bei der Volkszählung vom 3. Dezember 1864 
nachgewiesen worden. Sie beschränkten sich im allgemeinen auf die Darstellung der 
Haushaltsgröße und der wirtschaftlichen Zugehörigkeit des Haushaltsvorstandes. 

Diese Angaben wurden in den Volkszählungen bis 1939 beibehalten. 
In Baden gibt es Zahlen über Haushalte oder Familien seit 1815. Ab 1871 wurden die 
Haushaltszahlen - wie auch für Württemberg - einheitlich ausgewertet und dargestellt, 
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wobei die Bezeichnungen Haushalt und Familie weitgehend synonym verwendet 
wurden. 

Eine definitorische Unterscheidung zwischen Haushalt und Familie wurde von der 
Statistik erst im Jahr 1958 getroffen. Danach wird im allgemeinen als „Familie" das 
Zusammenleben der Elterngeneration mit ihren Kindern angesehen. Der „Haushalt" 
hingegen versteht sich als Wirtschafts- und Wohngemeinschaft, die auch aus Personen 
verschiedener Generationen oder Familien bestehen kann. 
Das Zusammenleben verschiedener Generationen. ließ sich erstmals bei der Volks­
zählung 1950 durch Typisierung von Haushalten klären. An Hand von Unterlagen aus 
dem Mikrozensus von 1957 konnte die methodische Unterscheidung zwischen Haushalt 
und Familie getroffen werden 8 • Im Rahmen der Volkszählung 1961 wurde dann ein aus­

führliches Programm der Haushalts- und Familienstatistik durchgeführt Es ging dabei 
vor allen Dingen darum, genauere Kenntnisse über die Struktur der Haushalte und Fami­
lien zu erlangen. Die Untersuchungsergebnisse waren zum Teil recht wertvoll bei der 
Erfassung der Einkommens- und Verbrauchsstruktur sowie der Vermögensverhältnisse 
der Haushalte. Damit konnte den Anforderungen und Wünschen der Politik, insbeson­
dere der Gesellschafts-, Wirtschafts- und Sozialpolitik, wie auch zahlreichen Zweigen 
der Wissenschaft entsprochen oder doch wenigstens entgegengekommen werden. 
Auch in der Volkszählung 1970 ist wieder eine umfangreiche Auswertung über dieses 
Thema vorgesehen. Ob es dabei u. a. auch gelingt. auf dem Wege zur Lösung des bis 
heute offen gebliebenen Problems der sozio-ökonomischen Gliederung der Bevöl­
kerung, Familien und Haushalte voranzukommen, muß dahingestellt bleiben. 

Gebäude und Wohnungen 

Die Frage der Unterbringung der Menschen fand verhältnismäßig spät das ihr aus 
heutiger Sicht zukommende Interesse in der amtlichen Statistik. So konnte sich Paul Siek 
1853 noch darüber beklagen, daß zu einer genauen Darstellung der Wohnverhältnisse 

in Württemberg alle erforderlichen Unterlagen fehlen . .,Eine Zählung der Wohngelasse, 
welche die nötigen Anhaltspunkte zur Ermittlung der Frage, wie die Wohnbevölkerung 
untergebracht ist liefern würde, hat in Württemberg so wenig wie in einem anderen 

Staat außer Belgien stattgefunden"'. Seit der Anlage des Gebäudekatasters 1823, der 
hauptsächlich steuerlichen Zwecken diente, waren immer wieder Gebäudezahlen ver­
öffentlicht worden. Die kombinierte Darstellung von Mensch und bewohntem Gebäude 
sowie Wohnrechtsverhältnissen wurde aber erstmals bei der Volkszählung 1895 vor­
genommen, und zwar nur in den fünf größten Städten Württembergs. Von 1900 an 

wurde dann die Zahl der Wohnhäuser in den Volkszählungen von 1905, 1910 und bei 
einer Wohnungszählung vom 26. Mai 1918 nachgewiesen. 
In Baden war mit der Volkszählung von 1864 erstmals eine Zählung der Gebäude und 
Wohnräume verbunden. In allen folgenden Volkszählungen bis 1910 wurde dann 
wenigstens auch die Zahl der Gebäude nachgewiesen. Zum Teil wurden auch ausführ­
liche Darstellungen der Wohnverhältnisse nach Küchen und Wohnräumen vorge­
nommen. Ergebnisse der Wohnungszählung vom Mai 1918 wurden nur für die Städte 
mit 5000 und mehr Einwohnern veröffentlicht 
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Nach dem Ersten Weltkrieg zeichnete sich besonders in den Städten eine allgemeine 

Wohnungsnot ab. Ursachen dafür waren Zuwanderungen, das zunehmende natürliche 
Bevölkerungswachstum und die zwangsläufig ausgesetzte Bautätigkeit während des 
Krieges. Ein einheitliches Bild von der Wohnungsversorgung der Bevölkerung sollte 
durch die Reichswohnungszählung vom 16. Mai 1927 ermittelt werden. Sie wurde in 
Württemberg in den Gemeinden mit 5000 und mehr Einwohnern durchgeführt. In 
Baden wurden in diese Zählung, nachdem bereits im Januar1920 und 1922 Wohnungs­
erhebungen veranstaltet worden waren, alle Gemeinden mit 2000 und mehr Einwohnern 
einbezogen 1°. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg, als die Wohnungsnot durch umfangreiche Kriegsschäden, 
die Einweisung von Flüchtlingen und Vertriebenen und den lange aufgestauten Nach­

holbedarf bisher nicht gekannte Ausmaße erreicht hatte, wurde in Nordbaden und 
Nordwürttemberg zusammen mit der Volkszählung 1946 eine erste Wohnungszählung 
durchgeführt. Ihr folgte zusammen mit der Volkszählung von 1950 eine für das Bundes­
gebiet einheitliche Gebäude- und Wohnungszählung, bei welcher die Wohnungsver­
sorgung der Bevölkerung unter dem Gesichtspunkt der Wohnungsgröße und der Bele­

gungsdichte der Räume besonders aufmerksam beobachtet wurde. 
Da die Wohnungsbaupolitik sich großen Problemen gegenübergestellt sah. folgte am 
25. September 1956 eine weitere Zählung des Gebäude- und Wohnungsbestandes. 
Ergänzt wurde sie im Frühjahr 1957 durch eine 1%ige Repräsentativerhebung, in der 
besonders der subjektive Wohnungsbedarf und die Wohnungswünsche der Bevölke­
rung ermittelt wurden. In den Jahren 1960 und 1965 wurden zur Nachkontrolle und zur 
Neuorientierung der Wohnungsbaupolitik der Regierung in 1% der Wohnungen bzw. 
Gebäude weitere repräsentative Wohnungsstatistiken durchgeführt. Außer den spe­
ziellen Aufgaben, die der Ermittlung der Bevölkerungsstruktur dienten, hatte die Volks­
zählung 1961 auch Angaben über Gebäude, Wohnungen und deren Belegung zu liefern. 
Mit den gewonnenen Unterlagen ließ sich eine Neuberechnung des Wohnungsdefizits 
vornehmen und damit nach dem Gesetz über den Abbau der Wohnungszwangswirt­

schaft vom 23. Juni 1960 die benötigte Grundlage für die Beendigung der Wohnraum­
bewirtschaftung schaffen. Am 20. Oktober 1968 fand die bisher letzte Wohnungs­
zählung statt. Sie brachte wieder ausführliche Nachweisungen über die Unterbringung 
der Menschen in Gebäuden und Wohnungen und über die Versorgung der Bevölkerung 
mit Wohnräumen. 

Bildungswesen 

Bildungsfragen stehen heute im Mittelpunkt heftiger Diskussionen, die möglicherweise 
ihren Höhepunkt noch nicht erreicht haben. Diese Diskussionen beschäftigen sich mit 
dem Phänomen „Bildung", das, im Gegensatz zu früher, nicht allein den schulischen 

Bereich, sondern den gesamten Ausbildungsbereich, also auqh den der beruflichen 
Aus- und Weiterbildung sowie den der Erwachsenenbildung umfaßt. Die amtliche Stati­
stik hat sich dieser neuen Situation angepaßt, indem sie die Bildungsstatistik auf den 
gesamten Bereich der Bildung ausgedehnt hat Darüber hinaus versucht sie bei der 
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Entwicklung einer modernen Bildungspolitik, die orientiert ist an systematischer Bil­

dungsplanung und dem Aufbau integrierter Bildungskonzepte, mitzuarbeiten. 
Diese Bemühungen sind mit Bestrebungen verbunden, die moderne Bildungsstatistik 

aktueller als bisher zu gestalten. Gerade in Baden-Württemberg sind einschneidende 

Verbesserungen auf dem Gebiet der Hochschulstatistik erreicht worden. Diese beson­
ders wichtigen wie überhaupt alle bildungsrelevanten Daten müssen zu dem frühest 

möglichen Zeitpunkt zur Verfügung stehen, um der intensiven öffentlichen Diskussion 

bildungspolitischer Fragen ein sachliches Fundament geben zu können. Dabei sind 

als „bildungsrelevant'' nicht nur die Daten von Schülern und Lehrern. sondern auch 

bevölkerungsstatistische und vor allem finanzstatistische Daten anzusehen. 

Die moderne Bildungsstatistik ist demnach vom Bereich und der Aufgabenstellung her 
erheblich umfangreicher als in der Vergangenheit. Die Anfänge der Statistik des 

Bildungswesens gehen schon bis in das 18. Jahrhundert zurück. Damals und im fol­

genden Jahrhundert beschränkten sich die statistischen Beobachtungen auf das in den 

Fachressorts der Kultusverwaltungen angefallene Zahlenmaterial, insbesondere das 
von Schülern und Lehrern in einzelnen Anstalten. Infolge der in den ehemaligen Ländern 

Baden und Württemberg vorhandenen langjährigen Hochschultraditionen waren 

natürlich auch für die Universitäten frühzeitig statistische Ergebnisse dieses Umfangs 
greifbar. 

Im Königreich Württemberg gab es schon ab 1865 regelmäßige statistische Veröffent­

lichungen über das Volks-, Real· und Gelehrten-Schulwesen, in denen sowohl über die 

einzelnen Schularten als auch über die an ihnen befindlichen Lehrer und Schüler 
berichtet wurde. 

Etwa um die gleiche Zeit wurden ab 1871 auch in den statistischen Sammelwerken des 

Großherzogtums Baden regelmäßige statistische Veröffentlichungen über Schüler und 
Lehrer vorgenommen. 

Von Vertretern der amtlichen Statistik des Reiches und der Bundesstaaten wurde dann 
1901 beschlossen, im Deutschen Reich einheitliche statistische Erhebungen über die 

Verhältnisse an den öffentlichen Volksschulen in fünfjährigem Turnus durchzuführen. 

Dieser Beschluß hatte zur Folge, da~ die statistischen Ämter in den Bundesstaaten über 
das Sammeln von Daten aus den Kulturressorts hinaus nun auch eigene statistische 
Erhebungen anstellten, die die Arbeiten in den Fachressorts unterstützen und das dort 
vorhandene Zahlenmaterial ergänzen sollten. 

Im Jahre 1906 fand innerhalb des Deutschen Reiches die zweite Erhebung an Volks­

schulen statt. Erst 1911 aber, bei der dritten turnusmäßigen Befragung, wurden erstmals 

auch Mittel- und Höhere Schulen in die Befragung durch die amtliche Statistik ein­

bezogen. Dieser Entwicklung setzte der Erste Weltkrieg ein•vorläufiges Ende. 

In der Hochschulstatistik gab es für die Universität Tübingen schon im 19. Jahrhundert 
statistische Berichte. die nicht nur die Zahlen von Studenten und Lehrpersonen ent­
hielten, sondern auch ausführliche Prüfungsergebnisse 11 • 

Auch in Baden haben schon im 19. Jahrhundert statistische Unterlagen über die Ver~ 
hältnisse an den Universitäten Freiburg und Heidelberg vorgelegen. 

Für eine reichseinheitliche Hochschulstatistik wurden aber erstmals im Sommerseme­
ster 1907 Angaben aus den amtlichen Verzeichnissen der Hochschulen zusammen-
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getragen und veröffentlicht. 1 n diese-Statistik waren aus dem Königreich Württemberg 
die Universität Tübingen, die Technische Hochschule Stuttgart, die landwirtschaftliche 
Hochschule Hohenheim.und die im Oktober 1912 aufgelöste Tierärztliche Hochschule 
Stuttgart, aus dem Großherzogtum Baden die Universitäten Freiburg und Heidelberg, 
die Technische Hochschule Karlsruhe und ab Wintersemester1907 /08 die Wirtschafts­
hochschule Mannheim einbezogen. Diese Statistik wurde laufend weitergeführt und bis 
zum Ersten Weltkrieg sachlich allmählich ausgebaut. 

Nach dem Ersten Weltkrieg liefen statistische Erhebuiigen im Schulwesen in den Län­
dern sofort wieder an. In Württemberg wurden erste Untersuchungen über den Rück­
gang der Schülerzahlen wieder aufgenommen, als die geburtenschwachen Kriegsjahr­
gänge zur Einschulung heranstanden. Diese Untersuchungen dienten nicht nur der Fest­
stellung, wie sich der Schülerstand durch die Kriegsereignisse verändert hatte, sondern 
waren zugleich Grundlagen für erste Schülervorausberechnungen 12 . 

Die erste reichseinheitliche schulstatistische Erhebung wurde 1921/22 durchgeführt. 
In sie waren erstmals auch die Berufs- und_Fachschulen,einbezogen, so daß nun sämt­
liche Gattungen des allgemein- und berufsbildenden Schulwesens nach methodisch 
einheitlichen Gesichtspunkten befragt wurden und dadurch ein Überblick über den 
gesamten schulischen Bereich möglich war. 
Die Hochschulstatistik wurde in Württemberg und Baden durch den Ersten Weltkrieg 
nicht unterbrochen, die Reichshochschulstatistik jedoch erst wieder 1925 aufge­

nommen. 
Sowohl die schulstatistischen als auch die hochschulstatistischen Erhebungen waren 
Anstaltsbefragungen und damit Bestandsstatistiken. Sie wurden mit wenigen sach­

lichen Verbesserungen bis zum Ende des Zweiten Weltkrieges durchgeführt, jedoch 
die meisten Ergebnisse aus Geheimhaltungsgründen während des Krieges nicht ver­
öffentlicht. 
Der Wiederaufbau des Schulwesens nach 1945 verlief in den westdeutschen Ländern 
zunächst unsystematisch und unkoordiniert. Durch das Grundgesetz ging die Zustän­
digkeit für das Bildungswesen auf die Länder über. Weil aber überregionale Koordi­
nierungsstellen zunächst noch fehlten, bewirkte die Aktivität der Länder im inneren und 

äußeren Aufbau des Schulwesens eine Vielfalt von Erscheinungsformen, die eine 
bundeseinheitliche Statistik im Ländervergleich behinderte. 

Relativ frühzeitig wurde von den Kultusministern der Länder durch ihre „Ständige 
Konferenz" eine Institution geschaffen, deren Aufgabe es war, bundeseinheitliche 
Absprachen auf dem Gebiet des Bildungswesens herbeizuführen. Sie berief 1950 das 
Statistische Bundesamt zur Koordinierungsstelle bei schulstatistischen Erhebungen, 
was zu einer allmählichen länderweisen Angleichung.der statistischen Daten führte. Mit 
den Statistischen Landesämtern wurden jedoch bereits vorher gemeinsame Bemühun­
gen zum systematischen Ausbau der Bildungsstatistiken unternommen. So leitete der 
Beschluß der Länder, in einigen Schulsystemen die bisherigen Anstaltsstatistiken durch 
Individualerhebungen zu ergänzen, den Übergang auf ein völlig neues statistisches 
Erhebungsverfahren ein. Das neue Individualzählverfahren wurde ab Wintersemester 
1949/50 durch die große Hochschuls1atistik zunächst im Hochschulbereich eingeführt 
und später auch auf andere Schulsysteme ausgedehnt 
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Weiterhin war die amtliche Statistik bemüht, die einzelnen Schulsysteme statistisch 
besser gegeneinander abzugrenzen. Außerdem wurden die zwischen den Schulsyste­
men bestehenden Zusammenhänge dadurch deutlich gemacht, daß Quoten für die 
Übergänge auf die einzelnen Schulsysteme errechnet wurden. 
Durch all diese Bemühungen wurde die Aussagefähigkeit statistischer Daten erheblich 
verbessert und damit die Kenntnis über bestehende Zusammenhänge vertieft Zu-

. gleich wurden die im schulischen Bereich gemeinsamen Grundzüge trotz der kulturellen 
und politischen Verschiedenheiten in den Ländern sichtbar gemacht. 
Im Land Baden-Württemberg istdurchArtikel 11 der Verfassung das Recht auf Erziehung 
und Ausbildung gewährleistet Das Kultusministerium mußte demnach unabhängig von 
den im Bund angestellten Bemühungen nach Koordination der Schulsysteme und Schul­
statistiken versuchen, die im Land vorhandenen Schulsysteme auszubauen bzw. zu 
ergänzen. Der amtlichen Statistik kam in dieser Phase eine ständig wachsende Bedeu­
tung zu, weil die eingeleiteten politischen Maßnahmen in ihren Auswirkungen zahlen­
mäßig abgeschätzt und.die eingetretenen Veränderungen quantifiziert werden mußten. 
Dabei blieb im Prinzip der gewohnte statistische Arbeitsablauf vorerst noch erhalten, 

nur ·hatte sich die. statistische Masse erheblich vergrößert. Aus den ermittelten stati­
stischen Zahlen wurde jedoch deutlich, daß eine Bildungsexpansion eingetreten war, 
deren Ausmaß. sich die verantwortlichen Stellen trotz versuchter Abschätzung der 

Auswirkungen nicht hatten vorstellen können. 
Die statiStischen Auswertungen mußten nun teilweise aus dem individualen Zahlen­
material vorgenommen werden. Da sie auch auf neue Daten ausgedehnt werden 
mußten, die Aufbereitung sich aber moderner, maschineller Verfahren noch nicht im 
gewünschten Umfang bedienen konnte, verlängerte sich der Zeitraum bis zum Vorliegen 
neuer Ergebnisse mehr und mehr. Damit wurde es für die Bildungsstatistiker allmählich 
immer schwerer, der Öffentlichkeit"aktuelles Zahlenmaterial vorzulegen. 
In diesem Stadium begann sich die Erkenntnis von der Notwendigkeit einer systemati­
schen Bildungsplanung allgemein durchzusetzen. In allen Bundesländern, vor allem 

aber in Baderl-Württemberg, wurde Bildungsplanung politisch gefordert und praktisch 
in Gang gesetzt Damit trat die Bildungsstatistik in eine völlig neue Phase ein, in der die 
Eigenständigkeit der Ressorts und das Denken in einzelnen Schulsystemen abgelöst 
und durch die Erkenntnis von der Interdependenz aller Schulsysteme ~rsetzt wurde. 
Die Entwicklung systematischer Bildungsplanung führte für die einzelnen Bildungs­
systeme zum Aufbau sich gegenseitig integrierender Konzepte, die letztlich die Ent­
wicklung eines in sich geschlossenen BildungssystemszurFolge hatte. Baden-Württem­
berg war darin führend im Bundesgebiet. Bereits am 25. Juli 1964 hatte der Ministerrat 
in einer Regierungserklärung Maßnahmen für den Ausbau des Bildungswesens und die 
Erschließung von Begabtenreserven angekündigt. Zu diesen Maßnahmen gehörte in 
erster Linie der „Schulentwicklungsplan" mit allen Schularten. Er hatte sich zum Ziel 
gesetzt, ,,das Land einer Entwicklung auf dem Gebiet des Bildungswesens zuzuführen, 
welche der Entfaltung der Persönlichkeit in der Gemeinschaft am besten dient". 
Zugleich sollte der Schulentwicklungsplan aber auch wesentliche Zielsetzungen der 
Landesplanung verwirklichen. 

Das Statistische Landesamt hat mit seinem Zahlenmaterial und durch umfangreiche 
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zusätzliche Auswertungsarbeiten die entscheidenden quantitativen Grundlagen für den 
Schulentwicklungsplan geliE!fert 

Nur wenig später, am 6. Juni 1966, wurde auf Beschluß des Beirats für Bildungsplanung 

ein Arbeitskreis „Hochschulgesamtf)lan" unter der Leitung von Professor Ralf Dahren­

dorf gebildet. Dieser Arbeitskreis sollte einen grundlegenden Beitrag zur Hochschul­

reform leisten. Er hatte zugleich den Auftrag, ein Strukturmodell für die Lehrerplanung 
zu konzipieren. 

Aufbauend auf den Arbeiten dieses Arbeitskreises wurde im April 1969 der Hochschul­

gesamtplan vom Ministerrat verabschiedet und damit nach dem Schulbereich auch der 
differenzierte Hochschulbereich durch einen Rahmenplan in ein festes Konzept einbezo­

gen. Auch hierfür ist durch die amtliche Statistik ein bedeutender Beitrag geleistet 
worden. 

Parallel zu den politischen Bemühungen nach Entwicklung neuer bildungspolitischer 

Konzepte liefen Überlegungen der amtlichen Statistik, wie die Bildungsstatistiken 
weiterzuentwickeln sind. Sie blieben nicht darauf beschränkt, wie durch den 'Einsatz 

moderner Datenverarbeitungsmaschinen der technische Ablauf und damit die Aufbe­

reitungszeit verkürzt werden könnte. sondern wurden auch - und dies vor allem - auf 

methodische Überlegungen ausgedehnt, um die Konzeptsüberlegungen quantitativ zu 
unterstützen. 

Nachdem bereits 1950 im Hochschulbereich der Übergang auf ein individuelles Er­

hebungsverfahren vollzogen worden war, entschlossen sich die Statistischen Ämter, 
die statistischen Daten noch transpare.nter zu machen, indem sie der Einführung einer 
Studenten-Verlaufsstatistik zustimmten. ~ei dieser Art von Statistik werden individuelle 

Erhebungsbogen semesterweise zu einem Studienverlauf aneinandergereiht. Nachdem 

die technischen Voraussetzungen hierzu vorlagen, konnte mit dem Wintersemester 

1966/67 erstmals der Übergang auf die individuelle Studienverlaufsstatistik vollzogen 

werden. 
Dieser Übergang erfolgte zu einemZE!itpulikt, in dem in den Statistischen Landesämtern 

die Arbeiten auf eine neue Generation von Datenverarbeitungsmaschinen umgestellt 
wurden. Das führte dazu, daß wegen der damit verbundenen umfangreichen Program­

mierarbeiten die Aufbereitung der großen Hochschulstatistik zentral dem Statistischen 
Bundesamt überlassen werden mußte. Wegen der zeitlich verschiedenen Datenein­

gänge aus den einzelnen Ländern iiifolge unterschiedlicher Bearbeitungsweisen und 

personeller Ausrüstung, verzögerte sich die Aufbereitung des Zahlenmaterials aber 

derart, daß die Ergebnisse dieser Statistik teilweise recht verspätet veröffentlicht 
werden konnten. 
Da dieses Zahlenmaterial für die Hochschulplanung nicht rechtzeitig vorlag, sah sich 

das Statistische Landesamt Baden-Württemberg veranlaßt, ein eigenes Auswertungs­
programm aufzubauen. Dadurch und durch organisatorische Umstellung des Arbeits­
ablaufs wurde erreicht, daß die ersten Semesterergebnisse nach Hochschulen, Studien­

fach, Fachsemestern und einigen anderen Kriterien allen interessierten Stellen noch 
während des laufenden Semesters zur Verfügung stehen. Baden-Württemberg hat 
damit einen einschneidenden Beitrag zur Aktualisierung der Hochschulstatistik geleistet, 

mit dem es derzeit im Bundesgebiet an der Spitze steht 
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Richtungweisend für andere Bundesländer war auch der in Baden-Württemberg vom 

Kultusministerium und dem Statistischen Landesamt gemeinsam gefaßte Entschluß, 

eine „Lehrer-Individualdatei", eine Speicherung von Individualangaben über die Lehr­

kräfte des Landes mit Hilfe einer elektronischen Datenverarbeitungsanlage, aufzu­

bauen. Durch sie ist für diesen Bereich eine beispielgebende Integration von Statistik 
und Schulverwaltung gelungen, mit der unter anderem die gesamte Lehrerbewegung 
maschinell festgehalten wird. Nachdem zunächst nur die Lehrer an Grund- und Haupt­

schulen in diese Datei aufgenommen wurden, soll sie nun auch auf die Lehrer an 

berufsbildenden Schulen ausgedehnt werden. Später wird die Lehrerdatei auch das 

Lehrpersonal an Hochschulen aufnehmen, so daß dann erstmals in einem Bundesland 
eine umfassende Lehrerdatei vorhanden sein wird. 

Grundlegende methodische Überlegungen zum gesamten Komplex des Bildungswesens 
stellte die amtliche Statistik anläßlich einer Tagung der Leiter der Statistischen Landes­

ämter am 29./30. Oktober 1968 in Freiburg ,an. Das Statistische Landesamt Baden­
Württemberg, dessen jetziger Präsident als Vertreter der Amtsleiter in den-Ausschuß 

„Statistik des Bildungswesens" des Statistischen Beirats delegiert ist, hatte in enger 

Zusammenarbeit mit dem Statistischen Bundesamt eine Bestandsaufnahme des bisher 

Erreichten vorzunehmen versucht und gleichzeitig Vorschläge unterbreitet, wo die 
Ansatzpunkte einer modernen Bildungsstatistik liegen müssen, wenn sie den an sie 

gestellten Anforderungen nachkommen will13. Auf Grund dieser gemeinsamen Überle­

gungen sieht die amtliche Statistik die Schwerpunkte künftiger bildungs-statistischer 

Arbeiten vornehmlich auf folgenden Gebieten: 

1. Ausbau der Schulstatistiken zu Individualerhebungen, die die Aussagefähigkeit der 

Daten vertiefen und die Anwendung modernster technischer Aufbereitungsveriahren 
gestatten. Damit verbunden muß eine erhebliche Aktualisierung der Schulstatistiken 

sein. 
2. Aufstellung von verlaufsstatistischen Bildern innerhalb aller Schulsysteme, durch 

die insbesondere die~ahl der Übergänge auf weiterführende Schulsysteme eindeutig 
feststellbar ist. 

3. Intensiver Ausbau der statistischen Erlassung von Weiterbildung und Erwachsenen­
bildung auch außerhalb des institutionellen Bereichs. 

4. Periodische'Ermittlung des Ausbildungsstandes der Bevölkerung zwecks Erlangung 

von möglichst tiefgegliederten Gesamtstrukturen. 
5. Aufbau von Prognosemodellen zur Ermittlung relevanter Daten für Finanz- und 

Raumplanung. 

All diese Maßnahmen würden die Kenntnisse über den Bildungsbereich komplexer und 

zugleich transparenter machen. Einen ersten Gesamtüberblick über den Ausbildungs­

stand der Bevölkerung werden schon die Ergebnisse der Volks-, Berufs- und Arbeits­

stättenzählung vom 27. Mai 1970 geben. Bei ihr werden erstmals an alle Bevölkerungs­
schichten Fragen nach dem Gang der schulischen Ausbildung und dem erreichten 
Abschluß gestellt. Dadurch ergeben sich dann auch Kombinationsmöglichkeiten zwi­
schen Ausbildung und Berufsstand. Somit werden Informationen gewonnen, die allein 

durch die laufenden Schulstatistiken niemals zu erhalten gewesen wären. Insofern kann 
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der durch die Volkszählung 1970 erreichte Fortschritt im weiteren Ausbau der Bildungs­

statistiken nicht hoch genug veranschlagt werden, obwohl nicht vergessen werden 

dari, daß hierdurch nur die innerhalb des institutionellen Bildungssystems erworbene 

Bildung statistisch erfaßt wird. 
Wesentliche Einflüsse auf die Gestaltung einer modernen Bildungsstatistik sind von 

einer Modellstudie zu erwarten, die im Auftrag des Kultusministeriums Baden-Württem­
berg kürzlich vom Institut für internationale und vergleichende Statistik in Heidelberg 

unter Leitung von Professor Dr. Rolf Wagenführ erstellt worden ist. 

In ihr ist in wissenschaftlichem Rahmen der Aufbau eines bildungsstatistischen Systems 

versucht worden, das den Komplex „Bildungsstatistik" nicht mehrstatistikbezogen sieht, 

sondern in seinen Zusammenhängen von der Gesamtproblematik der Weiterentwicklung 

des Bildungswesens her. Die Modellstudie befaßt sich insbesondere auch mit •jenen 
Bildungsvorgängen, die außerhalb des institutionellen Bildungsbereichs erfolgen. ln ihr 
finden·darüber hinaus auch Kostenansätze sowohl in öffentlichen als auch in·privaten 

Haushalten Berücksichtigung, wobei letztere mangels anderen Zahlenmaterials als 

Schätzungen.aufgenommen worden sind. 

Die in der Modellstudie durch die bildungsökonomischen Aspekte gegebenen Hin­

weise zur besseren Erfassung von eingesetztem Kapital und eingesetzten Arbeitskräften 
zeigen deutlich den querschnittähnlichen Charakter der gesamten Statistik des Bil­

dungswesens. Ihm wird die amtliche Statistik in Zukunft noch stärker als bisher Rech­

nung tragen müssen. 

Gesundheitswesen, Rechtspflege, Wahlen 

Gesundheit 

Die Medizinalstatistik vermittelt gewisse Einblicke in die gesundheitlichen Verhältnisse 

der Bevölkerung, allerdings nur in den Teilbereichen, auf die sich die medizinalstatisti­

schen Erhebungen tatsächlich erstrecken. Die Medizinalstatistik befaßt sich mit Einzel­

erscheinungen der Morbidität und mit den individuellen Ursachen, die zum Tode des 
Menschen geführt haben. Außerdem führt sie Nachweise über Personen und Institu­

tionen, die der Gesundheit dienen. 
Von Untersuchungen über körperliche Eigenschaften wird in Württemberg erstmals 
1833 in einer Zusammenstellung über den Befund von Konskriptionspflichtigen berich­

tet14. Aus den nächsten Jahrzehnten sind insbesondere ausführliche Darstellungen über 

Geisteskranke zu erwähnen, und zwar für die Jahre 1841, 1853, 1864 und 1875. Ver­

öffentlicht wurden außerdem Namen und Zahl der Anstalten, in denen Geisteskranke 

untergebracht sind. 
In den Berichten des Medicinal-Kollegiums, die in den Württembergischen Jahrbüchern 

für Statistik und Landeskunde abgedruckt sind, finden sich ab 1873 auch Angaben über 
die Zahl der Ärzte, die Zahl der im ersten Lebensjahr Gestorbenen sowie die Zahlen der 
mit und ohne ärztliche Betreuung Gestorbenen. Ab 1872 wurden Angaben über die Er­
krankungsfälle in Entbindungsanstalten sowie über epidemische und ansteckende 
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Krankheiten veröffentlicht. Später wurden auch Art und Zahl der Krankheitsfälle in 
den Krankenanstalten dargestellt. Über Todesursachen liegen in Württemberg erst ab 
1892 detaillierte Unterlagen vor. 

In Baden wurde über Todesursachen, bei denen hauptsächlich die ansteckenden Krank­

heiten und der Krebs aufgeführt waren, erstmals im Jahre 1852 berichtet. Außerdem 
befaßte sich die Medizinalstatistik dort vornehmlich mit dem Nachweis der Ärzte, 

Apotheker und des sonstigen Heil- und Pflegepersonals sowie mit der Darstellung der 

Einrichtungen zur Gesundheitspflege und deren Tätigkeit. Angaben liegen zum Teil seit 

1806 vor. Gelegentliche Versuche, körperlich geschädigte Personengruppen nachzu­

weisen, sollen hier nicht unerwähnt bleiben. So fand bei der Volkszählung 1871 auch eine 

Zählung der Blinden und Taubstummen statt und im Jahr 1907 wurde eine Erhebung der 

Krüppelkinder im schulpflichtigen Alter durchgeführt. 

Eine reichseinheitliche Statistik über das ärztliche und pharmazeutische Personal wurde 
in beiden Ländern erstmals 1876 vorgenommen. Im Jahr 1887 wurde sie wiederholt. 

Eine Statistik der Krankenhäuser, die Aufschluß über die Bettenzahl, die Krankenbewe­

gung und bis 1930 über die Morbidität in den Heilanstalten gibt, wurde 1877 auf Be­
schluß des Bundesrates im ganzen Reich aufgenommen. 

Eine allgemeine Statistik der Todesursachen wurd~ im Deutschen Reich nach Verhand­
lungen mit den Deutschen Staaten im Jahr 1892 eingeführt. Die Todesursachen waren 

zunächst nach 18 Gruppen gegliedert, wobei den Infektionskrankheiten, den Neubil­
dungen, der Müttersterblichkeit und der Säuglingssterblichkeit besonderes Gewicht 
zukam. Ab 1904 kamen auch einige Krankheiten des Herzens. der Kreislauf- und der 
Verdauungsorgane in den Ursachenkatalog. Die Ergebnisse wurden nach Altersklassen 
gegliedert dargestellt. 

Im Jahr 1932 wurde die Todesursachenstatistik umgestaltet, wobei - wie auch bei spä­

teren Revisionen - besonderer Wert auf eine Verfeinerung der Nachweisungen der 
Todesursachen Wert gelegt wurde. 
Nach Einführung des vertraulichen Leichenschauscheines im Jahr 1965 werden die in 
den meisten Fällen von Ärzten festgestellten Todesursachen als Grundlage der Todes­

ursachenstatistik verwendet Dabei gibt die zentrale Auswertung der Einzelfälle die 
Möglichkeit ein tiefgegliedertes statistisches Tabellenprogramm zu erstellen. 

Als Erhebungen, die sich mit den Erkrankungen der Bevölkerung befassen und die dem­
zufolge als Morbiditätsstatistiken bezeichnet werden, können bis jetzt nur die Statistiken 
der übertragbaren Krankheiten angesehen werden, zu denen auch die Tuberkulose­

statistik, soweit sie sich mit dem Einzelfall befaßt, sowie die Statistik der Geschlechts­

krankheiten zählen. Letztere wird 1970 wieder aufgenommen. Die Statistik der über­
tragbaren Krankheiten beruht auf Sammelmeldungen der Gesundheitsämter, wogegen 
die Tuberkulosestatistik neuerdings den Bestand und die Veränderungen der Tuber­

kulosefälle auf Grund von Individualzählblättern ermittelt Alle diese Statistiken befas­
sen sich allerdings nur mit Zahl und Art der Fälle. Sie vermögen keine Informationen 

über den soziologischen Hintergrund der Kranken und deren Haushalt zu liefern. Bei 
der Volkszählung 1950 und später beim Mikrozensus der Jahre 1957 bis 1961 wurden 

Angaben über die körperliche Behinderung von der gesamten Bevölkerung erfragt, ohne 

daß man sie auswertungsmäßig mit den sozialen Verhältnissen der Betroffenen und 
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ihrer Umgebung in Verbindung zu bringen suchte. In der Folge wurde im Rahmen 

des Mikrozensus von 1966 erstmals bei 0,5% der Bevölkerung eine Befragung nach 

Unfällen und Krankheiten durchgeführt. Trotz der subjektiven Angaben über medizi­

nische Sachverhalte erbrachte die Statistik durchaus brauchbare Ergebnisse für Baden­

Württemberg. Die Krankheiten wurden dabei in größere Krankheitengruppen zusam­

mengefaßt ausgewiesen. Wegen des geringen Repräsentationsgrades ist allerdings eine 

Aussage über den Zusammenhang mit den sozialen Verhältnissen nicht möglich. 
Alle bisherigen Erhebungen ließen keine umfassende Aussage über die gesundheit­
lichen Verhältnisse der Bevölkerung zu, da sie nur sehr beschränkte Informationen 

boten. Ganz abgesehen von einzelmenschlichen Wertschätzungen und medizinischen 

Problemen ist in der Gesundheit bzw. in der Krankheit ein volkswirtschaftlicher und 

sozialpolitischer Faktor von großer Bedeutung zu sehen, so daß unbedingt versucht 

werden muß, zu morbiditätsstatistischen Feststellungen zu kommen, auch wenn 

gegenwärtig einem solchen Unterfangen in rechtlicher, fihanzieller und erhebungs­

sowie aufbereitungstechnischer Art noch erhebliche und teilweise sogar unlösbar 
erscheinende Probleme entgegenstehen. Geplant ist zunächst die Entwicklung eines 

Konzepts für eine Morbiditätsstatistik. Dabei soll unterschieden werden zwischen einer 

versuchsweisen Aufbereitung des kassenärztlichen Materials und der Einführung einer 

Diagnosestatistik bei ausgewählten Krankenanstalten. Weiterhin soll an eine Befragung 

der Bevölkerung nach den gesundheitlichen Verhältnissen auf Stichprobenbasis - im 

Rahmen des Mikrozensus - gedacht werden. Allerdings muß man sich darüber im 
klaren sein, daß es eine objektive Grenzlinie zwischen Gesundheit und Krankheit nicht 

gibt. Eine allgemeine Erfassung und Beurteilung dieser Erscheinungen wird daher 

immer zumindest mit Grenzbereichen arbeiten müssen. 
Im Rahmen der Medizinalstatistik befassen sich derzeit je eine Jahreserhebung mit 
den Berufen des Gesundheitswesens, mit den Apotheken und mit den Krankenhäusern, 

deren Bettenbestand, sonstigen Einrichtungen und der Krankenbewegung. Ihre Ergeb­

nisse dienen u. a. der Darstellung der im Gesundheitswesen beschäftigten Personen 

sowie der Institutionen und der fachlichen Gliederung der Krankenanstalten. 

In jüngster Zeit wurde versucht, eine Darstellung der im Zusammenhang mit der Erhal­
tung oder Wiederherstellung der Gesundheit entstehenden Aufwendungen zu geben. 
Ein Ausbau der angewandten Methoden ist vorgesehen. 

Rechtspflege 

Die statistische Erfassung der im Geschäftsgang der Gerichte anfallenden Daten erfüllt 

zwei wichtige Funktionen: Mit ihren Angaben über die Tätigkeit der Gerichte dient sie 
zunächst internen Planungszwecken der Justizverwaltungen. Diesem organisatorischen 

Informationsbedürfnis, dem die Entstehung der Rechtspflegestatistik zu verdanken ist, 
dient die Justizgeschäftsstatistik. Darüber hinaus hat die Rechtspflegestatistik vor allem 
Aufschlüsse über das Rechtsleben zu liefern als Orientierungshilfe für rechtspolitische 

Entscheidungen von Gesetzgebung und Verwaltung. Das gilt insbesondere für die 
Kriminalstatistik, der mit Rücksicht auf die aktuelle Reform des materiellen Strafrechts 

und des Strafvollzugs vorrangige Bedeutung zukommt. 
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Die Rechtspflegestatistik ging aus den jährlichen Tätigkeitsberichten der Rechtspflege­
einrichtungen hervor. Veröffentlicht wurden diese Berichte aber erst seit dem Bestehen 
der statistischen Ämter. In den Württembergischen Jahrbüchern für Vaterländische 

Geschichte, Geographie, Statistik und Topographie wurde seit 1825 gelegentlich ein 
Überblick über die Arten der anhängigen und erledigten Verfahren in Zivil- und Straf­
sachen nach Gerichtsbezirken und Instanzen gegeben15 . Die Übersichten über „die 

bedeutenderen Arten der abgeurteilten Verbrechen" sind die höchst bescheidenen 
Ansätze einer Kriminalstatistik. In späteren Veröffentlichungen finden sich auch An­

gaben über den Strafvollzug, die gerichtlichen Strafanstalten und ihre Insassen nach 

Alter, Sterblichkeit, Religion und Umfang des Analphabetentums der Gefangenen 16 . 

Seit 1874 erschienen in den Jahrbüchern regelmäßig Rechtspflegestatistiken. In Baden 
wurden seit 1868 jährlich ähnliche Übersichten veröffentlicht17 • 

Im Deutschen Reich erhielt die Entwicklung der Rechtspflegestatistik wesentlichen Auf­

trieb durch die Reichsjustizgesetze, die mit der Verei~heitlichung des materiellen Straf­
rechts und des Verfahrensrechts die Voraussetzung für eine Vergleichbarkeitder Zahlen­

werte brachten. Die Ergebnisse der Justizgeschäftsstatistik, die weiterhin als unaus­

gelöste Ressortstatistik von den Justizministerien der Länder bearbeitet wurde, wurden 

seit 1882 jährlich vom Reichsjustizamt für das ganze Reich zusammengestellt und in der 
.,Deutschen Justizstatistik" veröffentlicht. 

Aus dem Jahre 1882 datie~ der eigentliche Beginn der gerichtlichen Kriminalstatistik. 
Mit ihrer Einführung folgte das Deutsche Reich dem Beispiel einiger europäischer 

Staaten, insbesondere Frankreichs, das bereits seit der Mitte der 1820er Jahre eine 

Kriminalstatistik unterhielt Welch große Bedeutung der Erfassung der Verbrecher und 
ihrer Straftaten nunmehr beigemessen wurde, zeigt vor allem der Umstand, daß die 

Kriminalstatistik auf Grund des Bundesratsbeschlusses vom 5. Dezember 1881 wie nur 

sehr wenige Statistiken als zentralisierte Reichsstatistik durchgeführt wurde1s. Die 

Strafvollstreckungsbehörden hatten die anhand der Strafakten für jede Aburteilung aus­
zufüllenden Zählkarten direkt an das Kaiserliche Statistische Amt, das spätere Stati­

stische Reichsamt, zu übersenden. Das umfangreiche Tabellenprogramm der Kriminal­
statistik, das detaillierte Angaben über Alter, Familienstand, Beruf, Konfession und 

Vorstrafen der Täter sowie über die verletzten Straftatbestände, Teilnahmeformen und 

Art und Höhe der verhängten Strafen brachte, wurde jährlich in einem besonderen Band 
der „Statistik des Deutschen Reichs" veröffentlicht. 

Die Ergebnisse der gerichtlichen Kriminalstatistik werden in dem speziellen Sektor der 

vorsätzlichen Tötungsdelikte wesentlich vertieft durch die Mord- und Totschlags­
statistik, die in den 1920er Jahren eingeführt und nach längerer Unterbrechung durch 
den Zweiten Weltkrieg im Jahre 1967 wieder aufgenommen wurde. Auf der Grundlage 

der Urteilsgründe nach detaillierten Gesichtspunkten erstellt, liefert diese eingehende 
Untersuchung einen über den Rahmen der Strafverfolgungsstatistik erheblich hinausge­

henden Beitrag zur Aufklärung der psychologischen und soziologischen Hintergründe der 
vorsätzlichen Tötuiigsdelikte. 

Da die gerichtliche Kriminalstatistik sich nur auf diejenigen Fälle erstreckt, die entdeckt. 
aufgeklärt, angeklagt und abgeurteilt worden sind, vermittelt sie naturgemäß nur ein 
unvollständiges Bild von der Gesamtkriminalität. Eine wesentliche Erweiterung brachte 
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die im Jahre 1936 eingeführte polizeiliche Kriminalstatistik, die alle polizeilich gemel­

deten Straftaten registriert. Zwar vermag auch sie nicht die gesamte Kriminalität zu 

erfassen, da ein.erheblicher Prozentsatz aller Delikte unentdeckt bleibt. Sie berücksich­

tigt jedoch immerhin auch diejenigen Straftaten, die mangels Strafmündigkeit oder 
Feststellung des Täters, infolge Verfahrenseinstellung oder Amnestie nicht in das Sta­

dium eines gerichtlichen Verfahrens gelangen. Gewisse Ungenauigkeiten ergeben sich 

allerdings aus dem Umstand, daß auch solche Fälle aufgeführt werden, in denen später 
ein Freispruch erfolgt1 9 . Weitere kriminalstatistische Daten I iefert die Strafvollzugsstatistik, 

die die Täter im Stadium vom Strafantritt bis zur Entlassung aus der Strafvollzugsanstalt 

erfaßt. Dieser Statistik kommt besondere Bedeutung im Hinblick auf die Resozialisie­
rungsbestrebungen zu. 

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurden die Statistischen Landesämter in zunehmendem 

Maße an der Aufbereitung der Rechtspflegestatistiken beteiligt. Die geri.chtliche Krimi­
nalstatistik, die im Jahre 1953·zur besseren Unterscheidung von der wiederaufgenom­

menen polizeilichen Kriminalstatistik in Strafverfolgungsstatistik umbenannt wurde, 

wird nunmehr von den Statistischen Landesämtern nach einem koordinierten Programm 
bearbeitet. Das Tabellenwerk wird vom Statistischen Bundesamt für die gesamte Bun­

desrepublik zusammengefaßt und jährlich veröffentlicht. 

Seit 1961 ist das Statistische Landesamt auch beteiligt an der Aufstellung der Tabellen 

über den Strafvollzug sowie über die Nachweisung der auf Grund richterlicher Anord­

nung Untergebrachten. Jährlich wird eine Darstellung über die Struktur des Gefan­

genenbestandes am 31. März gegeben. Nachdem durch Gesetz vom 4. August 1953 die 
Möglichkeit"der Strafaussetzung zur Bewährung geschaffen wurde, gibt seit 1963 eine 
Statistik der Bewährungshilfe Aufschluß über Zu- und Abgänge und über die Zusam­

mensetzung der Probanden. 
Auch in die Aufbereitung der Justizgeschäftsstatistiken, die nach dem Zweiten Welt­

krieg zunächst weiterhin von den Justizministerien bearbeitet wurden, sind die Statisti­

schen Landesämter nunmehr eingeschaltet Seit 1968 erstellen sie die Justizstatistik in 

Zivilsachen, seit 1970 auch in Strafsachen20• 

Die Tätigkeit des Statistischen Landesamtes erschöpft sich nicht in der Herstellung von 
Tabellenübersichten. Zu seinem Aufgabengebiet zählt vor allem auch die Anfertigung 
von Analysen der statistischen Ergebnisse, in denen eine Übersicht über die Entwicklung 

der Kriminalität insgesamt sowie r·echtspolitisch besonders aktueller Kriminalitäts­

bereiche gegeben wird. 

Wahlen 

„Die periodisch wiederkehrenden Wahlen zu den politischen Körpern können für die 
praktische Politik zu einer statistischen Untersuchung von dem Gesichtspunkte aus 

benützt werden, einen Maßstab für die Stärke der zur Zeit jeder Wahl bestehenden poli­

tischen Strömungen, sowie für die Energie der Agitation innerhalb der verschiedenen 
politischen Parteien zu gewinnen, wenn man auch von vornherein darauf wird ver­
zichten müssen, auf dieser Grundlage die jeweilige politische Parteinahme der Bevöl­

kerung na_ch den einzelnen im lande vertretenen Richtungen mit mathematischer 
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Sicherheit zu bestimmen ... Die Statistik darf sich der Aufgabe nicht entziehen, in den 

ihr gesteckten Grenzen auch die bei den Wahlen gesammelten Ziffern näher zu gruppie­

ren und damit in ihrem Teile auch hier die Materialien zu sichten und zu ordnen, aus 
denen sich schließlich ein Zeitbild entwickeln lassen kann. Seit Einführuiig des allge­

meinen Wahlrechts in Deutschland hat diese Aufgabe eine verstärkte Bedeutung 

erlangt. Nach dem Vorgange in anderen deutschen Staaten dürfen auch wir nicht zögern, 
ihr näher zu treten." 

Diese Sätze, die ein heute nicht mehr bekannter Autor auf Seite 1.8 des Jahrgangs 1876 

der „Württembergischen Jahrbücher für Statistik und Landeskunde" als Einleitung für 

die erste amtliche wahlstatistische Untersuchung im Gebiet des jetzigen Landes Baden­

Württemberg formulierte, können als programmatisch gelten, haben sie doch bis heute 

Geltung, über Verfassungsreformen und gewaltsamen Wechsel der Staatsform und 

den dadurch bewirkten Veränderungen des Inhalts politischer Wahlen hinweg. Mit der 
genannten Publikation wurde allerdings eine regelmäßige statistische Berichterstat­

tung über Wahlen in der heute üblichen Weise noch nicht eingeleitet. Wohl aber finden 

sich in den seit 1885 erscheinenden Statistischen Jahrbüchern für Württemberg und 

seit 1893 auch in den Statistischen Jahrbüchern für Baden summarische Nachweise 

über Reichs- und Landeswahlen in regionaler Gliederung nach Wahlkreisen. Mit der 
Zeit wurde diese Handhabung aber als nicht mehr ausreichend empfunden. So schrie­

ben beispielsweise die Oberrevisoren im Württembergischen Statistischen Landesamt 
C. Große und C. Raith im Vorwort ihrer 1912 erschienenen „Beiträge zur Geschichte und 
Statistik der Reichs- und Landtagswahlen in Württemberg seit 1871": ,,Die Literatur 

über die Ergebnisse der in Württemberg stattgehabten Reichstags- und Landtagswahlen 

ist ... nicht besonders umfangreich. Nameritlich ist bis jetzt immer ... eine zusammen­

fassende statistische Darstellung der verschiedenen Wahlziffern für eine Reihe von 

Wahlen vermißt worden." Sie halfen diesem Mangel mit der erwähnten ausgewogenen 
Veröffentlichung ab, die erstmals längere Zeitreihen und regionale Untergliederungen 
bis hinunter zu den Gemeinden enthält. Offensichtlich verhinderte indessen der bald 
beginnende Erste Weltkrieg eine Fortsetzung. Erst nach Kriegsende setzen in Württem­

berg und Baden wieder wahlstatistische Veröffentlichungen ein, die allerdings nicht 
einheitlich gestaltet waren, so daß man auch für diese Zeit noch mitunter- das heißt bei 

bestimmten Fragestellungen - in Materialschwierigkeiten gerät Nach dem Zweiten 

Weltkrieg wurde der wahlstatistische Dienst alsbald wieder aufgenommen, und seit 
1952 erscheinen aus Anlaß jeder Parlamentswahl sogenannte Quellenbände mit sach­
lich und regional tiefgegliedertem Material. 

Aufgaben der Wahlstatistik heute sind die technische Mitwirkung bei der Ermittlung 
der Wahlergebnisse, die Sammlung und Veröffentlichung dieser Daten sowie die Ana­

lyse des Wahlverhaltens der Bevölkerung. Diese Aufgaben werden seit 1957 bei 
Bundestagswahlen und seit 1964 auch bei Landtagswahlen auf Grund ausdrücklicher 

gesetzlicher Anordnung21 wahrgenommen. Die Mitwirkung bei der Wahlergebniser­
mittlung ist der Statistik quasi „auf den Leib geschrieben", handelt es sich dabei doch 

um ein exaktes und schnelles Umgehen mit großen Datenmengen .. Zweck der Samm­
lung und Dokumentation von Wahlergebnissen ist die Bereitstellung der Wahldaten 
für eine breitere Öffentlichkeit und die verschiedensten Zwecke in übersichtlicher und 
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ausführlicher Form; auch wird dadurch die Sicherung der Daten für die Zukunft be­
wirkt - eine im Hinblick auf die oben angesprochenen Materiallücken aus der Zeit vor 

und auch noch nach dem Ersten Weltkrieg gewiß notwendige und nützliche Arbeit. 
Die Wahlanalyse vermittelt einen Einblick in das Wahlverhalten der Bevölkerung. 
Diese Untersuchungen wurden vereinzelt schon in der Weimarer Zeit in einfacher 
Form durch Einrichtung getrennter Wahllokale für Männer und Frauen vorgenommen. 
Seit 1953 bedient man sich einer Repräsentativstatistik zur·Ermittlung von Wahlbetei­
ligung und Stimmabgabe nach Geschlecht und Altersgruppen, die sich auf die Aus­
zählung der Wähleiverzeichnisse bzw. der mit Unterscheidungsaufdruck versehenen 
Stimmzettel der Stichprobenwahlbezirke stützt Ergänzend hierzu werden Auswertun­

gen des Totalmiiterials nach verschiedenen Gesichtspunkten - beispielsweise Ge­
meindegrößenklassen, Konfessionszugehörigkeit der Bevölkerung - durchgeführt. 
Auf diese Weise ist es möglich, die Wahlergebnisse nicht nur darzustellen, sondern auch 
zu interpretieren. Daß dabei für ein Amt Grenzen gesetzt sind, versteht sich von selbst 
Schließ/ich hat es sich ja der Politik zu enthalten. Als unbestritten darf indessen unter­

stellt werden, daß gerade die politisch neutrale Wahlstatistik einen wichtigen Beitrag 
zur Gegenwartsdarstellung und zum Verständnis politischer Vorgänge leistet 

Schlußbemerkung 

Wie auf allen anderen Gebieten wird nicht zuletzt die amtliche Bevölkerungs- und 
Kulturstatistik auch künftig bemüht sein müssen, den sich wandelnden Aufgabenstel­
lungen gerecht zu werden. Dabei wird es zweifellos stärker als bisher zu ihren Aufgaben 
gehören, in Zusammenarbeit mit modernen elektronischen Datenverarbeitungssyste­
men mehr und mehr zu Verlaufsstatistiken zu kommen, die es auch gestatten, Hinter­
grundinformationen zu den verschiedensten personenbezogenen Untersuchungen zu 
liefern. Dies wird dann möglich sein, wenn alle ein Individuum betreffenden Vorgänge, 
gewissermaßen als elektronischer Lebenslauf gespeichert, zu statistischen Auswer­
tungen und Analysen, soziologischen Untersuchungen und zu Verlaufsstatistiken heran­
gezogen werden können. 

Hans Kaeser, Paul Steinki (Gebiet und Bevölkerung, Gebäude und Wohnungen), Kar/­
Heinz Festerling (Bildungswesen), Silke Schmalfuß-Soth (Rechtspflege). Eberhard 
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Ernährungs-, Land- und Forstwirtschaft 

Bedeutung und Gestaltung der amtlichen Agrarstatistik hängen von den jeweiligen 

Bedürfnissen einer Volkswirtschaft und eines Staates ab. Bedarf für massenstatistische 

Größenordnungen bestand bei organisierter'I Gesellschaften schon immer. nur das 
Motiv dafür wandelte sich in den einzelnen Zeitepochen. So kann man aus Entwicklung, 

Umfang und Gestaltung des statistischen Instrumentariums, wenigstens grob, die 
politische, ökonomische und soziale Lage eines Landes in den Zeitperioden herauslesen. 

landwirtschaftliche Gesamterhebungen waren bis zum 18. Jahrhundert selten. Auch 

· wurden sie bis zum 19. Jahrhundert nicht regelmäßig durchgeführt. Nach einer Anord­

nung des Herzogs Friedrich Anfang des 17. Jahrhunderts hatten seine Beamten über 
Anbauflächen, Erträge und dergleichen formlos zu berichten. Derartige sporadische 

Berichte gingen den Maßnahmen der württembergischen Regierung zur Förderüng und 
Erhaltung der landwirtschaftlichen Produktion voraus. Falls man dringend statistische 

Unterlagen benötigte, wurden sie im Rahmen des Möglichen besorgt. Ähnlich war es 

in Baden und in anderen deutschen Staaten. Württemberg hatte gerade eine schwere 

Ernährungskrise überstanden, als die amtliche Agrarstatistik, die bisher von Vereinen, 
Verbänden und ähnlichen Organisationen (Königliche Zentralstelle für die Landwirt­

schaft, Herdbuchgesellschaften, Verband landwirtschaftlicher Genossenschaften) be­

trieben wurde, im Statistisch-Topographischen Bureau einen institutionellen Platz 
erhielt. Mit der Errichtung der Statistischen Ämter im 19. Jahrhundert werden jetzt auch 
regelmäßig statistische Erhebungen durchgeführt. Dabei können die ehemaligen Länder 

Baden und Württemberg auf eine recht lange geschichtliche Entwicklung der Agrar- und 
Forststatistik zurückblicken. Heute wie damals hat die Land- und Forstwirtschaft, ein­

gebettet in die übrigen Wirtschaftsbereiche, zentrale Aufgaben zu erfüllen. wie Siche­

rung der Ernährung, Wahrung der Kulturlandschaft, Erhaltung der Siedlungsstruktur 

und der natürlichen Lebensgrundlagen. Demgemäß zählt die Statistik der Ag-rar- und 

Forstwirtschaft zusammen mit der Bevölkerungsstatistik nicht nur zu den ältesten, 

sondern auch zu den aktuellen Zweigen der gesamten Wirtschafts- und Sozialstatistik. 

Agrarische Produktionsstatistik 

Es ist ihre Aufgabe, Regierung, Volksvertretung, Verwaltung, Wissenschaft, Berufs­

beratung und -Organisationen über den Stand und die Entwicklung der agrarischen 

Produktion so schnell wie möglich und so genau wie nötig zu informieren. Ihr Gebiet 
ist freilich so weit verzweigt, daß man sich schon aus Platzgründen auf das Behandeln 

der Hauptzweige beschränken muß. Da die pflanzliche Erzeugung die Grundlage für 
die gesamte landwirtschaftliche Produktion bildet. dari die-erstmals 1852 in Württem­
berg. 1864 in Baden, durchgeführte Anbauerhebung als wichtigste Information aus 
dem Bereich der Agrarstatistik angesehen werden. Die Sonderstellung des Grund und 

Bodens ist durch seine Unvermehrbarkeit. Unzerstörbarkeit und seine Unbeweglichkeit 
dokumenti~rt Auch sind die Ergebnisse der Anbauerhebungen die einzigen Quellen, 
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um aufgrund der neuesten Erkenntnisse des Pflanzenbaues, der Fruchtfolge- und 

Anbausysteme, der Schädlingsbekämpfung sowie der Pflanzenernährung die optimale 
Organisation der Acker-. Grünland- und Waldwirtschaft im Wege einer staatlichen und 
privaten Wirtschaftsberatung zu verwirklichen. 

In Württemberg wurde durch Verfügung des Ministeriums des Innern vom 15. Juni 1852 

(Regierungsblatt S. 184) dem Statistisch-Topographischen Bureau auch eine fortlau­

fende Erntestatistik übertragen. Für die,jährliche Ertragsberechnung wurde der Anbau 

der Felder durch örtliche Feldkundige gemeindeweise ermittelt, das Ergebnis der Ernte 
für die damaligen Oberamtsbezirke durch Mitglieder der landwirtschaftlichen Bezirks­

vereine oder durch Sachverständige nach Menge und Güte geschätzt. Die Ackernutzung 

bei der Anbaustatistik war von Anfang an ziemlich tief gegliedert. Der Erhebungskatalog 
umfaßte rund 40 Positionen. In gleicher Ausdehnung wurde auch der jährliche Ernte­

ertrag der Ackerflächen erhoben. Demgegenüber waren Fläche und Ertrag der Wiesen 
nicht jährlich, sondern in größeren Zeiträumen zu erfragen. Im Jahr1865 ging man dazu 

über, die Ernte nicht mehr nach Oberamtsbezirken, sondern nach geognostischen 

Gemeindemarkungsgruppen zu schätzen .. Die damalige Einteilung bildet mit einigen 

inzwischen erfolgten Berichtigungen auch heute noch dieGrundlagefürdieAbgrenzung 
· der sogenannten Berichtsbezirke der Ernteermittlung. Die Kosten der Ermittlung des 

Anbaues der Fruchtarten auf dem Ackerland wurden von den Gemeinden, diejenigen 

der Ermittlung des Ertrages vom Staat getragen, ein Grundsatz, an dem auch heute 

noch trotz der späteren Änderungen der Anbau- und Erntestatistik im wesentlichen 
festgehalten wird. In Baden ist man ähnlich vorgegangen. 

Nach Gründung des Deutschen Reiches ist die Anbau- und Erntestatistik in das 

Programm der Reichsstatistik übergegangen. Nachdem schon 1870/71 die Kommission 
zum weiteren Ausbau der Statistik des Zollvereins für eine im ganzen Reich regelmäßig 

alle 5 Jahre vorzunehmende Erhebung der landwirtschaftlichen Bodennutzung und für 
eine jährliche Ermittlung der Ernteerträge war, beschloß der Bundesrat am 15. Dezember 
1874 die jährliche Erntestatistik im Deutschen Reich, die für die Länder verbindlich war. 

Die erstmalige.Durchführung beider Erhebungen (Bodennutzung und Ernteerträge) im 

Deutschen Reich beruhte auf einem Bundesratsbeschluß von 1878 1• Im Erhebungs­
verfahren war den Ländern weitgehend Freiheit gelassen worden. Es mußte lediglich 
für jeden politischen Bezirk eine summarische Zusammenstellung der Ergebnisse 
gefertigt werden. In Württemberg wie in Baden wurde die Erhebung der Anbauflächen 
von den Ortsbehörden unter Mitwirkung von Schätzungskommissionen durchgeführt. 

Schon 1878 waren die statistischen Dienststellen darauf bedacht, katastermäßige 

Unterlagen bei der Durchführung der Erhebungen zu verwenden. In beiden Ländern 

kam die Landesvermessung, welche als·Unterlage für die-Katastrierung des Grund und 

Bodens bereits abgeschlossen war, diesen Absichten sehr zustatten. Von der Fort­
führung der damals angelegten Flurkarten zieht die amtliche Statistik auch heute noch 
ihren Nutzen. Daß unter diesen günstigen Voraussetzungen Württemberg wie Baden 
an der Schätzung der alljährlichen „Anblümung" der Felder durch Schätzungskommis­

sionen auch nach der reichseinheitlichen Regelung festhielten, liegt auf der Hand. Es 

war unter den gegebenen Umständen die optimale Methode, um zu brauchbaren 
Ergebnissen zu gelangen. Bei der Ausdehnung der Erhebung auf die Liegenschaften 
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und Kulturarten wurde verfügt, diese Unterlagen und den Meßgehalt der Gemeinde­
markungen dem Primärkataster zu entnehmen. Die im Kataster enthaltenen Aufzeich­

nungen über den Flächeninhalt der Gemeinden und die Hauptarten der Bodennutzung 

(Kulturarten und sonstige Liegenschaften) sind auf den einzelnen Gemeindebogen als 
Anhaltspunkt vorgetragen worden. Sachkundigem Ermessen blieb es überlassen, un­

begründete Unterschiede, die sich zwischen den Flächen der einzelnen Hauptarten der 

Bodennutzung nach diesen Vermessungsunterlagen und nach verfügbaren Ergänzungen 

herausstellten, zu klären und gegebenenfalls zu berichtigen. Jederifalls wurden bereits 
hier zumindest die Hauptarten der Bodennutzung zuverlässig ermittelt. Waren es doch 

im wesentlichen keine Schätzungen, sondern in der Hauptsache Ergebnisse der Ver­

messung. 
Die Bodennutzungserhebungen sollten ursprünglich in fünfjährigen Abständen wieder­

holt werden. Die ersten Erhebungen fanden 1878 und 1883 statt. Die nächste Erhebung 

wurde dann aber erst zehn Jahre später - 1893 - veranstaltet. Nach einem neuen 

Beschluß des Bundesrats (vom 7. Juli 1892) sollte dann eine Ermittlung der landwirt­

schaftlichen Bodennutzung in allen deutschen Ländern im Jahr 1893 und künftig von 

10 zu 10 Jahren vorgenommen werden. Es wurden daher Bodennutzungserhebungen 
in den Jahren 1893, 1900 (zur Nutzbarmachung der Ergebnisse für zoll- und handels­
politische Maßnahmen um drei Jahre vorverlegt!) und 1913 durchgeführt2• Die neue 

im Jahr 1923 fällige Erhebung wurde wegen der wirtschaftlichen Zerrüttung ausgesetzt 
und zunächst für 1925 vorgesehen. infolge der Arbeiten an der Volks:., Berufs- und 

Betriebszählung von 1925 konnte sie aber erst 1927 durchgeführt werden. Wallte man 

auf den ursprünglichen Plan der zehnjährigen Wiederholung zurückkommen, war mit 

Rücksicht auf die Volks-, Berufs- und Betriebszählung 1933 für die neue Bodennut­
zungserhebung 1935 in Aussicht zu nehmen. Im Erhebungsverfahren unterschieden 

sich die Erhebungen bis 1927 nicht wesentlich von derjenigen des Jahres 1878. In den 

meisten Ländern wurde den Ortsbehörden auf den Gemeindebogen als Anhaltspunkt 

für die Ermittlungen in Württemberg und Baden der Umfang der Kulturarten nach den 
Ergebnissen der letzten Bodennutzungserhebung und bis 1913 auch nach dem Kataster 

vorgetragen. Außerdem haben die Katasterämter (Vermessungsämter usw.) in den 
meisten Ländern die Ergebnisse des Flächeninhalts der Gemeinden zur Verfügung 

gestellt, die von den Statistischen Zentralstellen ebenfalls auf den Gemeindebogen 
vorgetragen worden sind. Im Jahr 1927 mußte hierauf verzichtet werden, da diese 
Flächen von den Katasterämtern nicht mehr evident gehalten worden sind. Damit gingen 
wichtige Anhaltspunkte für die Schätzung der Kultur- und Anbauflächen verloren. 

Während es bei der ersten Bodennutzungserhebung den Statistischen Landesämtern 

überlassen blieb, den geeigneten Zeitpunkt zu wählen, ist durch Bundesratsbeschluß 

der Zeitpunkt der Erhebungen von 1900, 1913 und 1927 bestimmt worden. Sie fanden 

in den meisten Ländern im Juni statt, weil seit 1899 ohnehin alljährlich im Juni eine 
Anbauflächenerhebung vorzunehmen war ·und man eine doppelte Erhebung der glei­
chen Flächen vermeiden wollte. Die Flächen der Nebennutzungen (Zwischenfrucht­

anbau) wurden, ebenso wie die zur Samengewinnung dienenden Flächen der Futter­

pflanzen, nachträglich von den Schätzungsbeiräten summarisch geschätzt. Die Anbau­
flächenerhebungen erstreckten sich anfänglich nur auf die für die Ernteberechnung 
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notwendigen Fruchtarten und wurden summarisch für den gesamten Gemeindebezirk 
vorgenommen. 
Die Zwangswirtschaft der-Kriegs- und Nachkriegszeit führte zu besonderen Maßnah­
men für die landwirtschaftliche Erzeugungsstatistik. Man versuchte, eine besonders 
genaue Kenntnis der im Land erzeugten Lebens- und Futtermittel durch Individual­
erhebungen zu gewinnen, ohne jedoch den gewünschten Erfolg zu erreichen. Die von 
1916 bis 1919 durch unkontrollierte Individualerhebungen ermittelten Ergebnisse über 
die Anbauflächen waren nicht zuverlässig. So war damals die Agrarstatistik großen 

Angriffen ausgesetzt. Bemerkenswert sind die kritischen Ausführungen von August 
Skafweit und des ersten Präsidenten des Kriegsernährungsamts, von Batock,: im 
Reichstag 1916. Heute werden die Angriffe gegen die Zuverlässigkeit der Agrarstatistik 

weit sachlicher geführt als früher, da die amtliche Statistik in allen Staaten b"emüht ist, 
ihre Zuverlässigkeit durch die Wahl geeigneterer Methoden zu erhöhen. Die entschei­
dende Voraussetzung für zuverlässige Ergebnisse wird aber in der Geheimhaltung der 

Einzelangaben erblickt. Wenn statistische Individualangaben für Zwecke herausge­
geben werden, die oft derl Auskunftspflichtigen Nachteile bringen, wird zwangsläufig 
die Zuverlässigkeit der Statistik beeinträchtigt. In den letzten fünfzig Jahren mußten 
schon wiederholt Einzelangaben als Grundlage für die praktische Wirtschaftspolitik 
dienen. Eine solche Verbindung zwischen Agrarstatistik und Agrarpolitik auf der 
Betriebsebene kann aber nicht als glücklich bezeichnet werden. 
Im Jahr 1920 wurde in den meisten Ländern die gemeindeweise Bestandserhebung 
wieder aufgenommen und in den darauffolgenden Jahren waren auch bei den Anbau­
erhebungen die katasteramtlichen Gesamtflächen der Gemeinden nach den einzelnen 

Kultur- und Fruchtarten aufzuteilen (siehe Abb. 1). 
So können die Anbauerhebungen seit 1925 allgemein als kleine Bodennutzungsaufnah­
men betrachtet werden. die sich von den Erhebungen in den letzten Jahren nur dadurch 
unterscheiden, daß die bei den Anbauflächenerhebungen zu Pflanzengruppen zusam­
mengefaßten Kulturen stärker aufgegliedert sind. 
Die Bodennutzungserhebungen von 1900, 1913 und 1927 wurden mit Sondererhebun­
gen über die Forsten verbunden. Die letzte Forsterhebung fand 1961, die vorletzte 

1937 statt. 
Mit der grundlegenden Änderung der Agrarpolitik im „Dritten Reich" wurde die 
Landwirtschaftsstatistik stark ausgebaut. Das Hauptziel der damaligen Agrarpolitik war 
die Sicherung der deutschen Volksernährung durch Mehrerzeugung und landwirt­
schaftliche Marktordnung. Die damaligen Autarkiebestrebungen {Steigerung der Er­
zeugung um jeden Preis) sind bekannt Um die Verwirklichung dieser Absichten 
beobachten zu können, hatte die amtliche Statistik zuverlässige Unterlagen zu liefern. 
Es wurden Verfahren eingeführt, die den zuverlässigen Nachweis der Produktions­
verhältnisse, auch für Kreise und Gemeinden, gewährleisten sollten. Während die 
gemeindeweisen Schätzungen bei den ersten Erhebungen durch die in den Kataster­
unterlagen ausgewiesenen Flächen der Kulturarten noch in eine"n einigermaßen zuver­
lässigen Rahmen eingebaut waren, sind diese wertvollen Stützpunkte der Flächen­
ermittlung allmählich verlorengegangen, da die Nachweisungen über die Kulturarten 
von den Katasterämtern nicht mehr den jeweils neuesten Stand repräsentierten. 
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Die Schätzung der Kultur- und Fruchtarten mußte um so schwieriger werden, je stärker 

und wechselvoller die·Anbauverschiebungen von Jahr zu Jahr waren und je mehr sich 

die einzelnen Betriebe einer Gemeinde in der Betriebsorganisation unterschieden: 

Aufhebung des Flurzwangs und der Wandel von der klassischen Dreifelderwirtschaft 
zur Fruchtwechselwirtschaft waren dafür die wichtigsten Ursachen. 

Auch die Entwicklung der Landwirtschaftswissenschaft und die Erzeugungsschlacht 

haben sehr dazu beigetragen, daß viele Betriebsinhaber in weit stärkerem Maß als 

früher ihre Betriebe nach den natürlichen und wirtschaftlichen Faktoren ausrich­

teten. Je nach den Erkenntnissen der einzelnen Betriebsinhaber gestaltete sich das 
Anbauverhältnis ganz verschieden. Hier waren also Faktoren wirksam, die wesent­

liche Anbauverschiebungen von Jahr zu Jahr verursachten. Zugleich aber sind, we­
gen der Heranziehung der Ergebnisse nach Gemeinden und Kreisen usw. für die 

praktische Wirtschaftspolitik, die Ansprüche an die Zuverlässigkeit der Ergebnisse 
gestiegen. 

Unter diesen Umständen war das Verfahren einer gemeindeweisen Schätzung der 

Anbauflächen nicht_ mehr ausreichend. Es bot sich die betriebsweise Befragung an, 

wie sie bereits bei den landwirtschaftlichen Betriebszählungen praktiziert wurde. Der­

artige Erhebungen kamen aber für eine Verbesserung der Statistik der Bodennutzung 
nicht in Betracht, weil die Ergebnisse nicht voll die Wirklichkeit wiedergeben. 

Bei der Bodennutzungserhebung 1935 wurde daher erstmals versucht, die Vorteile 

beider Verfahren so zu verbinden, daß die Schätzungen der Gemeindevorsteher durch 

die Einzelerfassung der Betriebe untermauert wurden. Um eine Kontrolle der Angaben 

der Betriebsinhaber an der katasteramtlichen Gesamtfläche zu ermöglichen, mußte die 
Betriebsfläche unter Berücksichtigung ihrer Belegenheit nachgewiesen werden. Ein 
Betriebsinhaber, dessen Betriebsflächen sich auf mehrere Gemeinden verteilten, hatte 

mehrere Betriebsbogen auszufüllen und auf den einzelnen Bogen nur die Flächen 
anzugeben, die innerhalb der jeweiligen Gemeindegrenze gelegen waren. Unter diesen 
Umständen konnten zur Kontrolle der Gesamtfläche der Betriebe selbst ebenfalls 

Katasterunterlagen verwendet werden: Da die Liegenschaftsbücher aber lediglich 

Aufschluß gaben über die katasteramtlichen eigenen Flächen der Betriebe nach Ge­

meinden, mußten die Pachtverhältnisse durch Befragung der Betriebsinhaber geklärt 
werden. Zu diesem Zweck wurden 1935 besondere Vorerhebungen eingeführt, die sich 

bis zum heutigen Tage als zweckmäßig erwiesen haben. Seit 1957 bilden sie die 
einzige Quelle, die über Stand und Entwicklung der agrarischen Betriebsstruktur 

zwischen den in 10jährigen Abständen durchzuführenden Landwirtschaftszählungen 

informieren. Sie finden, von kurzen Unterbrechungen abgesehen, alljährlich in den für 

die Landwirtschaft arbeitsruhigeren Monaten Februar und März statt. 

Mit Rücksicht auf die ursprünglich im Jahr 1938 durch Rei_chsgesetz vom 4. Oktober 
1937 angeordnete Volks-, Berufs- und Betriebszählung war es notwendig, um eine 
Doppelbefragung der Betriebsinhaber bei der Bodennutzungserhebung und bei der 
landwirtschaftlichen Betriebszählung zu vermeiden, das bei den Bodennutzungsauf­

nahmen 1935 und 1937 übliche Belegenheitsverfahren aufzugeben und zum Betriebs­
prinzip (Nachweis der Fläche des Gesamtbetriebes auf einem einzigen Betriebsbogen) 

überzugehen. Diese Regelung hat sich bewährt und wird bis heute praktiziert. 
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Zu den vornehmsten Aufgaben der Statistiker gehört es, durch Anwendung geeigneter 
Erhebungsmethoden zu vermeiden, daß Erhebungsorgane und Auskunftspflichtige 
überfordert werden. In der Anwendung von Stichprobenverfahren, die in erheblichem 
Umfang Arbeit und Kosten bei der Erhebung und Aufbereitung von Statistiken sparen, 
verfügt der Statistiker über ein geeignetes Instrumentarium, ohne daß der Erkenntnis­

wert der Ergebnisse vermindert wird. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg haben in der westdeutschen Agrarstatistik daher in 
zunehmendem Umfang moderne statistische Methoden Eingang gefunden. Auf dem 
Gebiet der Bodennutzung war das Statistische Landesamt Baden-Württemberg Schritt­
macher. Die erste repräsentative Bodennutzungserhebung wurde hier 1956 durchge­
führt. Seit 1957 finden auch in den übrigen Bundesländern die Bodennutzungserhe­
bungen repräsentativ, das heißt als Teilerhebungen oder Stichprobenerhebungen, 
statt. Die Aufstellung eines geeigneten Stichprobenplanes warf erhebliche methodische 
Schwierigkeiten auf. Die Stichprobenprobleme wurden daher damals bewußt von 
verschiedenen Seiten aufgerollt. Erst nach vielen Experimenten wurde 1966 ein bun­

deseinheitliches Verfahren eingeführt. 
Bei der amtlichen Agrarstatistik werden zur Verbesserung des Genauigkeitsgrades der 
Erhebungen operative und deskriptive Kontrollen zur Feststellung der Größenordnung 
des systematischen Fehlers praktiziert. Die deskriptiven Nachprüfungen liefern nicht 
nur Erkenntnisse über die Genauigkeit der Statistik, sondern lassen auch die Haupt­
fehlerquellen bei der Gewinnung der Daten erkennen. Damit bieten sie die Möglichkeit, 
in Zukunft vorbeugende Maßnahmen zur Einschränkung der wesentlichen Fehler­

ursachen zu treffen. 

Repräsentative Erntestatistik 

Kulturarten und Anbauflächen sind die wichtigsten Komponenten für die Berechnung 
der Ernten, die aus der Multiplikation von Anbau und Hektarertrag errechnet werden. 
Den Schätzurigen der Hektarleistungen geht die Beurteilung der Wachsturnstände 
nach dem Notensystem (1 bis 5) voraus. Die Zahl der ehrenamtlichen Mitarbeiter in 
Baden-Württemberg in den einzelnen Bereichen beträgt: Saatenstand und Ernte 1200, 
Obst 1400, Gemüse 600. Wein 600 und Betriebswirtschaft 900. Obwohl die Schätzun­
gen im laufe eines Jahres mehrmals wiederholt und aufgrund von Drusch- und 
Rodeergebnissen korrigiert werden, birgt diese Methode doch erhebliche Fehlerquellen. 
Schon unter normalen Umständen werden an die Sachkunde, Urteilsfähigkeit und Ge­
wissenhaftigkeit des Schätzers hohe Ansprüche gestellt. Außerdem unterliegen die 
Berichterstatter den Einflüssen der Umwelt So wurden die Erträge in Not- und Krisen­
zeiten, wie zum Beispiel nach den beiden Weltkriegen unterschätzt, weil aufgrund der 
geschätzten Ernteerträge die Ablieferungskontingente festgesetzt wurden. Deshalb 
wurde 1948 für die Messung der Ernte von Winterroggen, Winterweizen (in Baden­
Württemberg, Bayern und Hessen auch von Sommergerste) und Spätkartoffeln die 
objektive statistische Ernteermittlung eingeführt. Bei der „Besonderen Ernteermittlung"J 
werden die Erträge aufgrund von Probedruschen und Proberodungen sowie Volldru-
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Abb. 2 Repräsentative Ernte­
ermittlung (Vorarbeiten zum 
Probeschnitt) 

sehen und Vollrodungen mittels Maß (Quadratmeterrahmen) und Waage genau fest­
gestellt Das repräsentative Vertahren umfaßt soviel Proben, daß die Ergebnisse für jedes 
Bundesland hinreichend repräsentativ sind und daß der mittlere Fehler 3 bis 4% nicht 
überschreitet. Nach dem zweiten Weltkrieg sind auch für sämtliche wichtigen Obst­
arten, Weinmost, Futterrüben, Wiesen und wichtige Gemüsearten sogenannte ergän­
zende Ernteermittlungen eingeführt worden. Die Proben werden im Verhältnis zur An­
baufläche und nach der Betriebsgrößenstruktur auf die Gemeinden {Kumulativmethode) 

verteilt. Bei den Fruchtarten der besonderen Ernteermittlung (Getreide und Kartoffeln) 
und teilweise auch bei den Kultur- und Fruchtarten der ergänzenden Ernteermittlung 
(Futterrüben, Futtermöhren, Späte Speisemöhren, Herbstweißkohl und Weinmost) 
bilden die für das Land Baden-Württemberg ermittelten gemessenen Ergebnisse die 
endgültigen Hektarerträge. Da es sich nur um Stichprobenerhebungen handelt, liefern 
sie unmittelbar keine Unterlagen für die Regionalstatistik. Das Statistische Landesamt 
überträgt jedoch den systematischen Schätzfehler, der sich als Differenz zwischen 

Erntemessung und Berichterstatterschätzung auf Landesebene errechnet auf die regionalen 
Schätzungsergebnisse der Berichterstatter. Es wird davon ausgegangen, daß die fest­
gestellte Unter- oder Überschätzung auf Einflüsse zurückzuführen ist, die bei allen Ernte­
berichterstattern in der gleichen Richtung und Stärke wirksam sind (zum Beispiel 
schlechte oder gute Witterung, politische Unruhen und dergleichen). Schätzfehler sind 
dadurch ausgeschaltet, daß für die Kreisergebnisse mindestens 25 bis 30 Meldungen 

der Berichterstatter verarbeitet werden. Die Genauigkeit der Kreisergebnisse entspricht 
somit unter gewissen Vorbehalten etwa der der gemessenen Landesergebnisse. Für 
die Berechnung der Genauigkeit der Stichprobe auf Zufallsbasis bedient man sich als 
Maßstab des Standardfehlers oder des Zufallsfehlers, der mit einer von t abhängigen 
Wahrscheinlichkeit den wahren Hektarertrag (Baumertrag) einschließt Umgekehrt 
kann bei vorgegebenem Standardfehler (Genauigkeitsgrad der Stichprobe = Sl!) der 
Stichprobenumfang berechnet werden, der hauptsächlich von der Varianz der Merk-
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Abb. 3 Repräsentative Ernte­
ermittlung (Dreschen und Wiegen 
der Getreideproben) 

malswerte abhängt. Im allgemeinen wird eine Wahrscheinlichkeit von 96% (das ent­
spricht dem Wert t = 2) zugrunde gelegt Im langjährigen Durchschnitt beträgt dieser 
doppelte Standardfehler (doppelter mittlerer Fehler) bei Weizen 3,5 bis 4%, bei Roggen 
5,5 bis 6%, bei Gerste 4 bis 5%, bei Kartoffeln 3,6 bis 4% des gemessenen Ergebnisses; 
das bedeutet. daß der wahre Wert {der wirkliche Hektarertrag) zum Beispiel bei Weizen 
mit einer Wahrscheinlichkeit von 96% im Bereich des Stichprobenwertes x ± 3,5 bis 4% 

liegt (oder der wahre Hektarertrag .u = x ± t · s~l- Nach der Stichprobentheorie ist die 
Wahrscheinlichkeit, daß der wahre Wert nicht an den Grenzen der Fehlerbereiche, 

sondern nahe beim Stichprobenergebnis liegt. sehr groß. Der Genauigkeitsgrad der 
besonderen Ernteermittlung ist somit sowohl auf Landesebene als auch auf regionaler 
Ebene recht hoch. Das trifft insbesondere für die Jahre mit totaler Bodennutzungserhe­
bung und repräsentativer Nachkontrolle zu. Bei repräsentativen Bodennutzungserhe­
bungen muß zusätzlich noch mit einem Zufallsfehler für die erfaßten Flächen gerechnet 
werden, der sich etwa zwischen 0,5 und 2% der ermittelten Anbaufläche bewegt. Eine 
rückläufige Tendenz hat der systematische Fehler der Bodennutzungserhebungen. Bei 

der letzten totalen Bodennutzungserhebung 1968 lag der systematische Fehler im allge­
meinen innerhalb des Bereichs des doppelten mittleren Fehlers. Von einer Berichtigung 
der Ergebnisse konnte daher in allen Bundesländern erstmals abgesehen werden. Über 
den Genauigkeitsgrad der Berichterstatterschätzungen, das heißt über den allein maß­
gebenden Gesamtfehler bei den übrigen Frucht- und Kulturarten, für die objektive Ernte­
messungen nicht durchgeführt werden, können immerhin Näherungswerte genannt 
werden4. Bei Zuckerrüben ist die Schätzgenauigkeit sehr gut, da sich die Angaben der 
Ernteberichterstattung mit denen der Zuckerfabriken im wesentlichen decken. Auch bei 
sonstigen Verkaufsfrüchten sind die Berichterstatter in der Lage, mit einer Sicherheit 
von ± 5 bis 100/4 die Ernte anzugeben. Größere Ungenauigkeiten müssen bei Futter­
pflanzen in Kauf genommen werden. Aus den ergänzenden Ernteermittlungen für Wie­
sen 1966 und 1967, die leider inzwischen eingestellt werden mußten, ist bekannt, daß 
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die Schätzungen etwa 17 bis 20%, bei den Futterrüben sogar noch weit mehr, bei Späten 
Möhren und Herbstweißkohl etwa 15 bis 30% unter der tatsächlichen Ernte liegen. Es 
sprechen viele Gründe dafür, daß auch bei den übrigen Gemüsearten und Futterpflanzen 

ähnlich hohe Schätzfehler bestehen. Beim Obst hängt der Genauigkeitsgrad der Ernte­
schätzung in hohem Maße von der Erntehöhe ab und schwankt zwischen 10 und 60%. 
Der Obstbau bildete schon in den ehemaligen Ländern Baden und Württemberg einen 
wichtigen Zweig der Landwirtschaft: er ist die Domäne des bäuerlichen Mittel- und 
Kleinbetriebes. Während die ehemalige Reichsstatistik den Obstbau sehr stiefmütterlich 
behandelte, besteht in den süddeutschen Ländern die Obststatistik bereits seit Mitte des 

vorigen Jahrhunderts. Erst seit 1878 verzeichnet man bundeseinheitlich eine fort­
laufende Statistik über Zahl und Ertrag der Obstbäume. Zwischenzeitlich bestand sogar 

in Württemberg von 1884 bis vor Ausbruch des Zweiten Weltkrieges eine Statistik über 
die Zufuhr und den Versand von Kernobst einschließlich Mostobst Die Aufschriebe 
wurden von den württembergischen Eisenbahnstationen während der Herbstmonate 
vorgenommen. Es entspricht daher einer dringenden wirtschaftlichen Notwendigkeit, 
wenn heute das Statistische Landesamt Baden-Württemberg der Statistik über Obst­

bau und Obstertrag als Ergänzung zu dem 1957 eingeführten „Generalplan für die Neu­
ordnung des Obstbaues in Baden-Württemberg" (Generalobstbauplan), durch ergän­
zende Ernteermittlungen nach modernen Stichprobenverfahren, die bereits 1954 für 
Äpfel und 1961 für die übrigen Obstarten eingeführt wurden, größte Aufmerksamkeit 
widmet. 

Tierische Produktionsstatistik 

Die tierische Veredlungswirtschaft bildet die wichtigste Einnahmequelle der baden­
württembergischen Landwirtschaft. Es lag daher schon frühzeitig ein dringendes Be­
dürfnis nach einer fortlaufenden Bestandsaufnahme vor. In Württemberg wie in Baden 

haben Viehzählungen schon seit Beginn des vorigen Jahrhunderts stattgefunden, so 
zum Beispiel in Württemberg bereits 1810, 1816, 1822 und seit1830 regelmäßig alle drei 
Jahre. Die letzte dieser Landeszählungen wurde 1868 durchgeführt; gingen doch nach 

Gründung des ehemaligen Reichs die Viehzählungen in die Reichsstatistik, später in die 
Bundesstatistik über. Die ersten drei Reichsviehzählungen fanden am 10. Januar 1873 
und 1883 und am l. Dezember 1892 statt. Seitdem werden die Viehzählungen stets 

Anfang Dezember, zunächst in mehrjährigen Abständen, seit 1912 alljährlich, veran­
staltet. Die vierteljährlichen Schweinezählungen wurden 1928 reichseinheitlich ein­
geführt und später bei der Sommerzählung (Junil auch auf Rinder und Schafe ausge­
dehnt nachdem wegen des Krieges und der Kriegsfolgen von 1917 bis 1921 bereits 
Viehzwischenzählungen vorgenommen worden sind. Seit 1954 finden die Schweine­
zählungen auf der Basis von Zählflächen, seit 1956 auch die Juniviehzählungen, reprä­
sentativ statt. Die Abgrenzung der Zählflächen wird laufend überprüft und hat im Gegen­
satz zur Stichprobenauswahl auf Betriebsbasis sehr viele Vorteile; so kann zum Beispiel 
das Problem der Zu- und Abgänge der zu erfassenden Haushalte leicht gelöst und das 
Zählgeschäft, da die Haushalte örtlich auf verhältnismäßig kleinem Raum ansässig sind, 
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weiter verringe_rt werden. Unter der tierischen Veredlungswirtschaft spielen die Ein-' 

ilahmen aus der Milchwirtschaft eine eminente Rolle. ln Baden und in Württemberg 

wurden daher schon Milchstatistiken durch den Zentralverband der Genossenschaften 
vorgenommen, vom Statistischen Landesamt durch Schätzungen ergänzt, bevor reichs­

einheitliCh im Jahr 1928. eine amtliche Milcherzeugungsstatistik eingerichtet wor­

den ist. 
Es ist Aufgabe der Viehzählungen, über die Voraussetzungen und Grundlagen der 

Fleischversorgung zu informieren. Über die eigentliche Produktion gibt indessen erst 

die.Statistik der Schlachtungen Aufschluß, die hier schon 1893 aufgrund der Fleisch­
beschauregister der Gemeinden fortlaufen·d erhobf!n·wurde. Durch Bundesratsbeschluß 

ist 1904 die-SChlachtvieh- und FleischbeschaustatiStik einheitlich für das·ganze etie­
malige·Reichsgebiet verordnet worden.Diese Statistik Wurde ersfvierteljährlich erstellt 

und erstreckte sich zunächst auf die gewerblichen Schlachtungen. Mit der Einführung 
der Beschaupflicht der Hausschlachtungen wurde sie 1937 auf die Hausschlachtungen 
ausged~hnt. Seit 1; Dezember1949 wird wieder, wie in der Reichsstatistik, auch die-Zahl 

der auf den Seegrenz- biw. Auslandsschlachthöfen des Bundesgebiets geschlachteten 

und beschauten Tiere ausländischer. Herkunft monatlich gemeldet. Im Gegensatz zu 

dieser ausgesprochenen Sekundärstatistik ist die .Statistik der Lebend- und Schlacht­

gewichte wieder eine Primärstatistik: Die Methode· zur Feststellung der·Schlachtge­
wichte hat im laufe der Entwicklung mehrfach gewechselt. Gegenwärtig werden nur 

noch lebende Tiere durch Vertrauensleute gewogen und das Schlachtgewicht wird aus 
dem Lebendgewicht abgeleitet. Dazu dienten bis 1960 Ausbeutesätze (Ausbeute in% 
des Lebendgewichts) für die einzelnen Tierarten und Handelsklassen, die auf zahlreichen 

exakten AusschlachtungsergebniSsen des Instituts für Tierzüchtung und Haustier­
genetik,an der Universität Berlin beruhten. Sow_eit das Vieh von Viehmärkten kam, für 
die eine Einstufung in Handelsklassen.nicht gesetzlich vorgeschrieben war, verwandte 
man bis 1960 durchschnitt! icheAusbeutesätze,.die jedoch angesichts der zunehmenden 

Anlieferung von guten und-besten Qualitäten zu.niedrig waren. lm Hinblick darauf muß­

ten ab 1961 durch Wägungen von lebenden und geschlachteten Tieren auf repräsenta­

tiven Schlachthöfen neue Ausbeutesätze ermittelt werden, die eine ,zuverlässige Er­

mittlung des Fleischanfalls ermöglichten. 

Die landwirtschaftliche Besitz- und Betriebsstatistik 

Gegenstand der landwirtschaftlichen Betriebszählung sind die land- und forstwirt­
schaftlichen Betriebe, deren Größe, Zahl und Art zu ermitteln sind. Diese gro~en·Zähl­
werke sollen Auskunft geben über die landwirtschaftliche Betriebsstruktur zur Beurtei­

lung der Lage ·der Wirtschaftssubjekte in der Landwirtschaft. Die Betriebszählungen 

ermitteln die Anteile der einzelnen Betriebsgrößen an der Erzeugung der verschiedenen 

land- und forstwirtschaftlichen Produkte und liefern Unterlagen .über die Besitz- und 

Arbeitsverhältnisse, Maschinenverwendung, Bodennutzung und Viehhaltung. Sie stel­

len umfassende Bestandsaufnahmen dar; die der allgemeinen Wirtschafts- und Agrar­
politik·sowie der Wirtschaftsbe_ratung auf Jahre hinaus die erforderlichen Erkenntnis-
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grundlagen vermitteln sollen. Die Ergebnisse werden auch für gesetzgeberische und 

Verwaltungsaufgaben auf dem Gebiet der Arbeitsverwaltung sowie für volks- und 
betriebswirtschaftliche Zwecke benötigt. In Württemberg fand die erste Erhebung 

bereits 1857 statt. Sie wurde vom Justizministerium zur Bearbeitung eines Gesetzent­

wurfs über die Errichtung landwirtschaftlicher Erbgüter angeordnet und diente somit 

von vornherein einem besonderen sozialökonomiSchen Ziel. Die Statistik mußte,dem­

nach schon früher bescheiden höheren Zwecken dienen. Diese erste Betriebsstatistik 

beruhte auf den Güter- und Steuerbüchern der einzelnen Gemeinden, wobei alle jene 
Betriebsinhaber, die Grundstücke auf mehr als einer Gemeinde besaßen, die sogenann­

ten Ausmärker, zum zweiten, ja unter Umständen sogar zum dritten Mal gezählt wurden. 

Wir erinnern Uns, daß dieses Problem auch bei den späteren betriebsweisen Boden­
nutzungserhebungen laufend gelöst werden mußte und auch heute noch imwirtschafts­

politischen-Raum steht. Demgemäß wurde damals eine viel zu große Zahl von landwirt­

schaftlichen· Betrieben gezählt, nämlich rund 450 000 bei einer Gesamtzahl von 

359 000 Familien. Durch eihe sinnreiche Konstruktion versuchte später Gustav Rümelin 
die Teilbetriebe zu Betriebseinheiten größenordnungsmäßig zusammenzufassen; er 

kam auf 330 000 landwirtschaftliche Betriebsinhaber. Die zweite württembergische 
Erhebung wurde in Verbindung mit der Reichsviehzählung am 10. Januar 1873 ver­
anstaltet. Diese Erhebung kann·aber nicht allein der württembergischen Initiative zuge­

schrieben werden; lag doch ein Bundesratsbeschluß vor zur weiteren Ausbildung der 
damaligen Statistik des Zollvereins. Die dafür eingesetzte Kommission empfahl den 

Bundesstaaten, die Frage über den Viehbestand noch durch die Feststellung des 
Umfangs der von den Haushalten aus betriebenen Landwirtschaft zu erweitern, uiTI auf 
diese Weise eine vollständige Aufnahme von Zahl und Größe dervorhandenen'Betriebe 

zu erreichen5• Außer Württemberg haben Baden, Bremen und Hamburg im Sinne dieser 

Anregung die Erhebung vorgenommen. Die Bestandsaufnahme erfolgte mittels Haus­

haltsliste, in der jeder Betriebsinhaber außer.seinem Viehbestand auch die Größe seines 
Besitzes unterschieden nach Eigentum und Pacht und innerhalb dieser beiden Besitz­

standsarten nach drei Kulturarten (Acker und Wiesen; Gärten, Ländereien, Baumgüter, 

Hopfengärten, Weinberge; Weide"n) anzugeben hatte. Die Erhebung, deren Ergebnisse 
eihgehend veröffentlicht worden sind, darf.,als bedeutsam bezeichnet werden; sie war 

für Baden die erste Individualerhebung und hat ein zutreffendes Ergebnis auch über die 
Besitzverteilung geliefert. Die folgenden Betriebszählungen sind 1882, 1895, 1907, 
1925, 1933 und 1939 als Reichszählungen im Rahmen von Volks- und Ber'ufszählu_ngen 

durchgeführt worden. In der Nachkriegszeit wurden die Großzählungen von 1949 und 

1960 als selbständige Erhebungen durchgeführt, die mit einer allgemeinen Boden­

nutzungserhebi.mg verbunden waren und auf die besondere Gartenbauerhebungen 
und 1961 auch eine Forsterhebung folgten. Die Zählungen geben Auskunft über Produk­
tionsrichtung und-Größe des Betriebes, über die Besitz- und Arbeitsverhältnisse, Boden­

nutzung, Viehhaltung, Unterglasanlagen und über ihre sonstigen Einrichtungen. Diese 

umfassenden Bestandsaufnahmen liefern für Agrar- und Forstpolitik, Raumordnung, 

Wir!:schaftsberatung, Planung, Flurbereinigung, Kommunalpolitik auf Jahre hinaus·die 
nötigen Informationen zum Beispiel nach Betriebsgrößenklassen, Bodennutzungs­
systemen, Bestandsstärken. Mechanisierungsgrad, Betriebsarten und Produktionsrich-
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tung (Gartenbauerhebung). Trotz der koordinierenden Tätigkeit des Statistischen Bun­
desamts sind die Statistischen Landesämter wie in allen übrigen Bereichen der amtlichen 
Statistik an der Gestaltung der Zählprogramme (methodisch und materiell) maßgeblich 
beteiligt. Die mangelhafte zwischenstaatliche Vergleichbarkeit von Ergebnissen der 
Betriebszählungen veranlaßte das ehemalige Internationale Landwirtschaftsinstitut in 
Rom, für eine möglichst einheitliche und allgemeine Durchführung solcher Erhebungen 
und Zählungen zu werben. Heute sind das Statistische Amt der Europäischen Gemein­
schaften in Luxemburg (früher in Brüssel), im übrigen die „Fooq and AgricultureOrga~i­
zation" in Rom um eineVerQleichbarkeitder Ergebnisse der einzelnen Staaten bemüht. 
Bei der landwirtschaftlichen Betriebszählung wird in Deutschland ein landwirtschaft­

licher Betrieb als gegeben erachtet, wenn eine Fläche von mindestens 0,5 ha landwirt­
schaftlich, forstwirtschaftlich, gärtnerisch, als Obst- oder Rebfläche oder Fischgewässer 
bewirtschaftet wird. Gelegentlich wurden jedoch auch Kleinbetriebe und Kleingärten 
mit noch geringerer Fläche erfaßt Die wichtigste Gliederung erfolgt nach der Produk­
tionsrichtung und der Betriebsgröße. Nach dem Schwergewicht der Produktion unter­
scheidet man die Betriebe nach folgenden Hauptproduktionsrichtungen: a) landwirt­
schaftliche Erzeugnisse (einschließlich landwirtschaftlicher Betriebsteile gewerblicher 

Betriebe), b) Gemüse, Obst, Baumschulen und andere Gartenbauerzeugnisse, c) Erzeug­

nisse des Weinbaues, d) Tierhaltung auf nur geringer, eigener Futtergrundlage, e) Fisch­
zucht und Gewinnung von Fischereierzeugnissen, f) Erzeugnisse der Forstwirtschaft 
Betriebe mit mehreren Produktionsrichtungen werden derjenigen Gruppe zugewiesen, 
deren Erzeugnisse den höchsten Verkaufswert erbringen. Die Betriebe der ersten Gruppe, 
also die eigentlichen Landwirtschaftsbetriebe, werden weiter nach dem vorherrschen­
den Bodennutzungssystem unterschieden. Man bezeichnet die Betriebe als Sonder­
kulturbetriebe, wenn 10 und mehr Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche mit 
Sonderkulturen (Hopfen, Tabak, Heil-, Duft- und Gewürzpflanzen usw.) bestellt sind. 
Von den übrigen Betrieben gelten diejenigen als Hackfruchtbetriebe, die auf15 und mehr 
Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche Hackfrüchte anbauen. Aus den dann ver­
bleibenden Betrieben werden diejenigen als Getreidebaubetriebe ausgesondert, die 
30 und mehr Prozent der landwirtschaftlichen Nutzfläche dem Getreidebau widmen. 
Futterbaubetriebe sind diejenigen Betriebe, die mindestens 60% der landwirtschaft­
lichen Nutzfläche mit Futterpflanzen bestellen. Alle übrigen Betriebe gelten als solche 
mit gemischten oder unbestimmbaren Anbauverhältnissen. 

Diese Gliederung der Betriebe ist neueren Datums (seit 1949). Dagegen wurden die 
landwirtschaftlichen Betriebe von jeher der Flächengröße nach unterschieden, und zwar 
einerseits nach der Gesamtfläche (einschließlich Haus-, Hof-. Garten-, Forst- usw. 
-flächen) und andererseits nach der landwirtschaftlichen Nutzfläche. Da die Fläche eines 
Betriebes von großer Bedeutung für die Betriebsorganisation und die Ertragskraft der 

Betriebe ist, stellt diese Größengliederung auch heute noch eine Hauptaufgabe der 
Betriebszählungen dar, insbesondere wenn sie mit der Hauptproduktionsrichtung und 
dem Bodennutzungssystem kombiniert wird. Früher unterschied man nach der Flächen­
größe regelrechte Betriebstypen. So bezeichnete man die Betriebe mit 0,5 bis unter 2 ha 
landwirtschaftlicher Nutzfläche als Kleinbetriebe, die Betriebe mit 2 bis unter 5 ha als 
kleinbäuerliche Betriebe, diejenigen mit 5 bis unter 20 ha als mittel bäuerliche Betriebe 
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und jene mit 20 bis unter 100 ha als großbäuerliche Betriebe. Die Betriebe mit 100 und 

mehr ha landwirtschaftlicher Nutzfläche galten als Großbetriebe. Diese Unterscheidung 
ist inzwischen überholt Im Hinblick auf die Technisierung sind die kleineren Betriebe 

mit weniger als 5 ha nur noch unter besonderen Umständen, zum Beispiel beim Anbau 

von Spezialkulturen, lebensfähig. 
Bei den größeren Betrieben unterscheiden die Agrarökonomen bäuerliche Familien­

wirtschaften, Bauerngüter und Gutsbetriebe. Aber die Festlegung bestimmter Größen­

klassen für diese Betriebe ist bei der schnellen Entwicklung der Technik und den Ver­
schiedenheiten der Produktionsrichtung schwierig. Die Statistik weist deshalb die 
Betriebe der Flächengröße nach möglichst detailliert und in Kombination mit dem 

Bodennutzungssystem aus, so daß der Benutzer der Zahlen aus Bausteinen selbst die 

ihn interessierenden Gruppen zusammenfassen kann. 
Man gliedert die Betriebe auch nach der Zahl der Arbeitskräfte und der Maschinen­

verwendung sowie nach der Tierhaltung und dem Viehbesatz. 
Bei der Zählung 1960 hat man unter den Betrieben mit der Hauptproduktionsrichtung 

,,landwirtschaftliche Erzeugnisse" und „Erzeugnisse des Weinbaues" versucht. die Voll­
erwerbsbetriebe zu ermitteln. Als Schwellenwert wurde für die geographisch (nach 

Regierungsbezirken) und nach Bodennutzungssystemen von Hektar zu Hektar unter­
schiedenen Betriebsgrößen.diejenige Mindestgröße angesehen, bei der für mehr als die 

Hälfte der betreffenden Betriebe mit 4 bis unter 6 Vollversorgungspersonen der land­

wirtschaftliche Betrieb die einzige Erwerbs- und Unterhaltsquelle der Haushaltsmit­

glieder ist. Die Ergebnisse sind jedoch aus vielerlei Gründen mangelhaft, so zum Beispiel 

wegen der Beschränkung der Feststellungen auf die Betriebe mit bis zu 20 ha und mit 
4 bis 6 Vollversorgungspersonen, wegen der Mitberücksichtigung der Haushaltsmit­

glieder, die lediglich noch locker mit dem Privathaushalt des Betriebsinhabers, aber 

nicht mit dem Betrieb verbunden sind, wegen der Nichtberücksichtigung der Nutztier­

haltung bei der Gruppenbildung usw.6• Neuerdings setzt siC:h mehr und r:nehr der Ge­
danke durch, die Vollerwerbsbetriebe von den Neben- und Zuerwerbsbetrieben nach 

dem Betriebseinkommen zu unterscheiden, das indirekt aus den Betriebsdaten der 

Landwirtschaftszählungen veranschlagt werden kann. 
Bei der letzten Betriebszählung (1960) hat man eine Kennziffer über den Mechanisie­
rungsgrad berechnet und die Betriebe wichtiger Produktionsrichtungen und Größen­

klassen nach der Höhe des Mechanisierungsgrades gruppiert. DerMechanisierungsgrad 
wurde entsprechend den in den verschiedenen Arbeitsbereichen der Betriebe verwand­

ten „Leitmaschinen" als die dadurch (theoretisch) erreichte Arbeitsersparnis gegenüber 

dem bei der geringsten Mechanisierung nötigen Arbeitsbedarf errechnet. 

Die Ergebnisse der Betriebszählung von 1960 und ergänzende Feststellungen bei den 
späteren Bodennutzungserhebungen haben gezeigt. daß die Zahl der landwirtsschaft­
lichen Betriebe stark zurückgeht. Die Zahl der kleineren Betriebe mit unter 5 ha landwirt­

schaftlicher Nutzfläche hat von 1949 bis 1969 um etwa 42,7% abgenommen, desglei­

chen die von solchen Betrieben bewirtschaftete Fläche. Bei den Betrieben mit5 und mehr 
ha war die Abnahme der Zahl der Betriebe geringer und bei den Betrieben mit 10 und 

mehr ha Fläche ist die Zahl der Betriebe sogar fühlbar größer geworden. desgleichen 
hat sich die bewirtschaftete Fläche vergrößert. Es sind also kleinere Betriebe durch Ver-
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größerung der Betriebsfläche in höhere Größenklassen aufgestiegen. Betriebe mit 

kleinerer Fläche werden auf die Dauer im wesentlichen wohl nur beim Anbau von Son­

derkulturen oder bei flächenunabhängigen Produktionszweigen oder als Nebenerwerbs­

stellen erhalten bleiben. Darauf deuten auch die Ergebnisse über die Arbeitskräfte in den 

landwirtschaftlichen Betrieben hin. Die Entwicklung der Zahl der Arbeitskräfte kann 

anhand der Ergebnisse der landwirtschaftlichen Betriebszählungen von 1949 und 1960 

und der repräsentativen Landarbeitskräfteerhebungen bis in die jüngste Zeit hinein 

beurteilt werden. Die Statistik der Landarbeitskräfte, die 1952 eingeführt wurde, beruht 
auf einem einstufigen geschichteten Stichprobenverfahren. Durch die tiefe fachliche 
Gliederung der Erhebungen gibt diese Statistik Aufschluß über die vollbeschäftigten 
Arbeitskräfte und ermöglicht über Grenzwerte, die für die einzelnen Betriebsgrößen­

klassen und Arbeitsgruppen getrennt festgestellt werden, gewissenhafte Anhalts­

punkte für die Umrechnung der Teilbeschäftigten auf die Fiktion der Vollarbeitskraft. 

Diese Umrechnung ist jedoch für die Beurteilung der noch in der Landwirtschaft zu 

erschließenden Arbeitskraftreserven ungeeignet. Bekanntlich ist die Zahl der vollbe­

schäftigten Arbeitskräfte in der Landwirtschaft heute nur noch ungefähr ein Viertel so 
groß wie 1949 und ungefähr halb so groß wie 1960. Dabei ist die agrarische Produktion 
gegen 1951/52 (in jeweiligen Preisen) in Baden-Württemberg etwa verdreifacht worden. 

Die Verteilung von Grund und Boden auf die einzelnen Gesellschaftsschichten ist für 

das ökonomische, kulturelle und politische Leben eines Landes von großer Bedeutung: 
Eigentum an Grund und Boden, also die rechtlichen Verhältnisse und nicht die Wirt­

schaftsverhältnisse, stehen dabei im Vordergrund. Es ist daher kein Zufall, daß der­

artige Ermittlungen auch heute noch sehr spärlich vorgenommen werden, da eine 
Grundeigentumsstatistk in die Sphäre der Vermögensverhältnisse eindringt. Es soll 
daher der Vergessenheit entzogen werden, daß die Länder Baden7 und Anhalt8 1888 

erste Erhebungen über die Verteilung des gesamten land- und forstwirtschaftlichen 
Grundeigentums auf die-Eigentümer nach der Größe des jeweiligen gesamten Grund­

eigentums aufgrund des Steuerkatasters durchgeführt haben, während in den übrigen 
Ländern die Erforschung des Grundeigentums anhand von Betriebszählungen behelfs­
mäßig betrieben wurde. Erst 1938 kam es zu einer reichseinheitlichen Statistik des 

land- und forstwirtschaftlichen Grundeigentums nach den Einheitswertbogen. Auch 
im Rahmen der Betriebsstatistik wurde der Gartenbau stiefmütterlich behandelt. Erst 

um die Jahrhundertwende nahm die Gartenbauwirtschaft einen schnellen Aufschwung. 
Mit dem Aufblühen der gewerblichen Wirtschaft wurde, namentlich im Umkreis der 

Städte, der gärtnerische Anbau kräftig ausgedehnt, so daß im Rahmen der Betriebszäh­
lungen dem Gartenbau größere Aufmerksamkeit gewidmet und erstmals 1934 eine 

selbständige Gartenbauerhebung durchgeführt wurde. Dabei sind sämtliche Betriebe 
erfaßt worden, die ohne Rücksicht auf die Bewirtschaftung, feldmäßige oder gärt­

nerische Gartengewächse verkauften. So wurde eine bedeutsame Lücke geschlossen, 
nachdem der Gartenbau längst aus der engen Kunst- und Handelsgärtnerei heraus­

gewachsen war und in seinen feldmäßigen Betriebsformen (Obstplantagen und Feld­
gemüse) eine notwendige organische Ergänzung gefunden hatte. Gartenbauerhe­

bungen, ausgerichtet nach dem erwerbsmäßig angebauten Erzeugnis, also nicht funk­

tional, sondern institutionell, fanden 1950 und 1961 statt. Eine neue Gartenbauerhebung, 
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die sich ebenfalls auf alle gärtnerischen Erzeugnisse erstreckt, ist wieder für 1972 in 
Aussicht genommen. Schließlich runden selbständige Erhebungen über den Anbau 
von Blumen und Zierpflanzen, die alle drei Jahre total, erstmals 1966, im übrigen reprä­
sentativ durchgeführt werden, sowie totale Baumschulerhebungen das Bild über die 
marktwirtschaftliche Gartenbauwirtschaft ab. 

Integrierende Grundfragen der Forstwirtschaft werden alljährlich bei den sogenannten 
Bodennutzungsvorerhebungen, in mehrjährigen Abständen im Rahmen der land- und 
forstwirtschaftlichen Betriebszählungen, behandelt. Tiefere Einblicke in die Forstwirt­
schaft als Unterlage für forst- und wirtschaftspolitische Maßnahmen, für die Planung 
zur Beurteilung der waldbaulichen und Strukturverhältnisse der Forstwirtschaft geben 
aber erst die Forsterhebungen, die große Bestandsaufnahmen darstellen. Bisher fanden 

wie in den übrigen deutschen Ländern eigene Bestandsaufnahmen 1937 und 1961 statt. 

Die Zeitperiode zwischen diesen beiden großen Forsterhebungen war lang, zwischen­
zeitlich vollzogen sich einschneidende Wandlungen, daher sollte künftig ein kürzerer 
Zeitraum für eine derartige Bestandsaufnahme ins Auge gefaßt werden. 

Marktverhältnisse 

Die Sicherstellung der Ernährung durch verstärkte landwirtschaftliche Produktion war in 
Zeiten des Hungers und der Not eine vordringliche Aufgabe. Die Verbesserung der Pro­
duktionstechnik unter sinnvoller Nutzanwendung landwirtschaftlichen Fortschritts und 
der Maximierung des Familieneii1kommens stand im Vordergrund der Bewirtschaftung 
landwirtschaftlicher Betriebe. Diese Forderungen behielten bis nach der Währungs­
reform ihre Aktualität. Mit der Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
zeichnete sich eine Zäsur in der agrarpolitischen Aufgabenstellung ab. Der Wandel vom 
arbeitsintensiven zum kapitalintensiven Unternehmen zwang zu einer rationellen, 
qualitäts- und marktorientierten Produktion. Es war daher das Gebot der Stunde, zur 
Lösung marktwirtschaftlicher Probleme auch für die Agrarstatistik neue Akzente zu 
setzen. So sind die Ansätze, die schon in den ehemaligen Ländern Württemberg und 
Baden zur besseren Transparenz des Marktgeschehens zu beobachten sind, neu über­
dacht und in enger Verbindung mit dem hiesigen Ministerium für Ernährung, Landwirt­
schaft, Weinbau und Forsten durch den Ausbau bzw. die Neueinrichtung einschlägiger 
Statistiken zu einem Gesamtsystem entwickelt worden, in dem auch die Prognose 
den ihr gebührenden Platz einnimmt. Dabei werden durch Verknüpfung von ökono­
metrischen Methoden mit den verfügbaren Statistiken Produktion und Angebot sowie 
aufgrund von einschlägigen Untersuchungen über den Einfluß von Einkommens- und 
Preiselastizitäten auf die Nachfrage auch der Verbrauch an Nahrungsmitteln pro­
gnostiziert. 

Während vor dem Zweiten Weltkrieg der Schwerpunkt der Marktstatistik auf Reichs­
ebene lag, ist jetzt eine Verlagerung auf die Landesebene zu verzeichnen. So erklärt 
Fensch9, ,,das Gebiet der Marktstatistik ist so umfangreich, daß es auch nur auszugs­
weise hier nicht geschildert werden kann". Es ist Aufgabe der Marktstatistik, auf mög­
lichst breiter Grundlage zunächst die Marktproduktion und dann den Weg der landwirt-
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schaftlichen Erzeugnisse vom Erzeuger über die Stadien der Verarbeitung ~nd Bearbei­
tung bis zum Verbraucher zu beobachten. Die wichtigsten Zweige der heutigen Markt­

statistik sind die betriebs- und marktwirtschaftlichen Me~dungen, Buchführungsstati­
stiken, Milcherzeugungs- und Molkereistatistiken, Schlachtungsstatistiken, Statistiken 
der landwirtschaftlichen Feldfrüchte, Obstertrags-, Gemüse- und Weinstatistiken. Die 
betriebs- und marktwirtschaftlichen Meldungen bilden eine sinnvolle Ergänzung der 
Buchführungsstatistiken, die in der Regel erst mehrere Monate nach Ende des abgelau­
fenen Wirtschaftsjahres ausgewertet vorliegen können und naturgemäß die Verhält­

nisse nur ex post widerspiegeln. Für viele Fragen der Agrarwirtschaft ist es aber unerläß­
lich, den augenblicklichen Stand oder die künftige Entwicklung zu übersehen, um recht­
zeitig fördernde.und prophylaktische Maßnahmen treffen zu können. 
Für diesen Zweck steht dem Statistischen Landesamt die ehemals vom Deutschen 
Landwirtschaftsrat im Jahr 1925 geschaffene Einrichtung des betriebs- und markt­
wirtschaftlichen Dienstes zur Verfügung, der sich nach der einschlägigen Verordnung 
über die betriebs- und marktwirtschaftlichen Meldungen in der Landwirtschaft vom 
19. November1963 (BGBI. 1, S. 842) auf ungefähr 900 Betriebe erstreckte. Diese Verord­
nung wurde durch das Gesetz über betriebs- und marktwirtschaftliche Meldungen in 
der Landwirtschaft vom 23. Dezember 1966 abgelöst. Bei diesem Berichterstatterdienst 

handelt es sich nicht um eine konventionelle Stichprobe. sondern es werden freiwillig 
berichtende Betriebsinhaber herangezogen, die in den natürlichen und wirtschaftlichen 
Ertragsbedingungen einerseits und in der Organisation und Betriebsführung anderer­
seits die Typen der für das jeweilige Wirtschaftsgebiet charakteristischen Betriebsform 
widerspiegeln und dabei nicht nur die Durchschnittswerte, sondern auch dieStreuungs­
verhältnisse der vielen Betriebsformen erkennen lassen. Das Auswahlprinzip ist im 
Grunde genommen ähnlich der Auswahl der Betriebe für die Buchführungsstatistik. Im 
Vordergrund steht hier ebenfalls als Ziel, Persönlichkeiten für die Berichterstattung zu 
gewinnen, denen die örtlichen betriebswirtschaftlichen Verhältnisse genau bekannt 
sind und die sich über die Bedeutung der Daten, die sie liefern, im klaren sind. 
Die Verallgemeinerungsfähigkeit der Ergebnisse der betriebs- und marktwirtschaft­
lichen Meldungen wie der Buchführungsstatistik wird durch geeignete Auswertungs­
methoden gewährleistet. Die monatlichen Meldungen erstrecken sich u. a. aber nicht 
nur auf die gesamte Marktleistung, sondern auch auf die Vorratshaltung an Getreide, 
Kartoffeln und Rauhfutter, ergänzt durch Angaben über die Beschaffenheit und Haltbar­
keit des Erntegutes. Die Statistik der Vorräte in erster Hand wird erweitert durch die 
Statistik der sogenannten zweithändigen Vorräte und gibt damit Aufschluß nicht allein 
über die Marktleistungen, sondern, was noch wichtiger ist. über den Absatzverlauf 
wä.hrend des Jahres; liegen doch für die Marktleistungen Ergebnisse vor aus der Sta­
tistik der gewerblichen Schlachtungen, der Meldungen der Betriebe gemäß der 
19. Durchführungsverordnung zum Getreidegesetz (EuL Nr. 1), der Meldungen der 
Mahlmühlen der Handelsmüllerei sowie der Lohn- und Umtauschmühlen, der Milchpro­
duktions- und Molkereistatistik sowie der Statistik über Gemüse-, Obst- und Wein­

ertrag. 
Die Entwicklung der Statistik der Gemüsewirtschaft spiegelt deutlich die Wandlungen 
in der Einschätzung des Gemüses als Volksnahrungsmittel wider. Selbst bei den 
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reichseinheitlichen Bodennutzungserhebungen 1878, 1883, 1893 und 1900 erfaßte 

man entsprechend der damaligen Einschätzung des Gemüses nur „Kraut und Feldkohl". 

Alle übrigen Gemüsearten waren in einer Sammelposition enthalten. Erstmals 1927 
wurde der Erhebungskatalog auf alle marktwirtschaftlich wichtigen Gemüsearten aus­

gedehnt. An diesem Erhebungsprogramm hat sich bis heute nur wenig geändert. Von 

einer marktwirtschaftlichen Ernteermittlung für Gemüse kann erst seit 1933 die Rede 
sein. Damals wurde in allen Ländern eine besondere Gemüseberichterstattung einge­

führt, deren Berichterstatter laufend über die Wachstumsverhältnisse des Gemüses zu 
berichten und die Hektarerträge der einzelnen Gemüsearten zu schätzen hatten. Sie 
beschränkte sich zunächst auf die Hauptgemüsebaugebiete, bis einheitlich imJahr1936 

Berichtsbezirke gebildet wurden und gemäß dem Vorgang bei der Saatenstandsbericht­

erstattung ehrenamtliche Vertrauensleute die Hektarerträge zu schätzen hatten. Der 

zögernde Ausbau der Gemüseanbau- und Erntestatistik mag an den großen Schwierig­

keiten gelegen haben, zu brauchbaren Ergebnissen über die beiden Komponenten An­

bau und Hektarertrag zu gelangen. Man erfaßte daher bei den Anbauerhebungen im 
Juli nur die im Feldgemüsebau und im Erwerbsgartenbau angebauten Freilandkulturen, 

die in erster Linie den Markt versorgten. Heute werden im zeitigen Frühjahr die Anbau­

absichten ermittelt, die mit die Grundlage für die Herausgabe von Anbauempfehlungen 

an die Marktproduktion bilden. Dann finden im Juli die endgültigen Feststellungen der 

mit Vor-, Zwischen-, Haupt- und Nachfrüchten bestellten Bodenflächen statt. Zur Ent­

lastung der Auskunftspflichtigen werden seit 1966 auch die Gemüsehaupterhebungen 
nur noch alle 3 Jahre allgemein, in den dazwischenliegenden Jahren jedoch repräsen­
tativ, durchgeführt. Dabei ist die Stichprobe lediglich abgestellt auf die Repräsentation 

des ganzen Landes. Der Gemüseanbau und die Gemüseernten unter Glas werden erst 
nach dem Zweiten Weltkrieg einheitlich in allen Bundesländern ermittelt. Dabei spielt 

der Gemüseanbau unter Glas wegen der Versorgung vom zeitigen Frühjahr an eine 

große Rolle. Er hat auch wegen einer gleichmäßigeren Versorgung der Bevölkerung aus 
der heimischen Produktion eine Sonderstellung. Im übrigen werden die Wachstums­

noten für Gemüse nach den gleichen Methoden wie bei der Saatenstandsberichterstat­

tung ermittelt. Die Bildung von Durchschnittsnoten ist naturgemäß dadurch erschwert, 
daß das Gemüse auf viel kleineren Flächen angebaut wird als die landwirtschaftlichen 

Feldfrüchte. Neben den Wachstumsnoten schätzen die Gemüseberichterstatter auch 
die Durchschnittserträge je dz/ha. Bei dieser Schätzung treten eine Reihe von Problemen 

auf, die in der Eigenart des Gemüsebaues begründet sind, wie vor allem die mehrfache 
Bestellung der gleichen Fläche im laufe eines Jahres mit einer oder mehreren Gemüse­

arten nacheinander. Die Mannigfaltigkeit der Sorten bei den seltenen Gemüsearten ITlit 
zum Teil ganz verschiedenen Erträgen. die noch stärkere Abhängigkeit von den natür­
lichen Ertragsbedingungen. der Witterung, den Krankheiten und Schädlingen er­
schwert die Arbeit der Schätzer. Es ist daher kein Zufall, daß nach dem Ergebnis der 

objektiven Erntemessungen für Weißkohl und Speisemöhren der Schätzfehler größer 
ist als bei den landwirtschaftlichen Feldfrüchten. 

Die Ermittlungen über die Verkaufserlöse der Landwirtschaft stehen im Mittelpunkt der 

wirtschaftspolitischen Diskussion. Zur übersichtlichen Beurteilung der Leistungen der 
Landwirtschaft werden selbstverständlich neben den Verkaufserlösen (Berechnung der 
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monetären Marktleistung der Landwirtschaft). auch die Bruttobodenproduktion, Nah­
rungsmittelproduktion und ~etriebsausgaben dargestellt. Für Produktionszweige ohne 

Originalwerte werden die Lücken durch sachverständige Schätzungen geschlossen. 
Für die Umrechnung der einzelnen Erzeugnisse und der Sekundärproduktion zu einer 

Gesamtziffer wird, ebenso wie für die Nahrungsmittelproduktion, bei der die Futter­
mittelerzeugung ausgeschaltet ist, der sogenannte Schlüssel der Getreideeinheiten (GE) 
verwendet Dabei stellen die GE, zum Beispiel bei der Veredlungswirtschaft, diejenigen 
Werte dar, die zur Erzeugung des betreffenden tierischen Erzeugnisses aufgewendet 
werden müssen. Diese Relationen beruhen auf zahlreichen_Fütterungsversucheh und 
stellen eine Norm dar, wie sie sich für den Durchschnitt aller Betriebe ergibt. Jederifalls 

sind die GE zugleich auch ein Wertmesser, der nicht -erst wie bei dem Geldwert der 
Marktproduktion oder dem der Nahrungsmittelproduktion auf der Grundlage der jewei­
ligen Preise deflationiert zu werden braucht Für die Berechnung der Betriebsausgaben, 
die den Marktleistungen gegenüberzustellen sind, werden die Buchführungsergebnisse 
benutzt. Da die Verkaufserlöse wie die Betriebsausgaben allein kein abschließendes 
Urteil über die Ertrags- und Einkommensverhältnisse in der Landwirtschaft liefern, 
werden auch die. Schlüsselwerte der Buchführungsergebnisse {Roheinkommen, Be­
triebseinkommen, Reinertrag, Betriebsertrag usw.) nach einem kombinierten Verfahren 

der freien und gebundenen· Hochrechnung aufbereitet. Mehr und mehr genügt die 
Kenntnis der Marktleistungen für die einzelnen Produktionen der Landwirtschaft nicht 
So wurden daher in den letzten Jahren in zunehmendem Umfang zur Verbesserung-der 
Markttransparenz die Absatzwege in die Monatsstatistik mit einbezogen. Diese gibt 
nicht nur Aufschluß über die Ströme des Absatzes, sondern auch durch geeignete Aus­
wertung auch über die Preise, die die Landwirtschaft über die verschiedenen Absatz­
formen erzielt. Da bei den Preisen die loco-Hofpreise Gegenstand der statistischen 

Erhebung sind, ist diese Statistik für wichtige Agrarerzeugnisse - außer Milch - die 
einzige Quelle, die über den eigentlichen Erzeugerpreisspiegel informiert. Bekanntlich 
wurde vor einigen Jahren bei der Molkereistatistik die Milchgeldauszahlung an die 

Landwirte ebenfalls von der Auszahlung frei Rampe auf die Gesamtauszahlung ab Hof 
umgestellt. 

Die künftigen Aufgaben 

lm Sommer 1971 findet im Rahmen des Weltagrarzensus auch in der Bundesrepublik 
eine allgemeine und um die Jahreswende 1971/72 auch eine repräsentative Landwirt­
schaftszählung statt mit Zusatzbefragungen für die Hofpachtungen, zwischenbetrieb­

lichen Zusammenschlüsse (Erzeugerringe, Erzeugergemeinschaften oder dergleichen 
Gemeinschaften), vertraglichen Bindungen, Gemeinschaftsbetriebe und Betriebsge­
meinschaften. Im Anschluß an diese Erhebungen werden dann voraussichtlich im 

Winter 1972/73 eine Gartenbauerhebung und eine Weinbaubetriebserhebung durch­
geführt. Auch ist eine repräsentative Forsterhebung vorgesehen. 
Die Zählungen sollen erstmals auch über die wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse 
der Betriebsinhaber und ihrer Familienangehörigen, über die neueren Entwicklungs-
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tendenzen in der vertraglichen Bindung von Produktion und Vermarktung und letztlich 
über die Fusionierung ganzer Betriebe in Betriebsllnternehmen oder-einzelner Produk­

tionszweige in sogenannte Gemeinschaftsbetriebe sowie die Beteiligung landwirt­
schaftlicher Betriebe an der gemeinsamen Bewirtschaftung bestimmter Betriebszweige 
(sogenannte Betriebsgemeinschaften) Aufschluß geben. Schließlich sind die neuesten 
Betriebsdaten nicht nur in der herkömmlichen Weise nach Größenklassen der landwirt­

schaftlichen Nutzfläche, sondern auch nach sozialökonomischen Gesichtspunkten und 
aufgrund der Deckungsbeiträge nach Betriebssystemen zu gliedern. Die Einführung der 
linearen und nicht linearen Programmierung in der Agrarwissenschaft und praktischen 
Wirtschaftsberatung wie die Verwirklichung des Landesentwicklungsplanes, die Ver­
besserung der Markttransparenz, die Lösung der Überschußprobleme der Landwirt­
schaft, erfordern aber auch die Bereitstellung von fachlich und regional tiefgegliederten 
Ergebnissen im Bereich der agrarischen Produktions- und Marktstatistiken. Auch die 
Wiedereinführung einer Grundeig·entumsstatistik zwecks Information über die heutige 
Verteilung des Eigentums an Grund und Boden wird sich nicht länger hinausschieben 
lassen. 
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Produzierendes Gewerbe, Handel und Verkehr 

Wirtschaftsstatistik, ein modernes Aufgabengebiet 

Das Interesse an einer Unterrichtung über die Entwicklung von Gewerbe und Handel, 

insbesondere des aufkommenden Fabrikwesens, reicht weit zurück bis zum Beginn der 

staatlichen Gewerbeförderung. Davon geben die Berichte Zeugnis, die in der Chronik 
der Württembergischen Jahrbücher für vaterländische Geschichte, Geographie, Sta­

tistik und Topographie in den Jahren 1820 bis etwa 1840 veröffentlicht worden sind. 

Sie enthalten nur wenige Zahlenangaben, die entweder auf Steuerunterlagen oder auf 
Mitteilungen über staatliche Betriebe beruhen. Der Beginn planmäßiger statistischer 

Erhebungstätigkeit auf dem Gebiet der Wirtschaftsstatistik kann in den vom Deutschen 

Zollverein angeregten Versuchen einer allgemeinen Gewerbestatistik gesehen werden, 
die in Verbindung mit der Volkszählung in mehrjährigen Abständen durchgeführt 

worden ist Ihre Ergebnisse bildeten lange Zeit die einzige Grundlage für die Beobach­

tung der wirtschaftlichen Tätigkeit des Landes. Eine Darstellung der Industrie im heu­

tigen Sinne war damit nicht verbunden. 

Von den heute so wichtigen Statistiken der Industrie, des Handwerks, des Handels und 

Verkehrs sind die meisten erst nach dem Zweiten Weltkrieg entwickelt worden. Das 
gilt erstaunlicherweise vor allem für die Industriestatistik, die in der früheren Zeit nur 
bescheidene, zum Teil außerhalb der amtlichen Statistik entstandene Anfänge aufzu­

weisen hat. Eine umfassende amtliche Erhebung in der Industrie wurde 1936 vom 
Statistischen Reichsamt durchgeführt. Eine regelmäßige Erhebung dieses Bereichs 
besteht erst seit 1946. 

Die an die früheren Gewerbezählungen anknüpfende nichtlandwirtschaftliche Arbeits­
stättenzählung ist im Rahmen der neuen Statistiken das verbindende Glied geblieben. 

Ihre Bedeutung liegt heute in ihrem weiten Erhebungsbereich, in den außer der Land­

wirtschaft alle Teile der Wirtschaft vom Produzierenden Gewerbe bis zu den privaten 

und öffentlichen Dienstleistungen eingeschlossen sind. Mit ihrer Gesamtübersicht 
und ihrer tiefen fachlichen und regionalen Gliederung stellt sie wichtige Daten für 
Strukturuntersuchungen und Regionalplanungen zur Verfügung. Sie wird darin durch 

weitere Zählungen, die speziell auf wichtige Zweige des Produzierenden Gewerbes aus­

gerichtet sind, ergänzt. Neben diesen meist großen Erhebungen, die nur in längeren Zeit­

abschnitten wiederholt werden, sind nach dem Zweiten Weltkrieg den Bedürfnissen 

der Wirtschaftspolitik entsprechend zahlreiche kurzfristige Statistiken entwickelt wor­
den, die hauptsächlich der Wirtschaftsbeobachtung dienen. 

Von der Gewerbestatistik zur nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstättenzählung 

Der Beginn der Gewerbezählungen fällt noch in die Zeit des Deutschen Zollvereins, der 

den Mitgliedsländern empfohlen hat. in den Jahren 1846 und 1861 im Anschluß an die 
damaligen Volkszählungen statistische Erhebungen der Gewerbebetriebe ausführen zu 

149 



lassen. In Württemberg sind schon vorher, bei der Revision des Gewerbesteuerkatasters 

1835, statistische Angaben über das Gewerbe ermittelt worden, so daß auf die Erhebung 

von 1846 verzichtet werden konnte. Die Ergebnisse, die ausführlich dargestellt und 

veröffentlicht wurden. sind heute noch von Interesse. da sie uns einen guten Einblick in 

die damaligen vorindustriellen Verhältnisse geben können 1 • 

Übersicht über den Gewerbestand im Königreich Württemberg nach dem Gewerbe­

steuerkataster 1835 

Art des Veranlagte Katasteransatz 
Gewerbes Unternehmen Gehilfen 

fl. 

Handwerker 114 826 33171 181 964 
Kleinhändler 11 132 23 9500 
Handlungen 4415 1 774 61 875 
Fabriken 374 456 14272 
Mühlen u. a. Werke 5160 1 073 31 064 
Wirtschaften 12435 1 304 40408 
Getränkefabriken 10077 36 22 349 

Summe 158 419 37837 361 432 

Die erste Gewerbezählung nach der Gründung des Deutschen Reichs fand am 1. Dezem­

ber 1875 statt, auf die 1882, 1895 und 1907 weitere folgten .. Nach einer längeren Unter­
brechung infolge des Ersten Weltkriegs wurden die Erhebungen erst 1925 und 1933 

wieder fortgesetzt. 

Von den ersten Anfängen an ist der Umfang der Erfassung ständig erweitert worden. 

Fanden ursprünglich nur Industrie, Handwerk, Handel, Verkehr und Gaststättengewerbe 
sowie einige wenige Dienstleistungsbereiche Interesse, so kamen nach und nach noch 

weitere Bereiche, wie das Bank- und Versicherungswesen, Gesundheitswesen, Rechts­

und Unterrichtswesen, Theater und Kunst hinzu. B8i der Zählung vom 17. Mai 1939 wur­

den schließlich auch die Einrichtungen des Staates sowie der Kirchen und der Organi­

sationen ohne Erwerbscharakter erfaßt. Nur die privaten Haushalte blieben weiter 
außer Betracht An die Stelle des Betriebsbegriffs trat damit nun der Begriff der Arbeits­
stätte als örtlich abgegrenzte Einheit, in der mindestens.eine Person haupt- oder neben­

beruflich tätig ist. Dem entspricht es, daß die Erhebung nunmehr als Zählung der nicht­

landwirtschaftlichen Arbeitsstätten bezeichnet wird. 

Wer heute die methodischen Darlegungen des früheren Statistischen Reichsamtes in 

den Tabellenbänden der Gewerbezählungen oder die entsprechenden Veröffentlichun­

gen der Statistischen Landesämter benützt, ist überrascht über die Schwierigkeiten, 

die es der Statistik immer wieder bereitet hat, den Begriff des Betriebs abzugrenzen und 

eine für die Praxis der Zählung brauchbare, klare Definition zu schaffen. Man denke nur 

an größere kombinierte Betriebe, in denen mehrere Produktionsstufen zusammengefaßt 

sind oder in denen verschiedene Produktionszweige nebeneinander bestehen. Es iSt 

möglich, daß einzelne Teile örtlich getrennt oder an einer Stelle vereinigt sind. So kann 
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daran gedacht werden. entweder unmittelbar das Unternehmen in seinen Unterglie­

derungen, oder die örtlichen Einheiten, oder schließlich auch die nach Art der Produk­

tion zu unterscheidenden technischen Betriebseinheiten (Teilbetriebe) zu erfassen. 

Durch die Erfahrung ist bestätigt worden, daß als Erhebungseinheit am besten von der 

örtlichen Einheit, also dem örtlich getrennten Betrieb ausgegangen wird. Für die wirt­

schaftssystematische Einordnung ist dabei die überwiegende Tätigkeit maßgebend. 

Im Jahre 1875 war zunächst in den Haushaltslisten der Volkszählung anzugeben, wer 
ein Gewerbe betrieb. Für die rund 250 000 kleineren Betriebe mit bis zu 5 Beschäftigten 
waren dann auf den Haushaltsbogen nur noch einige wenige Angaben über Beschäftigte 

zu machen. Nur wer mehr als 5 Gehilfen beschäftigte - das waren nicht ganz 5200 

Fälle - wurde eingehender mit einem speziellen Gewerbezählungsbogen (Gewerbe­

karte) erfaßt. Im Jahre 1961 mußten dagegen insgesamt 380 000 Fragebogen ohne 

Rücksicht c1uf die Größe der Arbeitsstätten verteilt, eingesammelt und bearbeitet 
werden. 

Die der Erhebung zugrunde liegende Gewerbesystematik umfaßte 1875 noch 19 Grup­

pen, 91 Klassen, 144 Ordnungen und enthielt rund 3000 Einzelbezeichnungen von Ge­
werben. Unter dem Einfluß der technischen und wirtschaftlichen Entwicklung ist sie 

inzwischen außerordentlich gewachsen und weist jetzt 10 Abteilungen, 25 Unterabtei­

lungen, 165 Gruppen, 435 Untergruppen und 594 Klassen mit rund 10 000 Einzelbe­
zeichnungen aus. In der Systematik des Jahres 1875 findet man natürlich noch keinen 

Fahrzeugbau und keine elektrotechnische Industrie. Die wichtigste Industrie, die, was 

die systematische Gliederung anbelangt, am ausführlichsten behandelt worden ist, war 
damals die Textilindustrie. Die Maschinenindustrie spielte daneben noch eine verhält­
nismäßig bescheidene Rolle. 
Die damit verbundenen Änderungen des Erhebungsverfahrens und der Systematik 
haben nun leider zur Folge. daß sich die Ergebnisse der verschiedenen Gewerbezäh­

lungen nur unter großen Schwierigkeiten vergleichen lassen. Möglich ist dies nur durch 

Beschränkung auf die Bereiche der gewerblichen Land- und Forstwirtschaft, des Pro­

duzierenden Gewerbes. des Handels und Verkehrs und des Gaststättengewerbes. Ban­
ken und Versicherungen wurden ausgenommen. 

Dabei ergibt sich ein aufschlußreiches Bild der Entwicklung, das geeignet ist, die außer­
ordentlichen Wandlungen in der Wirtschaft zu veranschaulichen, die sich in den letzten 

hundert Jahren amtlicher- Statistik in Baden-Württemberg vollzogen haben. Während 

die Bevölkerung das 2;2fache des Bestandes des Jahres 1875 erreicht hat, hat sich die 
Beschäftigtenzahl in den angegebenen Wirtschaftsbereichen auf das 5,4fache erhöht. 

Auffallend ist, daß Handel und Verkehr ungleich viel stärker zugenommen haben als die 
produzierenden Bereiche. Auf 1000 Einwohner kamen 1875 noch 12 Beschäftigte im 
Handel und 2 im Verkehr,.1961 dagegen 56 bzw. 24, ein Zeichen für die Ausdehnung 

der tertiären Bereiche, das heißt der Dienstleistungsbereiche in der modernen Wirt­

schaft. 
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Die Beschäftigten einiger vergleichbarer Bereiche nach den Ergebnissen der gewerb­
lichen Betriebszählungen bzw. nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstättenzählungen von 

1875 bis 1961 

Darunter Beschäftigte im 
Beschäftigte 

Jahr im Gewerbe Bergbau, Ener-

insgesamt gie, Industrie Handel Verkehr Gastgewerbe 
und Handwerk 

Anzahl in 1000 

1875 528 449 42 6 27 
1907 1 013 815 107 16 66 
1939 1 724 1 323 192 127 76 
1961 2888 215.9 438 189 95 

Auf 1000 Einwohner kommen ... Beschäftigte 

1875 153 130 12 2 8 
1907 227 182 24 4 15 
1939 315 242 35 23 14 

1961 372 278 56 24 12 

Industrie 

Bei der Industriestatistik lassen sich - wenn man von ihrer neuesten Entwicklung ab­

sieht - zunächst zwei getrennte Zweige unterscheiden, nämlich eine Statistik der indu­

striellen Beschäftigung (Beschäftigte, Umsätze, Löhne, Gehälter, geleistete Arbeiter­
stunden) und eine Produktionsstatistik (Pr0duktionsmengen, Produktionswerte). 

Die Statistik der industriellen Beschäftigung entstand aus Situationsberichten, die von 

der Abteilung für Arbeiterstatistik im Reichsamt des Innern im Jahre 1903 zur Ergänzung 
der damaligen Arbeitsmarktstatistik bei einer kleinen Zahl ausgeWählter Firmen ein­

geholt worden sind. Aus diesen Berichten über Geschäftslage, Lohn- und Arbeits­
verhältnisse hat sich eine regelmäßige Erhebung von Zahlenangaben über Beschäftigung 
entwickelt die nach dem Ersten Weltkrieg auf das Reichsarbeitsministerium, 1928 auf 

das Institut für Konjunkturforschung und 1932 auf das Statistische Reichsamt überging. 
Im Jahre 1938 wurde sie der damaligen Reichsgruppe Industrie übertragen. Der Kreis 
der berichtenden Firmen wurde nach und nach erweitert. Im Jahr 1930 sind im 

Deutschen Reich rund 3500 Firmen nach der Zahl der Arbeiter, Angestellten und ,der 

geleisteten Arbeiterstunden befragt worden. Später wurden dazu noch Angaben über 
Lohnsummen, Umsätze, Angestelltengehälter und Lehrlinge erhoben. Im Jahre 1936 

erstreckte sich die Erhebung schließlich im Reichsgebiet auf rund 10 500 Firmen. 

Die ersten Ansätze zu einer Produktionsstatistik können in der Montanstatistik des 
Deutschen Zollvereins gesehen werden, zu der im Gebiet des Deutschen Reichs um die 
Jahrhundertwende noch einmalige Erhebungen bei einer Gruppe handelspolitisch 

152 



bedeutsamer Industriezweige kamen. Im Jahre 1914 erstreckten sich die Produktions­
erhebungen auf 23 Industriezweige des Bergbaus sowie der Hütten- und eisenverarbei­

tenden Industrie. Im Jahre 1935 wurden die Produktionserhebungen bei etwa 50 
Industriezweigen durchgeführt. Die Erhebungen waren zunächst individuell den beson­
deren Verhältnissen der einzelnen Industriezweige angepaßt Erst bei der Durchführung 
einer vollständigen Erhebung 1936 kam es zu einer einheitlichen Gesamtbetrachtung 
aller Zweige. In einer sehr eingehenden Gliederung wurden dabei Daten über Produktion, 
Materialverbrauch, Verbrauch an Roh-, Betriebs- und Hilfsstoffen sowie über Produk­
tionskapazität und Beschäftigte ermittelt. Neu hinzu kam die Berechnung von Netto­

produktionswerten (Bruttoproduktionswert abzüglich Einsatz von Material, Roh- und 
Hilfsstoffen). die in der modernen Industriestatistik heute eine große Rolle spielen. Bei 
den Erhebungen von 1936 waren die Statistischen Landesämter nur als Einzugsstelle 

der Fragebogen eingeschaltet. 
Maßgebend für die Entwicklung der Beschäftigungsstatistik und der Produktionsstatistik 
waren vor allem die Bedürfnisse der Konjunkturbeobachtung, für die kurzfristige 

Indikatoren gesucht wurden. Lange bevor eine vollständige Erhebung der Industrie 
erreicht worden ist, sind deshalb die vorhandenen Daten aus den erfaßten Industrie­
zweigen zu Meßziffern der Beschäftigten und zu Indices der Produktion verarbeitet 

worden. So war es dem Institut für Konjunkturforschung zum Beispiel möglich, den 
Berechnungen seines Produktionsindex für die Zeit vor 1914 insgesamt 57 Einzelreihen 
zugrunde zu legen. Für den Index von 1925 bis 1932 (1928 - 100) standen später 90 
Reihen zur Verfügung, mit denen nach den Schätzungen des Instituts rund zwei Drittel 
des Nettoproduktionswertes repräsentiert wurden. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg ist in der Bundesrepublik an die in vorausgegangenen 
Jahrzehnten entwickelte Industriestatistik angeknüpft worden. Ihre Durchführung liegt 
bei den Ländern. Die der Darstellung der Beschäftigung gewidmete, jetzt sogenannte 
Industrieberichterstattung, wurde im Januar 1946 zu einer kurzfristigen monatlichen 
Erhebung bei allen Betrieben mit 10 und mehr Beschäftigten ausgebaut. In Baden­
Württemberg waren 1952 insgesamt 9319 Betriebe und 1969 rund 10 640 Betriebe 

zur Berichterstattung verpflichtet 
Eine bedeutende Stellung innerhalb des gesamten Systems der Industriestatistiken 
nimmt auch die Statistik der industriellen Produktion ein, die gleichzeitig ebenfalls 
monatlich für einen Warenkatalog von 4500 Meldenummern bei dem gleichen Be­
richtsfirmenkreis erhoben wurde. Da diese Meldungen nicht zeitgerecht für die kurz­
fristigen Berechnungen eines Produktionsindex zu erhalten waren, kam es im Oktober 
1946 zu einer zusätzlichen, auf eine Auswahl von 800 Warenpositionen beschränkten 
Vorausmeldung, aus der der jetzige sogenannte Produktions-Eilbericht hervorgegangen 
ist. Die ursprüngliche umfassende monatliche Erhebung wurde Ende 1948 auf eine 

vierteljährliche Berichterstattung umgestellt. 
Das allgemeine Interesse an diesen Daten richtet sich vorzugsweise auf die kurzfristigen 
Änderungen und Tendenzen der Entwicklung. Daneben kann das Material in der Zusam­
menfassung zu Jahressummen auch zur Analyse der Struktur der Industrie und ihrer 
Änderungen benutzt werden, wozu als Beispiel Abb. 1 angeführt werden kann, das die 

Änderungen der Industriestruktur zum Ausdruck bringt. 
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Die Beschränkung auf die Betriebe mit 10 und mehr Beschäftigten erfordert zusätzlich 
eine Erhebung der Kleinbetriebe, die jährlich im September durchgeführt wird, und 
eine Beschreibung der Industrie in ihrer Gesamtheit ermöglicht. Allgemeine Bedeutung 
hat diese Zwischenerhebung durch die regelmäßige Darstellung der Betriebsgrößen­
klassen. Der Ergänzung dient weiter eine Zusatzerhebung zum Industriebericht. die 

insbesondere Angaben über die Wasserversorgung und die Abwasserbeseitigung der 
Industrie ermitteln soll. Daneben sind noch einige zusätzliche Produktionserhebungen, 
insbesondere in der Lederindustrie und der Textilindustrie, zu erwähnen2• Im ganzen 
ergibt sich so ein sehr umfassendes System industriestatistischer Erhebungen, wie 
es sonst außerhalb der Bundesrepublik nirgends angetroffen wird. In den angelsächsi­
schen Ländern zum Beispiel hat die Industriestatistik eine andere Entwicklung genom­
men. Hier stehen die großen Bestandsaufnahmen im Vordergrund. Sie werden in 
mehrjährigen Abständen durchgeführt und durch jährliche Zwischenzählungen ergänz:t. 
Im Ausland ist auch die Unterscheidung zwischen Industrie und Handwerk nicht 
üblich. Die Erhebungen erstrecken sich hier überall auf das warenproduzierende 
Gewerbe. 

Die Zusammenarbeit im Rahmen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 

erfordert es, daß sich die deutsche amtliche Statistik auch der in den anderen Mitglied­
staaten bestehenden Form der Industriestatistik etwas anpassen muß. Der erste Schritt 
dazu ist durch die gesetzliche Einführung des lndustriezensus im Jahre 1962 geschehen. 
Er wurde nach den Richtlinien der Kommission der EWG in allen Mitgliedsländern 
einheitlich durchgeführt. Von Bedeutung ist, daß dieser Zensus sich nicht an die 
Betriebe wendet wie die bisherige Industrie- und Produktionsberichterstattung, sondern 
an die Unternehmen. Das hängt in erster Linie damit zusammen, daß er einen umfang­
reichen Fragenkatalog hat, zu dessen Beantwortung vielfach die Unternehmensbilanzen 

Abbildung 1 
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herangezogen werden müssen (Investitionen, Material- und Wareneinsatz, Lager­

bestände). Zu diesem im Abstand von vier bis fünf Jahren durchzuführenden Zensus 

kommen erstmals für 1963 ergänzend noch die jährliche Erhebung über Beschäftigte 

und Umsatz bei den Unternehmen und, beginnend mit 1964, eine ebenfalls jährliche 

Erhebung über die Investitionen und Lagerbestände der Unternehmen,mit 50 und mehr 

Beschäftigten. 

Mit zu den wichtigsten Aufgaben des lndustriezensus gehört die Berechnung der 

Nettoproduktionswerte, nach denen die Gewichte der einzelnen Meßzifferreihen des 

. Produktionsindex berechnet werden. Bei der raschen Entwicklung der Technik und der 
durch sie bedingten lebhaften Veränderungen der Produktionsstruktur der Unternehmen 

müssen diese Berechnungen in relativ kurzen Abständen wiederholt werden. 
Mit diesen Erhebungen ist die Industriestatistik in das Stadium der Weiterentwicklung 
getreten, die nicht ohne Einfluß auf das Gesamtsystem der Industriestatistik in der 

Bundesrepublik bleiben wird. Dabei müssen nun mehrere Probleme gesehen werden: 

Die zusätzlichen Erhebungen, auf die nicht verzichtet werden kann, führen zu neuen 
Belastungen, die Einsparungen im bisherigen System der Industriestatistik voraussetzen. 

Dabei ist vor allem an die Anwendung von Repräsentatiwerfahren zu denken. Das 

Statistische,Landesamt Baden-Württemberg hat sich 1965 und 1966 durch praktische 
Versuche und entsprechende Beiträge an der Klärung dieser Fragen beteiligt. Mit 

Rücksicht auf die in Aussicht genommene Reform der Industriestatistik wurden jedoch 

die dabei entwickelten Vorschläge zurückgestellt3. 
Mit der Einführung des Zensus stellt sich die Frage, ob nicht für das ganze System der 
Industriestatistik auf eine Erfassung der Unternehmen als Erheburigseinheit an Stelle 

der bisher dafür verwendeten Einheit des Betriebs (örtliche Einheit) übergegangen 
werden muß. Eine stärkere Konzentration des Rechnungswesens bei den Unternehmen 

mit verschiede,nen Niederlassungen, die sich zum Teil auch unter dem Einfluß der 
elektronischen Datenverarbeitung vollzieht, läßt hier eine reibungslosere Erhebung 
des benötigten Datenmaterials erwarten. Die bisherige Verwenc;tung der örtlichen 

Einheit hängt damit zusammen, daß nur auf diese Weise eine regionale Abgrenzung 
der Industrie auf Länder oder kleinere Verwaltungseinheiten möglich ist. Die Auszählung 
nach örtlichen Einheiten wird deshalb, auch wenn der Erfassung der Unternehmen der 
Vorzug gegeben wird, weiter Bestandteil der Industriestatistik bleiben müssen. 

Zu lösen sind diese Probleme nur durch eine umfassendere Reform der Industrie­

statistik. Dabei wird daran gedacht, den Begriff .,Industrie" im international üblichen 
Sinne zu definieren und das warenproduzierende Handwerk in die Erhebung und 

Darstellung einzubeziehen. In der augenblicklichen Diskussion zeichnen sich bereits 
einige wesentliche Änderungen des Gesamtsystems der Industriestatistik ab. So wird 

offenbar daran gedacht, künftig nur noch Unt':rnehmen des warenproduzierenden 

Gewerbes, also der Industrie und des warenproduzierenden Handwerks mit 20 und 
mehr Beschäftigten, heranzuziehen. Die bei den Betrieben von 10 und mehr Beschäftig­

ten bisher total durchgeführten monatlichen Erhebungen über Auftragseingänge, 
Beschäftigung, geleistete Arbeiterstunden, Löhne und Gehälter, Umsatz und über 

Produktion werden voraussichtlich durch eine Repräsentativerhebung ersetzt, die mit 
Rücksicht auf schnelle Ergebnisse zentral vom Statistischen Bundesamt bearbeitet 
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werden soll. Für die regionalen B~dürfnisse ist eine noch auf dem Betriebskonzept 

beruhende vierteljährliche Erhebung vorgesehen, mit der die bisherige vierteljährliche 

Produktionsstatistik fortgeführt werden soll, die dann durch Daten der Industriebericht­
erstattung noch ergänzt wird. Ein stärkerer Akzent wird künftig bei den jährlichen 

Unternehmenserhebungen liegen, die für die regelmäßige Erfassung des Nettoproduk­
tionswertes und der Investitionen noch weiter ausgebaut werden sollen. 

Handwerk 

Das Handwerk umfaßt sowohl einen Teil.derWarenproduktion als auch in beträchtlichem 

Umfang Handels::-, Reparatur- und Dienstleistungsfunktionen. Es stellt jeidoch nicht 
einen in sich geschlossenen, funktional abgegrenzten Wirtschaftsbereich dar, sondern 

mehr einen berufSständisch ausgerichteten Sektor, was auch in der Handwerksstatistik 
etwas zum Ausdruck kommt 

Die moderne Handwerkszählung hat eine lange Vorgeschichte. Man kann ihren Beginn 

in den Versuchen sehen, bei den ersten Gewerbezählungen besondere Handwerks­

tabellen aufzustellen. Es erwies sich jedoch mangels sicherer Abgrenzungsmerkmale 
als zu schwierig, zwischen Industrie und Handwerk in befriedigender Weise zu unter­

scheiden. Welches große Interesse von jeher dem Handwerk entgegengebracht worden 
ist, mag man daran erkennen, daß noch vor der Jahrhundertwende eine besondere 
nur dem Handwerk gewidmete Zählung versucht worden ist Allerdings hat sich diese 
erste Handwerkszählung, die sich 1895 mit Fragebogen unmittelbar an die Inhaber von 

Handwerksbetrieben gewendet hat, auf 37 Zählbezirke beschränkt (in Württemberg 

das Oberamt Göppingen, in Baden der Amtsbezirk Heidelberg), was ihren Wert sehr 
vermindert hat 

In der folgenden Zeit bis zum Zweiten Weltkrieg sind keine Erhebungen dieser Art mehr 
durchgeführt worden. Man hat vielmehr versucht, sich an die neu entstandenen 

Organisationen des Handwerks zu wenden, bei denen sich ein statistisch auswertbares 

Material über die, Mitglieder und die von ihnen ausgeübten Handwerksberufe ange­
sammelt hat Bereits zwei Jahre nach der Zählung von 1895 hat das Statistische 

Reichsamt eine „Erhebung über die Wirkungen des Handwerkergesetzes vom 26. 7. 
1897" vorgenommen. Ihr war die Aufgabe gestellt, die im Reich bestehenden Hand­
werksorganisationen und ihre Mitglieder zahlenmäßig zu ermitteln. Die Fragebogen 

waren von den Innungen und Handwerkskammern auszufüllen. So lange die Mitglied­
schaft bei den Organisationen des Handwerks noch freiwillig war, konnte mit einer 
solchen Erhebung allerdings noch kein vollständiger Überblick über das Handwerk 

geschaffen werden. Das ist erst möglich geworden, seit durch die Novelle zum 

Handwerkergesetz vom 11. 2. 1929 die Handwerksrolle zur Benutzung für statistische 
Zwecke eingeführt und von den Handwerkskammern für ihren Bereich angelegt worden 

ist. Eine vollständige Erfassung ergab sich erst später, nachdem die Meisterprüfung 

und die Eintragung in die Handwerksrolle zur Voraussetzung für die Ausübung einer 

selbständigen handwerklichen Tätigkeit gemacht worden sind (Gesetz zur Ordnung des 
Handwerks in der Fassung vom 28.12.1965, § 1, Absatz 1)4• 

156 



Die Frage, ob ein Handwerk vorliegt oder nicht, ist dadurch nicht einfacher gew~rden. 
Sie ist nach den Bestimmungen des Gesetzes zu entscheiden, wozu durch ein Ver­

zeichnis der Gewerbe, die als Handwerk betrieben werden können, noch eine Hilfe 

gegeben wird. Für die Statistik hat es sich dabei allerdings als störend ausgewirkt, 
daß aus handwerklichen Anfängen entstandene Industriebetriebe aus Traditions­

gründen noch in der Handwerksrolle verbleiben können. Dieser Umstand muß in Kauf 

genommen werden, zumal sich eine bessere Grundlage als die Handwerksrolle nicht 
bietet. 

Die Handwerksrolle kann auf eine doppelte Weise für die Statistik herangezogen 

werden: 

1. Im Rahmen der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstättenzählung kann die Frage 

nach einer Eintragung in die Handwerksrolle gestellt werden, was zum ersten Mal 
1939 geschehen ist. Die Frage wurde bei den Zählungen 1950 und 1961 beibehalten. 
Im Fragebogen der Zählung von 1970 erscheint sie jedoch nicht mehr. 

2. Die Eintragung in die Handwerksrolle kann unmittelbar als Adressengrundlage für 
eine spezielle Handwerkszählung benutzt werden, wie dies 1949, 1956, 1963 und 

1968 der Fall war. 

Die Schwierigkeiten der Erfassung des Handwerks haben sich auch darin ausgewirkt, 

daß die angewandte Systematik der Handwerkszweige häufig gewechselt hat An und 

für sich liegt es nahe, diese Systematik der allgemeinen Gewerbesystematik anzuglei­

chen, wie etwa bei den Erhebungen des Jahres 1926 (Enquete-Ausschuß) und 1931. 
Später hat sich eine den Bedürfnissen der Handwerksorganisationen mehr entspre­

chende Systematik der Handwerksberufe durchgesetzt. Nachdem diese in der Hand­
werksordnung verankert worden ist, war es zweckmäßig, sie auch der Darstellung des 

Handwerks zugrunde zu legen. 
Bei der Handwerkszählung 1968 werden beide Systematiken nebeneinander verwendet, 
was zu zwei verschiedenen Darstellungen des Handwerks führen wird. Die in die 

Handwerksrolle eingetragenen Unternehmen erscheinen in der ersten Darstellung in 

dem VVirtschaftszweig, in dem der wirtschaftliche Schwerpunkt liegt, bei der zweiten 
jedoch jeweils in dem Handwerkszweig, in dem sie überwiegend tätig sind. Das bedeutet 
eine erhebliche Komplizierung, die durch die verschiedenen Zwecksetzungen bedingt 

ist. Die zweite Darstellung entspricht der im laufe der Jahrzehnte unter Beteiligung 
der Handwerksorganisationen entwickelten traditionellen Handwerksstatistik, während 

die erste heute im Rahmen eines allgemeinen Zensus für das Produzierende Gewerbe 

gesehen werden muß, für den durch eine besondere Stichprobenerhebung zusätzliche 
Angaben aus den Bilanzen erhoben worden sind, wie beim lndustriezensus. 

Die Bestandsaufnahmen des Handwerks im Jahre 1956 und 1963 haben die Grundlagen 

geliefert für die Einrichtung und laufende Durchführung einer repräsentativen viertel­
jährlichen Statistik über Beschäftigte und Umsätze im Handwerk, die den Zwecken der 
Wirtschaftsbeobachtung zu dienen hat. Da es hierbei vorwiegend auf die Beobachtung 
von Tendenzen ankommt, kann sie auf die Vorstellung absoluter Zahlen verzichten und 

sich auf die Erfassung weniger Merkmale beschränken. Ihr liegen zur Zeit die Meldungen 

von 5000 Firmen zugrunde. 
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Produzierendes Gewerbe 

Der mit der Reform der Industriestatistik beabsichtigten Umstellung auf eine Statistik 

des Produzierenden Gewerbes tragen die augenblicklich noch in der Aufbereitung 
befindlichen Erhebungen, wie der Zensus in der Industrie und im Bauhauptgewerbe 
sowie der auf diesen Zensus abgestellte Teil der Handwerkszählung, bereits weitgehend 
Rechnung. Sie sind alle so angelegt, daß ihre Ergebnisse zu einer Darstellung des 

Produzierenden Gewerbes zusammengefaßt werden können. 
Eine Zusammenfassung der einzelnen Erhebungsteile zum gesamten Produzierenden 

Gewerbe setzt voraus, daß bei den Erhebungen dieselbe Systematik angewandt wird. 

Für alle Zensusteile einschließlich der Handwerkszählung gilt grundsätzlich die „Syste­
matik der Wirtschaftszweige von 1961" in einer für den Zensus im Produzierenden 

Gewerbe abgewandelten Form. Diese Zensussystematik umfaßt in ihrer feinsten Glie­
derung 195 Wirtschaftsklassen des Produzierenden Gewerbes. 

Da das im Rahmen des Produzierenden Gewerbes auszuweisende Handwerk nur das 
wirklich „produzierende" Handwerk einschließen darf, werden die erfaßten Handwerks­

betriebe einer zusätzlichen Schwerpunktsüberprüfung unterzogen. Diejenigen Betriebe, 

bei denen zum Beispiel an Hand von Nettoproduktionswertberechnungen festgestellt 
wird, daß der Schwerpunkt der Tätigkeit im Handel liegt, werden nicht in das Produ­

zierende Gewerbe einbezogen. Sie werden jedoch in der traditionellen Darstellung des 
Handwerks ausgewiesen. 

Bedenkt man, daß das recht umfangreiche Material zugleich einer sehr tiefen wirt­

schaftssystematischen Gliederung unterworfen wird, dann kann man ermessen, daß es 

sich hier um eine überaus komplizierte Aufgabe handelt, die nur unter Einsatz der 
modernen elektronischen Datenverarbeitung gelöst werden kann. 

Handel und Gastgewerbe 

In den Ausführungen über die Gewerbezählung ist bereits dargelegt worden, daß der 
Handel in der neueren Zeit sehr an Bedeutung gewonnen hat Gemessen an seinem 

Beitrag zum Bruttoinlandsprodukt (in Baden-Württemberg 11 bis 12%) steht er unter 

den großen Wirtschaftsbereichen nach dem Produzierenden Gewerbe an zweiter Stelle. 
Neue Formen der Organisation und rationellere Methoden des Vertriebs (Bildung 
freiwilliger Ketten, von Werbegemeinschaften und Einkaufsverbänden, Selbstbedie­
nung, Einkaufszentren, Verbrauchermärkte) haben die Struktur der Absatzwirtschaft 
verändert. 

An statistischem Material über den Handel standen in der Zeit vor 1940 nur die 

Ergebnisse der Gewerbezählung bzw. der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstättenzäh­
lung, in der Nachkriegszeit dazu auch die Ergebnisse der Umsatzsteuerstatistik, zur 

Verfügung. Der erste Schritt zum Ausbau einer spezielleren Statistik im Bereich des 

Handels bestand in der Einrichtung einer laufenden monatlichen Befragung eines 
ausgewählten Berichtsfirmenkreises des Einzelhandels über die Zahl der Beschäftigten 

und die Höhe der erzielten Umsätze. Als Ergebnis wurden Meßziffernreihen veröffent-
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licht, die nach dem Gewicht der bei der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstättenzählung 

1950 ermittelten Umsätze zu einem Index der Umsatzentwicklung im Einzelhandel 

zusammengefaßt waren. Eine Hochrechnung war noch nicht möglich. Zu einem vollen 

Ausbau einer regelrechten Stichprobenerhebung kam es erst, nachdem mit der Handels­
und Gaststättenzählung 1960 ein zuverlässiges Material in der·Schichtung nach Um­

satzgrößenklassen und in der benötigten fachlichen Gliederung vorlag. Neben der 

Statistik der Einzelhandelsumsätze mit 2489 Betrieben wird seither auch eine ent­
sprechende monatliche Umsatzstatistik im Gastgewerbe mit 878 Betrieben geführt. 

Nicht zu den Aufgaben der Landesstatistik gehört die Repräsentativerhebung über die 

Umsätze im Großhandel, die zentral beim Statistischen Bundesamt bearbeitet wird. 
Zur Zeit wird die zweite, 1968 durchgeführte Handels- und Gaststättenzählung auf­

bereitet. Sie erstreckt sich auf die Bereiche des Groß- und Einzelhandels, der Handels­
vermittlung und des Gastgewerbes. Das Fragenprogramm entspricht etwa dem des 

Zensus im Produzierenden Gewerbe. Neben Angaben zur Kennzeichnung der Unter­

nehmen und Betriebe und über die Beschäftigten werden Umsätze, Wareneingänge 

und -bestände, Löhne und Gehälter erfragt, nach denen der dem Nettoproduktionswert 

entsprechende Rohertrag errechnet werden kann. In einer repräsentativen Zusatzer­
hebung werden noch einige spezielle Fragen über die Zusammensetzung der Umsätze 

und der Wareneingänge sowie über die Vermögens- und Kapitalstruktur gestellt. 
Die systematische Zuordnung zu den Bereichen des Handels oder Gastgewerbes erfolgt 

nach dem wirtschaftlichen Schwerpunkt. der nicht, wie bei der nichtlandwirtschaft­

lichen Arbeitsstättenzählung, nach der Zahl der Beschäftigten, sondern nach dem 

Umsatz zu beurteilen ist Es ergibt sich dadurch eine von dieser Erhebung abweichende 

Abgrenzung des Handels und des Gastgewerbes, was bei der Benutzung der Ergebnisse 

berücksichtigt werden muß. Die ursprüngliche Absicht, die Handels- und Gaststätten­

zählung an das Adressenmaterial der nichtlandwirtschaftlichen Arbeitsstättenzählung 
anzuknüpfen, konnte noch nichtverwirklichtwerden. Um eine zu große Arbeitsbelastung 
zu vermeiden, wurden bis jetzt beide Erhebungen vor der nichtlandwirtschaftlichen 

Arbeitsstättenzählung durchgeführt, wobei behelfsweise die Adressen der Finanzämter 

aus der Umsatzsteuerstatistik zugrunde gelegt werden mußten. 

In einem Überblick über 150 Jahre amtlicher Statistik in Baden-Württemberg darf ein 
kurzes Kapitel über die regionale Ausfuhrstatistik nicht fehlen, i_n dem als Merkwürdig­

keit angeführt werden kann, daß das Königreich Württemberg als kleineraber selb­
ständiger Staat eine Außenhandelsstatistik besessen hat So enthalten die Württem­
bergischen Jahrbücher für vaterländische Geschichte, Geographie, Statistik und 

Topographie im Jahrgang 1823 eine zusammengefaßte Handelsbilanz der Jahre 1811 
bis 1822 mit Angaben .über Ein- und Ausfuhrwerte, die auf Grund von Mengenauf­

zeichnungen in den Zollregistern und Durchschnittspreisen geschätzt worden sind. 

Nach der Gründung des Zollvereins und später des Deutschen Reichs und der Schaffung 
einer allgemeinen Außenhandelsstatistik für das gesamte Zollgebiet erübrigten sich 

diese Bemühungen. Mit dem Gesetz vom 20. Juni 1879 wurde die Außenhandels­
statistik zur zentralen Durchführung dem damaligen Kaiserlichen Statistischen Amt 
übertragen. 

Der Bedarf an regionalen Ausfuhrzahlen blieb aber bestehen. Die vor allem in Württem-
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berg über die Zentralstelle für Gewerbe und Handel so erfolgreich gepflegte Förderung 
der Industrie und des Exports hat, wie dies auch in anderen Ländern, wie Bayern und 

Sachsen, der Fall war, ein erhebliches Interesse an regionalen Nachweisungen der 
Exportleistungen begründet. Als sich dieser Wunsch im Rahmen der späteren Reichs­

statistik nicht erfüllen ließ, hat das Württembergische Statistische Landesamt auf 

Anordnung des Wirtschaftsministeriums in Zusammenarbeit mit den Industrie- und 
Handelskammern von 1935 bis 1938 eine eigene Statistik über die Ausfuhr durch­

geführt. 
Für die Mitteilungen der Ausfuhrfirmen (Fabrikanten und Händler) wurde eine Zweit­
schrift des statistischen Anmeldescheins und außerdem für die Fabrikanten ein kleiner 
Fragebogen über die Ausfuhr durch Vermittlung von Händlern außerhalb Württembergs 

verwendet. Die Ausgabe und Rückgabe dieser Zählpapiere geschah durch die Handels­
kammern. An der Erhebung haben sich die Exporteure ziemlich vollständig beteiligt, 

so daß brauchbare Ergebnisse gewonnen werden konnten. Allerdings waren bei der 
Ausfuhr durch Händler außerhalb Württembergs nur Fakturenwerte zu erhalten und 

nicht die der Außenhandelsstatistik zugrunde liegenden Werte ab Grenze (Fakturen­
werte + Frachtkosten). 

Ende 1938 wurde die Statistik wieder eingestellt, da sich das Statistische Reichsamt 

inzwischen bereit erklärt hatte, eine länderweise Aufgliederung der Ausfuhr vorzu­
nehmen und den Ländern die entsprechenden Daten zur Verfügung zu stellen. Maß­

geblich bei dieser Erhebung war ebenfalls das Merkmal des Herstellungsorts (Brutto­
ausfuhr)5. Durch den Zweiten Weltkrieg wurde die Lieferung des Materials durch das 

Statistische 'Reichsamt wieder unterbrochen. 
Bei der Neuordnung der Außenhandelsstatistik nach 1948 blieb es im wesentlichen 

bei dieser Regelung. Das Statistische Bundesamt, dem die Durchführung der Außen­

handelsstatistik übertragen wurde, verpflichtete sich, den Landesämtern die Ausfuhr­
ergebnisse nach Herstellungsländern in Form von Hollerithbändern zu überlassen, ein 
Material. das seither von der Wirtschaftsverwaltung und von der Exportwirtschaft zu 

eingehender Information der Außenhandelsentwicklung (nach Waren und Ländern) 
sehr in Anspruch genommen worden ist Die Ergebnisse werden laufend veröffentlicht6. 
Neuerdings ist auch eine Aufbereitung der Einfuhr nach dem Land, in dem der Importeur 

seihen Sitz hat, aufgenommen worden. 

Fremdenverkehr 

Der Fremdenverkehr umfaßt alle Fälle eines vorübergehenden Aufenthaltes nicht 
ortsansässiger Personen. Unterscheidungsmerkmal gegenüber einem Wechsel des 

Wohnsitzes ist eine Aufenthaltsdauer von nicht mehr als zwei Monaten. Ein wichtiges 
Merkmal ist weiter, daß es sich um Personen handelt, die in gewerblichen Beherber­

gungsstätten gegen Entgelt übernachten. 
Trotz eines vielseitigen Interesses an statistischen Aufzeichnungen über den Fremden­
verkehr (Ankunft und Übernachtungen von Fremden nach Herkunftsländern, Beher­

bergungskapazität) ist erst verhältnismäßig spät eine allgemeine und einheitliche 
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Fremdenverkehrsstatistik in Deutschland eingeführt worden. Sie knüpft an den Erlaß 

der Reichsmeldeordnung im Jahre 1938 an. Nach dem Zweiten Weltkrieg kam es erst 
durch die Verordnung zur Durchführung einer Fremdenverkehrsstatistik vom 31. Januar 

1955 zur allgemeinen Regelung für das Bundesgebiet, die inz~ischen gesetzlich 
verankert worden ist. 

Allerdings finden sich schon früher in den Veröffentlichungen der Statistischen Ämter 

Mitteilungen von Zahlen über den Fremdenverkehr. Am weitesten zurück lassen sich 
diese Aufzeichnungen für das ehemalige Land Baden verfolgen. Die ersten Angaben 

finden sich in den Jahresberichten der Landeskommissäre, die auf Anordnung des 

Innenministeriums herausgegeben und in den Statistischen Jahrbüchern für das 

Großherzogtum Baden fortgesetzt worden sind. VomJahr1868 an wurden hier laufende 

Zahlenübersichten über die Fremdenmeldungen und die verabreichten Kurmittel wie­
dergegeben. 
Von 1868 bis 1900 beschränkten sich die Angaben in den Jahrbüchern auf nur 20 

Fremdenverkehrsgemeinden. 1930 wurden die.'Ergebnisse für 79 Fremdenorte ausge­
wiesen. Der heutigen Fremdenverkehrsstatistik liegen in Baden 279 Gemeinden 
zugrunde. 

Für Württemberg sind nur zusammengefaßte Ergebnisse der damaligen Fremdenver­

kehrsstatistik für Oberämter (nicht für Fremdenorte) für die Zeit nach 1924 erhalten. 

Bemerkenswert ist die für einige Jahre wiedergegebene Unterscheidung in Kurgäste 

und Passanten, die offenbar auf Grund der Zahl der Übernachtungen vorgenommen 

wurde und eine Vorstellung von dem Charakter des Fremdenverkehrs in den einzelnen 
Gebieten vermittelt hat. Während von 1924 bis 1930 insgesamt 151 ·Gemeinden ein­

bezogen waren, kam es etwa von 1932 ab, der Ausdehnung des Fremdenverkehrs 

entsprechend, zu einer Erweiterung des Berichtskreises auf 254 Gemeinden7• Heute 

umfaßt er 249 Orte. Die rasche Aufwärtsentwicklung des Fremdenverkehrs nach 1950 

gab Anlaß, der Fremdenverkehrsstatistik noch weitere Aufmerksamkeit hinsichtlich 

der Technik der Erhebung und Aufbereitung zuzuwenden. Nach besonderen Ermitt­
lungen sind heute bei einer Zahl von 528 Berichtsgemeinden rund 79% des Betten­

bestandes und 89% der Übernachtungen im Land Baden-Württemberg mit der 
Fremdenverkehrsstatistik erfaßt worden8• Der zunehmenden Ausbreitung des Fremden­
verkehrs entsprechend wurde der Kreis der Berichtsorte später weiter vervollständigt 

Die Aufbereitung der Ergebnisse, die bis vor kurzem noch auf der Auszählung von 

Gemeindemeldungen beruhte, ist neuerdings auf die unmittelbare Verwertung der 

Angaben der Beherbergungsbetriebe umgestellt worden. Dadurch ergeben sich jetzt 

zusätzliche Möglichkeiten der kombinierten Auszählung nach Art der Berichtsgemein­
den und Art der Beherbergungsbetriebe, die mit einer laufenden Berechnung des 
Ausnutzungsgrades der vorhandenen Bettenkapazität verbunden werden kann. 

Verkehr 

Ein Beispiel für eine moderne spezielle Bereichszählung im Rahmen der Erhebung der 
n ichtlandwi rtschaftlichen Arbeitsstätten bietet der 1962 durchgeführte Verkehrszensus. 
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Ziel und Aufgabe des Verkehrszensus war es, einen geschlossenen Überblick über 

Aufbau und Ordnung des Verkehrswesens und seine Bedeutung im Rahmen der 

Gesamtwirtschaft zu geben. Dazu dienten nach Verkehrsbereichen stark spezialisierte 

Fragebogen über Art der Niederlassung, Tätigkeit, Verkehrseinrichtungen, Ausstattung 

mit Fahrzeugen, Beschäftigte, Umsätze, Löhne und Gehälter. Der systematischen Zu­

ordnung der Arbeitsstätten und Unternehmen zu den Wirtschaftsbereichen ist bei der 

Arbeitsstättenzählung die Selbsteinschätzung des wirtschaftlichen Schwerpunktes 
durch die Auskunftspflichtigen zugrunde gelegt worden. Durch die detaillierteren 

Angaben der Fragebogen des Verkehrszensus konnte weitgehend eine Kontrolle dieser 
Einschätzung durchgeführt werden, die vielfach zu Korrekturen geführt hat Bei der 

Erhebung war es dann insbesondere möglich, über die Darstellung der Arbeitsstätten 
hinaus auch den inzwischen sehr stark entwickelten Werkverkehr, zum Teil unter 

Verwendung von Stichproben, zu erheben. Es ist zum Beispiel nur wenig bekannt, 
daß der Umfang des Werkverkehrs, gemessen am vorhandenen Fahrzeugpersonal, 
weit über den des Verkehrsgewerbes hinausgeht. Von der Ladekapazität aller in 

Baden-Württemberg vorhandenen Straßenfahrzeuge entfallen 61% auf den Werkverkehr 

und nur 31% auf das Verkehrsgewerbe9. 

Da inzwischen in die laufenden Verkehrsstatistiken Teile aus dem Verkehrszensus 

übernommen werden (Beispiele: Binnenschiffahrtsstatistik, Statistik der Beförderung 

von Personen mit öffentlichen Straßenverkehrsmitteln), ist bei der Arbeitsstätten­

zählung 1970 eine Wiederholung des Verkehrszensus unterblieben. 
Die Aufgaben der kurzfristigen Beobachtung der Verkehrsleistungen haben sich die 

verschiedenen Verkehrsträger, wie Bahn und Post, selbst vorbehalten, die darüber auf 

Grund der Geschäftsaufzeichnungen eigene Statistiken führen. Die Erhebungen über 
Straßenverkehr liegen - von der Straßenverkehrsunfallstatistik abgesehen - beim 
Kraftfahrtbundesamt, das bei der Statistik des gewerblichen Güterfernverkehrs mit der 
Bundesanstalt für den Güterfernverkehr zusammenarbeitet In den Bereich der statisti­
schen Ämter fallen die Statistiken der Binnen- und Seeschiffahrt und seit den letzten 
Jahren die Statistik über den Personenverkehr der öffentlichen Straßenverkehrsunter­

nehmen sowie eine regelmäßig alle fünf Jahre vorgesehene statistische Aufnahme des 

Bestandes und der Längen der Gemeindestraßen. 

Die Binnenschiffahrtsstatistik hat in erster Linie die Aufgabe der laufenden Beobachtung 
des Schiffs- und Güterverkehrs auf den Binnenwasserstraßen und in den Binnenhäfen. 

Eine Erfassung dieser Verkehrsvorgänge ist nur durch Aufzeichnungen an bestimmten 

Beobachtungspunkten, wie Häfen, wichtigen Schleusen und Grenzstellen, möglich. 

Der Erhebung liegen besondere statistische Anmeldungen über Ankünfte und Abgänge 
durch die Schiffs- und Frachtführer zugrunde, die von den Hafenverwaltungen und den 
Wasserstraßenämtern an die Statistischen Landesämter zur Bearbeitung weitergeleitet 

werden. 
Schon in früher Zeit hat die Vereinnahmung von Flußzöllen zu Aufzeichnungen geführt, 

denen bruchstücksweise Anhaltspunkte über den Güterverkehr mit Binnenschiffen an 

wichtigen Plätzen entnommen werden können. Von einer eigentlichen Statistik kann 
jedoch im Gebiet des heutigen Landes Baden-Württemberg erst gesprochen werden. 
seit durch die Mainzer Rheinschiffahrtsakte vom 31. März 1831 die Zentralkommission 
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für Rheinschiffahrt als internationales Organ mit Aufgaben der Verwaltung und Recht­
sprechung geschaffen wurde, von der die ersten planmäßigen statistischen Aufzeich­
nungen im Flußgebiet des Rheins veranlaßt worden sind. Nach der Gründung des 

Deutschen Reichs hat der damalige Bundesrat 1872 erste Bestimmungen über eine 

allgemeine Binnenschiffahrtsstatistik erlassen. Die modernere Binnenschiffahrtsstatistik 

geht auf die späteren Bestimmungen zurück, die der Bundesrat danach im Jahre 1908 

beschlossen hat. Im laufe der Zeit, besonders nach dem Zweiten Weltkrieg, wurde 

das Netz der Beobachtungspunkte durch Einbeziehung der Lösch- und Ladestellen 
und der minderwichtigen Häfen noch dichter gezogen. 

Güterumschlag in den Häfen Mannheim, Karlsruhe, Heilbronn und Stuttgart in 1000 t 

Jahr Mannheim Karlsruhe Heilbronn Stuttgart 

1875 537 21 ') 89 
1910 5 6852) 847 276 

1938 6287 2872 1 462 

1969 9145 7169 5637 3058 
1) Nur Hafen Maxau. - 2) Einschließlich des damals noch selbständigen Hafens Rheinau. 

Straßenverkehrsunfälle 

Es mag uns heute als ein Kuriosum erscheinen, daß im Deutschen Reich bereits 1906 

bis 1909 eine Straßenverkehrsunfallstatistik bestanden hat, zu einer Zeit also, in der die 

Motorisierung des Straßenverkehrs gerade erst begann. Damals wurden im Gebiet des 

heutigen Bundeslandes Baden-Württemberg rund 3700 Kraftfahrzeuge betrieben, auf 

10 000 Einwohner gerechnet also etwa 8. Die Zahl der Unfälle belief sich zur gleichen 

Zeit auf 164, das waren 44 je 1000 Kraftfahrzeuge des Bestandes. Welche Bedeutung 

diese Statistik heute hat, mag daran ersehen werden, daß 1969 auf 10 000 Einwohner 
2651 Kraftfahrzeuge und 204 Verkehrsunfälle entfielen. 

Entwicklung des Kraftfahrzeugbestandes und der Straßenverkehrsunfälle 

in Baden-Württemberg 

Zahl der 
Auf 10 000 Einwohner Auf 1000 

kamen Kraftfahrzeuge 
Jahr 

Kraft-. Straßenver- Kraft- Straßenver- des Bestandes 

fahrzeuge kehrsunfälle fahrzeuge kehrsunfälle kamen Unfälle 

1909 3 689 164') 8 0,4 44 
1936 210 600 24005 400 45,5 114 
1953 660993 69940 976 103,3 106 
1969 2 366 832 182200 2682 207,0 77 

1) 1.10.1907 bis 30.9.1908 nur Unfälle beim Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 
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Der Versuch einer „Statistik der schädigenden Ereignisse beim Verkehr mit Kraftfahr­

zeugen" fand nach dem Ersten Weltkrieg nur noch in Bayern und Baden eine gewisse 
Fortsetzung. Erst von Oktober 1935 an wurde wieder eine allgemeine Statistik der 

Straßenverkehrsunfälle im ganzen Reichsgebiet geführt. Sie wurde während des Zwei­
ten Weltkriegs unterbrochen und in der Bundesrepublik von 1950 an weitergeführt. Mit 

der nach der Währungsreform rasch zunehmenden Motorisierung des Straßenverkehrs 

sind die Unfallzahlen sprunghaft gestiegen. 
Die Straßenverkehrsunfallstatistik hat zunächst mehr deskriptive Aufgaben, nämlich 

die Häufigkeit des Auftretens von Unfällen im Verkehr und ihre Folgen festzustellen., 

Darüber hinaus wird von ihr heute auch eine Analyse der Unfallursachen erwartet. Ihr 

Gegenstand sind unvorhersehbare, plötzlich eintretende Ereignisse, bei denen Men­
schen getötet oder vefletzt worden sind oder bei denen ein nicht unerheblicher Sach­

schaden entstanden ist. Die Erfassung der eingetretenen Ereignisse setzt eine Beob­

achtung im Rahmen einer polizeilichen Verkehrsüberwachung voraus. Unfälle, die der 

Polizei nicht bekannt werden, können auch nicht statistisch erfaßt werden. Grundlage 
der Erhebung bilden deshalb die Aufzeichnungen, die von der Polizei über die Unfall­

tatbestände gemacht werden und die auf besonderen Anzeigen den Gerichten weiter­

geleitet werden. Diesem Charakter als Sekundärstatistik entspricht es auch, daß die 
Straßenverkehrsunfallstatistik sich weitgehend der Begriffe des Verkehrsrechts bedient 

zum Beispiel bei der Erlassung der von der Polizei festgestellten Unfallursachen. Die 
Dichte der Erfassung und damit der Umfang der Erhebung hängt von der Polizeipraxis 

ab. Mit dem Anwachsen der Unfallmasse ist es unvermeidlich geworden,.die Erfassung 

der sogenannten Bagatellunfälle einzuschränken. Sie werden heute im Rahmen der Stra­
ßenverkehrsunfallstatistik nur noch der Zahl nach erhoben, soweit sie zu einer gebüh­

renpflichtigen Verwarnung geführt haben. 
Die moderne Straßenverkehrsunfallstatistik, so wie wir sie heute kennen, hat1953 ihren 
eigentlichen Ausgangspunkt Die ältere Statistik verwendete nur ein einseitiges Melde­
blatt, das in vier tabellenartige Abschnitte eingeteilt war, in denen nach vorgedrucktem 

Schema Angaben über Ort und Zeit, an den Unfällen beteiligte Verkehrsteilnehmer, 

Getötete und Verletzte und „vorläufig festgestellte Unfallursachen" zu machen waren. 
Die Meldeblätter wurden aber nicht unmittelbar an die Statistischen Landesämter wei­

tergegeben, sondern gebietsweise durch einfache Addition zu Sammelnachweisungen 
für Verwaltungsgebiete zusammengefaßt Eine kombinierte Auszählung nach den 

vorhandenen zahlreichen Merkmalen war den Statistischen Ämtern damit nicht möglich. 

Mit dem Jahre 1953 hat sich dies geändert. Nicht nur daß der Fragebogen hinsichtlich 

der Erfassung von Merkmalen erweitert worden ist. er fand jetzt unmittelbar als Indivi­

dualzählpapier Verwendung, das heißt die einzelnen Meldeblätter wurden gesammelt 

den Statistischen Landesämtern zugeleitet, die mit Hilfe.der damaligen Datenverarbei­
tungsanlagen eine umfassendere Aufbereitung nach den nun möglichen zahlreichen 

Merkmalskombinationen durchführen konnten. 
Es zeigte sich hierbei, daß die Statistik der Straßenverkehrsunfälle eine ganze Reihe 

neuer methodischer Möglichkeiten bietet, denen das Statistische Landesamt Baden­
Württemberg in den folgenden Jahren mit besonderem Interesse nachgegangen ist. 
So konnte über das Ergebnis der Erhebung von 1953 neben einer systematischen Ein-
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Abbildung 2 

Bei Straßenverkehrsunfällen getötete und schwerverletzte Personen nach Altersjahren 
in Baden-Württemberg 1963 
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führung in die Methodik der Straßenverkehrsunfallstatistik eine umfangreiche Darstel­

lung ihrer Ergebnisse vorgelegt werden10 . Bemerkenswert ist. daß damals schon ins 

einzelne gehende Regionaluntersuchungen in Angriff genommen worden sind, die 
besonders über die Unfallhäufung in den einzelnen Autobahnabschnitten interessante 
Aufschlüsse gebracht haben 11 . 

Aus diesen Arbeiten ergaben sich weitere Erfahrungen, die in den folgenden Jahren zu 

einer schrittweisen Verbesserung des Meldeblattes und des Aufbereitungsverfahrens 
führten. Entscheidend dabei war, daß der von dem ursprünglichen Meldeblatt über­

kommene relativ starre Rahmen der einzelnen Abschnitte überwunden wurde. Der 

wichtigste Fortschritt, der sich dabei ergab, ist darin zu sehen, daß nunmehr für alle 
Teilgebiete der Straßenverkehrsunfallstatistik eine einheitliche und umfassende Glie­

derung nach Arten der Verkehrsteilnehmer angewendet worden ist. Die Merkmale der 
Art der Verkehrsbeteiligung wurden dabei in den Mittelpunkt gerückt, was in einem 

späteren Meldeblatt, das den Anforderungen der damaligen hollerith-technischen Auf­

bereitung angepaßt war, in der Einführung durchgehender Spalten für die einzelnen Ver­
kehrsteilnehmer zum Ausdruck kam. Wichtig ist hierbei, daß die frühere Erfassung der 

Toten und Verletzten nach Altersklassen aufgegeben wurde und durch Individualermitt­
lung des Geburtsjahrganges der Toten und Verletzten und auch der beteiligten Fahr­

zeugführer und Fußgänger ersetzt wurde12 . Ein überzeugendes Beispiel für die Notvyen­
digkeit eines solchen Verfahrens bieten die vom Statistischen Landesamt in einer Reihe 

von Veröffentlichungen wiedergegebenen Darstellungen der Altersgliederung der Toten 

und Verletzten nach Verkehrsteilnehmergruppen. Auf diese Weise ist es überhaupt erst 
möglich geworden, die typischen Be~fonderheiten der Altersgliederung in den einzelnen 

Verkehrsteilnehmergruppen zu erkennen. Auch konnten nun die Zusammenhänge der 

Unfallhäufigkeit mit der Verkehrsstruktur und ihrer Veränderungen genauer erforscht 
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werden. Nachdem sich die Personenkraftwagen im Verkehr durchgesetzt haben, und 

die Krafträder bis auf einen kleinen Rest zurückgegangen sind, bietet sich heute ein 

anderes Bild der Häufigkeitsverteilung bei den ursächlich an Unfällen mit Personen­
schaden beteiligten Fahrzeugführern und Fußgängern als früher. 

Eingehendere Untersuchungen wurden später den alkoholbedingten Unfällen und dem 

Einfluß von Lebensalter und Fahrpraxis gewidmet Noch nicht abgeschlossen sind Arbei­

ten über die Verlaufsform der Unfälle und die dabei auftretenden typischen Ursachen_13. 
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Preise, Löhne, Bauwirtschaft, Sozialleistungen 

Die Sozialstatistik hat es, wie der Name schon sagt, mit der Erfassung jener Erschei­

nungsformen im Gesellschafts- und Wirtschaftsleben zu tun, mit denen der einzelne 

ständig konfrontiert wird. Sowohl die dauernd sich wandelnde Lohn- und Gehaltsstruk­

tur, das ständig sich verändernde Preisgefüge und die•ctamit aufs engste verbundenen 

Veränderungen in den Lebens- und Verbrauchsgewohnheiten jedes einzelnen, die Ver­

sorgung der Menschen mit ausreichendem Wohnraum sowie die bestehenden Mög­

lichkeiten und Voraussetzungen ihrer Sicherung im Alter, bei Krankheit und in Notlagen 

sind die großen Bereiche der Sozialstatistik. 
Es handelt sich dabei um latente Strukturgefüge, die einer ständigen Beobachtung 

bedürfen, zumal sie eine wichtige Grundlage für alle staats-, wirtschafts- und sozial­

politischen Entscheidungen in unserer hochentwickelten pluralistischen Gesellschaft 

bilden. 

Preise 

Bei den frühesten Preisnachweisen in Baden-Württemberg handelt es sich zunächst 
nur um Aufzeichnungen in Form chronographischer Notizen, Taxlisten, Marktlisten u.ä., 
die bis ins späte Mittelalter zurückreichen. Es handelt sich dabei um amtliche und private 

Quellen wie amtliche Preisnotierungen und um überlieferte Rechnungs- und Haushal­

tungsbücher. Als älteste Überlieferung muß wohl die von Wilhelm Heyd' in der „Biblio­

graphie der Württembergischen Geschichte" erwähnte Schrift von 1628 bezeichnet 

werden, in welcher erstmals württembergische Wein- und Getreidepreise über fast 

2 Jahrhunderte von einem unbekannten Verfasser veröffentlicht wurden. Das 1820 

gegründete Statistisch-Topographische Bureau hat sodann schon frühzeitig damit be­
gonnen, laufend Warenpreise und Rückblicke auf Preisentwicklungen zum Teil über 

mehrere Jahrhunderte hinweg, wie für Roggen, Dinkel, Hafer, Wein, Fleisch, Hühner, 
Eier von 1138 bis 16592 oder eine Weinpreistabelle3 von Mitte des 13. Jahrhunderts bis 
1851 in den Württembergischen Jahrbüchern zu veröffentlichen, die eine überaus wert­
volle Fundgrube für preisgeschichtliche Betrachtungen im Südwestraum darstellen 

(Abb. 1). 

Von einer amtlichen Preisstatistik kann aber erst seit Mitte des vergangenen Jahrhun­
derts gesprochen werden, als im Jahr 1863 der Internationale Statistische Kongreß 

in seiner V. Session zu Berlin die Veröffentlichung regelmäßiger Preisnotierungen be­

schloß. 
In Württemberg veröffentlichte das Statistisch-Topographische Bureau jedoch schon 

seit 1833, und zwar in der 1. und 3. Woche jeden Monats, eine Übersicht über die kurz­

und langfristige Bewegung der Preise in 18 Fruchtschrannen, die über das ganze Land 
gestreut waren (Biberach, Calw, Freudenstadt Geislingen, Göppingen, Schwäbisch Hall, 

Heilbronn, Kirchheim/Teck, Ravensburg, Reutlingen, Riedlingen, Rottweil, Stuttgart, 

Sulz, Tübingen, Tuttlingen, Ulm, Winnenden). Ab 1847 wurde die Erhebung auf sämt-

167 



!!lleinprcietab,U,. 
IDliltlrrc '-l.lL·rilr rinre. n1Urttcmf.rr~iidltll liimtrt' 

fficä,1ntirin mit 9iiirfiirf)t 1111f t'ic D.11,1li1,it 1111"0 
Qn.intit.il bto ,Prrbftertrn~o. c:,."l 

3a\r, QuaOUU u . .C.uanti, !Ur~li i:ir-11~a.[Jr, fluaTit.ll u. Ou,:mti,IWrdG Pr. 
110.ng t.\t l'ti ,Prrb1lrrtr.1!l~- fi1mrr. gang. 1,H bd~trbrtrrtrag~- ~imrr. 

1468 rnittt. (~.hitc 2~. 8fr. t 505 rornig, abtr gut 2il. Sfr. 
1469 nanig unb j,iucr 4„35„ 1506 roenig, aber gut 2„ 25" 
1470 uicl unb ~ut 2„ 4„ 1507 »ltf, alm 1irmiidJ 
1471 ro,mig, ab. ft~r gut 2„ 5„ f,rnrr 2„ 15" 
1472 1ml unb fcbr gut 2" 5n 1508 uitl mn, .sut 2.,, 4„ 
1473 fe!Jt: gut 2„ 5,i 1509 oic( un'o gm 2 n 28" 
1474 romig, nbcr f ut 1114811 15!0 uid unb gut 2„ 10„ 
1475 im Utbcrjlu · nn'o 1511 futnig lll1"0 f1lllH 3„ JO„ 

ft\r gut 2„ 23" 15li! tuenig unb f,rner 5" 5" 
1476 t>1cl unb gut 1" rn„ lt5t::J 1t1mig, aber 13ut 4 ,, 51 " 
l4i7 fplbtr ,Oerb~ j ®. 1514 fclJr gut .1!Deini11f,r 2" 42" 

1.11m mittl. OJith 2„ 24,, 1(515 »frl, aber fauer 3 n 17 11 

1478 tiid rttu~t, mlcin 1516 romig, 11ber gut 2)/ 51" 
11.Db~ 1„ 27" 1517 mmig unD i,on !V' 

1479 rocnig, 11b. frlir gut 2,, IO„ riuger @üte 5" 14" 
1480 rocnjg, 11b. fchr ~ut 1"45,, LilS ll1mi9 1 a.b. fd1r\1ut,3" 57" 
1481 mmt~ unD f11urr 3" 1:in 1519 lumig m1'o f11uir 2" 11„ 
1482 -oiel unb !-1111 1"47" 1520 n1rnig unb f,iun· 5 11 42 „ 
1483 viel unb fd1r gut In 22„ 1521 gtfegnete~ J,1~1' 3 „ 20" 
1484 -oit{ Ull'o gut 47" 1522 romig, aber gut 4 „ 45 n 
1485 j11utr 2„5(,, 1523 uitlunbgut 3„29 11 

1486 rornig, aber g~I 4„ 45,, 1524 wmlg uno j.iuer 5" 
1487 mm. u. l'Cll nnttf. 1525 lurnig, aber gut 4" 

@litt 3„ 12.. 1526 n,mig uno fauer 4" 45„ 
1488 aiemlid:1 l'itf, abtr 1527 j.ifüt 4" 17„ 

j.iutr 3"20 11 1528 AÜmlicf) uid uon 
1489 n1rnig unb fJUtr 4„ 35„ mittL @litt 2" 29 „ 
14~0 wmi~ unb f11uer 4„ 28„ 1529 je~rj11uer(:tür fm• 
1491 ltitnig Ullb j.iucr 4" 2„ mein) 2n 22„ 
1492 turnig unb f11uct 4"2811 1530 1~m~ 11brr g~t 6„ 31" 
1493 gutn ®·• ab. nur 111531 uicl 1 • t\(111 m11tl. 

tin fJl.llbrr ,Prrb11 
2„ 25„ II 

@ütt 3" 48„ 
1494 'Oiel unb aut 3 „ 12„ 1532 f11.uer 4„ 20„ 
l49j guter ®rn1 2" 5 11 1513 f11urr 4„ 8„ 
W16 guter ®lin 1„30„ 11534 ro,mig, abrt !)ttt 6„ 32„ 
1497 guter ill!etn 1" 57 ,, 15:j5 1ml 1111b,9ut 3„ 1 " 
1498 1ornig m1D fauer 3" 12„ 1536 uoqügl. ~ein 3" 48" 
1499 ulel .un'o gut 1" 40„ 1537 tomig, 11ber gut 4" 34" 
1500 IOell)!], llbH gut 2n 20„ 1538 n,mig unb f,uir 

1

6„ 47„ 
1501 tocmg tlllD f1111n· l„ 42" 1539 fefJt "O[el uon mittl. 
150! mitll. ?l.Bitnj11f)r 2" 51 n @Ute 3" 25,, 
1503 oitl UIID gut l u 2'ln 1540 "Oiel untl 'OorAÜg1. 2„ 4011 
1504 1Jiel Uilb gut 1„2;,J) 1541 rocn. ab. 3irml. gut 2„ 44n 

Abb. 1 Weinpreistabelle 
1468 bis 1541 (Auszug) 

liehe Fruchtschrannen des Landes ausgedehnt. In Baden erfolgte mit Beginn des Jahres 

1866 eine im Vergleich mit früheren Erhebungen erweiterte wöchentliche Preisfest­

stellung der wesentlichen Getreidearten und sonstiger Landesprodukte an 19 Markt­
stätten {Abb. 2). 

Ihre erste gesetzliche Grundlage erfuhren die bis dahin durchgeführten Einzelpreiserhe­
bungen mit der Einführung der Reichsmilitärgesetze (Kriegsleistungsgesetz, Natural­
leistungsgesetz, Quartierleistungsgesetz) im Jahr 1870. Danach mußte zur Gewinnung 
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einer Grundlage für die halbjährlich festzusetzenden Gemüse-, Brot- bzw. Rationsver­
gütungsgelder, ferner für die vierteljährliche Berechnung der Verpflegungszuschüsse 

der Truppen wieder die monatliche Erhebung der Durchschnittsmarktpreise verschie­
dener Getreidearten, sonstiger Viktualien sowie von Heu und Stroh durchgeführt 

werden. Die zu erfassenden Sorten und Qualitäten waren regional jedoch noch sehr 
uneinheitlich, so daß schon eine Vergleichbarkeit innerhalb von Baden-Württemberg 
so gut wie unmöglich war. 
Bei all diesen Preisen handelte es sich aber nur um Einzelhandels- oder Konsumpreise, 
die der letzte Verkäufer für seine Ware forderte, während die Preisforderungen der 
Verkäufer im Großhandel zunächst noch unberücksichtigt blieben. Die Anfänge einer 
Statistik der GroßhandelSpreise liegen knapp 100 Jahre zurück, denn erst 1879 wurden 
vom Statistischen Reichsamt für eine Reihe von Waren monatlich Großhandelspreise 
(Durchschnittspreise) zusammengestellt. In Württemberg wurden für Getreide, Hülsen­
früchte, Heu und Stroh aus 55 Orten monatliche Schrannenberichte eingeholt. Die Fest-
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stellung der Engros- bzw. Großhandelspreise erfolgte auf der Grundlage der Schrannen­

register, welche die Verkaufsmenge und den Verkaufserlös vollständig enthielten. In 
Baden wurden die Preise für Getreide und Rauhfutter an 30 Plätzen ermittelt. Die Ge­

treide- und Futterpreise wurden in den Marktorten an jedem Markttag, in den übrigen 

Erhebungsorten wöchentlich notiert. 
Während sich vor dem Ersten Weltkrieg die Preisstatistik im wesentlichen darauf 

beschränkte, die zeitliche Entwicklung der einzelnen Preise in Form von statistischen 

Reihen darzustellen, erfährt die gesamte Preisstatistik in der Nachkriegszeit eine 
wesentliche Erweiterung. Einmal mußte sich der Umfang der Preisstatistik dem schnell 

anwachsenden Angebot einer Vielzahl von Waren anpassen, zum anderen gewann 
neben der Darstellung von zeitlichen Verlaufsreihen die Berechnung von Gesamtindex­

ziffern sowie im Statistischen Reichsamt die laufende Beobachtung volkswirtschaft­

licher Zusammenhänge große Bedeutung, das heißt, zu diesen grundlegenden Aufgaben 

der Preisstatistik trat in weitem Umfange noch die Auswertung preisstatistischer Ergeb­
nisse, zum Beispiel die Berechnung volkswirtschaftlicher Wertgrößen, ferner Berechnungen 

der Kaufkraftentwicklung sowie der sachliche und räumliche Kaufkraftvergleich. 

Die Statistik der Einzelhandelspreise in den Statistischen Landesämtern erstreckte sich 
in dieser Zeit im wesentlichen auf Nahrungsmittel, Bekleidungs- und Haushaltsgegen­
stände, Heizmaterialien, Wohnungsmieten und Dienstleistungen. Zum Teil wurden 

bestimmte Nahrungsmittel noch besonders spezifiziert erhoben. 
Im Rahmen der Arbeiten des Statistischen Reichsamts gewann die Berechnung von 

Indexziffern große Bedeutung4 • Die wichtigsten Indexziffern der Preisstatistik waren 

die der Großhandelspreise, der Baukosten, der Verkaufspreise landwirtschaftlicher 

Erzeugnisse und der sächlichen Betriebsmittel in der Landwirtschaft, die Indexziffern 

der Weltmarktpreise wichtiger Grundstoffe und die Indexziffern für die Lebenshaltungs­

kosten. 
Der Index der Preise für die Lebenshaltung umfaßte vor dem Zweiten Weltkrieg die 
Preise von 116 wichtigen „Lebensbedürfnissen". Dabei wurden die einzelnen Lebens­

bedürinisse nach ihrer Bedeutung für den Verbrauch einer fünfköpfigen Arbeiterfamilie 

und die Berichtsgemeinden nach dem Anteil der einzelnen Ortsgrößenklassen gewogen. 
Obwohl die Berechnung der Indexziffern für die Lebenshaltung zur Preisstatistik gehört, 

werden die Unterlagen der Erhebung aus den Wirtschaftsrechnungen gewonnen. 
Mit dieser geschichtlichen Entwicklung vollzog sich zwangsläufig auch eine metho­
dische Fundierung. Um einen Überblick über die allgemeine Preissituation zu gewinnen, 

genügte es zunächst vollkommen, die Preise auf der Konsumentenstufe für verhältnis­
mäßig wenige Grundnahrungsmittel, die in ihrer Qualität über längere Zeit hinweg 

unverändert blieben, zu beobachten. Die zunehmende Differenzierung des Marktes 

hinsichtlich der Handelsstufen und des Warensortiments erzwang auch eine Aus­

dehnung der Preisstatistik in diese beiden Richtungen, wollte man die Übersicht über 
das Preisgeschehen nicht verlieren. Hierbei zeigte sich allerdings sehr schnell, daß es 

unmöglich war, alle am Markt befindlichen Waren einzubeziehen. Es war also not­
wendig, für die allgemeine Preisentwicklung typische Waren, sogenannte Preisreprä­
sentanten, auszuwählen, wobei natürlich auch auf die praktische Seite der Erhebungs­

arbeit Rücksicht zu nehmen war. In der Zeit wachsender Industrialisierung, die eine bis 
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dahin ungeahnte Vielfalt des Warenangebots in rasch wechselnden Qualitäten mit sich 

brachte, konnte die Preissituation nicht mehr an einzelnen Preisreihen abgelesen 

werden. Auf der Suche nach einem generellen Indikator wurde für jede wichtige Han­

delsstufe eine Indexberechnung nach einem Indexschema entwickelt, das es gestattet, 
die einzelnen Durchschnittspreise der Repräsentanten nach ihrer Markt- oder Konsum­

bedeutung zu gewichten und zu einer Globalzahl zusammenzufassen, die angibt, in 

welchem Verhältnis sich das Preisniveau gegenüber einem bestimmten Basisjahr bei 
gleichbleibendem Wägungsschema verändert hat. Preiseinflüsse, die durch veränderte 

Qualitäten auftreten können, mußten ausgeschaltet werden, da im Index nur die reine 

Preisentwicklung zum Ausdruck kommen soll. Die Einführung der Indexberechnungen 
hatte natürlich auch weitgehende Folgen auf die Preiserhebung. Sie erfordert als Aus­

gangsmaterial gut fundierte Durchschnittspreise für die Preisrepräsentanten. Dies 

bedeutet, daß die gesamte Preisrepräsentation breit gestreut angelegt sein muß, und 

zwar in regionaler Hinsicht wie im Hinblick auf die Art der Preisberichtsstellen. Im übri­

gen muß die Indexberechnung in der Weise flexibel gehandhabt werden. daß ent­

sprechend den sich ändernden Markt- und Konsumverhältnissen sowohl die Preis­

repräsentanten als auch das Indexschema anzupassen sind. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg mußte das bisherige Programm der Preisstatistik bundes­

einheitlich von neuem aufgebaut und im Verlauf der stürmischen wirtschaftlichen 
Entwicklung in den fünfziger und sechziger Jahren· den neueren Erkenntnissen und 

Gegebenheiten entsprechend angepaßt und erweitert werden. Hierbei waren mancher­

lei Vorurteile der Meldefirmen zu überwinden. die gegen jegliche Art von amtlicher 

Preisermittlung aus der Zeit diktatorischer Wirtschaftsführung und Preisüberwachung 

vorhanden waren. 
Nachdem noch im Jahr 1946 damit begonnen worden war, die Einzelhandelspreise zu 

erheben und auf der Basis von 1938 den Lebenshaltungskostenindex weiter zu berech­

nen, folgte nach und nach die Ausdehnung der Preisbeobachtung auf alle wichtigen 
Bereiche und Handelsstufen, so daß heute Preis- und Preisindexreihen für die Ein- und 
Ausfuhr, für Grundstoffe, fürdieOutputseiteder Erzeuger, für die In- und Outputseite der 

Landwirtschaft, für die Outputseite des Großhandels und des Einzelhandels zur Ver­

fügung stehen. Der Preisindex für die Lebenshaltung mußte auf Grund der sich rasch 
ändernden Verbrauchsgewohnheiten in den Jahren 1950, 1958 und 1962 jeweils auf 

eine neue Basis gestellt werden. Einige Länder, darunter Baden-Württemberg, errech­
nen unter Zugrundelegung des vom Statistischen Bundesamt aus den Ergebnissen der 
Statistik der Wirtschaftsrechnungen gewonnenen Wägungsschemas für ihren Bereich 

ebenfalls diesen wichtigen Index, so daß hier die Verbraucherpreisentwicklung.auch in 
der regionalen Abgrenzung verfolgt werden kann. Das gleiche gilt für den Baupreisindex, 

der1958 in der Weise verbessert wurde, als nicht mehr die Preise der für ein bestimmtes 

Gebäude benötigten Materialmengen die Grundlage der Indexberechnung bilden, son­
dern unmittelbar die Preise für die einzelnen Bauleistungen. Damit ist ein Instrument 

entstanden, das nicht nur sehr anpassungsfähig an die technische Entwicklung gehand­

habt werden kann, sondern sich auch als äußerst konjunkturreagibel erwiesen hat. 
Nachdem die Grundbesitzwechselstatistik, in den früheren Ländern Württemberg und 
Baden intensiv gepflegt worden war, wurde sie auch nach dem Zweiten Weltkrieg wei-
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tergeführt5, bis sie dann später durch eine allgemeine Bundesstatistik der Bodenpreise 
abgelöst worden ist 

Seit Beginn des Jahres 1970 melden in Baden-Württemberg allein für die Einzelhandels­
preisstatistik über 2000 Berichtsstellen und knapp 1400 Mieter, die sich über 18 Be­

richtsgemeinden des Landes verteilen, monatlich für ein ausgewähltes Warensortiment 
ihre Preise bzw. ihre Miete. Für die übrigen Preisstatistiken sind weitere rund 3000 
Meldefirmen und für die Baulandpreisstatistik alle 78 Finanzämter des Landes in die 
Preisberichterstattung einbezogen. 

Löhne 

Weniger ergiebig sind die vorhandenen Fundstellen über lohnstatistische Angaben aus 

früherer Zeit Wohl enthalten die Württembergischen Oberamtsbeschreibungen, mit de­

ren Herausgabe 1824 begonnen wurde, vereinzelt Angaben über im 17. und 18. Jahrhundert 

gezahlte Löhne, doch handelt es sich bei diesen in der Regel nur um örtliche Durchschnitts­

tagelöhne für gewöhnliche Taglöhner, meist Waldarbeiter. Aber auch die lohnstatisti­

schen Feststellungen aller Artausgangs des 19. Jahrhunderts sind ihrer Art nach noch 
sehr heterogen, örtlich bedingt und daher kaum vergleichbar und für eine laufende 
Lohnbeobachtung mit zunehmender Industrialisierung nicht brauchbar. Erst mit dem 

Zunehmen der Tarifvereinbarungen zu Beginn des 20. Jahrhunderts kann von ernsthaf­

teren Versuchen einer umfassenderen Lohnstatistik gesprochen werden. Die Bestim­
mungen der einzelnen Verträge wichen zwar noch inhaltlich zum Teil voneinander ab, 

in den meisten Fällen aber finden sich Abmachungen über Löhne, und zwar sowohl 

bezüglich der Höhe als auch nach der Form derselben. Die darauf beruhenden Zusam­
menstellungen der Tariflöhne, wie sie im Reichsarbeitsblatt veröffentlicht worden sind, 

können als erster Versuch zu einer die meisten Gewerbe Deutschlands umfassenden 
Lohnstatistik angesehen werden. Die in den Verträgen vereinbarten Löhne wurden nach 

Zeitlöhnen und Akkordlöhnen unterschieden. Baden und Württemberg veröffentlichten 

schon seit Beginn des 19. Jahrhunderts Einzeluntersuchungen und regelmäßige lohn­

statistische Angaben über die ortsüblichen Taglöhne der gewöhnlichen Tagearbeiter 

in ihren Statistischen Hand- und Jahrbücherri6 , Baden" erstmals 1868 über durchschnitt­
liche Tagelöhne in den einzelnen Amtsbezirken. Das Württembergische Statistische 
Landesamt veröffentlichte 1906 folgende lohnstatistische Angaben: Tagelöhne von 

Arbeiterinnen in Stuttgart; Löhne der in den Staatswäldern beschäftigten Arbeiter; 
Arbeitslöhne bei der Staatseisenbahnverwaltung; Arbeitslöhne bei den Eisenwerken 

und Salinen; Arbeitslöhne der Baugewerbs-Berufsgenossenschaft; Löhne der zur 
Knappschafts-Berufsgenossenschaft gehörenden Arbeiter und einen kurzen tabellarischen 

Überblick über die Bewegung der Löhne der württembergischen Arbeiter (Abb. 3). 
Daneben war man bemüht, in Einzeluntersuchungen die vorherrschenden Lohnverhält­
nisse um die Jahrhundertwende darzustellen wie Hermann Losch 7 für das Land Würt­

temberg oder Wörishoferfür die Stadt Mannheim und sechs benachbarte Gemarkungen 
als räumlich abgegrenzten Industriebezirk. Hierzu zählen auch die Monographien von 

Fuchs 8 urid Bittmann 9 • Es handelt sich dabei um zum Teil räumlich begrenzte Unter-
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suchungen und gleichzeitig auch um eine Auswahl der gesamten Arbeiter, mithin also 

nur um gewisse Arten von Löhnen. Andere lohnstatistische Angaben aus dieser Zeit 

beziehen sich meistens nur auf Mitteilungen der Lohnverhältnisse der Forst- und Land­
arbeiter, wie zum Beispiel Angaben über den „mittleren Betrag des Lohnes für einen Tag 

Mannesarbeit und Frauenarbeit in der Hiebzeit und Kulturzeit". Von erheblich größerer 

Bedeutung·ist die seit Beginn des 20. Jahrhunderts vom Kaiserlichen Statistischen Amt 

regelmäßig veröffentlichte Statistik der Tariflöhne10 . Es handelt sich dabei um eine 

Statistik vereinbarter Lohnsätze, nicht um eine solche der Effektiwerdienste. 

Die bereits während des Ersten Weltkrieges, besonders aber nach seiner Beendigung 

notwendig gewordene fortlaufende Beobachtung der Lohn-Preis-Relation gab den 

Anlaß zu einem vollkommen neuen lohnstatistischen Konzept. Das Statistische Reichs­
amt benutzte in seinem Ziel und seinen Methoden verschiedene statistische Wege: 
a) den der Ermittlung der durchschnittlichen tariflichen Lohnhöhe {Tariflohnstatistik) 

und 

b) den der Ermittlung der im Durchschnitt tatsächlich erzielten Arbeitsverdienste (kurz 
Lohnerhebung genannt). 

Beide Verfahren erfuhren in den folgenden Jahren wiederholt Verbesserungen und 

Ausgestaltungen. Sie bildeten die Grundlage der amtlichen Lohnstatistik bis 1945. 
Die tatsächlichen Arbeitsverdienste wurden. abgesehen von den Vorläufern der Kriegs­

jahre 1916 bis 1918 und des Jahres 1920 (beginnende Inflation). erst seit 1927 laufend 
ermittelt. Die Erhebungen erstreckten sich jedoch auf einen Zeitraum von drei Jahren, 

so daß die Ergebnisse nie einen Überblick über den Stand der Arbeitsverdienste in der 

gesamten Industrie in einem bestimmten Zeitpunkt ermöglichten. 

Aus diesem Grund erfolgte 1935 eine Umstellung mit dem Ziel, möglichst eine umfas­

sende und aktuelle Berichterstattung zu erreichen. Es wurden jeweils alle Industrien zum 

gleichen Zeitpunkt einbezogen und um eine laufende Beobachtung der Entwicklung 
zu ermöglichen, vierteljährlich wiederholt. Diese Umstellung bildet heute noch die 
Basis der modernen Lohnstatistik. 

Um rascher zu Ergebnissen zu kommen und die meldenden Betriebe zu entlasten, 

wurde auf die Erfassung von Lohnsummen der ganzen Arbeitergruppe abgestellt 

Erhebungstermine waren die Monate März, Juni, September und Dezember. Die 
Ergebnisse stellten sehr umfangreiches Material dar. Für jede Industrie und jeden der 

80 erfaßten Fabrikationszweige wurden Durchschnittswerte berechnet. Für die Beur­
teilung der Wandlungen im Lohnniveau wurden Indexziffern der Wochenverdienste 

und Stundenverdienste berechnet. Um andererseits eine Vorstellung von dem absoluten 

Lohnstand zu erhalten, bei dem die saisonmäßigen und sonstigen zufälligen Einflüsse 

weitgehend ausgeschaltet sind, wurden außer den Indexziffern Jahresdurchschnitte 

der Verdienste für die Arbeitergruppen der einzelnen Industrien sowie im Gesamt­
durchschnitt der betreffenden Industrie im ganzen berechnet 

Aufbauend aufl den bisherigen Erfahrungen wurde die vierteljährliche Verdiensterhe­
bung in der Industrie nach dem Zweiten Weltkrieg wieder aufgenommen. In Baden 
und Württemberg (ausgenommen in Südbaden bis zur Bildung des· Landes Baden­
Württemberg) fand die erste Erhebung dieser Art im Lohnsummenverfahren und auf 

repräsentativer Grundlage schon im laufe des Jahres 1946 statt In der Erkenntnis, 
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daß die so gewonnenen Werte wohl für eine kurzfristige Beobachtung der Lohnbewe­

gungen ausreichen, aber für eine Analyse der Lohnsituation nach individuellen Merk­
malen nicht geeignet sind, wurde 1952 (für November 1951) eine umfassende „Lohn- und 

Gehaltsstrukturerhebung" im gesamten Bundesgebiet durchgeführt, wobei erstmals 
eine Gliederung nach der Qualifikationsstufe der Beschäftigten in Facharbeiter, Ange­

lernte Arbeiter und Hilfsarbeiter) vorgenommen wurde. Diese Gliederung wurde später 
auch in die vierteljährliche Erhebung aufgenommen, so daß die Möglichkeit bestand, 
einen Index der Stunden- und Wochenverdienste mit gleichbleibender Beschäftigten­
struktur und den Ergebnissen der vierteljährlichen Erhebungen laufend zu berechnen. 
In Verbindung mit dem Preisindex für die Lebenshaltung gestattet dieser Effektivlohn­
index eine Aussage über die realen Lohnveränderungen. Der sogenannte Reallohnindex 
stellt den zum jeweiligen Zeitpunkt mit dem Preisindex für die Lebenshaltung deflatio­
nierten Index der Bruttowochenverdienste dar. 
Die Angestellten der Industrie und des Handels wurden ab 195 7 ebenfalls in einer 
Leistungsgruppengliederung in diese Erhebungen einbezogen. Weitere lohnstatistische 
Daten fallen an bei der Industrie- und Bauberichterstattung {Lohnsummen), bei der 

Lohnsteuerstatistik sowie bei der Statistik der Wirtschaftsrechnungen privater Haus­
halte und den hierzu gehörenden Einkommens- und.Verbrauchsstichproben. 
Damit war aber noch kein umfassendes Konzept einer Lohnstatistik erreicht, denn 
alle diese Erhebungen sowie auch die vom Statistischen Bundesamt wieder aufgenom­
mene Beobachtung und in Form eines Index laufend veröffentlichte Bewegung der 

Tariflöhne sind einkommensbezogen und decken nur einen, wenn auch großen Teil der 
Kosten ab, die dem Unternehmen für den Produktionsfaktor Arbeit insgesamt entstehen. 
Diese Lücke wurde 1959 von der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft geschlossen, 
in deren Auftrag die Statistischen Ämter der Mitgliedstaaten die „Erhebung über die 
Personal- und Personalnebenkosten" seit dieser Zeit in nahezu allen Wirtschafts­
bereichen, im Produzierenden Gewerbe seit 1966 in dreijährigem Abstand und auf 
repräsentativer Grundlage durchführen. Im Bereich des.öffentlichen Dienstes ist nach 
dem Zweiten Weltkrieg 1950 und 1968 je eine repräsentative Erhebung der Dienst­
bezüge, Vergütungen und Löhne durchgeführt worden. 
Mit diesem Erhebungskatalog ist den Regierungen, den Tarifpartnern, den Unternehmen 
und allen übrigen Entsche~-jungsgremien der Wirtschaftspolitik ein umfassendes Ma­
terial über die Verdienst- und Arbeitskostensituation sowie deren Entwicklung in zeit­
licher und regionaler Hinsicht an die Hand gegeben. Keine Statistik kann jedoch auf 
einem einmal erreichten S,tand verharren. Neue Entwicklungen und Gegebenheiten 
müssen rechtzeitig erkannt, ihre Bedeutung für die Zukunft beurteilt und dement­
sprechend in die Erhebungen einbezogen werden. So stellt sich beispielsweise im 
Augenblick die Frage, wie der gesamte Jahresverdienst eines Beschäftigten einschließ­

lich Gratifikationen, Leistungsprämien usw. laufend erhoben werden kann. Diese 
einmaligen Zahlungen haben in den letzten Jahren zunehmend an Bedeutung gewonnen 
und sind ein fester Bestandteil der Einkommen aus unselbständiger Arbeit geworden. 
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Wirtschaftsrechnungen privater Haushalte, 
Einkommens- und Verbrauchsstichproben 

Ähnlich wie die meisten sozialstatistischen Erhebungen entsprangen auch die Wirt­
schaftsrechnungen privater Haushalte zunächst fast ausschließlich sozialpolitischen 

Motiven und galten der Erforschung des Lebensniveaus minderbemittelter Bevölke­

rungsschichten sowie dem Vergleich der Lebensweise verschiedener Haushaltsgruppen. 

Die Anfänge hauswirtschaftlicher Aufzeichnungen reichen bis in das 16. und 17. Jahr­
hundert zurück. Es handelt sich in dieser Zeit um einzelne Budgets, die von privater 
Hand für bestimmte Zwecke schätzungsweise aufgestellt worden sind; Erhebungen, 

die der Erkenntnis allgemeiner Zusammenhänge wie Belastung der Haushalte mit 
indirekten Steuern, Vermehrung und Verminderung des Volkswohlstandes durch ein­

zelne Bevölkerungsgruppen und dergleichen dienten. Mit zunehmender Industriali­
sierung und Liberalisierung von Wirtschaft und Gesellschaft wuchsen noch zahlreiche 

andere Forderungen aus dem wirtschaftspolitischen Bereich hinzu. 

Mit der strukturellen Beobachtung des Einkommens, des Verbrauchs und der Vermö­

gensbildung der privaten Haushalte stellen heute die Wirtschaftsrechnungen ein 

bedeutsames Instrument fortschrittlicher Wirtschafts- und Sozialpolitik dar, mit dessen 
Hilfe sich wesentliche Teile des gesamtwirtschaftlichen Prozesses analysieren lassen. 
Immerhin umfaßt der private Verbrauch mehr als 60% der im Sozialprodukt ausge­

drückten volkswirtschaftlichen Leistung, so daß sein marktbestimmender Einfluß 

unbestritten ist. Auch eine Reihe staatlicher Initiativen, wie beispielsweise die Fest­
setzung der Familienbeihilfen oder die Förderung der Vermögensbildung setzen die 

Kenntnis der Ergebnisse der Wirtschaftsrechnungeh privater Haushalte voraus. Nicht 

zuletzt dienen die Verbrauchsausgaben der Haushalte der Ausarbeitung von Gewich­

tungsschemata für die Indizes von Lebenshaltungskosten und Einzelhandelspreisen. 

Zwar sind die Vorläufer einschlägiger Beobachtungen schon in Monographien aus dem 
17. und 18. Jahrhundert zu erkennen, jedoch zeigen sich statistische Ansätze erst in der 
zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts als eine Folge des sich ständig verstärkenden 

sozialpolitischen Interesses. Die Arbeiten des Statistikers Ernst Engel (1860 bis 1882), 

Direktor der Preußischen Statistischen Büros, sind wegen der von ihm nachgewiesenen 
Gesetzmäßigkeiten zwischen der Einkommenshöhe und dem Ernährungsaufwand von 

besonderer Bedeutung für die späteren Untersuchungen, die zunächst von einigen 
Städten, zu Beginn des 20. Jahrhunderts aber in größerem Umfang vom Statistischen 

Reichsamt betrieben wurden. Im Gegensatz zu den anfänglich bei einer jeweils sehr 
begrenzten Anzahl von Haushalten der untersten Einkommensschichten durchgeführten 

Erhebungen wurde nunmehr in den Jahren 1907, 1927 und 1937 auf dem Wege 
statistischer Massenerhebungen für exakt abgegrenzte Bevölkerungsgruppen oder die 
Gesamtheit der Bevölkerung eine Fülle statistischen Materials gesammelt, das bei 

verbesserten Auswertungsmöglichkeiten auch zu vertieften Erkenntnissen führen 
konnte. Die seinerzeit entwickelte Methode der ganzjährigen Haushaltsbuchführung 
mit täglichem Aufschrieb aller Einnahmen und Ausgaben ist im Prinzip heute noch 
gebräuchlich. 
In die Phase der ersten Erhebungen des Statistischen Reichsamts fallen auch die 
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frühen Versuche Statistischer Ämter, darunter des Württembergischen Statistischen 

Landesamts, regional abgegrenzte Untersuchungen vorzunehmen. Die Schwierigkeiten 

in Verbindung mit der fortschreitenden Inflation nach dem Ersten Weltkrieg brachten 

allerdings diese Ansätze zum Erliegen. Erst 1927/28 wurden durch eine vom Stati­

stischen Reichsamt mit Hilfe der örtlichen Statistischen Ämter in etwa 60 Städten 
durchgeführte Erhebung auch Angaben von Haushalten aus Freiburg, Karlsruhe, 

Mannheim, Pforzheim und Stuttgart ermittelt, so daß damit erste Ergebnisse aus den 

früheren Ländern Baden und Württemberg zur Verfügung standen. Nach den sehr 

allgemein gehaltenen Richtlinien waren Haushalte von Lohn- und Gehaltsempfängern 
verschiedener Berufe und Einkommensstufen einzubeziehen, wobei man hoffte, durch 

die freie Auswahl typischer Familien, deren Budgets eine Verallgemeinerung zuließen, 

eine ausreichende Repräsentation zu erhalten. Die hier angedeuteten Strukturuntersu­

chungen sind zugleich auch die Vorläufer der nach 1945 wieder aufgenommenen 
Wirtschaftsrechnungen privater Haushalte in der heutigen Form. 

Einige auf ganz bestimmte soziale Gruppen abgestellte Erhebungen in dem ersten 
Jahrzehnt nach dem Zweiten Weltkrieg erbrachten zwar wertvolle Einblicke in die 

schichtspezifischen Strukturen, doch erschwerten die zeitlich sehr unterschiedlichen 

Ergebnisse unter dem Einfluß des starken Wirtschaftswachstums den gewünschten 
Vergleich. 
Daneben werden zur Beobachtung der Einnahme- und Ausgabestruktur der pri­

vaten Haushalte seit 1950 Erhebungen in Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushalten 
einer mittleren Verbrauchergruppe durchgeführt. Erstmalig handelt es sich dabei um 
eine monatliche Beobachtung ganz bestimmter Haushaltstypen. Wesentlich für den 

zeitlichen Vergleich der Ergebnisse ist, daß die beobachteten Haushalte stets den 
gleichen relativen Ort innerhalb der sich vonJahrzuJahrwandelnden Einkommens- und 
Verbrauchspyramiden der Gesamtbevölkerung einnehmen. Deshalb muß der Auswahl­

rahmen laufend der wirtschaftlichen und sozialen Entwicklung angepaßt werden. 

Wegen des seit 1950 konjunkturell ständig ansteigenden Trends waren die Start­
bedingungen für eine solche Statistik in den Nachkriegsjahren besonders günstig. 
Die Vorteile laufender Wirtschaftsrechnungen sind nicht zu leugnen. Sie offenbaren 

die Lebenshaltung der beobachteten Haushalte sowie deren Verbrauchsst111ktur. Ebenso 
veranschaulichen sie die Rolle der Haushalte als Käufer und Verbraucher bestimmter 

Waren und Dienstleistungen. Und nicht zuletzt zeigen sie die Verknüpfung von Ein­

kommen, Verbrauch und Ersparnis. Es lassen sich sogar zwischen mehreren Haus­
haltstypen (eventuell sozialen Schichten) Niveauvergleiche anstellen. So erfüllen die 
Wirtschaftsrechnungen wichtige Forderungen seitens Politik, Wirtschaft und Wissen­
schaft 

Zunächst wurden in Baden und Württemberg nur mittlere Einkommens- bzw. Ver­
brauchsverhältnisse untersucht, später aber auch weitere Schichten in die Erhebung 
einbezogen, und zwar: 

Ab 1950 Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushalte (Ehepaare mit zwei Kindern, darunter 

mindestens ein Kind unter 15 Jahren) mit mittlerem Einkommen des Haus­

haltsvorstands in Städten mit 20 000 und mehr Einwohnern (Typ 2). 
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Ab 1952 Zweipersonen-Haushalte (bis 1962 auch Dreipersonen-Haushalte) von Ren­
ten- und Sozialhilfeempfängern (überwiegend ältere Ehepaare) mit geringem 
Einkommen in Gemeinden mit mehr als 5000 Einwohnern (Typ 1). 

Ab 1964 Vierpersonen-Arbeitnehmerhaushalte (Ehepaare mit zwei Kindern) mit höhe­

rem Einkommen (Typ 3). 

Die Begrenzung der Einkommen für die einzelnen Haushaltstypen wird dynamisch 

gehalten. Zur Zeit soll das monatliche Haushaltsbruttoeinkommen des Rentner- und 

Sozialhilfeempfängerhaushalts 600 DM nicht übersteigen. Bei der mittleren Einkom­

mensgruppe soll es zwischen 950 und 1450 DM und bei Haushalten der höheren 

Einkommensgruppe zwischen 1950 und 2600 DM liegen. 
Eine empfindliche Einschränkung der laufenden Wirtschaftsrechnungen ist in ihrer 
auf die genannten Haushaltstypen begrenzten Aussagefähigkeit zu sehen. Zwar re­

präsentieren beispielsweise die meisten Haushalte {Familien) einmal den im Auswahl­

rahmen für die mittlere Einkommensgruppe festgelegten Haushaltstyp, doch ist damit 
keinesfalls die differenzierte Struktur aller Haushalte getroffen. 
Mit der zunehmenden Erkenntnis der sozial- und wirtschaftspolitischen Bedeutung der 

privaten Haushalte verdichtete sich der Bedarf an umfassenden Strukturdaten auf dem 
Sektor privater Einkommensbildung und -verwendung. So waren auch Bestrebungen 
im Gange, die für einen über die bisher nur für mittlere Verbrauchsverhältnisse 

(entsprechend dem Typ 2) hinausgehenden Gesamtpreisindex der Lebenshaltungskosten 
erforderlichen Wägungsschemata aus dem Material der Wirtschaftsrechnungen zu 

gewinnen. 

Die hierfür erforderliche Grundlage wurde in dem Gesetz über die Statistik der Wirt­

schafts_rechnungen privater Haushalte vom 11. Januar 1961 geschaffen. Danach sollen 

neben den laufenden Wirtschaftsrechnungen der schon genannten Haushaltstypen in 

mehrjährigen Abständen Einkommens- und Verbrauchsstichproben bei Haushalten 
aller Bevölkerungskreise auf repräsentativer Grundlage erhoben werden, um über 

folgende Tatbestände Auskunft zu geben: 

1. Quellen der Haushaltseinnahmen; 
2. Verwendung der Einnahmen für den privaten Verbrauch, Steuern und Abgaben, 

Versicherungszwecke, Rückzahlung von Schulden, Vermögensbildung und sonstige 

Zwecke; 
3. Zusammensetzung der Haushalte nach wirtschaftlichen und sozialen Gesichtspunk-

ten sowie ihre Ausrüstung mit technischen Gebrauchsgütern. 
Schon die erste Einkommens- und Verbrauchsstichprobe von 1962 erbrachte eine ganze 
Reihe wichtiger Erkenntnisse, deren Schwerpunkt bei der Einkommenserzielung und 
-verwendung in Form des privaten Verbrauchs lag. Neben den hierüber vom Statistischen 

Bundesamt herausgegebenen Publikationen wurden vom Statistischen Landesamt in 

den Jahren 1962 bis 1964 eine Reihe von Sonderauswertungen für Baden-Württemberg 

veröffentlicht 11 , denen unter anderem ir:iteressante Ergebnisse über die Einkommens­

verhältnisse und die Ausstattung der Haushalte mit Gebrauchsgütern zu entnehmen 

sind. 
Die zweite Erhebung dieser Art fand 1969 statt und umfaßte für Baden-Württemberg 
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etwas mehr als 7000 Haushalte aller Schichten. Den Akzenten der Sozialpolitik folgend 
lag der Erhebungsschwerpunkt diesmal im,Bereich der Einkomrriens- und Vermögens­

bildung der privaten Haushalte. 
Unabhängig von dem allgemeinen bundeseinheitlichen Erhebungsprogramm wurde in 

Baden-Württemberg mit dem Grundinterview ein Vermögensfragebogen ausgegeben, 

der erste Vorstellungen über Höhe und Struktur der Vermögensverhältnisse aller 
Haushalte vermitteln sollte. Der bereitwilligen Mitarbeit fast aller befragten Haushalte 

ist es zu verdanken, daß schon während und kurz nach der das ganze Jahr 1969 
andauernden Erhebung vorläufige Ergebnisse über bedeutsame Strukturelemente für 

Baden-Württemberg veröffentlicht werden konnten 12 . Hervorzuheben sind erste und 
bis dahin einmalige Einblicke in die Vermögensverhältnisse sowie das Sparverhalten 

der privaten Haushalte. Zusammen mit weiteren Veröffentlichungen über die Ausstat­

tung der Haushalte mit Gebrauchsgütern sowie ihre Einkommenssituation ist ein 

bedeutsames Informationsmaterial geschaffen worden, das mit der noch andauernden 

endgültigen Auswertung vertieft wird. 
Die Weiterarbeit auf dem Gebiet der Wirtschaftsrechnungen privater Haushalte zielt 

über die bisher gewonnenen Ansätze hinaus auf ein geschlossenes System der Er­

mittlung und Beobachtung der Einkommens-, yerbrauchs- und Vermögensverhältnisse 

aller privaten Haushalte. 

Bauwirtschaft und Wohnungswesen 

Die Statistik der Bautätigkeit und des Wohnungswesens ist relativ jungen Datums. 

Bis zur Mitte des 19. Jahrhunderts handelt es sich nur um vereinzelte Angaben über 
Wohnungen vornehmlich in landeskundlichen Ortsbeschreibungen. Mit Beginn der 

Industrialisierung und dem stärkeren Bevölkerungswachstum beginnt man in den 

Städten mit statistischen Untersuchungen über die Wohnverhältnisse. Aber erst die 
wiederholte Forderung des Verbandes Deutscher Architekten und Ingenieurvereine im 

Jahr 1876 nach einer Statistik der Bautätigkeit führte in den Jahren 1881 und 1882 

zu zwei Zirkularerlassen der Reichsregierung an die Länder, wonach diese jährlich 
baustatistische Übersichten vorzulegen hatten. Gleichzeitig wurden für die zurück­

liegenden Jahre bis 1871 gleiche jährliche Übersichten verlangt Diese Übersichten 
sind die Vorläufer unserer heutigen Baustatistik. 
Bei den später vierteljährlichen, seit 1925 monatlichen Berichten wurden weitgehend 
die Erfahrungen der Städte zugrunde gelegt, die sie in jahrelanger Praxis in der 

kommunalen Statistik gesammelt hatten. Die Meldungen beschränkten sich zunächst 

auf die Zu- und Abgänge von Gebäuden und Wohnungen sowie auf die Art und Größe 

der erstellten Gebäude. Nach ihrer Zweckbestimmung wurde zwischen Wohn- Und 

Nichtwohngebäuden unterschieden, letztere wiederum unterteilt in öffentliche Gebäude 

und Gebäude für vorwiegend gewerbliche, landwirtschaftliche und sonstige Zwecke 
mit Angabe der Kubikmeter umbauten,Raumes. 

Durch die immer stärkere Benutzung der baustatistiSchen Ergebnisse al~ Konjunktur­
barometer wurde 1924 auch die Zahl der Baugenehmigungen in den Berichtskatalog 
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aufgenommen. 1928 erfolgte noch die Aufnahme des Baubeginns, und 1936 wurde das 
Berichtsformular der Reichswohnungsstatistik noch um eine nach Größenklasse ge­

gliäderten Übersicht der Wohngebäude und nach Art.der Bauherren erweitert, letztere 

nochmals unterteilt nach der Zahl der Wohnungen in Mittel-, Groß- und Massen­
miethäusern. 

Nach 1945 ging es vor allem darum, zunächst die schwersten Schäden und größten 

Nöte auf dem Wohnungsmarkt zu beseitigen, da von einer Bautätigkeit im normalen 
Sinn kaum gesprochen werden konnte; auch hatte man keinen Überblick über den 

noch verbliebenen Wohnraum. Zunächst wurden sporadisch zum Teil nur auf einzelne 

Besatzungszonen beschränkte Bestandsermittlungen des noch vorhandenen Wohn­

raumes wie zum Beispiel in Nordbaden der Versuch einer Feststellung der Kriegsschäden 

in den größeren Städten und in den Landkreisen durchgeführt, die vor allem den Zweck 
hatten, eine in etwa gleichmäßige Belegung des noch vorhandenen knappen Wohn­
raumes zu ermöglichen. Es ging dabei zunächst darum, die Evakuierten und Ausge­
bombten als auch die Millionen Vertriebenen aus den Ostgebieten und die heimkehren­

den Soldaten mit Wohnraum zu versorgen. Die erste Wohnungszählung in der ameri­

kanischen Besatzungszone Württemberg-Baden fand am 29. Oktober 1946 statt {vgl. 

Abschnitt „Bevölkerung und Kultur"). Erst nach der Währungsreform 1948 brachte 
die allgemeine Wirtschaftsbelebung auch auf dem Bausektor die Dinge wieder in 

Fluß, so daß es sinnvoll wurde, die Vorgänge auf dem Baumarkt wieder statistisch 
zu erfassen. Ab 1949 wird die Baustatistik in den Statistischen Landesämtern erneut 

aufgenommen. Meldestellen waren schon damals die Baubehörden des Landes. Erfaßt 
wurden die Baugenehmigungen und die Baufertigstellungen. Die Erfassung der bau­

statistischen Vorgänge in den Anfangsjahren erfolgte zunächst vielfach durch Melde­

listen der Baubehörden. Mit der Ausweitung des Merkmaikatalogs erfolgten die Mel­
dungen ab 1950 auf Individualzählkarten. 1952 wurde die auch jetzt noch angewandte 

Methode eingeführt, so daß von diesem Jahr an bis heute die Ergebnisse der Baustatistik 
weitgehend vergleichbar sind. 

Die Lage auf dem Wohnungsmarkt stellte seit Kriegsende ein besonderes soziales Pro­
blem dar und machte ein bedeutendes finanzielles Engagement des Staates auf dem 
Wohnungssektor notwendig. Mit den Mitteln, die für den „Sozialen Wohnungsbau" 
zur Verfügung gestellt wurden, sollte auch Einkommensschwächeren der Bezug einer 

räumlich und ausstattungsmäßig der Familiengröße entsprechenden Wohnung ermög­

licht werden. Um die Effizienz dieser Mittel zu kontrollieren, wurde 1953 die Statistik 
der Bewilligungen im öffentlich geförderten sozialen Wohnungsbau eingeführt. Für 

diesen Zweck haben in Baden-Württemberg die Landeskreditanstalten Karlsruhe und 

Stuttgart für jeden Bewilligungsfall einen Meldebogen auszufüllen, in dem eine genaue 
Beschreibung des Bauvorhabens nach Zahl der Gebäude, Wohnungen und Räumen, 

Umfang und Art der öffentlichen Förderung, Angaben über die Gesamtherstellungs­

kosten und deren Finanzierung enthalten sind. 

Unabhängig von der laufenden Bautätigkeitsstatistik finden seit 1950 regelmäßig auch 
auf dem Gebiet des Wohnungswesens Bestandsaufnahmen in Form von Gebäude- und 
Wohnungszählungen statt (vgl. Abschnitt „Bevölkerung und Kultur"), um die jeder 
Fortschreibung innewohnende Fehlerquote von Zeit zu Zeit zu berichtigen. Nur mit 
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Hilfe der Bestandsaufnahmen können Veränderungen durch Zweckentfremdungen, 
die nicht meldepflichtig sind, und nicht bekanntgewordene Abgänge durch Brand, 
Abbruch usw. in die Fortschreibung einbezogen werden. 

Mit der Normalisierung auf dem Wohnungsmarkt dient die Bautätigkeitsstatistik haupt­

sächlich als Konjunkturbarometer. Als Mittel zur Konjunkturbeobachtung sollte daher 

die Bautätigkeitsstatistik 1960/61 durch Einführung der Baubeginnstatistik noch vervoll­
kommnet werden. Nachdem die Bauämter nicht in der Lage waren, die Baubeginne 

termingerecht zu melden, erfüllten die Ergebnisse der Baubeginnstatistik nicht den 
gewünschten Zweck, so daß sie nach einigen Jahren bereits wieder eingestellt wer­

den mußte. 
Die bis dahin bestehende Bautätigkeitsstatistik erstreckte sich nur auf die Hochbau­

tätigkeit, sie wurde,ebenfalls 1961 um die Statistik der Auftragvergaben im Tiefbau, wie 

Straßen- und Brückenbauten, Tiefbauten an Bundeswasserstraßen, sonstige wasser­

wirtschaftliche Tiefbauten usw. erweitert. 

Im Gegensatz zur Bautätigkeitsstatistik, die das Produktionsergebnis der Bauwirtschaft 

mißt, erfaßt die Bauberichterstattung die am Baugeschehen beteiligten Unternehmen 

bzw. Betriebe mit den darin eingesetzten Produktionsfaktoren. Sie ist ohne Vorläufer 
und erst nach dem Kriege zusammen mit der Industrieberichterstattung, an die sie sich 

eng anlehnt. entstanden. Die Statistik beschränkt sich auf das Bauhauptgewerbe als 
wichtigster Teil der Bauwirtschaft. Dazu zählen diejenigen Zweige des Baugewerbes, die 

vor allem an der Ausführung der Rohbauarbeiten beteiligt sind. Hierzu rechnen der 

Hoch-, Tief- und Ingenieurbau, die Zimmerei und Dachdeckerei sowie das Stukkateur-, 
Gipser- und Verputzergewerbe. Darüber hinaus werden im Rahmen der Baubericht­

erStattung auch noch der Straßenbau sowie die Spezialbetriebe für Isolierbau, Schorn­

stein-, Feuerungs- und Industrieofenbau usw. erfaßt. 
In erster Linie dient die Bauberichterstattung der kurzfristigen Konjunkturbeobachtung. 

Die Ergebnisse müssen also den für die Wirtschaftspolitik zuständigen Stellen des 

Bundes und der Länder relativ schnell vorliegen. Aus dieser Zielsetzung heraus sind 
monatlich nur Unternehmen bzw. Betriebe mit 20 und mehr Beschäftigten meldepflich­

tig; in Baden-Württemberg zur Zeit 2500 Betriebe. Sie melden die Beschäftigten unter­

teilt nach Beschäftigtengruppen, die Lohn- und Gehaltssummen, die auf den Baustellen 
und Bauhöfen geleisteten Arbeitsstunden und die Umsätze, die beiden letzteren unter­

gliedert nach Bauarten, wie Wohnbau, gewerblicher und industrieller Bau, öffentlicher 
und Verkehrsbau. Die Daten dieser Betriebe werden an Hand der einmal jährlich im Juni 

stattfindenden Totalerhebung, bei der auch die Betriebe mit weniger als 20 Beschäf­
tigten erfaßt werden, auf Ergebnisse für alle Betriebe hochgerechnet. 
Die Totalerhebung, bei der in Baden-Württemberg rund 12 300 Betriebe zu befragen 

sind,.liefert demgegenüber, vor allem auf Grund einer relativ tiefen wirtschaftssystema­

tischen Gliederung und einer starken Aufgliederung der Beschäftigten nach der Stel­
lung im Betrieb, die Strukturdaten für das Bauhauptgewerbe. Darüber hinaus werden 
im Rahmen dieser Erhebung auch die für die Mechanisierung dieses Gewerbes charak­

teristischen Geräte- und Maschinenarten ermittelt Gerade in den letzten Jahren hat 
neben der Zahl der verfügbaren Arbeitskräfte der Geräte- und Maschinenbestand für 

die Beurteilung der Kapazität des Bauhauptgewerbes eine immer größere Bedeutung 
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erlangt. Zu guter Letzt wird an Hand der Totalerhebung der Berichtskreis für die monat­

liche Erhebung jeweils für ein Jahr neu festgelegt. 
Um die Bauwirtschaftsstatistik (Bautätigkeitsstatistik und Bauberichterstattung) den mo-

. dernen Bedürfnissen anzupassen und internationale Vergleiche zu ermöglichen, sollen 
auch die Erhebungen in diesem Bereich analog der Industriestatistik in nächster Zeit 

einer Reform unterzogen werden. Vor allem sollen noch bestehende Lücken durch die 
Einführung einer kurzfristigen Auftragseingangs- und Bestandsstatistik im Bauhaupt­

gewerbe sowie die Einbeziehung des Ausbau- und Bauhilfsgewerbes in die Baubericht­

erstattung mögljchst bald geschlossen werden. Darüber hinaus sollen bei allen Stati­

stiken der Bauwirtschaft die statistischen Einheiten, die zu erhebenden Merkmale und 
die verwendeten Begriffe so aufeinander abgestimmt werden, daß ein möglichst voll­

ständiges Bild des Baugeschehens von der Produktion bis zum Bauergebnis erreicht 

wird. (Vgl. Die Bauwirtschaft in Baden-Württemberg 1970. In: Statistik von Baden­
Württemberg, Bd. 162.) 

Soziale Sicherung 

In ihrer jetzigen Gestalt ist die Soziale Sicherung das Ergebnis einer rund 80jährigen 

Geschichte. Die vielfältigen und tiefgreifenden Veränderungen, die sie im Verlauf dieser 

Zeitspanne erfahren hat, sind zugleich Teilai.Jsdruck der Strukturveränderungen von 

Wirtschaft und Gesellschaft Ursache und Wirkung dieses Umschichtungsprozesses 

sind sowohl technischer, wirtschaftlicher und sozialer Art. Es sihd nicht nur Stadt und 
Land einander nähergerückt, sondern auch die Arbeits- und Lebensweise der Menschen 
haben sich weitgehend angeglichen. Die Entwicklung zur Industriegesellschaft hat 

nicht nur die Arbeits- und Lebensweise der Bevölkerung weitgehend verändert, darüber 

hinaus führte die steigende Güterproduktion zu einem wachsenden Verbrauch der 
sich in einem ständig steigenden Wohlstand ausdrückt Es geht heute nicht mehr nur 

um die Armen der Bevölkerung und ihre soziale Betreuung, sondern um die soziale 

Sicherung der gesamten Bevölkerung, und zwar sowohl der im Produktionsprozeß ste­
henden Berufstätigen als auch jener Bevölkerungskreise, die gleich aus welchen Grün­

den vorübergehend oder endgültig nicht mehr im Berufs- und Wirtschaftsleben stehen. 
Das Gesamtbild aller sozialen Einrichtungen ist mannigfaltig. Der statistische Nachweis 

der sozialen Maßnahmen und Einrichtungen beschränkt sich derzeit noch auf wenige 

relevante Tatbestände, Maßnahmen und Einrichtungen. Von besonderer Bedeutung 

waren bislang die Ergebnisse der Statistik der Sozialhilfe (früher Fürsorgestatistik) als 

die Grundlage zur Sicherung gegen die Wechselfälle des Arbeitslebens wie zum Beispiel 

Krankheit Arbeitsunfall, Mutterschaft, Alter und Tod, die Statistik der öffentlichen 
Jugendhilfe und die Statistik der sozialen Sicherung (gesetzliche Krankenversiche­
rung). 

Noch bis vor etwa hundert Jahren galt das öffentliche Interesse und die Fürsorge über­
wiegend nur jenem Teil der Bevölkerung, der nicht in der Lage war, für seinen Lebens­
unterhalt selbst aufzukommen. Ihn statistisch zu erfassen und zu durchleuchten, war 

Aufgabe der sogenannten Armenstatistik, die somit als die Vorläuferin aller späteren 
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Wohlfahrtsstatistiken bezeichnet werden kann. Es handelte sich bei diesen ersten 
Erhebungen in der Regel nur um Leistungsnachweise größerer Städte über vorhandene 
soziale Einrichtungen und bestehende Bedürfnisse. Die Ergebnisse unterscheiden sich 
nach dem Stand des Fürsorgewesens im jeweiligen Erhebungsbereich. 
Baden und Württemberg hatten bereits gegen Ende des vorigen Jahrhunderts·damit 
begonnen, Angaben über die Armenpflege zu ermitteln und zu veröffentlichen. In Würt­

temberg geschah dies am umfangreichsten wohl im Jahr 1875, in dem eine „Erhebung 
sowohl der öffentlichen ArmenpfleQe wie der weiteren Wohltätigkeitsübungen" durch­
geführt worden war. Dennoch beschränkten sich diese Feststellungen auf die Unter­
stützungsorgane und.Stiftungen, auf die Zahl der durch Geld oder anderweitig Unter­
stützten, die Ausgaben und Einnahmen, die Verpflegungstage und auf die vorhan­
denen Anstaltsbetten. 
Im Vergleich hierzu waren die laufenden Ermittlungen in Baden einerseits wohl viel­
fältiger, andererseits aber auch einseitiger. In den „Statistischen Jahrbüchern" wurde 
zum Beispiel summarisch der Armenaufwand von Stadt und Gemeinde, detaillierter 
der der Kreise, getrennt nach Armenunterstützungen, der weltlichen und geistlichen, 
örtlichen und Landesstiftungen sowie di~ Pfründneranstalten nach Zahl und Art und die 

Anzahl des Pflegepersonals ausgewiesen. 
Allgemein waren es gemeindliche Ermittlungen, mit dem Zweck, die jeweiligen örtlichen 
Armenverhältnisse und das Ausmaß der gewährten Unterstützung zu erfassen; es han­

delte sich um eine reine Armenpflegestatistik. 
Mit Beginn der Industrialisierung und dem stärkeren Anwachsen der minderbemittelten 
Arbeiterschicht kam,es allerorts zu sogenannten Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen - zu­
nächst als freie Einrichtungen der Unternehmen zur sozialen Hebung ihrer Arbeiter­
schaft - und zur Gründung von Vereinen und Verbänden mit dem Ziel, ein soziales 
Abgleiten abzufangen. 
Die Kriegsopfer des Ersten Weltkrieges, die durch die Inflation geschädigten Klein­
rentner und schließlich die durch die Massenarbeitslosigkeit um 1930 in Not geratenen 
Erwerbslosen vergrößerten den Kreis der Hilfsbedürftigen außerordentlich. Da die 
privaten und gemeinnützigen Organisationen die plötzlich entstandene soziale Last 
nicht mehr allein tragen konnten, wurde 1924 vom Staat eine Verordnung über die Für­
sorgepflicht erlassen. Damit waren zugleich erstmals die Voraussetzungen für eine 

einheitliche und umfassende Reichsfürsorgestatistik geschaffen worden. Seit 1927 war 
sie ständigen Änderungen ausgesetzt die zur großen Reform von 1936führten; wodurch 
eine Anpassung an die Reichsfinanzstatistik erfolgte. 
Die nach dem zweiten Weltkrieg eingeführte Einheitsfürsorge wurde 1953 auf abge­
stufte Leistungen gemäß der sozialen Lage der Hilfsbedürftigen umgestellt 1962 wurde 
durch das Bundessozialhilfegesetz das Leistungsrecht der öffentlichen Fürsorge auf eine 
neue Grundlage gestellt Die Leistungsbestimmungen werden jetzt wegen der Verschie­
denheit der Voraussetzungen und zur Unterstreichung der besonderen Bedeutung der 
Hilfearten in die Hilfe zum Lebensunterhalt und in die Hilfen in besonderen Lebenslagen 

unterteilt. 
Seit 1963 wird der bisherige finanzstatistische Nachweis über Ausgaben und Einnahmen 
der Sozialhilfe sowie sonstige Leistungen durch einen tiefgegliederten Nachweis über 
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den Kreis der Empfänger dieser Leistungen ergänzt. Um die für spezielle sozialpolitische 

Maßnahmen der Bundesregierung notwendigen Unterlagen zu erhalten, werden jeweils 

nach Bedarf Zusatzstatistiken durchgeführt, wie zum Beispiel 1966 über die Eingliede­

rungshilfe für Behinderte und 1967 über die Empfänger von Tuberkulosehilfe. 
Die öffentliche Fürsorge für die Jugend hatte ihre Begründung im Reichsjugendwohl­

fahrtsgesetz von 1922. Hierdurch wurden reichseinheitlich die Wirkungsbereiche der 
öffentlichen und der freien Jugendhilfe abgegrenzt. Obwohl die folgenden Jahre ge­

wisse Einschränkungen brachten, blieben die tragenden Grundgedanken erhalten. 
Nach dem Zweiten Weltkrieg erfolgte zwangsläufig die Ausrichtung der bis dahin 

geltenden Rechtsvorschriften auf den neuen politischen Status, was schließlich 1961 zu 

einem neuen Gesetz für die Jugendwohlfahrt13 führte, dessen Bestimmungen ihren 

Niederschlag auch in der vOm Gesetzgeber geforderten Statistik fanden. Beschränkte 

sich die Nachweisung zuerst auf summarische Ergebnisse, bei denen die finanzstati­

stischen Meldungen über die Rechnungsführung innerhalb eines Kalenderjahres anhand 

der Rechnungsbücher von besonderer Bedeutung waren, so wurde die Statistik in stei­
gendem Maß durch spezielle Tätigkeitsbereiche ergänzt. Von den Maßnahmen der 

Jugendhilfe werden gesondert herausgestellt die Pflegeaufsicht, Amtsvormundschaft, 
Hilfe zur Erziehung, Adoptionen, Vaterschaftsfeststellungen, die Tätigkeit des Ge­
meindewaisenrats, die Jugendlichen unter Erziehungsbeistandschaft sowie in formloser 

erzieherischer Betreuung, Jugendgerichtshilfe und im besonderen die Minderjährigen 
in Freiwilliger Erziehungshilfe und in Fürsorgeerziehung. 

Meldestellen sind gleichermaßen wie für die Sozialhilfestatistik die Sozial- und Wohl­

fahrtsämter in den Stadt- und Landkreisen und die Landeswohlfahrtsverbände, die 
Kreis- und Landesjugendämter. 
Erste statistische Nachweisungen über die Krankenversicherung im Deutschen Reich 

stammen aus den 80erJahren. Sie bezogen sich in der Hauptsache·auf Daten aus den 

Geschäfts- und Rechnungsergebnissen der damals arbeitenden Kassen. Die 1911 erlas­
sene Reichsversicherungsordnung umfaßte die Krankenversicherung, die Unfallver­

sicherung und die Invalidenversicherung (jetzt Arbeiterrentenversicherung). Träger der 

Krankenversicherung waren die Krankenkassen, hierzulande die Orts-, Betriebs- und 
l~nungskrankenkassen. 

Gemäß der „Verordnung über Rechnungsführung in der Krankenversicherung" von 
1930 waren diese Träger verpflichtet, einen Nachweis sowohl über ihre Vermögenslage 
als auch überihreerfolgswirksamen und erfolgsunwirksamen Einnahmen und Ausgaben 

zu erbringen. In der Folge hat sich der Geschäftsbereich der Krankenkassen nicht unwe­

sentlich erweitert, was,neue gesetzliche Maßnahmen bedingte. Die angestrebte Verein­

heitlichung des Rechnungswesens unter dem Gesichtspunkt der Wirtschaftlichkeit und 

Übersicht ließ sich aber erst 1956 verwirklichen. Für die heute gültige Form des Melde­

verfahrens sind die „Verwaltungsvorschriften für das Rechnungswesen bei den Trägern 

der sozialen Krankenversicherung" vom 31. August 195614 maßgebend, welche die 
„2. Verordnung über die Rechnungsführung in der Krankenversicherung" aus dem 

Jahr 1938 ablöste. Die Neuregelung des Rechnungswesens in der Krankenversiche­
rung kann als erster Schritt einer Gesamtreform der Sozialen Sicherung angesehen 
werden. 
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Um diefür die Weiterentwicklung derSozialpolitik erforderlichen Unterlagen zu beschaf­

fen, genügen jedoch ausgesuchte, gravierende Einzeldaten nicht mehr. Angesichts 

des in den letzten Jahrzehnten vollzogenen sozialen und wirtschaftlichen Wandels stel­
len sich für die Sozialpolitik (und damit auch für die Statistik) neue Aufgaben. Staat und 

Gesellschaft können sich nicht mehr darauf beschränken, das bestehende Soziallei­

stungssystem und die sozialpolitischen Aktivitäten zu verteidigen, vielmehr muß ge­

meinsam das Ziel verfolgt werden, durch Weiterentwicklung und Reformen die derzei­

tige Sozialverfassung auszubauen und den gewandelten Verhältnissen anzupassen. 
um zu einem zeitgemäßen System der sozialen Sicherheit zu gelangen. Die Bundes­

regierung ist deshalb bestrebt. die organisatorischen und materiellen Voraussetzungen 
zu schaffen, um soziale Spannungen und Widersprüche sowie die damit verbundenen 
Wachstums- und Entwicklungsstörungen unserer Gesellschaft zu verhindern oder doch 

zu mindern. Um dieses Ziel zu erreichen, ist es geboten, daß alle gesellschaftlichen Grup­
pen und Organisationen, die in eigener Verantwortung Sozialpolitik betreiben. zu einer 

Kooperation kommen. Ziel und Maßnahme der Sozialpolitik müssen mitderWirtschafts­

und Finanzpolitik und anderen Bereichen der Gesellschaftspolitik wechselseitig abge­

stimmt werden. So ist der „soziale Dialog" eine politische und sachliche Notwendigkeit, 
um die aus dem gesellschaftlichen Wandel sich ergebenden Folgerungen für die Arbeits­
markt- und Berufspolitik, die Politik der sozialen Sicherung, der Familien- und Jugend­

politik sowie der Vermögenspolitik zu ziehen und außerdem Überlegungen zur Betriebs­
und Unternehmensverfassung anzustellen. Eine qualitative Grundlage für diese Koordi­

nation der Gegebenheiten und Möglichkeiten ist das Sozialbudget. das über Entwick­

lung und Struktur der gesamten öffentlichen und gesellschaftlichen Sozialleistungen 
und ihre Finanzierung Aufschluß gibt Dieser Überblick über die Leistungsströme der 

sozialen Sicherung sowohl in institutioneller als auch funktionaler Betrachtungsweise 

soll bessere Beurteilungsmöglichkeiten schaffen, die Auswirkungen sozialpolitischer 
Vorhaben auf volkswirtschaftliche und finanzpolitische Größen aufzeigen, politische 
Entscheidungen erleichtern und die Gründe hierfür transparenter gestalten. 

Das Statistische Landesamt Baden-Württemberg ist derzeit damit befaßt, ein Sozial­
budget im weitesten Sinn zu erarbeiten, das als Orientierungs- und Entscheidungshilfe 

für die Fortentwicklung der Sozialpolitik verwendet werden kann. Diese Vorarbeiten 
stehen im engen Zusammenhang mit der Entwicklung eines „Konzeptes zur Erfassung 

sozialstrukturell relevanter Tatbestände". Im Rahmen dessen soll die Komplexität der 
Probleme anhand personenbezogener und gruppenbezogener Teilstrukturen darge­
stellt werden. Hierbei werden nicht nur Bestandsnachweise geführt, sondern auch 
Entwicklungstendenzen aufgezeigt sowie Analysen angestellt Einbezogen in die Kon­
zipierung der sogenannten „Sozialstruktur" sind statistische Daten über demographi­

sche Merkmale der Bevölkerung, ihre räumliche Verteilung, Lebensunterhalt und Er­

werbstätigkeit, Bildung und Ausbildung, Einkommen und Vermögen, Familien- und 

Haushaltsstruktur sowie Wohnverhältnisse und über die soziale Sicherung. Diese Arbei­

ten werden in engem Kontakt mit den Erfordernissen und Wünschen des Arbeits- und 
Sozialministeriums Baden-Württemberg, das einen Landessozialplan aufzustellen 

beabsichtigt, betrieben. Damit soll erstmalig ein Informationssystem geschaffen wer· 

den, das in kürzester Zeit Übersichten über den letzten Stand der Sozialfinanzen erlaubt. 
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und zugleich Auskunft·gibt über die sozialen Tatbestände, die Höhe der hierfür aufzu­

wendenden Leistungen, den Personenkreis der Leistungsempfänger, die Institutionen 
der Sozialpolitik sowie deren Einnahmen und Ausgaben. 
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Finanzen und Steuern 

Die Statistik vermittelt die Kenntnis der tatsächlichen Verhältnisse, sie liefert zahlen­
mäßige Unterlagen darüber, sie fördert die Erkenntnis der ursächlichen Zusammen­

hänge und bereitet damit ganz wesentlich den Boden vor, von dem aus der Staat in die 

Lage versetzt wird, zu erhalten, was gut ist zu verbessern, was der Reform bedart und 
zu schaffen, was fehlt. Das gilt besond_ers für den weiten Bereich der Wirtschafts-, 

Finanz- und Steuerpolitik, zumal in einer hochentwickelten Volkswirtschaft, die mit 
ihren vielfältigen Verflechtungen außerordentlich leicht auf Einwirkungen des Staates 
zu reagieren pflegt Für den Staat ist deshalb eine möglichst umfassende Kenntnis 

über die Entwicklung der Volkswirtschaft erforderlich. Sie wird ihm im finanzwirtschaft­

lichen Sektor vornehmlich durch die Finanz- und Steuerstatistik vermittelt Der vielsei­

tige Nutzen der Finanz- und Steuerstatistik für die Wirtschaftspolitik wie überhaupt 

für die Staatsführung spiegelt sich deutlich in dem umfänglichen Aufbau und dem 
zunehmenden Ausbau der amtlichen Statistik wider. 

Öffentliche Finanzen 

Die Finanzstatistik, die über die öffentlichen Finanzen selbst und ihre mannigfachen 
Wechselbeziehungen zur übrigen Volkswirtschaft zahlenmäßig Auskunft gibt, wird in 
starkem Maße als unentbehrliches Hilfsinstrument der Finanzpolitik und der Finanzwirt­

schaft benötigf und benutzt; denn daß für die Verwaltung der öffentlichen Finanzen 

statistiSche Unterlagen unentbehrlich sind und die praktische Finanzpolitik ohne dieses 

statistische Material ihre Aufgaben nicht erfüllen kann, ist augenscheinlich und.bedarf 

keiner längeren Ausführungen. Daneben dient die Finanzstatistik aber auch der Finanz­

wissenschaft, also der .theoretischen Forschung; denn auch die reine Finanztheorie 
bedarf der statistischen Untermauerung, sei es auch nur zur nachträglichen Verifizierung 
deduktiv gewonnener Erkenntnisse, ohne die die Gefahr von Fehlanalysen gerade in der 
Finanzwissenschaft besonders groß ist. Finanzpolitik und auch Finanztheorie haben, 

wie es Wilhelm Bicke/1 einmal ausgedrückt hat, die Fragen zu stellen, welche die Finanz­

statistik zu beantworten hat 

Die zahlenmäßige Ermittlung und Darstellung finanzwirtschaftlicher Vorgänge geht 
schon sehr weit zurück, da ein auch nur halbwegs geordnetes Staatswesen ohne ge­
wisse Aufzeichnungen über seine Einnahmen und Ausgaben, seirl Vermögen und seine 
Schulden nicht bestehen kann. Man darf aber wohl diese einfachen Aufzeichnungen 

ebensowenig wie eine moderne Staatsrechnung bereits als Statistik ansprechen. Die 
Anfänge eirier Finanzstatistik fallen etwa ins 17. und 18. Jahrhundert. In Deutschland 

waren es die Vertreter der sogenannten Staatenkunde, für welche die öffentlichen 

Finanzen naturgemäß zu den von der Statistik zu behandelnden „Staatsmerkwürdig­
keiten" gehörten. Später haben vor allem die deutschen Kameralisten die Finanzstatistik 

gepflegt, eingewoben in ihren übrigen so mannigfaltigen Stoff. wie zum Beispiel Karl 
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AugustvonMalchusund Friedrich Wilhelm von Reden 2, wobei freilich die Ansprüche, die 

an die Zahlen gestellt wurden, nicht gerade sehr hoch waren. 

Um die Mitte des 19. Jahrhunderts erfuhr die Finanzstatistik durch die internationalen 
Statistischen .Kongresse, von denen schon der zweite 1855 auf Anregung von Dieterici 
die Finanzstatistik in sein Programm aufnahm, neue Antriebe. 1876 veröffentlichte 

von Riecke in Erfüllung eines 1874 übernommenen Auftrages seinen bekannten Bericht 

an die „Permanente Kommis_sion der Kongresse" über die Ziele und Grenzen der inter­
nationalen Finanzstatistik, worin zum ersten Male die Schwierigkeiten der Aufgabe 

internationaler Fihanzvergleiche richtig erkannt und dargelegt wurden. 1n den Jahr­

zehnten bis zum Ausbruch des Ersten Weltkrieges haben sich verschiedene private For­
scher an solche Vergleiche herangewagt, während sich die amtliche Statistik dieser 

Aufgabe noch immer entzog. Diese Untersuchungen beschränkten sich im allgemeinen 

nur auf den internationalen Vergleich der öffentlichen Einnahmen und Ausgaben. Mit 

der Untersuchung der öffentlichen Finanzen hat sich die amtliche Statistik erst verhält­

nismäßig spät befaßt. Erste Bemühungen darum können in dem Versuch einer reichs­

statistischen Erhebung gesehen werden, die von dem zur Vorbereitung der „Reichs­
finanzreform" vorübergehend ins Leben gerufenen Volkswirtschaftlichen Büro des 

Reichsschatzamtes im Frühjahr 1908 durchgeführt wur~e. Diese Erhebung beschränkte 

sich nur auf die Gemeindefinanzen und umfaßte sämtliche deutschen Städte und Land­
gemeinden mit mehr als 10 000 Einwohnern. Wegen mangelnder methodischer Vor­

bereitungen und in Anbetracht der vielfältigen Unterschiede in den Formen der ge­

meindlichen Finanzunterlagen ist dieser erste „Reichsstatistische Versuch" aber völlig 
mißlungen. 

Im Jahr 1911 wurde für die preußischen Gemeinden eine einmalige umfassende Ge­
meindefinanzstatistik durchgeführt, wie sie nach damaliger Auffassung „in diesem 

Umfang und Ausmaß noch von keinem anderen Kulturstaatfertiggestellt worden ist" 3. 

Diese Erhebung, die trotz der immer noch verschiedenartigen Haushaltssystematiken 
zu befriedigenden Ergebnissen führte, war in methodischer Hinsicht richtungweisend 

für die spätere Reichsfinanzstatistik; denn das Erhebungsformular sah für die Gemein­

den mit mehr als 5000 Einwohnern erstmalig eine Anordnung der Einnahmen und Aus­
gaben im „Schachbrettmuster" vor. 

Von einer einheitlichen, alle Gebietskörperschaften - Reich, Länder, Gemeinden und 
Gemeindeverbände - umfassenden deutschen Finanzstatistik kann man aber erst ab 
1925 sprechen. 

Weit vor diesen Bemühungen um eine reichseinheitliche Finanzstatistik bestanden 
jedoch schon beachtenswerte Ansätze einer Finanzstatistik in den verschiedenen Län­

dern und bei statistischen Ämtern der Gemeinden. Wenn auch hierbei noch nicht von 

einer Finanzstatistik im heutigen Sinne gesprochen werden kann, so war doch schon 
das Bestreben zu erkennen, die öffentlichen Einnahmen und Ausgaben in mehr oder 

weniger ausführlicher Form der Allgemeinheit öffentlich bekanntzugeben. Diese Ver­
öffentlichungen beschränkten sich im allgemeinen auf die Darstellung der Haushalts­
pläne des Landes bzw. der größeren Städte mit Aussagen über Veränderungen gegen~ 
über den Vorjahren, Erläuterungen über die wichtigsten Einnahme- und Ausgabe­

positionen usw. 
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Soweit aus den nur noch spärlich vorhandenen Unterlagen über diese Zeit zu erfahren 

war, hat zum Beispiel das frühere Königreich Württemberg erstmalig für das Jahr 

1819/20 einen Haushaltsplan, damals „Haupt-Finanz-Etat" genannt, veröffentlicht. 
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Durch die Veriassung, die König Wilhelm 1. am 25. September 1819 verkündete, wardie 
Vorlage und Veröffentlichung der Finanzen durch die Regierung vorgeschrieben wor­

den. Denn „eine der ersten Sorgen des Königs war, Klarheit und Ordnung in die Finanzen 
des Staates zu bringen, die Ausgaben zu beschränken, die Abgaben zu mindern ... " 4 . 

Bei der Vorlage des ersten Hauptfinanzetats für 1819/20 durch den Finanzminister von 
Weckherlin vor der Ständeversammlung heißt es: ,,Unter die theuersten Geschenke, 
welche dem Württemberger seine neue Verfassung gibt und sichert, gehört unverkenn­

bar die Öffentlichkeit in der Finanzverwaltung" 5 • Interessant dabei ist, daß die heute 
stark diskutierte Frage der Aufstellung eines einjährigen oder zweijährigen Haus­

haltsplans oder die Aufstellung einer mittelfristigen Finanzplanung, bereits damals vor 
rund 150 Jahren praktiziert worden ist. Denn im § 112 der Verfassungsurkunde war 

vorgeschrieben, daß „der von den Ständen anerkannte und angenommene Hauptetat 

in der Regel auf drei Jahre gültig sein soll" 6 . Die Dauer einer solchen Finanzperiode war 
indessen keineswegs immer eine dreijährige. Sie wechselte bis 1878 zwischen einem 

ein- bis dreijährigen Turnus. Mit dem 1. April 1879 begannen laufend wieder zweijährige 
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Finanzperioden. Man kann also feststellen, daß demnach in Württemberg seit den 

Anfängen der Regierung Wilhelms 1. eine „öffentliche Etatwirtschaft'' bestand. Erwäh­

nenswert ist noch, daß ein fundamentaler Grundsatz, der auch heute noch und immer 

wieder bei der Aufstellung von öffentlichen Haushaltsplänen _zu beachten ist, nämlich 

der Grundsatz der „Einsparung" und der „Vereinfachung", schon damals besonders 

hervorgehoben wurde. Denn bei der Vorlage des ersten dreijährigen Hauptfinanzetats 

für 1820/23 sagte der damalige Finanzminister, daß „die Regierung ihren festen Ent­
schluß, überall. wo es der Zweck des Staates und seine Bedürinisse erlauben, Ersparun­

gen und wo es mit dem Vorteile des Dienstes sich vereinigen ließ, Vereinfachungen ein­
treten zu lassen, ernstlich und mit Eriolg zu vollziehen, begonnen hat"7• 

Die Entwicklung der öffentlichen Finanzen im Großherzogtum Baden verlief in ähnlicher 

Weise. Auch hier gab der Großherzog von Baden seinem Volke im Jahre 1818 eine Ver­

fassung. Auf Grund des § 82 dieser Verfassungsurkunde war bestimmt worden, daß 
„in Erwägung der dringenden Notwendigkeit die Erhebung der Staats-Einnahmen und 

die Verwendung derselben für das mit dem 1. Juni beginnende Etats-Jahr unverzüglich 
zu ordnen ist" 8 • Mit anderen Worten, es mußte für jedes Jahr ein Etat aufgestellt werden, 

der von den Ständen zu genehmigen war. Und so finden wir, veröffentlicht im „Groß­

herzoglich-Badischen Staats- und Regierungs-Blatt" für das Jahr 1819, erstmals den 

„Entwurf des Finanzgesetzes für die Jahre 1819 und 1820". Oies ist also der Beginn der 
Offenlegung der öffentlichen Finanzen im Großherzogtum Baden. Diese Veröffent­

lichungen wurden nunmehr laufend fortgesetzt und in späteren Jahren durch ausführ­
liche Erläuterungen und Vergleiche mit zurückliegenden Jahren ergänzt. Man kann dies 
als erste Ansätze einer Finanzstatistik ansehen. 

Auf der kommunalen Ebene wurde der Grundstein für eine Offenlegung der gemeind­
lichen Finanzen im Königreich Württemberg durch das „Verwaltungsedikt für die 
Gemeinden, Oberämter und Stiftungen" vom 1. März 1822 gelegt. § 26 bestimmte, daß 

der „Ortsvorsteher mit Zusicherung des Gemeindepflegers und des Ratsschreibers den 

Jahres-Etat der Gemeinde beim Anfang des Rechnungsjahres zu entwerfen und dem 

Gemeinderat und Bürgerausschuß zur Beratung vorzulegen hat". Im Großherzogtum 
Baden war es das „Badische Konstitutionsedikt" aus dem Jahr 1818, das ähnliche Be­

stimmungen über die Aufstellung und Offenlegung des gemeindlichen Jahres-Etats 
enthielt. In den späteren Jahren wurden diese Haushaltspläne gedruckt und mit aus­

führlichen Erläuterungen versehen. So stammt zum Beispiel der erste gedruckte und 

noch erhaltene Haushaltsplan der Stadt Stuttgart aus dem Jahre 1870/71 und der 
Stadt Karlsruhe aus dem Jahre 1872. 

Sowohl die einzelnen Statistischen Landesämter als auch verschiedene statistische 
Ämter der größeren Städte haben sich mit den Ergebnissen der öffentlichen Finanzen 

befaßt. sie ausgewertet und in ihren Veröffentlichungen dargestellt. Man kann deshalb 
diese Ämter die „Pioniere der vergleichenden Finanzstatistik" nennen; denn die von 
ihnen geleistete methodische und praktische Vorarbeit bildete die unentbehrliche Vor­

aussetzung der späteren Entwicklung. Diese setzte, wie bereits erwähnt, erst 1925 ein 
und führte ·zur ersten einheitlichen deutschen Reichsfinanzstatistik. Sie hatte ihre 

gesetzliche Grundlage in § 8 des Reichsgesetzes über Änderungen des Finanzaus­

gleichs zwischen Reich, Ländern und Gemeinden vom 10. August 19259 • 
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In der Vollzugsverordnung des Reichsministers der Finanzen vom 7. Februar 1926 10 

wurde angeordnet, daß die Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände, also alle 
Gebietskörperschaften des Deutschen Reiches 
1. eine Aufstellung über Einnahmen aus Steuern, sonstigen Abgaben und aus den 

Betriebsverwaltungen sowie 

2. eine Aufstellung über die Ausgaben der einzelnen Verwaltungen 
dem Reichsfinanzminister vorzulegen haben, und zwar zunächstfürdie Rechnungsjahre 
1913/14 und 1925/26 sowie für das erste Halbjahr des Rechnungsjahres 1926/27. 

Damit waren die Voraussetzungen für den eigentlichen Beginn der Reichsfinanzstatistik 
gegeben. 
Die Gründe für die Einführung dieser sehr umfassenden reichseinheitlichen Finanz­

statistik waren mehrfacher.Art: 

1. Die nach dem Ersten Weltkrieg und seinen gravierenden Folgen immer dringlicher 
werdende Neugestaltung der Finanzbeziehungen zwischen dem Reich, den Ländern, 

den Gemeinden und Gemeindeverbänden; 

2. die wachsende Bedeutung der öffentlichen Finanzwirtschaft im Rahmen der Volks­

wirtschaft; 

3. das wachsende Bedürfnis der Verwaltung nach Übersicht, Planung und dadurch 
erzielbarer Wirtschaftlichkeit; 

4. die Verlagerung des finanzwirtschaftlichen Schwergewichts auf das Reich. 
Die Angaben über die Einnahmen und Ausgaben beruhten auf den Haushaltsrech­

nungen, und zwar auf Ist-Ausgaben und Ist-Einnahmen im Zeitraum des jeweiligen 
Rechnungsjahres. Die Grundlage der Erhebungen bildeten einheitliche, reich geglie­

derte Erhebungsbogen, die inhaltlich wiederholt geändert und verbessert wurden. 

Die Gemeinden und Gemeindeverbände hatten in der Regel die Erhebungsbogen selbst 
auszufüllen. Die große Verschiedenheit im Aufbau und in der Gliederung der kommu­

nalen Haushaltsrechnungen brachte bei der Ausfüllung zum Teil große Schwierigkeiten 
mit sich. Es erwies sich deshalb als notwendig, das gesamte Erhebungsmaterial einer 
eingehenden Prüfung zu unterziehen. Mit der Nachprüfung des finanzstatistischen 

Materials wurden die Statistischen Landesämter beauftragt. Sie hatten auf einheitl~che. 
richtige und vollständige Ausfüllung der Erhebungsbogen zu achten und Unklarheiten 

durch Rückfragen zu beseitigen. Das so geprüfte Material übernahm das Statistische 
Reichsamt, wo die Aufbereitung, Zusammenstellung und Auswertung der Ergebnisse 

erfolgte. Daß diese Aufgabe kein kleines Problem war, zeigte die Tatsache, daß das 

Statistische Reichsamt allein für die Gemeindefinanzstatistik damals über 50 wissen­
schaftliche Mitarbeiter für mehrere Jahre einsetzen mußte. Man mag daraus aber auch 

erkennen, welche Bedeutung man diesen Untersuchungen einräumte. 
Einen bedeutenden Dauererfolg brachten diese ersten Reichsfinanzstatistiken auch für 

die Vereinheitlichung des kommunalen Haushaltswesens. Die Systematik mit der Glie­

derung nach „Verwaltungszweigen" und einer Abgrenzung der Ausgaben und Ein­
nahmen nach verschiedenen Arten blieb nicht nur statistisches Einteilungsprinzip, son­

dern wurde durch die Gemeindehaushaltsverordnung des Jahres 1937 11 für alle Ge­

meinden und Gemeindeverbände verbindlich. Auch das System der finanzstatistischen 
Kennziffern, mit denen die einzelnen Haushaltsansätze zu ·versehen waren, war hier 
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bereits vorgesehen. Durch den Ausbruch des Krieges verzögerte sich die Verwirk­
lichung dieses Vorhabens allerdings um mehr als ein Jahrzehnt. 
Im Rahmen der Reichsfinanzstatistik wurden auch die Ausgaben und Einnahmen der 
Länder auf Grund eines besonderen Erhebungsbogens erfaßt Da die Ergebnisse für 
alle Gebietskörperschaften, namentlich aber auch die jedes Landes mit den für seine 
Gemeinden ermittelten, für Zwecke der Auswertung zusammenfaßbar sein mußten, 

gelangten dabei die grundsätzlich gleichen Methoden und Ordnungsprinzipien zur 
Anwendung, wie sie für die kommunale Haushaltsrechnungsstatistik galten. Das zu­
nehmende Gewicht der öffentlichen Haushalte in der Volkswirtschaft und die Erfor­
dernisse des Finanzausgleichs zwischen Reich, Ländern und Gemeinden (Gv) erhöhten 
bereits in den 30er Jahren den Bedarf an finanzstatistischen Unterlagen und führten zu 
einer immer weiter verfeinerten Ausgestaltung der Finanzstatistik. In den ersten Jahren 
des Zweiten Weltkrieges wurde sie jedoch zugunsten von kriegswirtschaftlich wich­
tigeren Erhebungen stark eingeschränkt und die Veröffentlichung von Ergebnissen 
gänzlich eingestellt. 
Nach dem Kriege zählte die Statistik der Gemeindefinanzen zu den ersten Statistiken, 
die auf Anordnung der Militärregierung wieder in Gang gesetzt worden sind. Nach län­
geren Beratungen von Vertretern der Militärregierung mit Vertretern der Statistischen 
Landesämter von Bayern, Württemberg-Baden und Hessen im Länderrat der US-Zone 
konnte ab 1948, nach der Währungsreform, die Jahresrechnungsstatistik wieder in der 

kombinierten Darstellung aller Finanzvorfälle, nämlich einerseits Gliederung nach Auf­
gabenbereichen und andererseits in einer Gruppierung nach Einnahme- und Ausgabe­
arten zusammengestellt werden. Ein bedeutsamer Fortschritt war die Einführung der 
finanzstatistischen Kennziffern als Gliederungsschema für die Gemeindehaushalte, 
womit Rechnung und Finanzstatistik miteinander verzahnt worden sind. Der von einem 
Sonderausschuß auf der Grundlage der Vorarbeiten in der Vorkriegszeit ausgearbeitete 
Kennziffernplan wurde zusammen mit dem überarbeiteten Schlagwortverzeichnis im 
Jahre 1950 durch das Statistische Bundesamt veröffentlicht und in der Folgezeit laufend 
ergänzt. 
Im Jahre 1954 wurde erstmalig der Plan erörtert, für alle Teile der amtlichen Finanz­
statistik eine gemeinsame Rechtsgrundlage zu schaffen. Der erste Entwurf eines 
Gesetzes ü_ber die Finanzstatistik aus dem Jahre 1954 hat umfangreiche Ergänzungen, 
Abänderungen und Neuformulierungen über sich ergehen lassen müssen, bis dann 
schließlich nach längeren Beratungen im Bundesrat am 8. Juni 1960 das „Gesetz über 

dieFinanzstatistik" 12 in Krafttreten korante. Dieses Gesetz brachte insofern eine Neuerung, 
als nunmehr auch eine jährliche statistische Erfassung der Haushaltsansätze des Bundes, 
der Länder, der Gemeinden mit 10 000 und mehr Einwohnern sowie der Gemeindever­
bände angeordnet worden ist. Diese Statistik wird nun seit 1961 durchgeführt 
Die neuere Entwicklung der Finanzwirtschaft der_ öffentlichen Körperschaften ist be­
kanntlich dadurch gekennzeichnet, daß die öffentliche Hand mit ihrer Ausgabenpolitik 
immer stärker in den Konjunkturverlauf und in andere Erscheinungen der Volkswirt• 
schaft eingreift Die staatliche Finanzpolitik wird also immer komplexer und umfassen­
der. Dies verlangt wiederum eine Intensivierung und Vertiefung der finanzstatistischen 
Untersuchungen. Die Beratungen zur Finanzrefonn. und zur Haushaltsreform haben in 
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etwa schon die Richtung aufgezeigt, in der die Weiterentwicklung der Finanzstatistik 

vor sich gehen wird. Nach wie vor wird es eine wichtige Aufgabe sein, umfassende 
Strukturbilder an Hand von Zahlen für abgeschlossene Rechntmgsperioden sowohl 

für die Gesamtheit der Gebietskörperschaften als auch für die einzelnen Ebenen der 

öffentlichen Verwaltung und für einzelne Aufgabenbereiche zu geben. In stärkerem 

Maße werden aber die kurzfristigen Finanzstatistiken - Haushaltsansatzstatistik und 

vierteljährliche Gemeintjefinanzstatistik - erweitert werden müssen, um sie zu einem 

Hilfsinstrument u. a. für die Konjunkturbeobachtung auszubauen. Gleichzeitig muß 
durch Änderung der Haushaltssystematiken eine erheblich tiefere einheitlich bezifferte 
Aufgliederung sowohl nach Einnahme- und Ausgabearten als auch nach Funktionen 

(Verwaltungszweigen) vorgenommen werden. Auf der staatlichen Ebene ist dies bereits 

geschehen. Im kommunalen Sektor wird diese Erweiterung und Verbesserung voraus­

sichtlich in ein bis zwei Jahren durchgeführt sein. Dann würde auch für den gemeind­

lichen Bereich ein beträchtlich breiter differenziertes „Grundmaterial" zur statistischen 

Auswertung zur Verfügung stehen und damit eine wesentlich stärkere ökonomische 
Transparenz gewährleistet sein. Dieser weitere Ausbau der Finanzstatistik ist dringend 

notwendig, wenn sie den Anforderungen der heutigen Zeit genügen will. Denn die 

Finanzstatistik bildet eine unentbehrliche Voraussetzung für eine planvolle Gesetz­
gebung und Verwaltung. Aus der „TochterderFinanznot" 13, wie sie Most einmal genannt 
hat, ist sie sozusagen „Nährmutter der Finanzpolitik" geworden. 

Von der Planung über die Ausführung bis zur Kontrolle der Auswirkungen ist die 

praktische Gesetzgebungs- und vielfach auch die Verwaltungstätigkeit auf die tatsäch­

lichen oder geschätzten Ergebnisse der Finanzstatistik angewiesen, wobei betont sei, 

daß die auf der Grundlage zurückliegender tatsächlicher Ergebnisse vorgenommenen 
Vorausschätzungen infolge der in langen Jahren gesammelten Erfahrungen und aus­

gebildeten Methoden zu überraschend sicheren Ergebnissen zu führen pflegen. 

Außer der jährlichen Erhebung über die Einnahmen und Ausgaben hatten nach der 
„Verordnung über Finanzstatistik vom 28. Februar 1931" die Länder. Gemeinden und 

Gemeindeverbände noch laufende Übersichten über die kassenmäßigen Einnahmen aus 

Steuern des verflossenen Berichtsabschnittes zu liefern, und zwar ab 1. April 1931 die 
Länder monatliche, die Gemeinden mit mehr als 5000 Einwohner und sämtliche 
Gemeindeverbände vierteljährliche und die Gemeinden bis 5000 Einwohner jährliche 
Nachweise. Diese Aufstellungen wurden von den Gemeinden (Gemeindeverbänden) 

in zweifacher Ausfertigung an die Statistischen Landesämter eingesandt, die nach 
Überprüfung je ein Exemplar dem Statistischen Reichsamt übermittelten. Diese Über­

sichten über die Steuereinnahmen haben sich als wertvolle Ergänzung der Haushalts­

rechnungsstatistik bewährt. Die Bedeutung dieser „Ergänzung" lag insbesondere darin, 
daß sie die Handhabe bot, das Zahlenmaterial der Rechnungsstatistik, die immer das 

Kernstück der Finanzstatistik bilden wird, auf dem Wege der Schätzung bis auf den 
neuesten Stand fortzuführen. 

Da die Ergebnisse der Jahresrechnungsstatistik zwangsläufig verhältnismäßig spät 
vorliegen, wurden schon bald nach dem Kriege (zunächst auf Anordnung der Militär­

regierung) die vierteljährlichen Erhebungen über die wichtigsten Finanzvorfälle wieder 

aufgenommen; neben Steuern, Finanzzuweisungen und Umlagen werden bei den 
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größeren Gemeinden auch regelmäßig die Investitionen und die Schuldenentwicklung 
ermittelt. Die.Ergebnisse dieser Vierteljahresstatistik der Gemeindefinanzen ermöglicht 

die kurzfristige zeitnahe Beobachtung der Entwicklung der kommunalen Finanzwirt­

schaft. 
In das Gebiet der Finanzstatistik gehört auch die Statistik der Schulden. Feststellungen 

des Schuldenstandes einzelner öffentlicher Haushalte sind schon seit den Anfängen 

geregelter Haushaltswirtschaft vorgenommen worden. Einer systematischen Erhebung 

der Schulden einer größeren Gruppe von Gebietskörperschaften - also einer Schulden­

statistik - begegnen wir in einzelnen Ländern des Deutschen Reiches bereits in den 

ersten Jahrzehnten des vorigen Jahrhunderts. Eine reichsrechtliche Regelung der 
Gemeindeschuldenstatistik brachte jedoch erst die Zeit nach dem Ersten Weltkrieg. 

Die Verwaltungsaufgaben wuchsen in dieser Nachkriegszeit gewaltig an und brachten 
eine Ausweitung des öffentlichen Finanzbedarfs mit sich, der schließlich nur noch 

durch die Aufnahme von Anleihen gedeckt werden konnte. Vor allem aber stieg die Ver­
schuldung der Gemeinden stark an, und das Bedürfnis nach einer regelmäßigen Über­

sicht-über diese Entwicklung wurde immer dringender. 

Durch die Verordnung über die Finanzstatistik vom 23. Juni 1928 wurde daher eine 
regelmäßige Schuldenstatistik für die Gemeinden und Gemeindeverbände angeordnet 

Dabei waren zwei verschiedene Erhebungsarten zu unterscheiden: die Statistik des 

Schuldenstandes und die der Schuldenveränderungen. Die erstere wurde alle drei Jahre 
durchgeführt und erstreckte sich auf alle Gebietskörperschaften. In die Schuldenver­

änderungsstatistk waren zunächst ab 1928 nur die Gemeinden mit 10000 und mehr Ein­

wohner und die Ger'neihdeverbände einbezogen. Seit 1931 wurden sämtliche Gemein­

den erfaßt. 
Bald nach dem Ende des Zweiten Weltkrieges wurde - ebenfalls auch auf Anordnung 

der Militärregierung - die Statistik des kommunalen Schuldenstandes wieder aufge­

nommen. Seit 1950 ist sie im Statistischen Landesamt nach bundeseinheitlichen Richt­
linien erstellt und den Bedürfnissen der Verwaltung entsprechend in den folgenden 

Jahren weiter ausgebaut worden. Die Schulden des Landes werden jährlich vom 

Finanzministerium selbst zusammengestellt. 
Unter den Ausgaben der öffentlichen Verwaltung spielt der Personalaufwand eine aus­
schlaggebende Rolle. Eine planvolle Führung der Finanzwirtschaft benötigt daher vor 

allem einen klaren Überblick über Entstehung und Zusammensetzung dieses Ausgabe­

postens. Zu diesem Zweck mußten Zahl und Art der Personen, deren Beschäftigung jene 

Ausgaben verursachte, festgestellt werden. Der 1926 aufgebauten Reichsfinanz­
statistik wurde deshalb eine Statistik des Personalstandes der öffentlichen Gebiets­
körperschaften in der Form eines Anlagebogens zur Statistik der Haushaltsrechnungen 

angegliedert Die ersten Erhebungen -für die Rechnungsjahre 1913 und 1925 - beschränk­
ten sich darauf, die Beamten nach Besoldung und Beschäftigungsverhältnis (Dienstlauf­
bahnen) zu erfragen, daneben die Zahl der Angestellten für dauernde Verwaltungs­

zwecke, die Zahl der Arbeiter und die Zahl der Ruhe- und Wartegeld empfangenden 

Beamten zu ermitteln. Die Verordnung über Finanzstatistik vom 28. Februar 1931 be­
stimmte, daß die .. Statistik über den Personalstand nur alle'drei Jahre stattfinden sollte, 
erstmalig am 31. März 1933. 
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Die von den öffentlich-rechtlichen Gebietskörperschaften in der Wirtschaftskrise ge­
troffenen Notmaßnahmen, die auf dem Gebiete der persönlichen Ausgaben bereits im 

Herbst 1930 eingesetzt hatten, ließen auch Veränderungen in der Zahl der Beamten, 
Angestellten und Arbeiter erwarten. Um dies, insbesondere bei den kommunalen 

Gebietskörperschaften, festzustellen, veranlaßte das Preußische Statistische Landes­
amt, daß in Verbindung mit der Finanzstatistik 1930/31 auch eine Erhebung des Per­
sonalstandes aller preußischen kommunalen Gebietskörperschaften nach dem Stand 
vom 31. März 1931 durchgeführt wLirde. Andere Länder, auch Württemberg und Baden, 
folgten dem Beispiel Preußens, so daß der Personalstand vom 31. März 1932 bereits 

von allen Ländern für alle kommunalen Gebietskörperschaften festgestellt wurde. 
Die erste Personalerhebung nach dem Kriege über die Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst fand in Württemberg-Baden auf Anordnung der Militärregierung mit Stichtag 

vom 1. August 1948 statt. Sie sollte Aufschluß geben über die durch den Krieg und die 
Kriegsfolgen verursachten Wandlungen im personellen Aufbau der Verwaltungen des 
öffentlichen Dienstes sowie über die Unterbrihgung von Flüchtlingen und Versehrten 
in der Verwaltung. Die nächste Personalerhebung fand am 2. September 1950 statt; 
es war erstmalig eine einheitliche Personalstandstatistik für Bund, Länder, Gemeinden 
und Gemeindeverbände, die neben der Ermittlung von Gesamtzahlen der öffentlichen 
Bediensteten den Zweck hatte, den Anteil der wi~derverwendeten verdrängten Ange­
hörigen des öffentlichen Dienstes (Artikel 131 GG) sowie derjenigen Personen festzu­
stellen, für die besondere Einstellungsgrundsätze vorgesehen waren (Schwerbeschä­
digte, Heimatvertriebene, Heimkehrer, politisch Verfolgte usw.). In den folgenden 

Jahren wurde der Personalstand zunächst auf Grund von jeweiligen Ländervereinba­
rungen, später durch das Finanzstatistische Gesetz alljährlich (mit Ausnahme des Jahres 

1951) zum Stichtag 2. Oktober erfaßt 

Steuern 

Eine erschöpfende Würdigung, inwieweit die Steuerstatistik der Wirtschaftspolitik ein 
willkommenes Hilfsmittel zur Vorbereitung ihrer Entscheidungen geworden ist. ist im 
Rahmen dieser Abhandlung nicht möglich; es seien hier nur einige allgemeine Hinweise 
angedeutet. So le9t zum Beispiel die Einkommensteuerstatistik das Einkommen in 
seiner Schichtung und in seinem Aufbau aus den verschiedenen Einkommensquellen 
offen; sie entwirft in ihrer regionalen Aufgliederung ein plastisches Bild der Wirtschafts­
struktur und der Einkommenskraft der einzelnen Bezirke, das auch für die Wirtschafts­
praxis, insbesondere für marktanalytische Untersuchungen überaus bedeutsam ist. Die 
Körperschaftsteuer ermöglicht einen genauen Überblick über die Auswirkungen der 
konjunkturellen Strömungen. Die Vermögensteuerstatistik zeigt im Vergleich der 
einzelnen Jahre die Weiterentwicklung des Vermögensstandes und der Kapitalbildung. 
Darüber hinaus bringt die Einheitswertstatistik eine vollständige Bestandsaufnahme 
aller Vermögensgegenstände; ihre Ergebnisse gestatten einen tieferen Einblick in die 
Struktur einzelner Vermögensarten. Von erheblichem wirtschaftspolitischem Interesse 
ist ferner die Statistik der Verbrauchsbesteuerung, die bekanntlich im deutschen Steuer-
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system eine bedeutende Stellung einnimmt. Schließlich mag als weiterer Hinweis 

genügen, daß Entwicklung, Struktur Ufld Höhe der Steuereinnahmen Rückschlüsse 

auf die heutige und zukünftige Ertragskraft der Volkswirtschaft zulassen und daß die 

Steuerstatistik in ihrer Gesamtheit unentbehrlich für die Erstellung von Steuerbela­

stungsvergleichen ist, deren Ergebnisse für die Beurteilung der Wettbewerbslage von 

Unternehmen gleicher ~ewerbeart auf dem Inlands- und Auslandsmarkt von größter 

Wichtigkeit sein können. 

Nach diesem allgemeinen Überblick über die Bedeutung der Steuerstatistik für die 

Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik soll nun auf die Entwicklung der einzelnen Steuer­
statistiken eingegangen werden. 

Abgesehen von den verhältnismäßig früh im deutschen Zollgebiet ausgebildeten 

Verbrauchsteuerstatistiken blieben bis Ende des Ersten Weltkrieges die Statistiken der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen auf die einzelnen Bundesstaaten be­

schränkt, von denen sie nach unterschiedlichen Methoden gehandhabt wurden. So 

wurde in Württemberg die allgemeine Einkommensteuer nach achtjährigen Landtags­
verhandlungen durch Gesetz vom 8. August 1903 verabschiedet und mit Wirkung vom 

1. April 1905 in Kraft gesetzt. Da die jährliche Veranlagung zu dieser Steuer mehr als ein 

Viertel der Bevölkerung erfaßte und den Zweck hatte, den größten Teil des durch direkte 

Steuern zu deckenden Staatsbedarfs aufzubringen, war die Notwendigkeit einer stati­

stischen Feststellung und einer Auswertung der Ergebnisse gegeben. Dies war die 

erste Statistik der Württembergischen Einkommensteuer, die vom königlichen Steuer­

kollegium ,,Abteilung für direkte Steuern" im Auftrag des Finanzministeriums bearbeitet 
und deren Ergebnisse in den „Württembergischen Jahrbüchern für Statistik und Landes­

kunde" veröffentlicht wurden. In den darauffolgenden Jahren ist alljährlich eine Statistik 

der Einkommensteuer - meist als eine etwas ausgedehnte Geschäftsstatistik - durch­

geführt worden. Die Geltung des württembergischen Einkommensteuergesetzes vom 

8. August 1903 ist mit dem Übergang der Steuerhoheit von den Bundesstaaten auf das 
Reich durch die Weimarer Verfassung mit dem 31. März 1920 zu Ende gegangen. 
In Baden wurde gemäß Gesetz vom 20. Juni 1884 erstmals für 1886 eine Einkommen­

steuer erhoben, und zwar mit einem progressiven Tarif für physische und nichtphysische 

Personen. Die Ergebnisse dieser Statistik fanden jährlich ihren Niederschlag im „Stati­
stischen Jahrbuch für das Großherzogtum Baden". Auch hier endete das badische Ein­

kommensteuergesetz durch zwei Reichsgesetze vom 29. und 30. März 1920 (Reichs­

einkommensteuergesetz und Körperschaftsteuergesetz). 

Mit der Übernahme der Einkommensteuer durch das Reich 1920 begann auch ein neuer 
Abschnitt für die deutsche Einkommensteuerstatistik. Sie wurde zum ersten Mal für das 

Steuerjahr 1920 aufgestellt. Ihre Ergebnisse standen aber bereits im Zeichen der Geld­

entwertung. Dies galt in verstärktem Maße tü'r die Erhebung für das Steuerjahr 1921. Da 

die fortschreitende Geldentwertung die Weiterführung dieser Arbeiten zwecklos er­

scheinen ließ, wurde die Reichseinkommensteuerstatistik vorübergehend unterbrochen. 
Erst nach Wiederherstellung einer festen Währung konnte sie im Anschluß an das Ein­

kommensteuergesetz von 1925 wieder auf einen sicheren Boden gestellt werden. Seit 
dem Jahre 1925 ist die Statistik der Einkommensteuerveranlagung (ausgenommen 
1930 und 1931) alljährlich wiederholt worden. Ihre Ergebnisse sind für eine geordnete 
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Staatsführung von besonderer Bedeutung. Bei Vorbereitung von Gesetzesvorschriften 

über eventuelle Steuererhöhungen, -senkungen oder -erleichterungen kann auf die 

Einkommensteuerstatistik nicht verzichtet werden. An Hand der Gliederung der Steuer­

pflichtigen nach der Einkommenshöhe in Verbindung mit Familienstand und Kinderzahl 

ist sie in der Lage, über den Umfang des in Betracht kommenden Personenkreises und 

seine Einkommensverhältnisse genauen Aufschluß zu geben, so daß klar zu erkennen 
ist. wie sich die geplanten Maßnahmen auf das Steueraufkommen auswirken. 

Die Lohnsteuerstatistik ist zum ersten Male für 1926 durchgeführt und später alle zwei 

Jahre - jedoch mit Ausnahme der Jahre 1930.und 1938 - wiederholt worden. Auch hier 

stand im Mittelpunkt die Gliederung der Steuerpflichtigen nach der Höhe ihres Einkom­

mens in Verbindung mit Familienstand und Zahl der Kinder, für die eine Kinderermäßi­
gung gewährt wird. Darüber hinaus erfolgte eine Trennung der Steuerpflichtigen nach 
Geschlecht, sozialer Stellung, Religion und- wenn auch nicht bei jeder Erhebung - nach 

Altersgruppen. Lohnsteuerstatistik und Statistik der Einkommensteuerveranlagung 

zusammen gewähren einen Einblick in die Einkommensverhältnisse der Bevölkerung 

und sind für regionale Kaufkraftuntersuchungen unentbehrlich. 

Die Statistik der Körperschaftsteuerveranlagung lag für die gleichen Jahre wie die Sta­

tistik der Einkommensteuerveranlagung vor. Die Vorschriften des Einkommensteuer­
gesetzes über den Einkommensbegriff und die Ermittlung des Einkommens galten mit 

gewissen Ergänzungen auch für die Körperschaftsteuer. Im Vordergrund der statisti­

schen Bearbeitung stand die Gliederung der Steuerpflichtigen nach Einkommens­

gruppen und Körperschaftsarten. 
Nach dem Kriege ging die Aufbereitung der Steuerstatistiken auf die Statistischen 

Landesämter über. Die erste Einkommen- und Körperschaftsteuerstatistik der Nach­

kriegszeit fand in Württemberg-Baden für das Jahr 1949 statt. Für die Jahre 1950 bis 

1954 wurden diese Erhebungen wiederholt, wofür. als Rechtsgrundlage eine Verwal­

tungsanordnung des Bundes vom 6. Februar 1952 erlassen wurde. Für 1957 fand dann 
eine vereinfachte Statistik dieser Art statt, die zur Beschleunigung und Kostenminderung 

stichprobenmäßig aufbereitet wurde und vorwiegend Aufschlüsse über die Struktur 
und Entwicklung der veranlagten Einkommen geben sollte. Diese Erhebungen wieder­

holten sich in den folgenden Jahren in unregelmäßigen Zeitabständen, bis im Jahr 1966 
das „Steuerstatistische Gesetz"14 verabschiedet wurde. Damit wurde einmal eine 

kontinuierliche Berichterstattung möglich, zum anderen aber auch die Bearbeitung 

organisatorisch wesentlich erleichtert. Für die Einkommen- und Körperschaftsteuer -

sowie auch für die Lohnsteuerstatistik ist durch dieses Gesetz eine dreijährige Periodi­
zität vorgeschrieben. 
Die ersten Lohnsteuerstatistiken nach dem Kriege wurden für 1947, 1950 und 1955 

durchgeführt. Der Erfassung lagen - wie in der Vorkriegszeit - die Lohnsteuerkarten 

zugrunde. Die Aufbereitung fand - im Gegensatz zur Vorkriegszeit- auf repräsentativei­
Grundlage statt, die es ermöglichte, auch Kreisergebnisse festzustellen. Bei der Erhe­

bung für 1955 wurde die Auswahlmethode auf Grund der gemachten Erfahrungen 
verfeinert Für1957 ist eine Lohnsteuerstatistik mittels Stichproben kleinsten Umfanges 
durchgeführt worden, die die gleichzeitig laufende Erhebung über die veranlagten Ein­
kommen ergänzen sollte. 
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Der Vermögensteuerstatistik ist ein ähnliches Schicksal beschieden gewesen wie der 

Einkommensteuerstatistik. Vor dem Ersten Weltkrieg war die Besteuerung des Ver­

mögens Sache der Bundesstaaten. Als erstes Land führte Preußen mit dem Rechnungs­

jahr 1895 eine Vermögensteuer unter dem Namen „Ergänzungssteuer" ein. Dem Beispiel 

folgten bis 1914 insgesamt 13 Staaten, darunter auch Baden im Jahr 1908. Unter dem 

Druck der Kriegs- und Nachkriegsverhältnisse führten nach 1914 weitere 6 Staaten 

die Vermögensteuer ein, darunter auch Württemberg im Jahr 1915. Während bis zur 

Neuordnung des Finanzwesens auf Grund der Weimarer Verfassung in Württemberg 
nur eine Vermögensteuerstatistik durchgeführt worden ist, deren Ergebnisse 1919 in den 

Württembergischen Jahrbüchern veröffentlicht wurden, fanden in Baden zwei statisti­

sche Erhebungen statt, und zwar 1914 und 1919. Im Jahre 1920 erhielt das Reich das 
alleinige Recht, Vermögensteuer zu erheben. Die erste reichseinheitliche Vermögen­

steuerstatistik beruhte auf der Veranlagung für das Jahr 1924, deren gesetzliche Grund­

lage das Vermögensteuergesetz vom 8 .. April 1922 war. Diese Statistik wiederholte sich 
dann in der Folgezeit in einem unterschiedlichen Jahresturnus; im Jahre 1935 wurde 
die letzte Erhebung vor Kriegsbeginn durchgeführt. Die Statistik der Vermögensteuer­

veranlagung wird durch die Einheitswertstatistik ergänzt, da diese auch nichtvermögen­

steuerpflichtige und daher in der Vermögensteuerstatistik nicht erscheinende Ver­
mögenswerte erfaßt. Sie wurde im Anschluß an jede Hauptteststellung der Einheitswerte 

durchgeführt und enthielt insbesondere auch eine Aufteilung des gewerblichen Be­

triebsvermögens nach Gewerbezweigen, die in der Vermögensteuerstatistik nicht 
vorgenommen wurde. 

Bald nach dem Kriege wurde auf Grund des Kontrollratsgesetzes Nr. 13 eine Statistik 
der Hauptfeststellung der Einheitswerte des Betriebsvermögens und der Hauptver­
anlagung der Vermögensteuer nach dem Stande vom 1. Januar 1946 bearbeitet, um 

eine Art Inventur des in Württemberg-Baden nach dem Kriege noch verbliebenen 
Betriebsvermögens zu erhalten. Durch Feststellung der Kriegsschäden an Betriebs­

grundstücken wurden erste Größenvorstellungen über die etwaigen Entschädigungs­

ansprüche und damit Unterlagen für die Vorbereitung des Lastenausgleich~ gewonnen. 

Die nächsten Erhebungen dieser Art erfolgten nach dem Stande vom l Januar 1953, 
1957 und 1960. Nach dem Steuerstatistischen Gesetz ist für die Einheitswert- und 
Vermögensteuerstatistik eine dreijährige Periodizität festgesetzt worden. 

Da eine Neufeststellung des Grundvermögens einschließlich des land- und forstwirt­

schaftlichen Betriebsvermögens seit 1935 nicht mehr stattgefunden hat, lagen bisher 
über diesen bedeutsamen Teil des Volksvermögens auch keine gegenwartsnahen Sta­

tistiken mehr vor. Inzwischen waren die Vorarbeiten zur Neubewertung des Grund­
besitzes soweit fortgeschritten, daß zum 1. Januar 1964 eine neue Hauptteststellung 
der Einheitswerte des gesamten Grundbesitze·s durch ein Gesetz zur Änderung des 

Bewertungsgesetzes vom 13. August 1965 erfolgen konnte. 
An diese hat sich eine Statistik, die zur Zeit noch läuft, angeschlossen, welche Auf­

schlüsse über die gegenwärtige Struktur des Grundbesitzes gibt und der besondere 
Bedeutung im Hinblick auf die Gemeindefinanzen zukommen wird. 

Die Umsatzsteuer, die auf Grund des Umsatzsteuergesetzes vom 24. Juli.1918 eingeführt 

wurde, war von jeher eine Reichssteuer. Die statistische Auswertung dieser Ergebnisse 
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wurde erstmalig für den Zeitraum vom 1. August bis zum 31. Dezember 1918 durch­

geführt Anschließend eriolgte bis 1921 jährlich eine entsprechende Erhebung. Für 
die Jahre 1922 und 1923 fiel eine Umsatzsteuerstatistik wegen des Währungsverfalls 

weg. Im Jahre 1924 wurde sie wieder aufgenommen und bis1930 jährlich durchgeführt. 

Die außerordentlichen Sparmaßnahmen im Reichshaushalt zwangen in den Jahren 

danach, für eine längere Zeitspanne von der Erstellung einer Umsatzsteuerstatistik 

abzusehen. Die letzte Erhebung in den dreißiger Jahren fand im Jahre 1935 statt Ent­

sprechend der erweiterten Zielsetzung wurde bei dieser Erhebung auf die Erfassung 
aller steuerlich wichtigen Angaben Wert gelegt, insbesondere auf die Zusammen­

setzung der steuerlichen Umsätze nach Maßgabe der zur Anwendung kommenden 
Steuersätze und die Gliederung der steuerfreien Umsätze nach Befreiungsvorschriften. 

Aber auch in wirtschaftspolitischer Hinsicht ist die Statistik ausgebaut worden, indem 

in Anhebung an das systematische Verzeichnis der Volks-, Berufs- und Betriebszählung 

rund 480 Wirtschaftszweige unterschieden wurden. Die Umsatzsteuerstatistik von 1935 

stellte somit eine Erhebung dar, bei welcher sowohl das steuerpolitische wie das wirt­

schaftspolitische Moment in einer den Möglichkeiten nahezu voll entsprechenden Weise 

Berücksichtigung gefunden haben. 
Die erste umfassende Umsatzsteuerstatistik nach dem Kriege erfolgte auf Grund einer 
Verwaltungsanordnung bundeseinheitlich für das Jahr 1950. Bei den folgenden Erhe­

bungen dieser Art - erstmalig für 1954 - griff man anstelle derVeranlagungsbescheide 
auf die Umsatzsteuervoranmeldungen zurück, wodurch eine schnellere Bereitstellung 

der Ergebnisse ermöglicht wurde. Da die Umsatzsteuerstatistik wie keine andere die 

Umsätze aller WirtsC:haftszweige mit Ausnahme der Landwirtschaft ausweist, bildet 

sie eine einzigartige Unterlage für die Wirtschaftsbeobachtung und damit auch für die 
moderne Sozialproduktsberechnung. Sie ist wohl eine der Statistiken, die als Auskunfts­

quelle am häufigsten in Anspruch genommen wird. Neben ihrer Bedeutung für die 
Finanz- und Wirtschaftsministerien dienen die Ergebnisse zahlreichen wirtschafts­
wissenschaftlichen Instituten, Verbänden und Unternehmen als Material für ihre Struk­

tur- und Konjunkturuntersuchungen. Seit 1954 wurde die Umsatzsteuerstatistik mit 

einer Unterbrechung im Jahr 1963 alljährlich durchgeführt. Im Steuerstatistischen 

Gesetz ist für sie ab 1966 eine zweijährige Periodizität angeordnet. 
Eine Statistik über die Ergebnisse der Erbschaftsbesteuerung auf Grund des Reichs­
erbscha!tsteuergesetzes vom 3. Juni 1906 wurde erstmalig für das Rechnungsjahr 
1908 aufgestellt. Es folgten, entsprechend den Bestimmungen über die Erbschaft­

steuerstatistik vom 16. Mai 1907 Feststellungen für die Jahre 1909 bis 1914. In den 
folgenden Kriegsjahren hat eine statistische Aufbereitung des Veranlagungsmaterials 

nicht stattgefunden. Auch von einer Nachholung der ausgefallenen Statistiken nach 
Beendigung des Krieges wurde Abstand genommen. Nach Anpassung der Erbschafts­

besteuerung an die Geldmarkrechnung ordnete der Reichsminister der Finanzen die 

Wiederaufnahme der Erbschaftsteuerstatistik mit Wirkung vom 1. Januar 1924 an. Von 
da an wurde sie bis 1940 jährlich durchgeführt. 
Erst 1953 wurde durch eine Koordinierungsvereinbarung der Länder die Erbschaft­

steuerstatistik wieder eingeführt, die alle Erbanfälle, Schenkungen und Zweckzuwen­

dungen, bei welchem die Steuerschuld nach 1948 entstanden ist, laufend eriaßte, und 
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zwar an Hand der von den Finanzämtern an das Statistische Landesamt gegebenen 

Nachweisungen. Von 1953 bis 1962 wurde sie jährlich durchgeführt. Anschließend ist 
sie dann vorläufig eingestellt worden, bis im Steuerstatistischen Gesetz eine sechs­

jährige Periodizität vorgeschrieben wurde. 
Zur Vorbereitung der gemeinschaftlichen Verbrauchsbesteuerung im deutschen Zoll­
verein, die für Zucker 1844, für Salz 1868 und für Tabak 1869 in Kraft trat, wurden von 
den Regierungen der Vereinsstaaten spezielle Produktions- und Verbrauchsermitt­
lungen für das ganze Zollgebiet angestellt, die als Vorläufer der Verbrauchsteuer­
statistiken heutigen Stils angesehen werden können. Ab 1871 wurden die meisten Ver­
brauchsteuern „Reichssteuern", mit Ausnahme der Biersteuer und des Branntwein­
monopols, die in einigen Ländern, darunter auch Baden und Württemberg, der Landes­
gesetzgebung vorbehalten blieben. Für diese beiden Verbrauchsteuern sind in gewissen 
Jahresabständen in diesen Ländern Statistiken durchgeführt worden. Mit dem Über­
gang der Finanz- und Steuerhoheit auf das Reich 1920 wurden sämtliche Verbrauch­
steuern zu Reichssteuern erklärt; dementsprechend sind auch alle Verbrauchsteuer­
statistiken in regelmäß,igen Zeitabständen beim Statistischen Reichsamt durchgeführt 
und veröffentlicht worden. 
Die große Bedeutung der Statistik der Verbrauchsteuern lag vor allem in den starken 
Auswertungsmöglichkeiten für den praktischen Gebrauch. Sie ist eine unentbehrliche 
Helferin für Gesetzgebung, Verwaltung und Wirtschaftsführung geworden. Denn die 

Gegenwartsnähe der Produktions-, Absatz- und Steuerertragszahlen, die regelmäßig 
veröffentlicht wurden, waren von besonderer Wichtigkeit insofern, als Steuergläubiger 
und Steuerschuldner aus diesen Ergebnissen die allgemeine Tendenz des Geschäfts­
gangs und die Tragweite finanz- und wirtschaftspolitischer Maßnahmen.in dem betref­
fenden Wirtschaftssektor mit großer Schnelligkeit erkennen und daraus unmittelbar 
Nutzen„ziehen konnten. 
Die Wiederingangsetzung der sich auf die Verbrauchsteuergesetze gründenden Sta­
tistiken, welche neben fiskalisch wichtigen Daten u. a. auch Unterlagen über die Pro­
duktion und den Verbrauch liefern, erfolgte bereits Ende 1948. Diese Statistiken haben 
zwar gegenüber der Vorkriegszeit etwas an Bedeutung verloren, weil verschiedene 
Produktionsstatistiken, die inzwischen 8ingeführtworden sind, einiges von dem bringen, 
was früher nur über die statistische Erfassung der Verbrauchsbesteuerung zu verfolgen 
war. Trotzdem sind·auch heute noch die Verbrauchsteuerstatistiken ein wichtiges 
Hilfsmittel für die allgemeine Wirtschaftsbeobachtung geblieben und erfreuen sich 
gleichfalls lebhaften Interesses, insbesondere der Verbände in den verschiedensten 
Branchen. - Sämtliche Verbrauchsteuerstatistiken werden zentral beim Statistischen 
Bundesamt aufbereitet 

Ausblick 

Die Finanz- und Steuerstatistik ist fü'r die praktische Finanz- und Wirtschaftspolitik 
immer mehr zu einem unentbehrlichen Hilfsmittel geworden. Wohl nur in den seltensten 
Fällen sieht man den Entscheidungen, die in Gesetzes- oder Verordnungsform ihren 

201 



Ausdruck finden, an, welche Überlegungen von den ersten Erwägungen bis zur Ver­

öffentlichung im Gesetzblatt erforderlich waren und wie sehr statistische Materialien 

zur Förderung und Findung der Lösung beigetragen haben. Je mehr sie der Finanz- und 

Wirtschaftspolitik zu einem notwendigen Handwerkszeug wurden, desto größer sind 

auch gleichzeitig die Anforderungen an Umfang und Qualität der Finanz- und Steuer­

statistik. Vieles ist in den letzten Jahrzehnten in dieser Hinsicht geschehen; manche 

Lücke bleibt jedoch noch zu füllen, damit die tatsächlichen wirtschaftlichen und sozialen 
Vorgänge zunehmend als verläßliches Fundament einer Gesetzgebung dienen können, 
die häufig völlig neue Aufgaben erstmalig zu lösen hat. 

Sache der Finanz- und Steuerstatistik ist und bleibt es, nicht nur wichtige Erkenntnisse 

zutage zu fördern, auf denen Maßnahmen ergriffen werden können, sondern auch 
zuverlässig Rechenschaft über das bisher Erreichte abzulegen. Was sie der Wirtschafts­

politik zu geben vermag, ist eine Fülle von Tatsachen, deren Erfassung allerdings von der 

Erkenntnis der Grenzen statistischer Messungen und der Vieldeutigkeit ihrer Interpreta­
tion ausgehen muß. 

Im Wesen der Statistik liegt es, so hat einmal Zahn 15 treffend formuliert, daß sie zwar 

oft das erste, aber niemals das letzte Wort zu sprechen pflegt. Auch wenn die einzelnen 

Probleme mit statistischen Hilfsmitteln und Methoden geklärt sind, bleibt es Sache des 
Staates, die statistisch festgelegten Ergebnisse auszuwerten und ihren Zwecken 
dienstbar zu machen. 
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Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, allgemeine 
Untersuchungen und Analysen, Vorausschätzungen 

Von den Volkseinkommensberechnungen zu den Volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnungen 

Seit langem schon bemühen sich Nationalökonomen und Statistiker, über die Erfassung 
spezieller statistischer Tatbestände hinaus auch zu umfassenderen volkswirtschaft7 

liehen Größenvorstellungen zu gelangen1• Im Mittelpunkt des Interesses stand anfäng­

lich das Volkseinkommen als Summe der Geldeinkommen, welche den am volkswirt­

schaftlichen Produktionsprozeß Beteiligten als Entgelt-für die beigetragenen Leistungen 

zufließen. 

Die ersten Versuche solcher Globalrechnungen sind aus England und Frankreich bereits 

aus dem 17. und 18. Jahrhundert bekannt. Als Beweggrund tritt dabei, vor allem in Frank­

reich, die Erforschung der steuerlichen Leistungsfähigkeit und der gerechten Lasten­
verteilung hervor. In Deutschland finden sich erste Ansätze zu einer Volkseinkommens­

schätzung 1805 in Untersuchungen von L. Krug 2, die 1846 durch Dieterici3 wieder auf­

genommen und ergänzt wurden. Beide hatten offenbar weniger fiskalische Verwen­

dungszwecke im Auge als vielmehr die wissenschaftliche Erforschung und Darstellung 

der wirklichen Zustände, damit „die Kameral- und Finanzwissenschaft nicht mehr so 

handwerksmäßig betrieben, sondern zu wahren Wissenschaften erhoben" würden. Bei 

der Dürftigkeit des damals vorhandenen statistischen Materials mußte weitgehend von 
Schätzungen Gebrauch gemacht werden, wobei Grundbücher, Steuerregister und Ver­
brauchszahlen eine wichtige Grundlage bildeten. In größeren Abständen wurde sowohl 

für Preußen als auch für Sachsen das Volkseinkommen berechnet, wobei sich im späten 

19. Jahrhundert auch die Materialbasis mit dem Ausbau der Einkommensteuer und der 

Produktionszählungen verbesserte. Damit wurden die ·ersten Ansätze zu Zahlenreihen 

wesentlich erleichtert4. Es setzte sich die Ansicht durch, daß eine jährlich fortgesetzte 
Statistik des Volkseinkommens bessere Ergebnisse bringt und einen höheren Erkennt­

niswert hat als die vereinzelte sporadische Berechnung. Dieses Ziel konnte allerdings 

erst nach dem Ersten Weltkrieg erreicht werden, als·dieser·Forschungszweig ins Stati­
stische Reichsamt eingebaut und ein Teil der amtlichen Statistik wuide. Aus Vergleichs­

gründen wurden. ähnlich wie in anderen Ländern, auch Zahlen für die Vorkriegszeit 
rekonstruiert. Das Volkseinkommen wurde für die einzelnen Jahre bis 1891 zurück er­
rechnet. Der Name von Paul Jostock, der nach dem Zweiten Weltkrieg längere Zeit als 

Präsident;des Amtes in Stuttgart tätig war, ist mit diesen Arbeiten untrennbar verbunden. 
Er hat sich um den Ausbau und die Systematisierung der Volkseinkommensberechnung 
große Verdienste erworben. In den zwanziger Jahren gewannen die Volkseinkommens­

berechnungen ihre erste große praktische Bedeutung, als es darum ging, mit solidem 

Zahlenmaterial überhöhten Reparationsforderungen entgegenzutreten. Bis zum Zweiten 
Weltkrieg konnte in in_ternationaler Zusammenarbeit der methodische Aufbau weiter 

verbessert und das Sozialprodukt nach verschiedenen Gesichtspunkten gegliedert dar­

gestellt werden. Durch den Krieg wurden diese Arbeiten in Deutschland in zunehmen­
dem Maße behindert und schließlich ganz unterbrochen. 
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In den Jahren des erneuten Aufbaus der amtlichen Statistik nach dem Zweiten Weltkrieg 
kam dem Ausbau der Sozialproduktsberechnungen eine völlig neue zentrale Bedeutung 

zu. Zum Konzept der Statistik gehörte jetzt die weitgehende Ausrichtung aller Arbeiten 

auf das System der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen. Dieses in der Zwischen­

zeit im Ausland entwickelte kreislaufmäßig geschlossene Datensystem mit doppelter 
Verbuchung aller wichtigen wirtschaftlichen Vorgänge wurde von Gerhard Fürst 5 zur 
übergeordneten Aufgabe und zum Leitbild der amtlichen deutschen Statistik gemacht 

und von Hildegard Bart.e/s 6 schrittweise ausgebaut und der internationalen Entwicklung 

angepaßt (vgl. auch Szameitat: ,,Die Aufgaben des Statistischen Landesamtes Baden­

Württemberg in Gegenwart und Zukunft" in diesem Band). Heute haben sich das Sozial­

produkt, dargestellt nach seiner Entstehung, Verteilung und Verwendung, und die volks­

wirtschaftlichen Gesamtrechnungen als modernes.Hilfsmittel der Wirtschaftsbeobach­

tung erwiesen und zu einem unentbehrlichen Instrument der Wirtschafts-, Finanz- und 

Sozialpolitik sowie der Wirtschaftsforschung entwickelt. Das Interesse für diese volks­

wirtschaftlichen Größen ist vor allem auch in Kreisen der Wirtschaft, der Gewerkschaf­

ten und der Wissenschaft außerordentlich lebhaft Dies gilt auch für die internationalen 

Organisationen. vor allem die EWG, die zur methodischen Entwicklung der Berechnun­

gen einen wesentlichen Beitrag leistete7 • 

Entwicklung und Stand der Arbeiten in Baden-Württemberg 

Da das Sozialprodukt als Summe der Wertschöpfung aller Wirtschaftsbereiche auch 

den besten Maßstab für die wirtschaftliche Leistungskraft eines Teilgebiets einer Volks­

wirtschaft abgibt, ist das Interesse an einer regionalen Gliederung des Sozialprodukts 

beinahe so alt wie die Bemühungen um die volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen 

überhaupt. Für Baden-Württemberg hat erstmals Josef Griesmeier im Rahmen einer 
Untersuchung über die Wirtschaft und Bevölkerung von Baden-Württemberg im 19. und 

20. Jahrhundert sowohl für das Land wie für die Stadt- und Landkreise auch das Netto­

sozialprodukt zu Faktorkosten (Volkseinkommen) für das Jahr 1952 berechnet". Dabei 
wurden mit Hilfe von regional gegliederten Produktions-, Umsatz- und Beschäftigten­

zahlen die Bundesergebnisse aufgeschlüsselt. Eine später von Alben Ander entwickelte 

Originärberechnung des Nettoinlandsprodukts für das Jahr 1955 zur Darstellung der 

wirtSchaftlichen Leistungskraft der Stadt- und Landkreise war von grundlegender Be­

deutung für alle weiteren regionalstatistischen Arbeiten auf diesem Gebiet9. Als beson­

ders bedeutsam muß auch sein Versuch bewertet werden, das Einkommen aus unselb­

ständiger Arbeit in Baden-Württemberg 1950 bis 1954 zu berechnen 10. 

Da in anderen Bundesländern ähnliche Versuche im Gange waren, wurde 1954 von den 

Leitern der Statistischen Landesämter, im Einvernehmen mit dem Statistischen Bundes­

amt, der „Arbeitskreis Sozialproduktsberechnungen der Länder" gegründet Dieser 

Arbeitskreis sollte Methoden für regionale Sozialproduktsberechnungen erarbeiten und 

für die Länder verbindlich festlegen sowie die Ergebnisse der Berechnungen mit denen 

des Statistischen Bundesamtes abstimmen. Willi Hüfner hat sich als Vorsitzender dieses 

Arbeitskreises um die Förderung dieser Arbeiten sehr verdient gemacht 
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Schon bei den ersten Überlegu·ngen war man sich klar darüber, daß es keine selbstän­
dige Berechnungsmethode für die Länder geben kann und die gleichen Begriffe und 
Methoden angewandt werden müssen wie bei den Berechnungen für den Bund, denn die 
Summe der Länderergebnisse muß auf das Bundesergebnis abgestimmt werden. Bei 

der praktischen Rechen- und Schätzarbeit ergeben sich allerdings eine Reihe von Beson­
derheiten und Problemen. Sie liegen vor allem darin, daß die Länder keine abgeschlos­
senen Wirtschaftsgebiete darstellen, so daß eine exakte Abgrenzung der·Güter- und 
Einkommenströme kaum möglich ist. Außerdem wird bei der Berechnung der Wert­
schöpfung der Wirtschaftsbereiche für das Bundesgebiet vom Unternehmen ausge­
gangen, während bei einer Länderberechnung die örtliche Einheit zugrunde gelegt 
werden muß. Die Werte für Unternehmungen müssen deshalb auf ihre regionalen Ein­

heiten umgeschlüsselt werden. In manchen Fällen, in denen das benötigte Material 
länderweise nicht vorliegt, müssen die für das Bundesgebiet geltenden Daten über­
nommen werden, so zum Beispiel die Stichprobenergebnisse über Kostenstrukturen. 
Dadurch kommen länderspezifische Besonderheiten nicht immer voll zum Ausdruck. 
Der Schwerpunkt der Arbeiten wurde zunächst auf die Berechnung der Entstehung des 
Brutto- und Nettoinlandsprodukts gelegt. da diese Größen mit dem vorhandenen stati­
stischen Material am ehesten berechnet werden konnten. 
Nach langwierigen methodischen Vorarbeiten, an denen sich alle Statistischen Landes­
ämter beteiligt hatten, konnte auch für Baden-Württemberg das Inlandsprodukt in jewei­
ligen und konstanten Preisen für das Jahr 1950 und die folgenden Jahre veröffentlicht 
werden 11• 

Damit standen zum ersten Mal auch den Ländern Daten zur Verfügung, die einen unent­
behrlichen Bestandteil unseres wirtschaftlichen Wissens.darstellen und ein Gesamtbild 

der Wirtschaft und ihrer einzelnen Bereiche unter dem Gesichtspunkt ihrer Leistungs­
kraft ergeben. Durch die Anwendung einheitlicher Methoden lassen sich Vergleiche 
zwischen den Ländern anstellen, so daß die unterschiedliche Wirtschaftskraft und die 
Besonderheiten der wirtschaftlichen Struktur erkennbar werden. 
Diese Berechnungen werden jährlich durchgeführt und vom Material wie von den Me­
thoden her ständig verbessert. 

Da in Baden-Württemberg bereits früher Versuche angestellt wurden, die wirtschaft­
liche Leistungskraft der Stadt- und Landkreise darzustellen, lag es nahe, diese Arbeiten 
wieder aufzunehmen und als Maßstab das Bruttoinlandsprodukt zu verwenden. Da auch 
in den anderen Bundesländern ein entsprechendes Bedürfnis bestand, kamen die Leiter 
der Statistischen Landesämter überein, diese Berechnungen für Kreise nach einheit­
lichen Gesichtspunkten auf der Grundlage der Sozialproduktsberechnungen durchzu­
führen. Die Berechnung des Inlandsprodukts für kleinere regionale Einheiten ist aller­
dings mit besonderen Schwierigkeiten verbunden. Die schon für die Bundesländer 
erwähnten Probleme der eindeutigen Erfassung und Abgrenzung von Güter- und Ein­
kommensströmen treten naturgemäß für Schätzungen von Kreisdaten in noch stärkerem 
Maße auf. Da außerdem hierfür ein recht großer Arbeitsaufwand zu bewältigen ist, 
konnte vorerst nur eine·Berechnung in mehrjährigem Abstand ins Auge gefaßt werden. 
Bisher wurde das Bruttoinlandsprodukt für Kreise für die Jahre 1957, 1961, 1964 und 
1966 berechnet12. Sie bilden bereits einen festen Bestandteil des wirtschaftsstatisti-
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sehen Instrumentariums. Ihr besonderer Wert liegt darin, daß erstmals regional und 

fachlich vergleichbare Strukturdaten vorliegen, die Aufschluß über die wirtschaftliche 

Leistungskraft der Kreise geben können. Diese Zahlen dienen auch als Grundlage für 
strukturpolitische Überlegungen, für Raumplanungsvorhaben und zur Abgrenzung von 
Fördergebieten nach einem einheitlichen Maßstab. 

Neben diesen laufenden Berechnungen wurde auch daran gearbeitet, das eigentliche 
Sozialprodukt, und hier vor allem das Nettosozialprodukt zu Faktorkosten, das dem 
Volkseinkommen entspricht, länderweise darzustellen. Im Jahr 1968 konnte das Volks­

einkommen von Baden-Württemberg bis zumJahr1960 zurück veröffentlicht werden 13 . 

Damit ist zugleich die Entstehungsseite des Sozialprodukts um die Verteilungsrechnung 
ergänzt worden. 

Die länderweise Berechnung der Verwendungsseite des Sozialprodukts, bei der die 
letzte Verwendung der Güter und Dienstleistungen für den privaten und staatlichen Ver­

brauch und für Investitionen dargestellt wird, ist zur Zeit noch im Gange. Die Ergebnisse 

können in Kürze veröffentlicht werden. Damit sind die wichtigsten Voraussetzungen 
dafür gegeben, die Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen für das Land in einem ähn­
lichen Kontensystem darzustellen, wie es für das Bundesgebiet bereits vorliegt. Auch 

dafür sind im ,,Arbeitskreis für Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen der Lände-r'' 
- wie der frühere Arbeitskreis für Sozialproduktsberechnungen inzwischen umbenannt 

wurde - bereits die notwendigen Vorarbeiten geleistet worden. All~ vorhandenen Sta­

tistiken mußten unter bestimmten Gesichtspunkten geprüft und auf einheitliche Ab­

grenzungen, Begriffe und Gliederungen umgerechnet und durch Schätzungen ergänzt 
werden. 

Für konjunkturelle Beobachtungen und Maßnahmen wird mit dem Kontensystem eine 
verbesserte Grundlage geschaffen, bei der nicht nur die Entwicklung der Produktion, 

sondern auch die der Investitionen, des Verbrauches und der Ersparnis in einem Gesamt­

rahmen gesehen werden. 
Die Entwicklung und die Bedeutung der einzelnen Wirtschaftszweige für die Gesamt­

produktion des Landes geben wertvolle Hinweise bei Maßnahmen zur Strukturverbesse­
rung und bei der Aufstellung von Landesentwicklungsplänen. Bei weiterem Ausbau 

können die Erkenntnismöglichkeiten der intersektoralen und interregionalen Produk­
tionsverflechtungen noch vertieft werden. 
Für gesamtwirtschaftliche Vorausschätzungen und die eng damit verbundenen Steuer­

vorausschätzungen bildet die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung eine verbesserte 

Grundlage, bei der auch die interregionalen Verflechtungen und die spezielle Länder­
struktur berücksichtigt werden können. Wenn dieses geschlossene System Volkswirt­

schaftlicher Gesamtrechnungen in absehbarer Zeit vorliegen wird, haben die Statisti­
schen Landesämter ein neues Hilfsmittel zur Verfügung gestellt, das für viele Zwecke der 

Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpolitik der Länder wertvolle Dienste leisten wird. 
Zur Zeit werden Untersuchungen angestellt, inwieweit es möglich ist, als Ergänzung zu 

den Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, auch für das Land Input-Output-Tabel­
len aufzustellen, um damit die Produktionsstruktur und die gütermäßigen Verflech­
tungen der einzelnen Wirtschaftszweige aufzuzeigen. Soweit sich bis jetzt übersehen 

läßt, kann damit gerechnet werden, daß in absehbarer Zeit das Kontensystem durch 
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Input-Output-Tabellen eine wertvolle Ergänzung erfahren wird. Mit diesen erweiterten 

Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen kann eine zusammenfassende Wirtschafts­

beobachtung und eine Durchleuchtung der quantitativen Aspekte des Wirtschafts­
ablaufes und der Produktions- und Marktverflechtungen in weit umfassenderer Form 
vorgenommen werden. als bei den früheren ·statistischen Möglichkeiten. 

Al/gemeine Untersuchungen und Analysen, Vorausschätzungen 

Das in sich geschlossene System Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen ist auch 

für zwei weitere wichtige Aufgabenbereiche - als Rahmen und Ausgangspunkt - von 
Bedeutung: 
1. für problemorientierte Untersuchungen und Analysen, 

2. für Vorausschätzungen der weiteren Entwicklung. 

Die Daten des Sozialprodukts und der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen bilden 

den heute unentbehrlichen Orientierungsrahmen für die gesamte wirtschaftliche Ent­

wicklung. Sie reichen in ihrem zwangsläufig globalen Charakter jedoch nicht für die 

Vielzahl der speziellen Probleme aus, zu deren Lösung die Statistik beizutragen hat. Jede 

staatliche Planung, jede wirtschaftliche.,Entscheidung bedarf einer auf den speziellen 

Zweck abgestellten Informationsbasis. Wenn sich der Sektor der Bauwirtschaft über 

seine Entwicklung in den letzten Jahren und über Fragen seiner Weiterentwicklung 
orientieren will, wenn die Bildungsplanung eines Landes umfassende Bildungspläne 
entwickeln will, muß sie über die hierfür nötigen Daten verfügen. Hierfür genügt weder 
allein der Globalrahmen der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen, noch das Er­

gebnis der einzelnen Statistik. Erforderlich ist ein möglichst geschlossenes und der 

umfassenden Information dienendes Zahlenbild für den jeweiligen Fachbereich oder 

das entsprechende Problem. Damit ergibt sich die Aufgabe, das nach dem heutigen 

Stand verfügbare Zahlenmaterial entsprechend zusammenzufassen, problemorien­

tierte Untersuchungen und Analysen soweit erforderlich durchzuführen und an der 
Weiterentwicklung des statistischen Konzepts für bestimmte Fragen und Bereiche zu 

arbeiten. In einer Zeit des schrittweisen Ausbaus staatlicher Zielprojektionen und des 
ständig steigenden Informationsbedarfs bei Wirtschaft, Wissenschaft und Öffentlich­

keit wird das Gewicht und die Bedeutung dieser Aufgabe zunehmen. Das Statistische 

Landesamt hat sich bemüht, in den letzten Jahren im Rahmen des Möglichen Arbeiten 
dieser Art in Angriff zu nehmen. Der zusammenfassenden Darbietung des Zahlenmate­

rials, das heute zur Verfügung steht, sollen besondere Hefte dienen, in denen über die 
Bekanntgabe von Daten der einzelnen Statistiken hinaus Informationsmaterial für be­
stimmte Zwecke zusammengestellt ist Ein erstes Heft mit statistischen Daten'über das 

Gesundheitswesen ist bereits in Zusammenarbeit mit dem Innenministerium erschienen. 

Weitere Hefte für die Bereiche der Industrie, der Bauwirtschaft und des Bildungswesens 

wurden bereits veröffentlicht bzw. sind in Arbeit. 
Darüber hinaus werden für bestimmte Aufgabenstellungen von Ressorts und anderen 

Stellen spezielle Untersuchungen und Analysen durchzuführen sein. Mit Branchenana­
lysen für einige in Baden-Württemberg besonders wichtige Industriezweige ist bereits 
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begonnen worden. Eine besonders gründliche Analyse für die Elektrotechnik ist abge­

schlossen worden. Sie wird bis Ende 1970 veröffentlicht werden. Im Auftrag des.Wirt­

schaftsministeriums soll in nächster Zeit Struktur und Entwicklung des Dienstleistungs­

sektors untersucht werden. Für das Finanzministerium ist eine Untersuchung über die 

Entwicklung der Personalkosten im öffentlichen Bereich in Angriff genommen worden. 

Beabsichtigt sind zusamme~fassende Analysen der Einkommens-, Verbrauchs- und 

Vermögensverhältnisse der privaten Haushalte. Der Rahmen für solche Analysen, deren 

Bedeutung sicher noch wachsen wird, ist abgesteckt durch den Bedarf an speziellen 
Untersuchungen, durch das verfügbare Zahlenmaterial und die nur begrenzt vorhan­

dene Arbeitskapazität. 
Daneben wird die Entwicklung neuer und geschlossener Konzepte für die statistischen 

Nachweise bestimmter Fachbereiche von Wichtigkeit sein. An der schrittweisen Ent­

wicklung des Konzepts einer modernen umfassenden Bildungsstatistik wird seit längerer 

Zeit gearbeitet (vgl. den Beitrag „Bevölkerung und Kultur"). 
lm Auftrag des Arbeits- und Sozialministeriums ist mit Überlegungen zur Entwicklung 

des Konzepts einer statistischen Erfassung der,Sozialstrukturder Bevölkerung begonnen 
worden. Diese Entwicklungsarbeiten werden jedoch längere Zeit benötigen, da nach 
Abschluß der sehr komplexen und schwierigen Konzeptsfragen die schrittweise Weiter­

entwicklung des Neuen nicht schnell zu erreichen sein wird. 
Schließlich wird der Übergang des Staates zur Rahmenplanung in den verschiedenen 

Fachbereichen für die amtliche Statistik bedeuten, daß auch die Arbeiten an der Vor­
ausschätzung wichtiger Größen intensiviert werden. Hauptaufgabe <;ter Statistik ist und 
bleibt naturgemäß der möglichst geschlossene und zeitnahe Nachweis aller wichtigen 

Vorgänge bis zur Gegenwart Die staatlichen Planungsvorhaben und das Informations­
bedürfnis anderer Stellen erfordern jedoch mehr und mehr, daß der Versuch unter­
nommen wird, durch Vorausberechnungen Anhaltspunkte dafür zu gewinnen, wie die 
Entwicklung wichtiger Größen unter Zugrundelegung von bestimmten Prämissen ver­
laufen könnte. Die Statistik hat sich in den letzten Jahrzehnten dieser nicht unproble­

matischen Aufgabe gegenüber sehr reserviert verhalten 14 . Sie hat sich auf die Voraus­

berechnung von Bevölkerungszahlen beschränkt da hierfür noch am ehesten konkrete 
Anhaltspunkte gegeben sind (vgl. den Beitrag „Rechenzentrum, Mat_hematisch-statisti­
sche Methoden, Datenbank, Regionalstatistik"). Es ist abzusehen, daß diese Versuche 
auch auf Vorausberechnungen wichtiger Größen des Bildungswesens ausgedehnt 

werden müssen. Inwieweit die Statistik auch in anderen Bereichen durch ähnliche 

Vorausberechnungen zur Fundierung der staatlichen Planung beitragen kann, werden 

die nächsten Jahre zeigen. Da aber bei den starken Veränderungen auf fast allen 

Lebensgebieten von der Statistik mehr denn je Entscheidungshilfen für aktuelle wirt­
schaftliche und soziale Fragen verlangt werden, zeichnen sich bereits auch gewisse 
Wandlungen in der Aufgabenstellung der amtlichen Statistik ab. 

Georg Wuchte, 
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Rechenzentrum, Mathematisch-statistische Methoden, 
Datenbank, Regionalstatistik 

Rechenzentrum 

Statistik und maschinelle Datenverarbeitung 

Die Praxis eines Statistischen Landesamts ist in erster Linie durch zwei verschiedene 

Aufgaben gekennzeichnet Massenarbeiten bei der Auswertung statistischen Urmate­
rials und statistische Analyse der Ergebnisse. Das Hauptproblem ist, diese beiden in 

ihrem Charakter so gegensätzlichen Aufgaben sinnvoll aufeinander abzustimmen. 

Dies ist nur möglich, wenn ihre Bedeutung und ihr Verhältnis zueinander richtig erkannt 

werden. 

Ziel der statistischen Aktivität ist die Analyse eines statistisch erfaßbaren Problems. Mit 

dieser Feststellung wird der wissenschaftlich-analytischen Seite der Arbeit das Primat 

zuerkannt und die organisatorische Aufgabe als Dienstleistung gekennzeichnet. Aller­

dings - und das wird bedauerlicherweise gelegentlich außer acht gelassen - setzt die 

Organisationstechnik auch Grenzen: Sie bestimmt, was im Rahmen der gegebenen 

Möglichkeiten mit der zu fordernden Genauigkeit und innerhalb eines vorzugebenden 
Zeitrahmens statistisch erfaßbar ist. Daß die Wünsche an die Statistik immer größer als 

deren effektive Möglichkeiten sind, ist zwar einerseits unbefriedigend, andererseits 

aber auch Impuls für den Fortschritt der statistischen Technik. 

In den Urzeiten der Statistik konnte und mußte der Statistiker alle gestellten Aufgaben 

mit „Bleistift und Papier'' lösen. Die Rationalisierungsmethoden dieser Zeit, die auch 

heute noch gelegentlich durchaus sinnvoll sein können, waren Strichellisten und Zähl­

blättchen. Für einfache Additions- und Multiplikationsarbeiten standen wenige mecha­
nische Tischrechengeräte zur Verfügung. Mit dem Anwachsen der Aufgaben stieß man 

schnell an die Grenzen der rein manuellen Arbeitstechnik. Die für Auswertungen benö­

tigte Zeit wurde bei besonders großen Massenarbeiten (zum Beispiel Volkszählungen) 

als unerträglich empfunden. So ist es nicht erstaunlich, daß die Idee zur mechanischen 

Verarbeitung großer Datenmengen aus dem Bereich der amtlichen Statistik stammt. 

Der Deutsch-Amerikaner Dr. Hermann Hollerith hatte in den Jahren 1880-1882 die 

Auszählung der 10. amerikanischen Volkszählung durchzuführen. Seine Erfahrungen 

inspirierten ihn, in den folgenden Jahren Maschinen zur Verarbeitung der schon länger 

bekannten Lochkarte zu entwickeln 1 • Für den 11. Census der USA von 1890 standen 

erprobte Geräte wie Kartenlocher, Sortier- und Zählmaschinen bereit, die mit großem 

Erfolg eingesetzt werden konnten. Das neue Lochkartenverfahren verbreitete sich rasch 
und hielt zu Anfang des 20. Jahrhunderts seinen Einzug auch in der alten Welt 

Die erste Anwendung in Württemberg 

Auch in Deutschland wurde diese Entwicklung in den statistischen Ämtern nicht über­

sehen. Als erste Länder entschlossen sich Württemberg und Sachsen für die Anwen-
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dung des Verfahrens zur Bearbeitung der Volkszählung von 1910. Der Entschluß des 

Württembergischen Statistischen Landesamtes zum Einsatz des neuen Lochkartenver­
fahrens stützte sich auf ein Gutachten von Oberfinanzrat Professor Dr. Losch, der 1904 
anläßlich einer Amerikareise die Zählmaschinen im „Bureau of the Census" in Washing­
ton kennengelernt hatte. Das Ergebnis seiner sorgfältigen Untersuchungen zur Anwen­

dung des Verfahrens für die bevorstehende Volkszählung zeigte beachtliche Vorteile 
gegenüber der manuellen Bearbeitung. Bei erweitertem Auszählprogramm sollte die 
Arbeit in zwei Jahren mit geringerem Personaleinsatz und weniger Raumbedarf durch­
geführt werden. Daraus errechnete sich eine Kostensenkung um ca. 10000 Mark. Am 
24. November 1910 kamen Verhandlungen über einen Vertrag mit der Deutschen Hol­
lerithgesellschaft zur Anmietung von Lochkartenmaschinen und zum Kauf von Loch­
karten zum Abschluß. Auf Antrag des Württembergischen Statistischen Landesamtes 
vom 25. November 1910 stimmte das Württembergische Finanzministerium schon drei 
Tage später zu. Obwohl sich die neue Technik bewährte, war ihre weitere Verwendung 

über die Volkszählung hinaus aus organisatorischen und sozialpolitischen Gründen 
noch nicht möglich2 • 

Nach dem Ersten Weltkrieg entstand für die amtliche Statistik eine völlig neue Lage. Das 
Schwergewicht der Aufbereitungsarbeiten bei großen Zählungen ging auf das Stati­
stische Reichsamt über, das sich auch der maschinellen Datenverarbeitung bediente. 
Im Lauf der Zeit konnte dort die Arbeitsorganisation durch I eistungsfähigere Maschinen 
ständig verbessert werden. Das Statistische Landesamt benötigte für seine nunmehr 

andersartigen Aufgaben keine größeren Maschinen. 
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Abb. 2 Elektrische Zählmaschine 

Der Neubeginn 1945 

Erst 35 Jahre nach dem ersten Versuch gab es einen neuen Start für das Lochkarten­
verfahren in der amtlichen Statistik des Landes. Nach dem Ende des Zweiten Welt­

krieges wurden die bisherigen Länder Württemberg und Baden in drei Länder aufgeteilt. 
Württemberg-Baden mit den Landesbezirken Nordwürttemberg und Nordbaden unter­
stand der amerikanischen, (Süd-)Württemberg-Hohenzollem und (Süd-)Baden der 
französischen Militäradministration. In allen Landesteilen entstanden eigene statistische 
Ämter (Stuttgart, Karlsruhe, Tübingen, Freiburg im Breisgau), die mit Erhebungen über 
den Stand der industriellen Produktion und die Bevölkerungsstruktur beauftragt wurden: 

Die Behörden benötigten zur Lenkung der schwierigen Versorgungslage aktuelle Ergeb­
nisse. 1946 wurden in Stuttgart, Tübingen und Freiburg im Breisgau zur Unterstützung 
der statistischen Arbeit Lochkartenanlagen eingesetzt. Die Maschinenanlagen stamm­
ten aus dem Nachlaß des Krieges, waren etwa zehn Jahre alt und gehörten zum tech­
nischen Entwicklungsstand von 1938. Unter erheblichen Schwierigkeiten und mit viel 

Improvisation konnten sie in Betrieb gesetzt werden. Das Arbeitsprogramm bestand 
anfangs aus dem monatlichen Industriebericht und der Produktionsstatistik industrieller 
Erzeugnisse. Zum 29. Oktober 1946 hatten die alliierten Behörden wegen der starken 

Bevölkerungsbewegung nach Kriegsende eine Volks- und Berufszählung angeordnet. 
Die Feststellung der monatlichen Daten über die natürliche Bevölkerungsbewegung 
wurde ab 1947 als nächste Aufgabe übernommen. 
Selbstverständlich war die Auswertung einer Volkszählung eine echte Aufgabe für das 
Lochkartenverfahren. Die verfügbaren technischen Mittel waren jedoch mangelhaft 
Der technische Service besserte sich erst nach der Währungsreform und sicherte dann, 
daß die Zählung noch zu einem guten Ende kam. In der Folgezeit konnte der Maschinen­
park für die weiteren großen Arbeitsaufträge durch neue verbesserte Tabelliermaschi­
nen leistungsfähiger gestaltet werden. Die maschinelle Aufbereitung war als zentrale 
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Dienstleistungsstelle für die statistischen Fachabteilungen nicht mehr wegzudenken. 

Alle größeren Statistiken wurden mit Hilfe des Lochkartenverfahrens erarbeitet. 

Das Statistische Bundesamt bemühte sich um die Koordinierung der Arbeitsablauf­
planung zwischen den Statistischen Landesämtern mit dem Ziel, rationelle Aufbe­

reitungsmethoderi für die amtliche Statistik zu entwickeln. Das Arbeitsprogramm 

der folgenden Jahre enthielt eine Reihe großer statistischer Bestandsaufnahmen als 

Basis für den Wiederaufbau von Wirtschaft und Verwaltung. Neben einer Landwirt­
schaftszählung und einer Handwerkszählung wurde 1950 eine neue Volks-, Berufs-. 

Arbeitsstätten- und Wohnungszählung durchgeführt. Dazu kamen Erhebungen aus dem 

Bereich der Finanzen. Steuern und der Einkommensverhältnisse. Die vielfachen Auf­

gaben erforderten die Vermehrung der Lochkartenanlagen in den Statistischen Landes­

ämtern. Auch zu dieser Zeit entsprachen jedoch d!e technischen Möglichkeiten der 

Tabelliermaschinen noch nicht ganz den Erfordernissen der statistischen Arbeit, sondern 
waren mehr für die Bearbeitung kommerzieller Geschäftsvorfälle konzipiert; zum Bei­
spiel blieben die ausgedruckten Zählergebnisse vorerst noch Hilfslisten für die manuelle 
Aufstellung der eigentlichen Tabellenprogramme. 

Bundesland Baden-Württemberg 

Die südwestdeutschen Länder schlossen sich 1952 zu dem heutigen Bundesland Baden­

Württemberg zusammen. Als Folge davon entstand am 1. Juli 1953 innerhalb des Stati­

stischen Landesamts Baden-Württemberg eine entsprechend organisierte „Maschinelle 
Aufbereitung". Damit mußten neue Aufbereitungspläne für die maschinelle Bearbeitung 

vieler Statistiken entwickelt werden. In diese Phase der Neuorganisation fiel die Um­
rüstung der Maschinenausstattung mit verbesserten Loch-. Prüf- und Sortiermaschinen. 

Dazu kamen alphabetschreibende Tabelliermaschinen mit größerer Rechenkapazität 

und mehr Steuerungsmöglichkeiten. Durch die höhere Leistungsfähigkeit der einzelnen 

Geräte konnten die gestiegenen Anforderungen zunächst ohne Vermehrung des Ma­
schinenparks bewältigt werden. 

In der Folgezeit wurde eine neue Maschine auf dem Markt angeboten, die speziell für 

statistische Auszählarbeiten geeignet war. Dieser Maschinentyp, von dem ein Gerät 
1955 beschafft wurde, bot praktisch zum ersten Mal die Möglichkeit. statistisches 

Datenmaterial auf die Richtigkeit der Signierungen und die-Plausibilität der Angaben 
maschinell zu prüfen. Über eine Schaltplatte konnte der Maschine das konzipierte Prüf­

schema eingegeben werden. Die beanstandeten Lochkarten ließen sich aussteuern 

und standen somit für die Berichtigung unmittelbar bereit. Diese gründliche Korrektur­

möglichkeit verbesserte die Qualität der Ergebnisse erheblich. 

Mit dem Einsatz der elektronischen „Statistikmaschine" und der verbesserten Tabellier­
maschinen erreichte die konventionelle Datenverarbeitung vor ihrem endgültigen Ab­
gang aus der amtlichen Statistik noch einmal einen Höhepunkt Als ein Anwendungs­

beispiel dafür ist die Straßenverkehrsunfallstatistik zu erwähnen: Der ständig zuneh­

mende Straßenverkehrverlie~ den Ergebnissen der Unfallstatistik besondere Aktualität. 
Das Tabellenprogramm der 1953 wieder aufgenommenen Erhebung enthielt zunächst 
nur summarische Nachweisungen über die Anzahl der Unfälle, der beteiligten Verkehrs-
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teilnehmer, der geschädigten Personen und über die festgestellten Ursachen. Daraus 

konnten nur geringe Erkenntnisse für verkehrstechnische Maßnahmen zur Eindämmung 

der ständig wachsenden Unfallzahlen gewonnen werden. Das zuständige Fachreferat3 

entwickelte deshalb in Zusammenarbeit mit der „Maschinellen Aufbereitung" eine ver­

kehrsteilnehmerbezogene Ursachenforschung, die unter voller Ausnutzung des Loch­

kartenverfahrens zu allseits anerkannten Erfolgen in der Beurteilung der Verkehrs­

situation führte. 

Beginn der Elektronischen Datenverarbeitung 

Während des Zweiten Weltkriegs wurden mit Hilfe der neuen Elektronentechnik spe­

zielle Rechner entwickelt, die zunächst nur zur Lösung technisch-wissenschaftlicher_ 
Aufgaben dienten. Der Einsatz dieser Geräte zur Verarbeitung großer Datenmassen 

begann um 1950. Wieder war das „Bureau of the Census" und damit die amtliche Sta­

tistik das erste Einsatzgebiet Die Notwendigkeit der Speicherung großer Datenmengen 

auf externen Medien mit schnellen Eingabe- und Zugriffsmöglichkeiten führte zur Ent­

wicklung der Magnetbandtechnik, der Trommel- und Plattenspeicher. Bei den Com­

putern der sogenannten ersten Generation (Röhrentechnik) bewegten sich die Kosten 
im Verhältnis zur Leistung noch in beträchtlichen Höhen. Deshalb kamen nur verhältnis­
mäßig wenig Maschinen dieser Art zum Einsatz. Durch die Anwendung der Transistoren­
technik mit kleinen, leistungsfähigeren und relativ billigen Bauelementen'ist die zweite 
Computergeneration mit schnelleren Recheneinheiten, verbesserten Ein- und Ausgabe­

geräten zu wirtschaftlich tragbaren Preisen entstanden. Erst dadurch wurden die kon­

ventionellen Lochkartenmaschinen in breitem Maße verdrängt 

Elektronik im Statistischen Landesamt Baden-Württemberg 

Für das Statistische Landesamt Baden-Württemberg wurde wieder eine Großzählung 

Anlaß zur Umstellung, zum Übergang auf die elektronische Datenverarbeitung: die 

Volks- und Berufszählung 1961. Nach Absprache zwischen allen Statistischen Landes­
ämtern wurde 1962 eine IBM 1401-Kartenanlage beschafft (4000 Kernspeicherstellen, 
Kartenabfühler und Drucker). Das neue Gerät erlaubte beträchtlich größere Programm­

konzeptionen. Dies kam insbesondere der Materialprüfung und der Gestaltung der 

Ergebnistabellen zugute, die nunmehr mit umfangreichen textlichen Erläuterungen 

versehen und maschinell in direkt reproduktionsfähiger Form erzeugt werden konnten. 
langwierige Schreib- und Setzarbeiten wurden somit überflüssig und förderten die 

Rationalisierung der Aufbereitungsarbeiten entscheidend. Außerdem konnte die ma­
schinelle Materialprüfung weiter ausgebaut werden. 

Unter diesen Aspekten begann die Neuorganisation der Arbeitsabläufe für alle maschi­
nell zu bearbeitenden statistischen Erhebungen. 

Sukzessive wurde_n viele statistische Arbeiten auf die neuen, speicherprogrammierten 

Maschinen übernommen; gleichzeitig wurde der konventionelle Maschinenpark ab­

gebaut. Ende 1962 wurde deshalb eine zweite 1401-Anlage gleicher Ausstattung ein­
gesetzt 
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Abb. 3 Rechenanlage IBM 1401 

Die Verbesserung der Arbeitstechnik durch den Einsatz elektronischer Datenverarbei­
tungsanlagen verl,angt eine Programmierung entsprechend komplexer Arbeitsabläufe. 
Bald zeigte sich, daß gerade die Programmierarbeiten zu einem besonderen Engpaß 
wurden. Hierfür gibt es zwei Ursachen: Die Vielfalt der statistischen Arbeit und die 
dauernd wechselnden Anforderungen, die ständig neue Programme und Änderungen 
bestehender Programme verlangen. Hinzu kommt daß der neue Beruf des Program­
mierers spezifische Fähigkeiten erfordert, die im Bereich der amtlichen Statistik vorher 
nicht im entsprechenden Umfang verlangt worden waren. Andererseits war die amtliche 
Statistik weitgehend auf eigene Kräfte angewiesen, weil der Gehaltstarif des öffent­
lichen Dienstes wenig Chancen bot, auf dem Arbeitsmarkt mit der freien Wirtschaft zu 
konkurrieren. Aus dieser Situation heraus, aber ebenso auch, um möglichst rationell zu 
arbeiten, schlossen sich die Statistischen Ländesämter und das Statistische Bundesamt 
zur Bewältigung der bundeseinheitlichen Arbeiten zu einem Programmierverbund zu­
sammen. Jedes Amt stellt hierfür ein Teil seiner Programmierkapazität zur Verfügung. 
Die Verteilung der Programmierarbeiten und die Entwicklung der Ablauftechnik wer­

den über einen Arbeitskreis aller Beteiligten vorgenommen. Dieses System. das eine 
weitgehend einheitliche Maschinenausstattung und Arbeitsrichtlinien voraussetzt, fand 
in anderen Bereichen des öffentlichen Dienstes große Beachtung. jedoch bis heute 
noch keine Parallele entsprechender Konsequenz. Trotz dieser Maßnahmen ist der Eng­
paß bis heute nicht behoben, weil die Anforderungen die Erfolge der Rationalisierungs­

anstrengungen kompensieren. 
Aber nicht nur die Programmierung bietet Probleme. Ebenso wichtig ist es, die Mit­
arbeiter des statistischen Dienstes laufend mit den neuen Möglichkeiten der Technik 
vertraut zu machen, damit die Organisation mit den technischen Gegebenheiten Schritt 

halten kann. 
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Computer der dritten Generation 

1964, noch bevor die erste Umstellung im maschinellen Bereich vollständig abgeschlos­
sen werden konnte, wurden Computer der dritten Generation als Ergebnis der stürmi­
schen technischen Entwicklung angekündigt. Die elektronische Datenverarbeitung 
erreichte damit einen weiter verbesserten Stand, der dem ständig wachsenden Bedürtnis 

nach Informationen entgegen kam: In allen Bereichen der sich schnell entwickelnden 
modernen Industriegesellschaft werden immer mehr statistische Daten als Entschei­
dungsbasis für wichtige Reformen verlangt. Die amtliche Statistik mußte sich daher 
auch technisch auf die kommenden Anforderungen vorbereiten. Das Statistische Bun­
desamt und die Statistischen Landesämter bemühten sich gemeinsam um die Analyse 
der Anwendungsmöglichkeiten der neuen Computergeneration und die Form der 
maschinellen Ausrüstung für die nächste Zeit 

Auf Grund der ein Jahr dauernden Untersuchungen und im Rahmen verschiedener 
Absprachen entschloß sich das Statistische Landesamt Baden-Württemberg für die 
Anmietung eines Systems IBM 360-30, das 1967 installiert wurde. Dem Kernspeicher, 

mit 32 K ausgestattet, wurden neben Drucker, Lochkartenein- und -ausgabegerät drei 
Magnetbandeinheiten mit je zwei Laufwerken beigegeben. Damit lag das Maschinen­
system in seiner Leistungsfähigkeit, der Größe des Landes entsprechend, etwas über 
der vereinbarten Mindestkapazität für die Statistischen Landesämter. Um die Vorteile 

Abb. 4 Zentraleinheit der Rechenanlage IBM 360-30 
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des neuen Systems voll zu nutzen, mußten neben den neu auftretenden Arbeiten auch 
die vielen bisher mit der IBM 1401-Anlage erledigten Arbeiten organisatorisch und pro­

grammiertechnisch möglichst schnell umgestellt werden. Dies gelang - nicht zuletzt 
dank des Programmierverbunds - innerhalb von zweieinhalb Jahren. Der entschei­
dende Fortschritt gegenüber dem bisherigen Maschineneinsatz lag in der Umstellung 
von der reinen Lochkartenverarbeitung zur Magnetbandtechnik, die eine beträchtliche 
Rationalisierung der Arbeitsabläufe erlaubt. 
Die insbesondere durch größere Sonderzählungen ständig wachsende Arbeitsmenge 
machte zunächst einen Ausbau des Systems IBM 360-30 (eine Magnetplatteneinheit, 
Aufstockung auf acht schnelle Bandeinheiten, ein Markierungsleser) erforderlich. 
In der zweiten Jahreshälfte 1969 mußte- auch im Hinblick auf die Volkszählung 1970-
zusätzlich ein System IBM 360-25 mit vier Bandeinheiten, Kartenabfühler und -stanzer, 
Drucker sowie Magnetplatteneinheit angemietet werden. An diese Anlage wurde Ende 
April 1970 das Lesegerät IBM 1288 angeschlossen. 

Die Entwicklung in der Datenerfassung 

Aus der geschichtlichen Entwicklung der maschinellen Datenverarbeitung in der amt­
lichen Statistik und aus sachlichen Ergänzungen erklärt sich die enge Verbindung zur 

Lochkartentechnik. Bei der Menge des anfallenden Materials (im Statistischen Landes­
amt durchschnittlich etwa acht Millionen Lochkarten pro Jahr) bedeutet dies jedoch, 
daß eine erhebliche Lochkapazität verfügbar sein muß. Die damit verbundenen Pro­
bleme werden noch dadurch verstärkt, daß der Umfang der abzulochenden Daten in­
folge großer, gelegentlich auftretender Zählungen stark schwankt. Spitzenbelastungen 
werden, soweit mit den Geheimhaltungsbestimmungen vereinbar, durch Inanspruch­
nahme externer Kapazität ausgeglichen. Trotzdem ist die Datenerfassung das große 
Problem in der maschinellen Datenverarbeitung und mit ein Grund, weshalb die Aus­
wertung großer Zählungen eine erhebliche Zeit in Anspruch nimmt. Die amtliche Stati­
stik hat sich deshalb schon lange um die Anwendung neuer Techniken in der Daten­
erfassung bemüht'. Schon in den fünfziger Jahren wurde die magnetische Zeichen­
erkennung in Form der Mark-Sensing-Technik genutzt. SeitJahren wird aufTeilgebieten 
(zum Beispiel Mikrozensus) die optische Zeichenerkennung in Form der einfachen Mar­

kierungstechnik angewandt, und nach jahrelangen Voruntersuchungen wird wieder 
einmal eine Volkszählung einer neuen Technik zum Durchbruch verhelfen, der optischen 

Zeichenerkennung in sehr differenzierter Form. Seit Frühjahr 1970 setzt das Statistische 
Landesamt das Lesegerät IBM 1288 für die Datenerfassung ein. Dieses Gerät erfaßt 
Strichmarkierungen, maschinengeschriebene Zeichen in genormter Form sowie hand­
geschriebene Ziffern (einschließlich einiger Sonderzeichen) und gibt die Informationen 
an eine Datenverarbeitungsanlage ab. Die amtliche Statistik erhofft sich von dieser 
Technik über den Rahmen einer Volkszählung hinaus eine wesentliche Verbesserung 
ihrer technischen Möglichkeiten, wenngleich sich nicht alle Statistiken für das Verfahren 
eignen, weil diese Technik Konsequenzen für die vorgelagerten Arbeitsschritte hat die 
nicht immer realisierbar sind. Voraussichtlich wird das Gerät jedoch auch für andere 
Arbeiten aus dem öffentlichen Bereich verwendet werden. 
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Abb. 5 Optisches Lesegerät IBM 1288 

Arbeitsübersicht 

Die nachfolgende Graphik gibt anhand einiger Kenngrößen einen Überblick über die 
von 1954 bis 1969 im maschinellen Bereich des Statistischen Landesamts geleistete 
Arbeit. Die Arbeitsmenge manifestiert sich zum Teil in der Quantität der erfaßten Daten. 
Man erkennt deutlich die ansteigende Tendenz mit einer ausgeprägten Spitze wegen des 
Zählungswerks 1961. In Wirklichkeit ist die Arbeitsleistung noch stärker gestiegen, da 
laufend intensivere Materialprüfungen und wesentlich vertiefte Auswertungen vorge­
nommen wurden. Die Reihen für Netto-Betriebsstunden und Personalstand zeigen in 
den Jahren bis 1961 eine ähnlich steigende Tendenz, jedoch mit abgeschwächtem 
Anstieg. Hier spiegeln sich Rationalisierungserfolge durch maschinentechnische Ver­
besserungen wider, die noch deutlicher im Zeitverlauf des Arbeitsaufwands für die 
Datenbereinigung und maschinelle Verarbeitung (DV-Stunden) zum Ausdruck kommen. 
Nach der Arbeitsspitze 1962 bis 1964 (Zählungswerk) sinkt die Zahl der aufgewendeten 
Arbeitsstunden trotz verschiedener Bereichszählungen infolge der maschinentech­
nischen und ablauftechnischen Verbesserungen laufend ab. 
Die wesentliche sachliche Vertiefung der Arbeit, insbesondere die Qualitätsverbesse­
rung durch erweiterte Materialprüfungen und die Ausweitung der Tabellenerstellung 
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kommt, weil quantitativ nicht richtig erfaßbar, in den Reihen nicht zum Ausdruck, ob­
wohl gerade hierin der besondere Wert der maschinellen Datenverarbeitung zu suchen 
ist. 
Aus der Fülle der Aufgaben seien einige markante Punkte als Charakteristika der neuen 
maschinellen Arbeitstechnik hervorgehoben: 

Die Konfiguration des eingesetzten Maschinensystems erlaubt integrierte Arbeitsab­
läufe sowie wesentlich verbesserte Methoden der Materialprüfung und automatischen 
Materialbereinigung. Damit wergen eine schnellere Materialbearbeitung und ein gerin­
gerer Personalaufwand im manuellen Arbeitsteil erreicht, beides wichtige Punkte in der 
augenblicklichen Situation. In großem Stil erfolgte der Einsatz der genannten Techniken 
erstmalig bei der Gebäude- und Wohnungszählung 1968, die im Rahmen des Ver­
bundsystems ablauf- Lind programmiertechnisch von Baden-Württemberg zu bearbei­
ten war. Die dabei gewonnenen, überaus positiven Erfahrungen flossen auch in das 
Konzept für die Bearbeitung der Volkszählung 1970 ein. Ohne Frage wurden ganz 
erhebliche Rationalisierungseffekte und Einsparungen erzielt, die nur deshalb nicht 

optisch in Erscheinung treten, weil derartige Zählungen einmalige Aufgaben darstellen 
und ein Kostenvergleich zur konventionellen Technik rein akademischen Charakter 
hätte. 

Abbildung 6 
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Mit der neuen Technik ist auch eine wesentlich bessere Möglichkeit der Verknüpfung 
von Daten aus verschiedenen Quellen gegeben. Damit kann dem dringenden Wunsch 
der Konsumenten nach vertiefter analytischer Auswertung möglichst aktuellen Zahlen­
materials weit besser als bislang entsprochen werden. Ansatzpunkte in dieser Richtung 
sind eine maschinell geführte regionalstatistische Datenbank sowie eine Individual­
datenbank für Lehrer, auf die im Abschnitt „Statistische Datenbanken" näher einge­

gangen wird5. 
Mit dem laufenden Ausbau und der Verbesserung der erhebungsbezogenen statisti­

schen Arbeiten wird neuerdings auch der Maschineneinsatz für spezielle analytische 
Aufgaben intensiviert. Seit 1968 werden meist ständig wechselnde Aufgaben wissen­
schaftlichen Charakters durch Fortran-Programme maschinell unterstützt. 

Entwicklung der Maschinenausstattung 

Die Entwicklung der Maschinenausstattung im Rechenzentrum des Statistischen Lan­
desamts ist durch die ständig wachsenden Aufgaben und die Anstrengungen geprägt, 
die gebotenen technischen Möglichkeiten zur VerbesserUng der Gesamtleistung zu 
nutzen. Die Graphik zeigt den zeitlichen Verlauf der Maschinenzahl für die zwei Geräte­
kategorien der Datenerfassung (Kartenlocher und -prüfer, Lesegeräte) und Datenver­
arbeitung (Elektromagnetische Maschinensätze, Elektronische Anlagen). 
Selbstverständlich bedeutet die Kategorisierung eine beträchtliche Vereinfachung der 
Darstellung, weil die Leistungskraft der einzelnen Geräte außer Betracht bleibt. Die 
Grundtendenz. die in der Reduktion der Maschinenzahl besteht, kommt jedoch deutlich 
zum Ausdruck. Sie bedeutet, daß heute eine wesentlich höhere Leistung mit weniger 

Maschinen erbracht wird. 

Abbildung 7 Datenerfassungsgeräte 
1953 bis 1970 
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In der Datenerfassung wurde die starke Kapazitätserhöhung in den Jahren 1961 bis1963 

durch die Volkszählung 1961 verursacht Mit dem Einsatz des Mehrzwecklesers IBM 

1288 entfällt für1970 und 1971 der verstärkte Einsatz manueller Erfassungsgeräte. 

Die anfänglich hohe Zahl konventioneller Maschinensätze zur Datenverarbeitung ver­

ringerte sich 1958/1959 durch verbesserte Tabellier- und Sortiermaschinen sowie den 

Einsatz der Elektronischen „Statistikmaschine". 1962 wurde der konventionelle Maschi­

nenbestand wegen der Großzählungen nochmals erhöht Schließlich war 1965 die Ab­

lösung aller Maschinensätze durch die Elektronischen Rechenanlagen vollzogen. Es 

wäre jedoch völlig verfehlt, aus der geringeren Maschinenzahl auf eine einfachere 

Organisation zu schließen. Die organisatorischen Aufgaben hängen in erster Linie von 
Zahl und Umfang der einzelnen Arbeiten sowie deren Komplexität ab. 

Konzepte der Arbeitstechnik 

Die elektronische Datenverarbeitung kommt nur dann zur vollen Wirkung, wenn man 

gewissen Erfordernissen dieser Technik voll Rechnung trägt. Hierzu gehört, daß vor 

Beginn einer Arbeit eine intensive und detaillierte Planung betrieben wird. Diese Planung 

erstreckt sich nicht nur auf den rein maschinellen Bereich, sondern greift tief in die 

vorbereitenden Arbeiten (bis in die statistische Erhebung) und in die der maschinellen 

Aufbereitung nachgelagerten Auswertungs- und Veröffentlichungsarbeiten ein. Damit 

kommt dem Kontakt zwischen Rechenzentrum und Fachabteilungen eine. immer grö­
ßere Bedeutung zu. Insbesondere ist es dringend erforderlich, daß die Fachstatistik 
die Möglichkeiten und Grenzen der elektronischen Datenverarbeitung kennt, damit 
annähernd optimale Lösungen erarbeitet werden können. Zu diesem Zweck finden 
laufend Vorträge über maschinelle-Datenverarbeitung statt, die im gesamten Amt auf 

großes Interesse stoßen. Anfang 1970 wurde für interessierte Fachreferenten ein Pro­
grammierkurs (Fortran) durchgeführt. 

Mathematisch-statistische Methoden 

Die amtliche Statistik bedient sich in zunehmendem Maße sowohl bei•der Erhebung als 

auch bei der Analyse des Materials moderner, meist auf mathematisch-statistischer 

Grundlage beruhender Methoden. In den letzten Jahren standen Fragen der Voraus­

schätzungen, insbesondere der Bevölkerungsvorausschätzungen, im Vordergrund der 
Untersuchungen. Das Interesse von Verwaltung, Wirtschaft und Wissenschaft an Vor­
ausschätzungen hat in den letzten Jahren stark zugenommen, da zur Vermeidung von 
Fehlentwicklungen zukun~sweisende Planungen.aller Art immer notwendiger werden. 

Den Bevölkerungsvorausschätzungen kommt dabei eine besondere Bedeutung zu, 
denn viele Entscheidungen bauen auf der künftigen Bevölkerungszahl und -Struktur 

auf. 
Bereits im Jahr 1948 hat Professor Dr. Griesmeier, der langjährige Leiter des Württem­

bergischen Statistischen Landesamtes, eine 'Bevölkerungsvorausschä~ung für das 

damalige Land Württemberg-Baden, das räumlich den jetzigen Regierungsbezirken 
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Nordwürttemberg und Nordbaden entspricht, durchgerechnet und veröffentlicht6 • Zwar 

hat diese Vorausschätzung, da sie keinen Wanderungsansatz enthielt, die tatsächliche 
Bevölkerungszunahme unterschätzt, doch wurde die Bevölkerungsentwicklung aus 

natürlicher Bevölkerungsbewegung recht zutreffend wiedergegeben. Nach wie vor 

aktuell sind auch die Folgerungen, die Griesmeier schon damals aus den erwarteten 

Veränderungen der Altersgliederung gezogen hat. Dazuhin ist bemerkenswert, mit 
welcher Selbstverständlichkeit dieser erfahrene Statistiker bereits 1948 die Voraus­

schätzung der Bevölkerung als Aufgabe des Statistischen Dienstes angesehen hat. 
Wurde die Griesmeiersche Vorausschätzung noch mittels Tischrechenmaschinen erar­

beitet, so stehen heutefürderartigeArbeiten Datenverarbeitungsanlagen zur Verfügung, 
die wesentlich bessere Arbeitsbedingungen bieten. Im Statistischen Landesamt wurde 
ein Fortran-Programm zur Bevölkerungsvorausschätzung entwickelt, das mit geringem 

Aufwand an Eingabedaten und Maschinenzeit arbeitet und auch die Einbeziehung von 

Wanderungsansätzen gestattet Das Programm erlaubt somit Modelluntersuchungen 

größeren Umfangs. Innerhalb kurzer Zeit konnten Vorausschätzungen der Bevölkerung 

und der Erwerbspersonen bis zum Jahr 1985 für das Land und die Regierungsbezirke 

in der Gliederung nach Alter und Geschlecht veröffentlicht werden, die allgemeines 
Interesse fanden. Die Daten der Volkszählung 1970 werden das Amt in die Lage ver­
setzen, auch für kleinere Räume wie Stadt- oder Landkreise fundierte Vorausschät­

zungen zu erstellen. Grundlage dieser Schätzungen sind die Bevölkerung zum Basis­
zeitpunkt, Geburten- und Sterbehäufigkeiten, Erwerbsquoten sowie Wanderungs­

ansätze, bei denen die Wanderungsbewegung der ausländischen Arbeitskräfte ein 

besonderes Problem darstellt 
Unabhängig von diesen Arbeiten beteiligt sich das Amt an den koordinierten Bevölke­

rungsvorausschätzungen aller Bundesländer auf Bundesebene, doch sind diese bisher 

nur sehr zögernd vorangekommen. 
Sowohl für die Ursachenforschung als auch für die Prognosen ist es wichtig, zeitliche 
Reihen statistischer Größen genau zu untersuchen. Die sogenannte Zeitreihenanalyse 

befaßt sich mit der Zerlegung der Originalreihe in verschiedene Komponenten wie 

Trend, Saisonschwankung, Konjunkturschwankung und irreguläre Schwankungen. 

Hierfür steht eine Reihe von Methoden zur Verfügung, doch ist es bisher nicht gelungen, 

ein Verfahren auszuarbeiten, das alle in der Praxis vorkommenden Reihen befriedigend 
behandelt Das Statistische Landesamt arbeitet seit Herbst 1969 in vorerst noch kleinem 
Umfang an der Aufgabe mit und hat beispielsweise eine Analyse der zeitlichen Entwick­

lung der Geburtenhäufigkeit veröffentlicht7. In Zusammenarbeit mit dem Statistischen 

Bundesamt sollen in nächster Zeit verschiedene Ansätze zur Zeitreihenanalyse auf ihre 

Leistungsfähigkeit hin untersucht werden. 

Das Anwachsen der Planungsarbeit verlangt von den Statistischen Landesämtern eine 
noch stärkere Hinwendung zur intensiven Analyse statistischen Materials. Aus diesem 

Grund muß der Korrelations- und Regressionsrechnung verstärkte Aufmerksamkeit 
gewidmet werden. Das bedeutet, daß für die Datenverarbeitungsanlage des Amtes 
in nächster Zeit geeignete Maschinenprogramme erstellt oder umgeschrieben werden 
müssen, die eine entsprechende analytische Materialauswertung in großem Umfang 

erlauben. 
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Schließlich berät das Amt in Fragen der mathematischen Statistik auf Anforderung 

alle Behörden des Landes, Kommunen und Verbände, soweit sich dies mit der verfüg­

baren Arbeitskapazität vereinbaren läßt 

Statistische Datenbanken 

Grundbegriffe 

Das Wort „Datenbank" ist innerhalb kurzer Zeit zu einem Schlagwort geworden, das 
- ohne allgemeingültig und exakt definierbar zu sein - Vielen wie der Wegweiser in ein 

,,gelobtes Land" erscheint Man versteht darunter meist eine Einrichtung zur Speiche­

rung von großen Datenmengen mit Hilfe der elektronischen Datenverarbeitung, auf die 
schnell und in variabler Form zugegriffen werden kann. 

Prinzipieller Aufbau und Organisation einer Datenbank bestimmen sich in erster Linie 

aus deren Verwendungszweck. Wichtige Bestimmungsgrößen sind 

a) die Menge der gespeicherten Daten, 

b) Art, Umfang und Häufigkeit der Veränderungen im Datenmaterial, 
c) Art, Umfang und Häufigkeit der Informationsgewinnung aus der Datenbank. 

Ein Statistisches Amt hat selbstverständlich die Pflicht, die Anwendungsmöglichkeiten 
von Datenbanken auf seinem Fachgebiet zu untersuchen. Wegen der Vielfalt und Ver­

s_chi~denartigkeit der Aufgaben ergibt sich aber selbst im engeren Bereich der amtlichen 

Statistik noch keine klar erkennbare Linie. Obwohl das Wort „Statistische Datenbank" 
vielfach gebraucht wird, ist sein Sinngehalt ebensowenig exakt definiert wie die Begriffe 

,,statistische Daten", ,,Strukturdaten" und ähnliche. 

Die Analyse des Nutzens von statistischen Datenbanken muß von der Arbeit und den 

praktischen Aufgaben der amtlichen Statistik ausgehen, wobei selbstverständlich nicht 
der Ist-Zustand, sondern die echten Bedürfnisse zugrunde zu legen sind. 

Eine moderne Statistik muß flexibel genug sein, Fragestellungen ad hoc, das heißt inner­

halb weniger Tage oder Wochen zu beantworten, die außerhalb des Rahmens der 
Standardtabellen einzelner Statistiken liegen, ja sogar Mei"kmale umfassen, die nicht im 

Zuge der allgemeinen Routinearbeit der amtlichen Statistik gewonnen werden. Die 

besondere Aufgabe eines Statistischen Amts liegt darin, Verwaltung, Wissenschaft 
und Öffentlichkeit mit Informationen zu versorgen, die für alle Bereiche des wirtschaft­
lichen und sozialen Geschehens benötigt werden. Diese Forderung bedeutet ein neues 
Konzept der Datenarchivierung auf Magnetbändern und die Bereitstellung von Stan-· 
dardprogrammen für die maschinelle Rückgewinnung und Auswertung der Daten. 

Während in der maschinellen Datenverarbeitung bisher fast ausschließlich statistik­

bezogen gearbeitet, das heißt jede einzelne Statistik für sich ausgewertet wurde und 

deren Ergebnisse separat archiviert wurden, muß ein System entwickelt werden, das 
eine gemeinsame maschinelle Verarbeitung der Daten verschiedener Statistiken ohne 

erhebliche Vo_rarbeiten gestattet. Die Fülle des in der amtlichen Statistik anfallenden 
Materials erfordert trotz der ungeheueren Speichermöglichkeiten auf Magnetband eine 
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gewisse Materialauslese. Außerdem ergibt sich aus der Vielfalt des Materials und der 

Einheiten, auf die sich die verfügbaren Informationen beziehen, eine Gliederung in 

verschiedene Datenbanken. 

Schließlich muß darauf hingewiesen werden, daß es im allgemeinen nicht Sinn einer 
statistischen Datenbank sein kann, .,per Knopfdruck" bestimmten Konsumenten ein­

zelne Zahlen aus der Materialmenge in Sekundenschnelle herauszusuchen. Ein der­
artiges Auskunftssystem ist im rein statistischen Bereich schon deshalb verfehlt. weil 

einzelne Daten ohne Sachbezug ebenso gefährlich in der Anwendung sind, wie aus dem 
Zusammenhang gerissene Sätze einer Rede. Falls allerdings die statistische Arbeit mit 
der laufenden Führung eines Registers verbunden wird, können derartige Anforderun­

gen an eine Datenbank außerhalb des eigentlichen statistischen Rahmens gestellt 

werden. 

Im Statistischen Landesamt wurde 1968 mit Datenbanküberlegungen begonnen, wobei 

sich aufgrund besonders aktueller Probleme zwei Komplexe herausschälten: Regional­

datenbank (Gemeindedaten) und Lehrerindividualdatei. 
In den folgenden Abschnitten wird über diese Aufgabengebiete, die sich derzeit noch 
im Aufbaustadium befinden, berichtet Es ist weiter geplant, im Anschluß an das Zäh­
lungswerk 1970 weitere Spezialdatenbanken zur Rationalisierung der praktischen 
Arbeit und zur Verbesserung der Leistungsfähigkeit des Amtes als zentrale Informations­

stelle einzurichten. 
Die skizzierten Arbeiten und Pläne bedeuten eine wesentliche Umstrukturierung der 
amtlichen Statistik, die jedoch notwendig ist, wenn die Statistik ihrem Auftrag auch 

künftig gerecht werden will. Selbstverständlich können derartige Umwälzungen nicht 
im Schoß eines Statistischen Amtes ohne Kontakte nach außen vorgenommen werden. 
In allen Fällen gingen daher viele Gespräche mit Auftraggebern und Konsumenten 
(hauptsächlich staatlichen Stellen) voraus. Diese Verbindungen bestanden und bestehen 

weiterhin innerhalb und außerhalb der Landesgrenzen. Ein besonders wichtiger Kontakt 
ist zwischen den Statistischen Landesämtern und dem Statistischen Bundesamt ge­

geben. Trotz der verschiedenartigen Struktur der Länder überwiegen die gemeinsamen 

Interessen hinsichtlich der Verfügbarkeit statistischer Daten. Außerdem verlangt der 
Bund mit Recht ein Mindestmaß an Gemeinsamkeit in der Datenspeicherung. So wird 

sich auch auf dem Gebiet statistischer Datenbanken ein Verbundsystem zwischen allen 
Ländern und dem Bund ergeben, wobei die Länder - wie im Gesamtrahmen der Stati­

stik - frei sind in der Befriedigung ihrer speziellen Bedürfnisse. 

Regionaldatenbank 

Am Anfang der Überlegungen zur Einrichtung einer Regionaldatenbank stand die Frage 

nach dem Inhalt. Regionalstatistische Daten werden hauptsächlich gebraucht für 
Raumbeschreibung, Raumabgrenzung und Raumbeobachtung im Zeitverlauf. Weniger 
oder gar nicht gebraucht werden Regionaldaten über konjunkturelle bzw. saisonale 

Abläufe. Es verbleiben demnach als regional erforderliche Werte die sogenannten Struk­
turdaten der Bevölkerung, der Wirtschaft und des öffentlichen Bereichs. Auf der Grund­

lage dieser Überlegungen wurde Anfang 1969 ein fachliches Konzept für eine erste 
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Aufbaustufe einer Regionaldatenbank entwickelt und mit den zuständigen Ressorts 
der Landesregierung abgestimmt. Als inhaltliche „Grund- bzw. Erstausstattung" einer 

Regionaldatenbank wurden folgende Datengruppen auf Gemeindebasis ausgewählt 

a) Markungsfläche / Flächennutzung 
b) Bevölkerung 

1. Bevölkerungsstruktur (Geschlecht, Altersgliederung, Familienstand, Religions-
zugehörigkeit. Quellen des Lebensunterhalts) · 

2. Erwerbsstruktur (Erwerbspersonen am Wohn-/Arbeitsort nach Wirtschaftsberei­
chen und Stellung im Beruf) 

3. Bevölkerungsbewegung (Geburten, Sterbefälle, Zu-/Fortzüge) 
4. Pendelwanderung (Berufspendler nach Wirtschaftsbereichen, Ausbildungspend­

ler) 
c) Privathaushalte und Anstalten 
d) Bildungswesen (Klassen und Schüler am Unterr_ichtsort nach Schularten und -trä­

gem) 
e) Gesundheitswesen (Krankenanstalten nach Arten und Zweckbestimmung, Personal, 

Bettenkapazität, Ausnutzung) 

f) Wahlergebnisse bei Bundestags- und Landtagswahlen 

g) Land- und Forstwirtschaft (Betriebe, nach Größenklassen, Bodennutzung, Vieh­
bestand) 

h) Gewerbliche Wirtschaft (jeweils in tiefer fachlicher Gliederung) 
1. Nichtlandwirtschaftliche Arbeitsstätten und darin tätige Personen 
2. Betriebe bzw. Unternehmen der Industrie, des Handwerks, des Einzel- und Groß­

handels, des Gaststätten- und Beherbergungsgewerbes (tätige Personen, Löhne 

und Gehälter, Umsätze, Nettoproduktionswerte) 

i) Gebäude und Wohnungen (Arten, Baualter, Wasserversorgung und Abwasserbesei­

tigung) 
k) Gemeindefinanzen (Haushaltvolumen, ausgewählte Einnahme- und Ausgabearten, 

Schulden, Realsteuerkraft und Realsteuerhebesätze) 
1) Staatliche Steuern (Lohn- und Einkommensteuer, Umsatzsteuer) nach dem örtlichen 

Aufkommen. 

Mitte 1969 wurde in diesem Rahmen mit der Datenaufnahme begonnen, und zwar aus 
Gründen der auch für solche Zwecke nicht unbegrenzten Arbeits~apazität mit der 

Aufnahme der jeweils neuesten verfügbaren Daten. Für alle 3300 baden-württember­

gischen Gemeinden macht0 dies zusammen immerhin rund 1,5 Millionen Einzeldaten 

aus. Ende 1969 wurden die Daten auf Magnetband gespeichert und anschließend 

Prüf- und Bereinigungsarbeiten zur Ausschaltuiig von Signier- und Lochfehlern durch­

geführt. Im Sommer 1970 stand dieser erste Teilbereich einer Regionaldatenbank 

fehlerfrei zur Verfügung. Da auch Regionalstatistik mit dem Mittel des Vergleichs 

arbeitet. wurden ab Herbst 1969 alle verfügbaren Daten zurück bis 1960/61 aufgenom­
men und entsprechend dem ersten Speichermaterial behandelt 

Konten ohne Bewegung sind für Banken tote Konten. Auch bei Datenbanken müssen 

die Konten Zugänge aufweisen, neues Material, neue Merkmale, neue Datengruppen. 
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Parallel zur ersten und zweiten Aufbauphase der Regionaldatenbank wurden deshalb 
fachliche Ausbaupläne, vor allem für die Bereiche Produzierendes Gewerbe und Handel, 

entwickelt und Vorbereitungen zur Datenübernahme getroffen. Der möglichst vielsei­

tigen Anwendbarkeit halber wurden sodann Zuordnungen administrativer und nicht­
administrativer Art ausgearbeitet und eingespeichert. Damit ist die Arbeit aber gewiß 

nicht beendet. vielmehr muß der fachliche Ausbau weiter betrieben werden, auch sind 

die eingespeicherten Daten laufend zu „pflegen", das heißt beispielsweise auf dem 
neuesten Gebietsstand zu halten. 

Lehrerindividualdatei 

Gegenüber der Regionaldatenbank stellt die Lehrerindividualdatei eine Datenbank ganz 
anderer Art, nämlich ein in kurzen Intervallen auf den neuesten Stand zu bringendes 
Register dar. Drei Gründe sprachen für eine derartige Datei, die das Kultusministerium 
aufgrund einer Anregung des Statistischen Landesamts einrichten ließ: 

a) Die Belastung der Schulen mit der jährlichen Aufstellung eines Lehrerverzeichnisses 

(Name und verschiedene Personenmerkmale) im Rahmen der schulstatistischen 

Erhebung, 
b) der Mangel an Aktualität dieses Verzeichnisses, das deshalb für allgemeine Ver­

waltungszwecke ungeeignet war und weitere Karteiführungen sowie zusätzliche 

ad-hoc-Erhebungen - insbesondere für Planungszwecke - nicht ersetzen konnte, 

c) der Mangel an Flexibilität der Auswertungen bzw. an rationeller Nutzungsmöglichkeit 

Der Aufbau dieser Datei, der sich in mehreren Stufen vollzieht, ist noch nicht abge­
schlossen. In der ersten Phase (Frühjahr 1969) wurde das Material der jährlichen 

Erhebung auf Magnetband übernommen (ca. 60 000 Fälle). Es diente, neben einigen 

speziellen Auswertungen, als Basis für eine umfangreichere Erfassung im Spätherbst 
1969, bei der die Schulen vorgedruckte Listen der bislang erfaßten Lehrer erhielten, 
die sie zu berichtigen und zu ergänzen hatten (zweite Phase). Mit dem Stichtag der 
Erhebung setzte ein laufender Änderungsdienst ein, dessen Einarbeitung in dem 

Ausgangsbestand allerdings erst im Sommer 1970 durchgeführt wurde (dritte Phase): 

infolge der Komplexität des Aufgabengebiets (besondere Probleme der Begriffsbestim­
mung in der Praxis) und der erstmaligen Konfrontation aller Schulverwaltungen mit den 

Erfordernissen der elektronischen Datenverarbeitung waren Verzögerungen bei der 

Materialbereinigung die Folge. Das aktualisierte Material wird im Herbst 1970 den 

Schulen nochmals in Listenform zur Überprüfung vorgelegt (vierte Phase). Anschließend 

werden die Oberschulämter im Lauf des Winters das Datenmaterial um einige verwal­
tungsrelevante Merkmale ergänzen (fünfte Phase). 
Die Auswertung der Datei hat schon jetzt einige bemerkenswerte Informationen ge­

bracht. Sie erleichterte weiterhin einige Spezialuntersuchungen durch Lieferung geziel­
ten Basismaterials. Der volle Wert dieser Datenbank wird sich jedoch erst dann ein­
stellen, wenn alle geplanten Merkmale aufgenommen worden sind und insbesondere 
die Schulverwaltungen der verschiedenen Stufen von Verwaltungsarbeiten entlastet 
werden können. 
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Die Datei wird derzeit in Magnetbandform geführt. Eine Magnetplattenorganisation, 

die wesentlich teuerer ist, wird noch nicht benötigt, da die Aktualisierung des Materials 
vorläufig noch in 14tägigen Abständen erfolgt (eine kürzere Spanne ist wegen der 
Dauer des Berichtswegs für Änderungen noch nicht erforderlich). 

In Verbindung mit der Lehrerdatei mußte zwangsläufig eine Schuladreßdatei aufgebaut 
werden. Das Kultusministerium plant, eine umfassendere Schuldatei zu entwickeln. 
Baden-Württemberg kann für sich in Anspruch nehmen, als erstes Bundesland eine 
Lehrerdatei aufgebaut zu haben. Zur Zeit sind ähnliche Initiativen in mehreren anderen 
Ländern im Gange. 

Weitere Dateien und Pläne 

Der Aufbau von Dateien verlangt einen hohen Arbeitsaufwand (insbesondere von 
qualifizierten Kräften), der sich erst nach einiger Zeit wirklich lohnen kann. Der Fortgang 
der Arbeiten entspricht leider nicht ganz den Zielsetzungen, weil bislang kein zusätz­
liches Personal eingesetzt werden konnte. 
Neben den beiden konkret gewordenen Komplexen, die in den vorangegangenen Ab­
schnitten beschrieben worden sind, bestehen Ansätze oder Pläne für weitere Dateien 
in Registerform. die Erhebliches zur Rationalisierung der statistischen Arbeit beitragen 
können. So wurde ein Spezialregister für den Weinbau aufgestellt 
Geplant ist, im Anschluß an die Arbeitsstättenzählung 1970 ein entsprechendes Register 
aufzubauen, das zur Steuerung der verschiedenen Statistiken im Bereich von Industrie, 
Handwerk, Handel und (zum Teil) Verkehr arbeitsvereinfachend wirken soll. 
Von besonderer Bedeutung ist die Aufgabe, die dem Statistischen Landesamt im Rah­
men eines allgemeinen Informationssystems im lande zukommen wird. Da sich derzeit 
ein Gesetz über die Einrichtung einer Datenzentrale Baden-Württemberg in der parla­
mentarischen Beratung befindet, kann über ein solches System naturgemäß noch nichts 
Endgültiges gesagt werden. Sicher ist jedoch, daß dessen Verwirklichung wegen der 
vielfältigen Verflechtungen und Verbindungen im Informationsaustausch zwischen 
verschiedenen Rechenzentren eine ganze Reihe von Jahren beanspruchen wird. Dabei 
ist es wichtig, daß von vornherein ein umfassendes Gesamtkonzept angestrebt wird, 
das zwar sicher im laufe der Zeit modifiziert werden muß, aber eine bessere Zielsetzung 
liefert als die Summe von einzelnen isolierten Teilentwicklungen. 

Regionalstatistik 

Regionalstatistik könnte auf den ersten Blick als moderner Begriff, vielleicht auch als 
neue Aufgabe angesehen werden. Doch wäre eine solche Betrachtungsweise verfehlt 
Die Regionalstatistik - über den heutigen Begriffsinhalt soll weiter unten etwas gesagt 
werden - ist die eigentliche Keimzelle der Statistik, zumindest soweit man auf di~ 
institutionalisierte Form der amtlichen Statistik abhebt. 
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Wie es begann 

Ein Hauptzweck bei der Einrichtung des Statistisch-Topographischen Bureaus im Jahr 

1820 war nämlich, um in der Sprache der damaligen Zeit zu reden. die „Beförderung 

der Vaterlandskunde". Das Bureau wurde seinem ausdrücklichen Auftrag denn auch 
alsbald gerecht und gab im Jahr 1824 eine erste recht umfassende und gut ausgestattete 

Regionaldarstellung heraus, nämlich die Beschreibung des damaligen Obera-mts Reut­

lingen, der bis 1886 Beschreibungen aller übrigen 63 württembergischen Oberämter 

folgten. Schon in der ersten Ausgabe dieser berühmt gewordenen württembergischen 

Oberamtsbeschreibungen finden sich in dem umfangreichen Teil B detaillierte Orts­

beschreibungen. und im Teil C stößt man auf statistische Tabellen mit ortsweisen 
Angaben über Einwohner nach der Konfession, Gebäude nach Art, Zweckbestimmung 

und Eigentum, Grundkataster (Flächennutzung), Viehbestand, Gewerbebetriebe (,,Müh­

len und Werke, Ziegelhütten"), Wirtschaften und Getränkefabriken. Gewerbetreibende 
(in Form einer „Gewerbsliste"), Grund- und Kapitalvermögen sowie Einkünfte und 

Ausgaben der Gemeinden und Stiftungen, Staatssteuern nach Arten. In der Tat ein recht 

stattlicher Merkmalskatalog für die damalige Zeit, als noch vieles an Ort und Stelle von 

den Bearbeitern persönlich aufzunehmen war. Bereits vor der Gründung des Statistisch­
Topographischen Bureaus hatte es Ansätze regionalstatistischer Veröffentlichungen 

gegeben. Das (erste) ,,Königlich Württembergische Staatshandbuch auf die Jahre 1807 
und 1808" enthält einen eigenen Regionalabschnitt „Das Königreich nach den 12 
Kreisen" mit orts- und ortsteilweisen Angaben über die Zahl der Seelen. Ähnliches 

gilt für das (ebenfalls erste) ,,Hof- und Staatshandbuch des Großherzogtums Baden 

1834". Diese heute so bezeichneten Wohnplatzverzeichnisse sind übrigens die einzigen 
Teile der Staatshandbücher, die bis in die neuere Zeit (1961) fortgeführt wurden. 

Bemerkenswerterweise hat auch das 1852 eingerichtete Statistische Büro beim Badi­

schen Ministerium des Inneren als erste Folge seiner Veröffentlichungen „Beiträge zur 
Statistik der inneren Verwaltung des Großherzogtum$ Baden" schon 1855 eine Art 

Gemeindestatistik, also eine regionalstatistische Zusammenstellung, herausgebracht, 

allerdings mit einem recht engen Merkmalskatalog (Familien, Einwohner nach Kon­

fession, Geschlecht und Status - wie etwa Ortsbürger). Immerhin war es eine eigen­

ständige {regional-)statistische Veröffentlichung, die nach dem Vorwort gedacht war 
als „Grundlage der gesamten Statistik der inneren Verwaltung ... , da sie die Übersicht 

über die politische Einteilung des Landes in Kreise, Amtsbezirke und Gemeinden, nach 
ihren Bestandteilen und mit ihren Einwohnern gibt". Das Württembergische Statistische 

Landesamt hat 1874 ein Verzeichnis der Ortschaften des Königreichs mit einigen weni­

gen statistischen Angaben über bewohnte Häuser, Haushaltungen sowie Bevölkerung 
nach Geschlecht und Religionszugehörigkeit herausgegeben, 1898 als Ergänzungs­

band II z~ den seit 1818 erscheinenden „Württembergischen Jahrbüchern für Statistik 

und Landeskunde" eine Gemeindestatistik, die angesichts der breiten fachlichen De"­

taillierung über 70 Spalten als erste umfassende, moderne Gemeindestatistik eines 
deutschen Landes gilt Noch heute muß die Gliederung als umfassende Regionalinfor­
mation gewertet werden. 
Regionalstatistik stand nicht nur gemessen an den Veröffentlichungen am Anfang, 
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sondern auch im Hinblick auf die Arbeitsmethode. Die Aufbereitungstechnik im 19. und 
beginnenden 20. Jahrhundert, die sich nur rein mariuellerVerfahren ohne jede maschi­

nelle Unterstützung bedienen konnte, war gar nicht in.der Lage, die Auswertungsstufe 

„Gemeinde" zu überspringen. Der eigentlichen statistischen Arbeit vorgelagert war ein 

Berichtsweg von der Gemeinde zum Oberamt bzw. Bezirksamt; die Mittelinstanzen der 

damaligen Zeit bekamen von den Bürgermeisterämtern Berichtslisten, die lange Zeit 
auf die Auswertung der um 1810 eingerichteten Pfarr- bzw. Kirchenregister zurück­

gingen. Aus diesen Berichten wurden dann Ergebnisse für größere regionale Einheiten 
erstellt. Erste Stufe waren also Orts- bzw. Gemeindeergebnisse, und zwar in derfachlichen 

Breite, wie sie für Landeszwecke als notwendig erachtet wurde. Von diesem Verfahren 

konnte erst abgegangen werden, als man zur primärstatistischen Befragung der Zähl­

einheiten, also etwa der Haushalte bzw. Einzelpersonen, überging und Arbeitsverfahren 

anwandte, die Fallauszählungen ohne örtlichen Bezug möglich machten. Vielleicht 

etwas überspitzt ausgedrückt betrifft dies sogar erst die Zeit seit Einführung der 
maschinellen Datenverarbeitung in Form der Lochkartentechnik, die erstmals bei der 

Volkszählung 1910 Anwendung fand. Allerdings brauchte es noch 35 Jahre, bis nach 
dem Zweiten Weltkrieg der erste geglückte Versuch •in eine Dauereinrichtung für die 

statistische Arbeit umgewandelt werden konnte. Immerhin hatte sich frühzeitig die 

Möglichkeit ergeben, Gesamtresultate unabhängig von der Auswertungsstufe „Ge­

meinde" zu ermitteln. Gleichwohl hat man davon nur insoweit Gebrauch gemacht, als 

man Gesamtergebnisse in tieferer fachlicher Gliederung neben den nach wie vor 
ermittelten Regionalergebnissen feststellte. Die Regionalstatistik hat durch diese Auf­
bereitungsmöglichkeiten zwar ihre fundamentale Bedeutung für die Auswertungsver­

fahren verloren, nicht aber ihre Bedeutung für die Benutzer statistischer Ergebnisse. 

So alt die Regionalstatistik ist, so bedeutsam ist sie geblieben. ja man könnte vielleicht 

sogar sagen, sie erlebt eine Renaissance. Gemessen an den Anforderungen regio­
nal-statistischer Informationen, die buchstäblich Tag für Tag gestellt werden, kommt 
diesem Arbeitsbereich auch heute der Charakter des Notwendigen und sogar Unab­
dingbaren zu. 

Regionalstatistik heute 

Zur früher fast ausschließlich üblichen Raumbeschreibung sind seit einiger Zeit hinzu­

gekommen Raumforschung, Raumordnung und Raumplanung. Für alle diese Bereiche 
werden Arbeitsgrundlagen gebraucht, die zum wesentlichen Teil die Statistik zu liefern 

hat. Sie befriedigt auf diesem Gebiet außerordentlich stark wachsende Informations­
bedürfnisse mit dem Mittel der raumbezogenen Auswertung. Für dieses Aufgabengebiet 

hat sich - unabhängig vom fachlichen Inhalt - der Begriff Regionalstatistik heraus­

gebildet, worunter man heute allgemein die Ermittlung und Darstellung statistischer 
Werte für kleine räumliche Einheiten versteht. Dabei kommt es auf den Standpunkt des 
Beobachters bzw. auf die zur Lösung anstehende Frage an, was als kleine räumliche 
Einheit gelten kann. Bei einer Erdteiluntersuchung wird man schon Staaten als kleine 

Einheit ansehen können, bei einer Aufgabenstellung etwa im EWG-Raum die französi­

schen Departements, die italienischen Provinzen oder die Regierungsbezirke der 
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deutschen Länder, bei Landesaufgaben in Baden-Württemberg in manchen Fällen die 

Kreise, meist aber die Gemeinden, bei kommunalen Problemstellungen die Gemeinde­
teile, die sogenannten Baublöcke und Baublockseiten. Wie man sieht, eine ganze Skala 

von Raumeinheiten, für die statistische Daten zur Verfügung gestellt werden müssen. 
Für den Bereich eines Landes wie Baden-Württemberg wird man die regionalstatisti­

schen Darstellungseinheiten in zwei große Gruppen einteilen können, nämlich in 

a) administrative Einheiten - Stadt- und Landkreise, Gerichts- und Amtsbezirke, Ge­

meinden, Gemeindeteile, Baublöcke, Baublockseiten, Einzelgrundstücke, Teile von 
Einzelgrundstücken; 

b) nichtadministrative Einheiten - etwa Planungsräume, Verdichtungsräume, Stadt-

regionen, Wirtschaftsräume, Naturräume - genannt seien hier nur einige Beispiele. 

Altvertraut ist die Darstellung statistischer Ergebnisse bis herunter auf die Ebene der 

Gemeinden und der Gemeindeteile. Mit den wachsenden Anforderungen an Daten, 

vor allem für Zwecke der Planung auf den verschiedensten Stufen, ergab sich die 

Notwendigkeit, Daten für immer kleinere regionale Einheiten und auch für nicht 

verwaltungsbezogene Einheiten bereitzustellen. So ist man in Baden-Württemberg 

erstmals bei der Wohnungszählung 1968 dazu übergegangen. an Stelle der nach der 
Zahl der Zähleinheiten (beispielsweise Haushalte) zu bildenden Zählbezirke schon im 

Planungsstadium der Erhebung topographisch bestimmte Auswertungsbezirke von 

kleinem regionalem Umfang festzulegen. Es handelt sich dabei um die schon genannten 
Baublöcke, die als durch zwei oder mehr Straßenzüge bzw. natürliche Grenzen (wie 
etwa Wasserläufe) oder „künstliche" Grenzen (wie etwa eine Bahnlinie) von allen 

Seiten umschlossene Teile einer Gemeinde definiert sind. Dadurch, daß der Teil eines 
Baublocks, der einer Straße oder sonstige"'n Abgrenzung zugeordnet ist, zählungsorgani­

satorisch ausgewiesen bzw. nummerungstechnisch getrennt behandelt wird, ist sogar 
die Gewinnung von Ergebnissen unterhalb der Ebene der Baublöcke möglich. Schließlich 
könnten noch durch Verwendung der im Material vorhandenen Ordnungsangaben über 

Straße und Hausnummer Ergebnisnachweise für einzelne Grundstücke erstellt werden.~ 

Gegenüber den Zählungen vor 1968 ist dies als echter Fortschritt zu bezeichnen, hat 

man doch eine weitgehende Flexibilität der Möglichkeiten der Regionalauswertung 
erreicht. 

Eine solche Flexibilität der Regionalstatistik ist auch auf der Ebene oberhalb der 
Gemeinden anzustreben, nämlich bei der Ergebnisdarstellung nach sogenannten nicht­

administrativen Einheiten. Lange Zeit und, das sei hier offen eingestanden, verschie­
dentlich auch heute noch, stellte sich die amtliche Statistik auf den Standpunkt, 
Ergebnisse seien ausschließlich nach Verwaltungseinheiten zu ermitteln und darzu­
stellen bzw. zu veröffentlichen. Eine solche Haltung wird den modernen Erfordernissen 

nicht gerecht Schließlich machen Aufgaben nicht an administrativen Grenzen halt. 

Ein Natur- oder Wirtschaftsraum überschreitet Ländergrenzen, ein strukturschwaches 

Gebiet oder ein Verdichtungsraum bestimmt sich nicht nach Kreisgrenzen, wenn auch 

die Verwaltungspraxis allgemein aus den verschiedensten Gründen manchmal noch 
nach den administrativen Grenzen „schielt". Im Bereich der Raumbeobachtung und 
-beschreibung wie auch der Planung, die überall weiter vordringt, hat man eine solche 
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Denkweise allerdings zu Recht längst aufgegeben. Aufgabe der Statistik kann es nur 
sein, hierfür auch die notwendigen Unterlagen bereitzustellen. 

Eine Voraussetzung dazu ist allerdings eine ausreichende Materialgrundlage. Hieran 
mangelt es in nicht wenigen Fällen. Das hat im wesentlichen zwei Gründe. Regional 
tiefgegliederte statistische Daten gewinnt man in erster Linie aus Totalerhebungen. die 
nur in großen Abständen durchgeführt werden und deren Ergebnisse nur teilweise, das 
heißt in sehr engem fachlichem Rahmen, durch sogenannte Fortschreibung auf dem 
neuesten Stand gehalten werden. So stehen zum Beispiel Gemeindeergebnisse über 
Alters- und Erwerbsstruktur nur alle 10 Jahre aus Volks- und Berufszählungen zur 
Verfügung, obwohl - etwa für Prognosezwecke - solche Daten. wenn nicht laufend, 
so doch wenigstens alle 3 bis 5 Jahre vorhanden sein müßten. Einen Vorwurf sollte 
man daraus der amtlichen Statistik nicht machen, denn sie ist ja gehalten, nur auf 
Anordnung des Gesetzgebers tätig zu werden, und Zählungsgesetze wurden bisher 
nur etwa alle 10 Jahre erlassen. Das ist der eine der erwähnten zwei Gründe für oft 
fehlendes Regionalmaterial, ein externer Grund. Es gibt aber auch einen statistik­
internen Grund. Bisher wurden Inhalt und Umfang regionalstatistischer Ergebnisdar­
stellungen jeweils im Rahmen der Vorbereitung einzelner Erhebungen weitgehend 
pragmatisch, das heißt ohne durchgehende Berücksichtigung allgemeingültiger Ge:­
sichtspunkte. festgelegt. Zwar wurde auf diesem Wege versucht, die immer mehr 
zunehmenden, zum Teil stark divergierenden Bedarfsanmeldungen der Konsumenten 
im Rahmen des Möglichen zu erfüllen, doch erscheint das seitherige Verfahren ziemlich 
problematisch, weil ihm das Moment der Systematik fehlte. Die ...yeiter wachsenden 
Anforderungen an die Regionalstatistik machen es unumgänglich, ein sachgerechtes, 
problembezogenes und in sich ausgewogenes Programm der Regionalstatistik zu 
entwickeln. 
Ein solches Programm muß sich an den Verwendungszwecken und deren Wertigkeit 
orientieren. Es wird vor allem die,regionale Auswertung von Totalerhebungen generell 

festlegen müssen, aber auch die sinnvolle Gestaltung laufender Erhebungen zu berück­
sichtigen haben. Besonderes Augenmerk wird dabei auf die Ausfüllung empfindlicher 
Lücken im Programm der amtlichen Statistik zu richten sein, wie etwa auf die fehlende 
regionale Beschäftigtenstatistik, auf die unzureichenden regionalen Unterlagen über 
die Bereiche Handel, Verkehr und Dienstleistungen sowie auf die Verkürzung der Perio­

dizität von Nachweisungen über das Produzierende GeWerbe in tiefer regionaler Unter­
gliederung. Dabei kann man es nicht. wie mitunter vorgeschlagen, mit der ErmittlUng 
von Daten für Kreise bewenden lassen, weil Kreise meist sehr inhomogene Raumein­
heiten sind und im Zeichen der bevorstehenden Gebiets- und Verwaltungsreform auf 
die Dauer in ihrer jetzigen Begrenzung keinen Bestand habe_n werden. Generell wird 
man demnach Regionalstatistik mindestens auf der Ebene der Gemeinden betreiben 

müssen. 
Die Erfüllung der zuletzt genannten „Forderung" stößt allerdings auf gewisse Grenzen. 
Manche Daten sind nicht oder nur'sehr schwer zu regionalisieren. Als Beispiel hierfür 
sei genannt die Industriestatistik, die eine ganze Reihe von Daten bei Mehrbetriebs­
unternehmen - bedingt durch die zentrale Betriebsabrechnung - nur für das Gesamt­
unternehmen am Sitz der Firmenleitung erfassen kann, nicht aber, wie regionalstatistisch 
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eigentlich erforderlich, für die einzelnen örtlichen Einheiten bzw. Betriebe. Eine andere 

Grenze bildet die gesetzliche Pflicht zur Geheimhaltung von Einzelangaben, die im 
Rahmen von statistischen Erhebungen gewonnen worden sind. So kommt man nicht 

allzu selten zu dem paradox anmutenden Ergebnis, daß zwar regionalstatistische 

Daten vorliegen, aber aus Geheimhaltungsgründen nicht an Konsumenten, auch nicht 

an Behörden, herausgegeben werden dürfen. Eine Auflockerung der statistischen 

Geheimhaltung ist seit einiger Zeit insoweit festzustellen, als die einzelstatistischen 

Rechtsgrundlagen eine Verwendung von Einzelangaben für genau bestimmte Zwecke, 

wie etwa die Landes- und Regionalplanung, zulassen. Damit wird die Verwendbarkeit 
regionalstatistischen Materials gefördert. 
Voll verwendbar wird regionalstatistisches Material erst dadurch, daß die Benutzer 

rasch und leicht dazu Zugang haben. Schon immer hat sich die amtliche Statistik 

darum bemüht, diesem Erfordernis gerecht zu werden, und zwar mit den Mitteln, die 

ihr jeweils zur Verfügung standen. Bis vor einiger Zeit waren dies ausschließlich regional­

statistische Veröffentlichungen, vor allem die sogenannten Gemeindestatistiken. Sie 

erschienen jeweils aus Anlaß von großen Zählungswerken - wie etwa Volkszählungen, 

Landwirtschaftszählungen, Arbeitsstättenzählungen, Gebäude- und Wohnungszählun­

gen - und boten einen Querschnitt ausgewählter Gemeinde- und auch Kreisdaten. Da 
dieses Verfahren angesichts der großen Zeitabstände zwischen den Großzählungen 

und des ständig wachsenden Bedarfs an regionalstatistischen Informationen nicht 
mehr ausreicht, hat sich das Statistische Landesamt entschlossen, ab 1970 jährlich eine 

Gemeindestatistik herauszubringen und unter diesem Titel alle vollständigen Gemeinde­

veröffentlichungen zusammenzufassen. Jährlich werden mindestens zwei Hefte der 
Gemeindestatistik erscheinen, und zwar in fester Folge als Heft 1 das bisherige „Amt­

liche Gemeindeverzeichnis Baden-Württemberg" mit den jeweils neuesten Flächen- und 
Bevölkerungszahlen der Gemeinden und als Heft 2 eine Veröffentlichung mit ausge­
wählten Strukturdaten der Gemeinden, deren Inhalt nach Bedarf und Anfall von Daten 
variabel gehalten wird. Ergänzend kommen als weitere Hefte hinzu einzelstatistische 

Veröffentlichungen mit Gemeindedaten über Bevölkerung, Wahlen, Wirtschaft. Finan­
zen und Steuern. 

Diesen reg'ionalstatistischen Zahlenveröffentlichungen gegenüber steht eine Beschrei­

bungsreihe, die den Stadt- und Landkreisen gewidmet ist. Als Beilage zum „Gemeinsa­

men Amtsblatt des Landes Baden-Württemberg" erscheinen seit 1963 sogenannte 
Kreiskurzbeschreibungen unter dem Titel „Die Stadt- und Landkreise Baden-Württem­
bergs in Wort und Zahl", die vom Statistischen Landesamt bearbeitet und vom Innen­

und Wirtschaftsministerium herausgegeben werden. Die Beschreibungen enthalten 
einen geschichtlichen Abriß, eine Darstellung der Bevölkerungs- und Wirtschafts­

struktur, Ausführungen über kulturelle und politische Verhältnisse sowie Darlegungen 
über Zukunftsaufgaben und -probleme. Bis jetzt konnten die Beschreibungen für über 

50 Kreise fertiggestellt werden; die Reihe findet guten Anklang und wird fortgesetzt. 
Jede noch so ausgewogene Veröffentlichung hat indessen den Nachteil, daß sie auf 
einzelne Problemstellungen nicht eingehen kann. Vielmehr müssen gerade bei regional­

statistischen Arbeiten die verfügbaren Daten vielfach umgruppiert, neu geordnet und 
zugeordnet werden. Diese sehr zeitraubenden Arbeiten lassen sich nach neueren 
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Erkenntnissen dadurch rationalisieren, daß· man Regionaldaten für die verschiedensten 

Zwecke sinnvoll ausWählt und auf einheitlichem Datenträger elektronisch speichert. 

Man erreicht dadurch eine flexible Verwendbarkeit der gespeicherten Daten für die 

vielfältigsten Zwecke sowie die Möglichkeit, Daten aus den verschiedensten Quellen 

zu verknüpfen zum Zwecke der Analyse, Prognose und Modellentwicklung. Allgemein 
hat sich für diese Organisationsform der Begriff Datenbank eingeführt, als deren Teil 
in regionalisierter Form die Regionaldatenbank anzusehen ist. 
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Verwaltung, Bibliothek 

Historischer Rückblick 

Als am 28. November 1820 das Statistisch-Topographische Bureau des Königreichs 

Württemberg als ,.Amt für Auszählung und Ortsbeschreibung" gegründet wurde (vgl. 
hierzu und zum folgenden die Beiträge im ersten Teil der Festschrift), stand es zunächst 

unter der unmittelbaren Leitung des Finanzministers, dem 2 Räte und 1 Adjunkt 

unterstellt waren - eine einfache Organisation und problemlose Personalsituation. 

Mit dem neuen Statut vom 5. Juni 1856, das die Verschmelzung des Vereins für 

Vaterlandskunde mit dem Statistisch-Topographischen Bureau brachte, wird eine 

Kollegialbehörde geschaffen. Der Vernichtung durch den Bombenkrieg entgangen ist 
eine Übersicht des Statistisch-Topographischen Bureaus aus dem Jahr 1874. In diesem 

Jahr setzte sich das Personal aus dem Vorstand, 4 Ministerialdelegierten, 6 ordentlichen 
Mitgliedern, 4 außerordentlichen Mitgliedern, 1 Sekretär, 1 Trigonometer, 3 ständigen 

Kanzleihilfsarbeitern, 1 Copisten, 1 Aufwärter und 1 Lithographen zusammen. Diesen 

23 „Bediensteten" stand ein Etat von 28 616 1/J fl zur Bewältigung ihrer Aufgaben zur 

Personal 

davon 

Beschäftigte 
Angestellte 

Jahr 
insgesamt Beamte mit 

Zeit- Arbeiter 
Dauer-

angestellte 
vertrag 

1954 368 23 265 63 17 

1955 494 30 364 81 19 

1956 548 39 409 80 20 
1957 763 39 434 267 23 

1958 651 42 426 157 26 
1959 618 46 432 11 7 23 

1960 583 51 431 81 20 

1961 745 50 432 242 21 
1962 1256 53 432 739 32 

1963 1123 56 444 589 34 
1964 936 56 441 404 35 
1965 828 51 487 256 34 
1966 760 53 498 176 33 
1967 785 51 553 147 34 
1968 807 50 553 170 34 
1969 839 53 536 219 31 
1970 880 52 550 245 33 
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Haushaltsansätze 
Mill.DM 

Jahr 

1954 ....... . 
1955 ......... . 
1956 ...... . 
1957 ......... . 

1958 ......... . 
1959 ...... . 

1960 ...... . 
1961 ... . 
1962 .. 
1963. 
1964 .. . 
1965 ... . 
1966 .. 
1967 .. . 
1968 ..... . 
1969 .. 
1970 ..... . 

Ausgaben 

insgesamt 

4.8 
4,7 
5,2 

5.6 
6,1 
6,3 
6, 1 

10,2 
17,6 

13.4 
9,8 

10,7 
10,9 

13.9 
14,3 
23.4 
28,4 

davon 

Plan personal~. 

$ach- und Allg. 
Einmalige 

Ausgaben 
Ausgaben 

4,5 0,3 
4.2 0,5 
4,5 0,7 

5.1 0,5 

5.8 0,3 
6,0 0,3 
6,0 o. 1 
5,1 5,1 
7;2 10.4 
7.9 5,5 

• 8.2 1,6 
9,0 1.7 

10.2 0,7 
11,9 2,0 
12,3 2.0 
13, 1 10,3 
12.7 15,7 

Verfügung. Einnahmen hatte das Bureau 1330 fl. Interessant ist, daß schon in dieser 

Zeit die Personalausgaben (Besoldungen und Taggelder) beinahe die Hälfte der gesam­
ten Ausgaben ausmachten. Im Jahr 1885 erfolgte dann die Umbenennung des Sta­
tistisch-Topographischen Bureaus•in „Königliches Statistisches Landesamt". 
Eine ebenfalls der Zerstörung entgangene Aufstellung aus dem Jahr 1932 zeigt das 
Amt mit 170 Bediensteten. Diese verteilen sich auf: Allgemeine,Dienste 13, Statistische 

Abteilung 17, Topographische Abteilung 109, Geologische Abteilung 8 und Meteorolo­

gisch::-Geophysikalische Abteilung 23 Mitarbeiter. Nach Abtrennung der Meteorologi­

schen Abteilung (1935) und der Topographischen Abteilung (1936) reduziert sich der 
Personalstand auf 72 Mitarbeiter (1937). 
Nach der Bildung des Südweststaates wurden die bei Kriegsende bestehenden (Stutt­

gart, Karlsruhe) bzw. neu gebildeten Landesämter (Freiburg, Tübingen) zu einem 

Statistischen Landesamt Baden-Württemberg in Stuttgart zusammengefaßt (1. Mai 

1953). Vor der Zusammenlegung hatten die Ämter folgenden Personalstand: in Stuttgart 

359 Mitarbeiter, in Karlsruhe 69 Mitarbeiter und in Freiburg und Tübingen je 122 
Mitarbeiter. 

· Am 14. August 1953 zeigt eine Personalübersicht einen Gesamtbestand von 552 

Mitarbeitern. Dies zeigt eine Einsparung von rund 120 Beschäftigten nach dem Zusam-
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menschluß. Die Personalentwicklung in der Folgezeit läßt sich lückenlos aus der 

Tabelle Seite 234 ersehen.· 
Der Personalentwicklung entspricht auch die Entwicklung der Haushaltsausgaben, 

wobei die zutagetretenden sprungartigen Erhöhungen durch die zusätzlich zu bear­

beitenden Großzählungen verursacht worden sind. (Siehe Tabelle Seite 235.) 

Die Verwaltung heute 

Die Aufgabe 

Heute die Aufgaben einer Verwaltung beschreiben, heißt die Zukunft einbeziehen. 
Dies gilt besonders für eine fachlich vielschichtige und atypische Fachbehörde wie 

das Statistische Landesamt Baden-Württemberg. 

Ausgangspunkt einer solchen Betrachtung sind die Gegenwartsaufgaben, deren Lösung 
mit modernem Verwaltungsdenken angegangen werden muß. Es bleibt zu hoffen, daß 

die Verwaltungsreform der Elastizität und Effiiienz dem modernen Leistungsdenken 

und damit der Leistungsverwaltung Rechnung trägt und das Instrumentarium des 

Verwaltungshandelns verbessert. Ansatzpunkte sind bereits im Entwurf einer Dienst-· 

ordnung für die Staatsbehörden (Referenten-Entwurf 1969) vorhanden. 

Besondere Probleme in der Aufgabenstellung 

Die ständig wechselnden Anforderungen an das Amt, die Zunahme von Aufgaben, die 

gegenwärtige ~rbeitsmarktlage, die steigenden Qualitätsanforderungen an die Mitar­

beiter, das Fehlen solcher Qualitäten auf dem Arbeitsmarkt, der stets wechselnde 
Bedarf an Mitteln in den einzelnen Haushaltsjahren verlangt eine ständige Neuorientie­

rung in der Personal- und Mittelplanung und bringt schwierige Organisationsprobleme 
mit sich. Dazu bringt eine in die Zukunft orientierte Auffassung der Amtsaufgaben 

spezielle Aufgabenstellungen. 
Das Amt ist schon heute nicht mehr nur Sammelstelle von statistischen Ergebnissen. 
Die Aufgaben verlagern sich immer stärker in die auswertenden Bereiche. Das Amt 

hat beratende Funktionen für die gesamte Landesverwaltung, die Wirtschaft und die 
Öffentlichkeit. Die Verwaltung sieht deshalb ihre wichtigste Aufgabe darin, vom 

Personal, von den Mitteln und von der Organisation her die Voraussetzungen für die 

Erfüllung dieser Aufgaben zu schaffen. 

Die Ausstattung des Amtes mit einer der modernsten elektroniSchen Datenverarbei­

tungsanlagen ist kein Faktum, das schon für sich allein rationelle Arbeitsabläufe mit 
sich bringt. Die Lösung personeller und organisatorischer Probleme ist die Vorbedingung 

für einen effizienten Einsatz dieser Anlagen. Diese Entwicklung verlangt einen neuen 
Mitarbeitertyp, der sich sowohl im fachlichen als auch im technischen Bereich orien­

tieren muß. Diesen Typ zu gewinnen, bzw. ihn heranzubilden, ist eine der wichtigsten, 
aber auch der schwierigsten Aufgaben, die sich der Verwaltung stellen. Das organi­

satorische Problem ist, die Arbeitsabläufe im fachlichen Bereich so zu gestalten, daß 
sie nahtlos in den technischen Bereich übergehen. 
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Es liegt in der natürlichen Entwicklung, daß die einzelnen Fachbereiche sich nicht mehr 
isoliert verstehen können. Die Aufgaben werden sich als Querschnittsaufgaben zeigen, 

mit dem Zwang für die Verwaltung, den Boden für diese Entwicklung zu bereiten. 

Besondere Personal- und Organisationsmodelle werden notwendig sein, denn die 

Erledigung dieser Ouerschnittsaufgaben läßt sich sinnvoll nur im Team verwirklichen. 

Das Ziel wird sein, einen Mitarbeiter heranzubilden, der in der Teamai-beit heimisch ist. 

Die Arbeit der einzelnen Verwaltungsbereiche 

Die klassischen Bereiche der Verwaltung - .,Personal, Haushalt, Innerer Dienst, Organi­

sation" - haben die Aufgabe. das Amt leistungsfähig zu erhalten, seine Fortentwicklung 
zu fördern und für das Wohl der Mitarbeiter zu sorgen. 

Personal 

Das Amt setzt sich zur Zeit (Stand August 1970) aus 

52 Beamten 
556 Verwaltungsangestellten mit Dauerverträgen 

242 Zeitangestellten und 

32 Arbeitern 

zusammen. 

Diese Übersicht zeigt deutlich den Charakter des Statistischen Landesamts als Ange­

stelltenbehörde, eines der vielen Indizien seiner atypischen Struktur. Dabei ist sicher, 
daß auch in der Zukunft die Masse der Mitarbeiter Angestellte sein werden, soweit 

nicht die sich deutlich abzeichnende Verlagerung der Ad;,eitsplätze in den gehobenen 
Bereich wenigstens teilweise den Einsatz von Beamten des gehobenen Dienstes er­
möglicht. 

Eine weitere Besonderheit liegt in der großen Zahl der Zeitangestellten. Die zahlreichen 

Sondererhebungen, die, nach Art und Umfang verschieden, ständig vom Amt durch­

zuführen Sind, zwingen zum Einsatz solcher Kräfte. Nachdem es noch nicht gelungen 
ist, diese Sondererhebungen in der Periodizität ausreichend aufeinander abzustimmen, 

so daß eine mehr kontinuierliche Beschäftigung möglich würde, bringen diese Erhe­
bungen einen ständigen Wechsel mit erheblichem Spitzenbedarf an Mitarbeitern mit 
sich. Bei der ohnehin schlechten Arbeitsmarktlage ist es kaum noch möglich, die 

jeweils notwendige Zahl und Qualität an Mitarbeitern zu finden, nachdem in den 

meisten Fällen nur zeitlich befristete Verträge angeboten werden können. Besonders 
schwierig ist es gerade unter diesen Umständen, die Stammersatzkräfte zu beschaffen, 

die ebenfalls zeitlich befristet die Mitarbeiter ablösen müssen, die als Stammpersonal 

für die Sondererhebungen aus den laufenden Arbeiten herausgelöst werden. 

Ohne Zweifel finden sich unter den Mitarbeitern, die für diese Sonderaktionen eingestellt 
worden sind, geeignete Nachwuchskräfte. Jedoch ist die Gefahr groß, daß der gesamte 
Nachwuchsbedarf aus diesen Sonderbereichen befriedigt wird, zumal dieser Weg 
sich als sehr bequem erwiesen hat. Trotz der schlechten Lage auf dem Arbeitsmarkt 
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müssen aber für die andersartigen Arbeiten in den laufenden Erhebungen höhere 

Anforderungen gestellt werden. Das heißt, die Sonderbereiche können nicht als die 

Reserve für den Nachwuchs angesehen und behandelt werden. 

Altersaufbau (Stand 1.1.1970). 

An-

gestellte 
Zeit- insgesamt 

Altersgruppe Beamte 
(Dauer-

an- Arbeiter 

vertrag) 
gestellte 

abs. 
1 

% 

unter 20 4 4 4 2 14 1.6 
20 bis unter 30 5 39 29 3 76 8,7 
30 bis unter 40 7 59 33 7 106 12,2 
40 bis unter 50 12 161 60 9 242 27.8 
50 bis unter 60 18 206 86 11 321 37,0 
60 bis unter 65 6 81 22 1 11 0 12,7 

insgesamt 52 550 234 33 869 100,0 

Diese Übersichtzeigtwie sehr das Amt in derZukunftauf die Verjüngung seines Personal­

bestands hinarbeiten muß. In der jüngsten Vergangenheit wurden mannigfache Anstren­
gungen unternommen, um diese Situation zu verbessern. In allen Bereichen wurde mit 

unterschiedlichem Erfolg an der Verjüngung des Amtes gearbeitet. Durch eine Vielzahl 
von Annoncen, Aushängen und Werbeaktionen in Schulen ist es gelungen, einen ersten 

Ansatz für die Verbesserung dieser Situation,zu gewinnen. 
Im Vordergrund der Bemühungen steht die Qualität des Nachwuchses. Die sich ändernde 

Aufgabenstellung fordert, wie bereits erwähnt, ein hohes Maß an die Qualität der Mit­

arbeiter. Mit verschiedenen Testverfahren versucht die Verwaltung, geeignete Mitarbei­
ter für alle Bereiche zu bekommen. Auch hier bereiten die Arbeitsmarktverhältnisse er­

hebliche Schwierigkeiten. So lassen die größtenteils wesentlich höheren Gehälter in der 
freien Wirtschaft nur eine schrittweise Verbesserung der Qualität zu. In den einzelnen 
Laufbahn- und Vergütungsbereichen zeigt sich folgendes Bild: 

Laufbahn 

Höherer Dienst 

Gehobener Dienst 
Mittlerer Dienst 
Einfacher Dienst 
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Beamte 

27 
19 

12 
3 

Angestellte 

(einschließlich 
Aushilfs­

angestellte) 

16 

88 
627 

33 



Hier vollzieht sich ein Wandel. Durch die Verlagerung der Arbeiten in die Elektronische 

Datenverarbeitung, durch die Rationalisierung der Arbeitsabläufe und die Übernahme 
von Arbeiten in Heimarbeit wird eine Verschiebung und Verlagerung in die gehobenen 

und höheren Führungsbereiche mit einem entsprechenden Abbau der einfacheren 
Arbeitsplätze angestrebt Diese Verlagerung der Aufgaben kann naturgemäß nur schritt­
weise erfolgen. 
Neben den verschiedenen Anstellungs- und Vertragsverhältnissen, die sich aus der 
Eigenart der Arbeiten ergeben, bedient sich das Amt noch der Möglichkeit des Ab­
schlusses von Werkverträgen bei kleineren bis mittleren wissenschaftlichen Arbeiten. 
einer Alternative, die ebenfalls dem Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Haushalts­
führung Rechnung trägt, wobei keine dienstvertraglichen Risiken eingegangen wer­
den. 

Das Amt hat lange Zeit darunter gelitten, daß für die einzelnen Fachbereiche und Abtei­
lungen keine vergleichbaren Arbeitsplatzbeschreibungen und Arbeitsplatzbewertungen 
vorhanden waren. In mühevoller Kleinarbeit hat in den Jahren 1969 und 1970 eine 
besonders eingesetzte Kommission im Amt zunächst einmal im mittleren und geho­
benen Führungsbereich die Arbeitsplätze untersucht und neu bewertet. Ziel dieser 

Aktion war, eine.einheitliche, durch das Amt hindurch gehende Bewertung mit sinnvollen 
Vergleichsmaßstäben zu schaffen. 

Die Kommission bleibt weiter tätig. Zusätzliche Aufgaben und Strukturänderungen in 
den Arbeiten beeinflussen die Bewertung der Arbeitsplätze. Damit bleibt der Stellen­
bewertungskommission eine ständige wichtige Aufgabe in der Anpassung des Stellen­
bewertungsplanes an die jeweilige Situation. Diese Aufgabe ist um so bedeutsamer, als 
die Kommission weit in die Zukunft hinein wirken muß. Die Arbeiten dieser Institution 
bilden eine wesentliche Grundlage der Stellenplanung für die kommenden Haushalte. 
Diese Arbeiten können eine wertvolle Grundlage und damit Ausgangspunkt für die Aus­

arbeitung von längst fälligen Sonderfallgruppen im Bundesangestelltentarif werden. 
Die Bemühungen, die Qualität des Personals zu verbessern, werden durch Ausbildungs­
und Fortbildungskurse verstärkt Fachlich orientierte Kurse und eine Unterrichtung in 
Organisation und Personalführung werden auch in der Zukunft Grundlage für eine Ver­
besserung der Qualität sein. Dies gilt vor allem auch für den Bereich der Elektronischen 
Datenverarbeitung. Gerade hier ist es dringend notwendig, entsprechende Mitarbeiter 
für diese neuartige Aufgabenstellung heranzubilden. Hinzu kommt ein besonderer Aus­
bildungsgang für neu eingestellte Mitarbeiter des höheren und gehobenen Dienstes, 
die bis zu zwei Jahren nach einem differenzierten Durchlaufplan eine exakte Ausbildung 
erhalten. 

Haushalt 

Besonders schwierig ist es für die ständig wechselnden Arbeiten von Umfang ~nd Be­
deutung her, die Mittel im Haushalt bereit zu stellen. Wohl keine andere Behörde im 
Land muß sich wie·das Statistische Landesamt ständig auf die neuen Erfordernisse in 
diesem Maße einstellen. Einen Überblick soll die nachstehende Übersicht über die An­
sätze in den einzelnen Titelgruppen aus dem Haushalt 1970 geben: 
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Verwaltungseinnahmen ... 
Übrige Einnahmen. 

Gesamteinnahmen ..... . 

Personalausgaben ..... . 

Sächliche Verwaltungsausgaben 

127000 DM 
3920000 DM 

4047 000 DM 

Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke ..... . 

16472100 DM 
6989100 DM 
4950500 DM 

59600 DM Ausgaben für Investitionen ........ . 

Gesamtausgaben .................... . 28471 300 DM 

Besonders problematisch ist deshalb auch die Aufstellung einer mittelfristigen Finanz­

planung. Die nachstehende Übersicht zeigt die voraussichtliche Entwicklung bis·zum 

Jahr 1973 in den einzelnen Titelgruppen. 

1970 1971 1972 1973 
Titelgruppe 

DM 

Verwaltungseinnahmen 127 000 134000 134000 134000 
Übrige Einnahmen . 3 920000 3920000 3 920000 20000 

Gesamteinnahmen 4047 000 4054000 4054000 154000 

Personalausgaben .. 16472100 17 780 300") 17 738 800") 17 054 800") 
Sächliche 
Verwaltungsausgaben ... 6 989100 6135 600 6094100 5410100 
Zuweisungen und Zuschüsse 
für laufende Zwecke ..... 4950500 500 500 500 
Ausgaben für Investitionen 59600 33800 2060000 360000 

Gesamtausgaben 28471 300 23950200 25 893400 22 825 400 

") Unter Zugrundelegung der Planstellen und der geltenden tariflichen Vereinbarungen 

des Jahres 1970. 

Innerer Dienst 

Der Innere Dienst wird durch die getrennte Unterbringung des Amtes in insgesamt elf 

weit über die Stadt verstreuten Gebäuden außerordentlich kompliziert. Von den er­
schwerten persönlichen Kontakten zwischen den einzelnen Abteilungen und Referaten 

abgesehen, bedeutet diese für das gesamte Amt besonders problematische Situation 
nicht nur erheblichen zusätzlichen Verwaltungsaufwand, sondern auch eine nicht unbe­
trächtliche Verzögerung bei der Durchführung der Amtsaufgaben. 
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Organisation 

Der Organisation, einem wichtigen Instrument vor allem der Zukunft, gilt das besondere 
Interesse der Verwaltung. In allen Staatsbehörden bedarf diese Keimzelle des Fort­

schritts und der Weiterentwicklung künftig stärkerer und besonderer Beachtung. Hier 

liegen auch die wesentlichsten Akzente für alle künftigen Entwicklungen. In jüngster 
Zeit hat das Amt dieses Instrument verstärkt benutzt und zunächst einmal einen moder­

nen Organisationsplan geschaffen. Dieser Plan geht von dem Gedanken aus, daß große, 

funktionell orientierte Organisationseinheiten optimale Arbeitsabläufe und damit eine 

größere Effizienz der Arbeit bringen. Damit wurde modernen organisatorischen Vorstel­
lungen zum Durchbruch verholfen. Statt bisher in 47 Referate sind die Arbeiten heute 
(Stand: 1. Oktober 1970) in 23 Referate zusammengefaßt Neben drei zentralen mit Quer­

schnittsaufgaben betrauten Referaten, die unmittelbar dem Amtsleiter unterstellt sind, 
gliedert sich das Amt in sieben fachlich orientierte Abteilungen (siehe Organisations­

plan). 
Der nächste Schritt wird sein, die Arbeitsabläufe in den einzelnen Abteilungen zu unter­

suchen mit dem Ziel, sinnvolle neue Organisationseinheiten in den einzelnen Referats­

bereichen zu schaffen. Diese Untersuchung bringt allein die Möglichkeit, effektive 

Rationalisierungsbemühungen in Gang zu setzen. Es ist ein allgemein, vor allem in der 
modernen Literatur anerkannter Grundsatz, daß nur über diese Detailuntersuchung 

der Arbeitsabläufe eine Rationalisierung erreicht werden kann. 

An dieser Stelle ein Hinweis auf das geltende Organisationsrecht. Mehr gewohnheits­
rechtlich gelten noch teilweise die Vorschriften der „Verordnung des Finanzministe­

riums über die Dienstordnung des Statistischen Landesamts" vom 18. Dezember 1928 

(RegBI. f. Württemberg Nr. 27, S. 379). Diese württembergische Verordnung muß heute 

noch als Arbeitsgrundlage für das Statistische Landesamt Baden-Württemberg heran­
gezogen werden, obwohl nur noch Teile des§ 1 (Aufgaben des Amtes) und§ 3 (Dienst­

stellung des Amtes - Unterstellung an das Final'lzministerium -) anwendbar sind und 
für den badischen Landesteil eine „landesherrliche Verordnung die Organisation der 
Landesstatistik betreffend" vom 8. Juli 1897 (Nr. XV des Gesetzes- und Verordnungs­
blatts für das Großherzogtum Baden vom 22. Juli 1897) gegolten hatte. Diese Organisa­

tionsnormen sind veraltet. Das Amt bemüht sich um eine neue und moderne Rechts­
grundlage für seine Arbeit. Im Vordergrund stehen Gedanken eines in die Zukunft wei­

senden Aufgabenkatalogs. 

Neubau 

Nach jahrelangen Bemühungen ist es jetzt gelungen, bis Anfang 1973 ein Bürogebäude 

zu beschaffen, indema1IeAbteilungen desAmtesuntergebrachtwerden. DiesesZiel steht 
jetzt in greifbarer Nähe. Es wird dem Amt im weitem Umfang eine erhebliche Erleich­

terung bei der Bewältigung seiner Aufgaben bringen. Der Neubau in der Böblinger 
Straße ist ein Modellfall für die gesamte Staatsverwaltung. In Großräumen, die eine 
ideale Bürolandschaft darstellen, ist es dann möglich, die modernsten organisatorischen 

Überlegungen zum Durchbruch zu bringen. Dieses Neubauvorhaben wird im Rahmen 
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einer sorgfältigen Planung zusammen mit dem Staatlichen Hochbauamt II sehr zügig 

vorangetrieben. Ein zeitlich tief gegliederter Ablaufplan der Arbeiten sowohl der Bau­

maßnahmen als auch der vorzunehmenden organisatorischen Maßnahmen gibt die 

Gewähr, daß dieser Neubau allen Anforderungen einer modernen Arbeit gerecht wird. 
Die hier zu schaffenden Funktionsräume wurden nach allen Richtungen hin untersucht. 
Im Rahmen von Besichtigungen wurden Erfahrungen gesammelt. Vorteilhafte Lösungen 

wurden als Vorbild aufgegriffen. Schlechte Erfahrungen anderer Bauherren wurden in 
der Planung berücksichtigt, so daß mit einem Idealgebäude gerechnet werden kann, 

nachdem vor allem das Finanzministerium auch die bestmögliche Ausstattung zuge­

sichert hat. Eine besondere Aufgabe wird jedoch sein, die bisher in der Zeilenbauweise 
untergebrachten Mitarbeiter des Amtes psychologisch auf diese neue Situation ein­

zustimmen. (Vgl. Abb. 8 im Beitrag: ,.Die Entwicklung der Statistik in Württemberg und 

Baden nach dem Zweiten Weltkrieg".) 

Bibliothek 

Zur Versorgung mit Fachliteratur, Nachschlagewerken, Gesetzessammlungen usw. dient 

die 61 000 Bände umfassende Präsenz-Bibliothek des Amtes, die hauptsächlich stati­
stische Veröffentlichungen enthält. 
Der Werdegang der Bibliothek war eng mit der Entwicklung·und Spezialisierung der 

Amtsaufgaben verbunden. Die ab 1818 in Württemberg erscheinenden „Jahrbücher 
für Statistik und Landeskunde" sowie die zwischen 1824 und 1886 entstandenen Be­
schreibungen der 64 Oberämter des Landes bilden den Grundstock der Bibliothek, der 
neben den schrittweise ausgebauten Eigenveröffentlichungen (siehe hierzu den Ab­

schnitt „Veröffentlichungswesen") schon frühzeitig durch statistische und landeskund­

liche Werke anderer deutscher Länder sowie ausländischer Staaten und der Publika­
tionen der städtestatistischen Ämter ausgebaut wurde. 

Nach der Gründung des Deutschen Reichs erhielt die.Bibliothek ab 1874 mit der vom 
Kaiserlichen Statistischen Amt herausgegebenen und später vom Statistischen Reichs­

amt fortgesetzten Reihe „Statistik des Deutschen Reichs" sowie den „Statistischen Jahr­
büchern des Deutschen Reichs" einen zusätzlichen Schwerpunkt. 1 m Zweiten Weltkrieg 
fiel leider ein Teil der Bestände den Flammen zum Opfer. Der weitaus größere Teil wurde 
zum Glück durch rechtzeitige Auslagerung gerettet Diese Bestände wurden nicht zu­

letzt durch die in zunehmender Zahl erscheinenden Veröffentlichungen der alten und 
neuen Statistischen Landesämter- unter anderem natürlich die der Ämter in Karlsruhe, 
Freiburg und Tübingen - sowie des Statistischen Bundesamtes erweitert. 

Im Zusammenhang mit dem Ausbau des Wissenschaftszweiges der Statistik wurden 
in größerem Umfang auch Werke der statistischen Methodenlehre, der modernen 

mathematischen Statistik sowie Lehrbücher der elektronischen Datenverarbeitung 
erworben. Neben der ausgesprochenen Fachliteratur gehen der Bibliothek laufend die 
amtlichen Veröffentlichungen der Bundes- und der Landesregierung, der Fachmini­

sterien und sonstiger Behörden insbesondere aus dem wirtschaftlichen Bereich zu. 

Ferner werden die-wichtigsten Fachzeitschriften und -serien wissenschaftlicher lnsti-
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tute, Fachverbände und -vereine bezogen. Das im Herbst 1970 erscheinende Zeitschrif­

tenverzeichnis der Amtsbücherei umfaßt 264 Titel. 

Wie das obdachlos gewordene Amt selbst, mußte auch die Bibliothek in den Nachkriegs­
jahren unzählige Male umziehen und mit völlig unzureichenden und ungeeigneten 

Notquartieren vorlieb nehmen. Erst ab Frühjahr 1969 konnten alle ausgelagerten 

Bände zurückgeholt und einschließlich der auf dem Dachboden provisorisch unter­

gebrachten Bestände in anderthalbjähriger intensiver Arbeit einer Bestandsaufnahme 
unterzogen werden. Die jahrelange behelfsmäßige Lagerung hat den Büchern sehr 

geschadet, so daß umfangreiche Instandsetzungsarbeiten erforderlich sind, die noch 

Jahre in Anspruch nehmen w_erden. Immerhin befinden sich nun sämtliche Bände im 

Zugriffsbereich der Amtsbibliothek, wenn auch knapp ein Drittel (vor allem die ältere 
ausländische Literatur) vorläufig noch - nach Numerus currens geordnet - in Keller­

räumen aufgestellt werden mußte. 

Um den Aufbau der Kataloge zu beschleunigen und die Bibliothek den modernen 

Erfordernissen anzupassen, wurde bei der Buchtitelaufnahme ein schematisiertes 

Verfahren angewandt, das die Übernahme auf Lochkarten und Weiterverarbeitung und 
laufende Ergänzung mit Hilfe der EDV-Anlage des Amtes ermöglicht. Es ist vorgesehen, 

nach Abschluß der Arbeiten für den alphabetischen Katalog und den Herausgeber­
katalog später auch einen Sachkatalog zu erstellen. 

Aktuelle Zeitschriftenaufsätze werden, soweit sie von grundsätzlicher Bedeutung sind, 
in einer Dokumentation gesammelt, an deren Aufbau unter Einschaltung der EDV zur Zeit 

ebenfalls gearbeitet wird. Diese Dokumentation soll die vorhandene Literatur so gut wie 
möglich für die Benutzer erschließen. 

Um dem Informationsbedürfnis der Öffentlichkeit entgegenzukommen, ist die Biblio­

thek auch für Außenstehende zugänglich und wird vor allem von Studenten, Dozenten 
sowie von Interessenten aus der Wirtschaft häufig aufgesucht. 

Im Jahr 1969 wurden insgesamt 1535 Bände ausgeliehen. Der Leihverkehr beschränkt 
sich auf den Kreis der Amtsangehörigen, da alle Veröffentlichungen für den laufenden 
Dienstgebrauch zur Verfügung stehen müssen. 

244 

Heinrich Rieth (Verwaltung) 
Gertrud Harsch (Bibliothek) 



Das Veröffentlichungswesen 

Die Aufgabe 

Die Notwendigkeit, Veröffentlichungen herauszubringen, wurde von den Statistischen 

Bureaus schon frühzeitig erkannt. Bereits in der Königlichen Entschließung zur Errich­

tung des Württembergischen Statistisch-Topographischen Bureaus von 1820 wird dies 
angedeutet: .,So daß jede Regierung, jede Behörde und jeder Württemberger fort­
dauernd eine richtige und umfassende Kenntnis von dem Zustande und den Verhält­

nissen des Vaterlandes sich zu verschaffen, Gelegenheit habe"1• In dem am 2. Juni 1856 

auf Königliche Entschließung erlassenen Statut des Bureaus wird dies noch deutlicher. 

Der§ 1 des Statuts lautet:,, ... auch i~t dasselbe berufen, für die Verbreitung derjenigen 

Gegenstände, welche zur Kenntnis des Landes und der öffentlichen Verhältnisse dienen. 
durch Publikationen zu sorgen"2. Schließlich wird in der noch heute gültigen Dienst­

ordnung des Statistischen Landesamts von 1928 in § 1 ausgeführt: .,Aufgabe des Stati­

stischen Landesamtes ist die Sammlung, Verarbeitung und Veröffentlichung von 

Angaben über alle staatlichen und.gesellschaftlichen Erscheinungen, die für Verwal­

tung und Wissenschaft von Bedeutung sein können ... "3 • Ähnliche Hinweise sind in der 

Verordnung des GroßherzoQlich-Badischen Ministeriums des Innern vom 5. Novem­

ber 1852, in der landesherrlichen Verordnung über die Organisation der Landesstatistik 

vom 8. Juli 18974 sowie in der Neufassung des§ 5 der Dienstanweisung für das Badische 
Statistische Landesamt vom 31. Dezember 1902 enthalten. 

Auch heute gehört es zu den wichtigsten Aufgaben des Amtes, das erarbeitete Zahlen­

material laufend zu veröffentlichen. Erst mit der Veröffentlichung wird der Auftrag des 

Gesetzgebers letztlich erfüllt und die Information von Verwaltung, Wirtschaft und 

Öffentlichkeit erreicht. Wegen der Fülle der anfallenden Ergebnisse und der beschränk­
ten Mittel, die für die Veröffentlichung zur Verfügung stehen sowie aus Geheimhal­

tungsgründen5, unterliegt der Umfang des veröffentlichten Materials jedoch erheblichen 

Beschränkungen. Es kann nur eine unterschiedlich begrenzte Auswahl von sachlich, 
räumlich und zeitlich aufgegliederten bzw. zusammengefaßten Daten publiziert wer­
den. Der richtigen Auswahl durch eine Beschränkung auf das Wesentliche kommt daher 
besondere Bedeutung zu. Interessenten, die weiter aufgegliederte Daten benötigen, 

können diese jederzeit über den im Statistischen Landesamt eingerichteten Auskunfts­

dienst bzw. direkt bei den zuständigen Fachabteilungen anfordern. 

Aus Gründen der besseren Vergleichbarkeit der Ergebnisse und der Ausnutzung der 

durch die elektronischen Datenverarbeitungsanlagen gebotenen Veröffentlichungs­
möglichkeiten - Verwendung von druckreifen Datenträgern der elektronischen Daten­

verarbeitungsanlagen - bereiten die Landesämter im Einvernehmen mit dem Statisti­
schen Bundesamt und den wichtigsten Konsumenten ein nach Inhalt und Formeinheit­
lich gegliedertes Veröffentlichungsprogramm vor. Die Abstimmung des Inhalts der 

Veröffentlichungen der Statistischen Landesämter gegenüber denen des Statistischen 

Bundesamtes erfolgt dabei nach dem Grundsatz, daß die Statistischen Landesämter 
die Ergebnisse in möglichst tiefer regionaler Aufgliederung, das Statistische Bundes-
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amt in möglichst großer sachlicher und systematischer Ausführlichkeit veröffent­

lichen. 
In einem 1951 von den Amtsleitern eingesetzten Arbeitskreis hat sich Professor Dr. Josef 

Griesmeier(1891 bis 1969) vom Statistischen Landesamt Baden-Württemberg besondere 

Verdienste erworben. Unter seiner Federführung konnten unter anderem die Mindest­

veröffentlichungsprogramme der nach dem Krieg aufgekommenen Statistischen Be­

richte, der Gemeinde- und Kreisstatistiken sowie des Zahlenspiegels der Monatszeit­
schriften aufgestellt und die Gliederung der Statistischen Taschenbücher, Jahrbücher 
oder Handbücher vereinheitlicht werden6• Die Forderung, grundsätzlich für jede Statistik 

ein gemeinsames Veröffentlichungsprogramm zu erarbeiten, konnte bis heute noch 

nicht voll erfüllt, jedoch unter Heranziehung der bestehenden Fachausschüsse für die 

meisten, insbesondere für die größeren Zählungen erreicht werden. 
Wohl die meisten Zahlenangaben werden in Form von Tabellen veröffentlicht. Soweit 

erforderlich, werden knappe methodische' oder erhebungstechnische Erläuterungen, 

die zur Verwendung der Daten notwendig sind, vorangestellt. Je nach Zweck und 
Bedeutung erscheinen auch ausführlichere Publikationen, die in den textlichen Dar­

stellungen eingehende Analysen bieten und umfangreiche Tabellenwerke. Vor allem 

die größeren wissenschaftlichen Arbeiten enthalten Schaubilder und Auswertungs­
tabellen. Auf diese Weise werden die statistischen Ergebnisse in einem iiTI laufe der 

Jahre gewachsenen aufeinander abgestimmten System von Einzelveröffentlichungen 

bzw. Veröffentlichungsreihen wiedergegeben. Die Veröffentlichungen gliedern sich in 

sogenannte Fachveröffentlichungen und zusammenfassende Veröffentlichungen. Wäh­

rend die Fachveröffentlichungen Ergebnisse für nur eine Statistik bzw. ein bestimmtes 
Sachgebiet (zum Beispiel über die Bauwirtschaft) enthalten, wie die Statistischen 
Berichte oder die Quellenbände, werden in den zusammenfassenden Veröffentlichungen 

Ergebnisse von mehreren oder allen Arbeitsgebieten des Amtes nachgewiesen (Ta­

schenbücher, Jahrbücher, Monatshefte, Kreisbeschreibungen~. Insgesamt kommen 
heute jährlich mehr als 150 periodisch oder einmalig erscheinende Veröffentlichungen 

in einer Gesamtauflage von etwa 200 000 Exemplaren heraus. 

Die einzelnen Veröffentlichungen 

Jahrbücher für Statistik und Landeskunde 

Bei dieser Schrift handelt es sich wohl um die älteste bis heute noch erscheinende 

periodische statistische Zeitschrift im deutschen Sprachraum. Bereits 1818, also noch 
vor Gründung des Württembergischen Statistisch-Topographischen Bureaus, wurde der 
erste Band unter dem Titel „Württembergisches Jahrbuch" in Kleinoktav von J. D. G. 

Memminger, dem späteren Leiter des Bureaus, herausgegeben. Ab 1822 erfolgte eine 

Titeländerung in „Württembergische Jahrbücher für vaterl_ändische Geschichte, Geo­
graphie, Statistik und Topographie". Das Statistisch-Topographische Bureau übernahm 
nach dem Tode von Memminger (1840) die Herausgabe dieser Zeitschrift. Mit dem 

Jahrgang 1863 wurde der bisherige Titel nochmals geändert in „Würt1embergische 
Jahrbücher für Statistik und Landeskunde", und die bisherigen Hefte in einem jährlichen 

Band zusammengefaßt. Außerdem wurden die immer umfangreicheren Tabellenüber-
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sichten am Schluß der Jahrbücher in ein gesondertes .Statistisches Jahrbuch" aufge­
nommen. Ab 1895 wurde es unter dem Titel .Statistisches Handbuch für Württemberg", 
ab 1901 auch als selbständige Veröffentlichung herausgegeben. Nach 122 Jahren des 
Erscheinens mußte nach Ausbruch des Zweiten Weltkrieges auf die Herausgabe ver­
zichtet werden. Auch die besonderen Verhältnisse in den Nachkriegsjahren verhinderten 
eine weitere Veröffentlichung. Erst im Oktober 1952 konnte die Reihe mit einem 
Jahresband (1951/52) für Württemberg-Baden zu einem vorläufigen Abschluß gebracht 
werden. Die Neuausgabe für Baden-Württemberg mit entsprechend geändertem Titel 
setzte die Reihe mit jährlich einem Jahrbuch und je zwei bis vier Heften ab 1954 fort. 
Zur Zeit befindet sich die Ausgabe des zweiten Heftes des 15. Jahrgangs 1970 in 
Vorbereitung. 
Aufgabe der Jahrbücher als zunächst einziges Organ des Statistischen Dienstes in 
Württemberg war es, ,Abhandlungen und Nachrichten verschiedenen Inhalts", insbe­
sondere über Geschichte, Statistik, Geographie, Naturgeschichte, Altertümer sowie 

Lebensbeschreibungen zu bieten. Mit dem weiteren Ausbau der Statistik, insbesondere 
nach der Reichsgründung, wurde der Umfang der statistikbezogenen Beiträge zahlen­
mäßig und inhaltlich immer stärker. Heute bestimmen in den Jahrbüchern umfangreiche 
wissenschaftliche Beiträge aus dem Gesamtgebiet der modernen Statistik mitTabellen­
übersichten und Schaubildern den lnhallt. Neben ausführlichen Ergebnisanalysen, wie 
zum Beispiel über „Die Lage der baden-württembergischen Landwirtschaft um 1970", 
werden auch methodische Probleme (Bevölkerungsvorausschätzung in Baden-Würt­
temberg) behandelt7 • 

Im Gebiet des früheren Landes Baden gab es ebenfalls verschiedene sporadisch 
erschienene, allerdings meist private Veröffentlichungen ähnlichen Inhalts. 

Die Stadt- und Landkreise Baden-Württembergs in Wort und Zahl 

Aus der königlichen Entschließung, die zur Gründung des Amtes führte, geht hervor, 

daß es seine erste Aufgabe sei. "eine genaue und vollständige Landes-, Volks- und 
Ortskunde von Württemberg zu liefern"8• Bereits 1824 erschien die erste von Memminger 

herausgegebene „Beschreibung des Oberamts Reutlingen". Bis 1886 konnte die erste 
Auflage der Oberamtsbeschreibungen für sämtliche 64 Oberämter Württembergs ab­

geschlossen werden. Die zweite Auflage blieb mit 11 Bänden unvollständig. Sie erschien 
in der Zeit von 1882 bis 1930. Wieder aufgenommen wurden die Beschreibungen im 
Jahr1953 vom Statistischen Landesamt Baden-Württemberg mit einer Neuausgabe der 

umfangreichen Kreisbeschreibungen, und zwar für den Landkreis Crailsheim. In den 
folgenden Jahren bis heute wurden weitere sieben Beschreibungen, zum Teil in zwei 
und mehr Bänden, veröffentlicht. Allerdings ist diese Aufgabe des Statistischen Landes­
amts mit Wirkung vom 1. September 1964, wie auch die Weiterführung der Arbeiten, 
an die Staatliche Archivverwaltung übergegangen. 
Neben den Oberamtsbeschreibungen wurden zunächst von J. D. G. Memminger, später 
vom Statistisch-Topographischen Bureau bzw. vom Statistischen Landesamt, auch 
noch sogenannte Landesbeschreibungen für Württemberg, und zwar erstmals unter 
dem Titel „Das Königreich Württemberg - Eine Beschreibung von Land, Volk und 
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Staat nach Oberämter und Gemeinden" herausgegeben. Das Werk erreichte mehrere 
Auflagen. Zuletzt erschien die sechste Auflage in vier Bänden 1904 bis 1907. 

In knapperem Umfang wurden später Landesbeschreibungen unter dem Titel „Württem­

berg in Wort und Zahl" veröffentlicht Die erste Ausgabe erschien 1930. die zweite 
1937. Auch für das Land Baden wurde unter dem Titel „Baden in Wort und Zahl" eine 
entsprechende Veröffentlichung in drei Auflagen 1928/29 herausgebracht. 

Nicht nur die alte Tradition, sondern vor allem die Forderung der Verwaltung führt nach 
längeren Vorarbeiten noch vor Jahresende 1963 zur Veröffentlichung der ersten 
Kreisbeschreibung in Kurzform, und zwar für den Landkreis Tauberbischofsheim. 

Inzwischen sind bis heute für 52 Stadt- und Landkreise entsprechende Beschreibungen 

herausgekommen. Die noch fehlenden Beschreibungen werden bi~ zum Ablauf des 

kommenden Jahres erscheinen. 

Jedes Heft enthält knappe textliche Beiträge mit Zahlenübersichten zu den wichtigsten 

Fachgebieten, für die kreisweise statistische Daten anfallen. Eine geschichtliche Ein­

leitung sowie geographische Angaben sind vorangestellt Ein Beitrag über die kulturellen 

Besonderheiten des Kreises und am Schluß eine Zusammenfassung mit Ausblick runden 
die gebotene Gesamtschau ab. Darüber hinaus sind 28 Tabellen mit Kreiszahlen und 

39 ausgewählte Strukturdaten für die einzelnen Gemeinden enthalten, 4 mehriarbige 

Karten sowie ein Behördenführer bereichern diese Veröffentlichung. Das Kreiswappen 

oder die Wappen der größeren Städte sind auf der Titelseite wiedergegeben. 

Baden-Württemberg in Wort und Zahl 

Für den laufend gewachsenen Informationsbedarf reichten die Jahrbücher bald nicht 
mehr aus. Insbesondere fehlte die Möglichkeit, knappere, aktuelle textliche Ergebnis­

darstellungen und Tabellenübersichten rascher und laufend veröffentlichen zu können. 
Diese Lücke wurde durch die Herausgabe einer „Monatsschrift'' geschlossen, die zu­

nächst als Beilage des „Staats-Anzeigers für Württemberg" unter dem Titel „Mitteilungen 

des Königlichen Württembergischen Statistischen Landesamts" erschienen ist. Die 
Mitteilungen wurden 1889 bis 1941 monatlich in stetig zunehmendem Umfang und bis 

1943 nur noch vereinzelt herausgegeben. Eine entsprechende Schrift für Baden, 
„Mitteilungen des Badischen Statistischen Landesamts" wurde von 1869 bis 1917 

ebenfalls monatlich und in den Jahren 1923. 1938 und 1939 nur noch sporadisch 
herausgebracht. 

Nach der Aufteilung der alten Länder Württemberg und Baden in zwei Besatzungs­
gebiete fanden diese Mitteilungen nach 1945 ihre Fortsetzung in folgenden Schriften: 
,.Statistische Monatshefte Württemberg-Baden" monatlich ab 1947, ,.Württemberg­
Hohenzollern in Zahlen" zweimonatlich ab 1946 bis 1951 und „Statistik in Baden" 

unregelmäßig ab 1946 bis 1951. Bald nach der Bildung des neuen Bundeslandes 
Baden-Württemberg wurde auch der Titel ab Januar 1953, also nach der neuen Folge 

des ersten Jahrgangs, in „Statistische Monatshefte Baden-Württemberg" umbenannt. 
Beim Inhalt war diese Umstellung bereits schon Monate vorher schrittweise erfolgt. 

Seit Anfang 1970 wird die Monatsschrift unter dem neuen Titel „Baden-Württemberg 
in Wort und Zahl" und in moderner graphischer Gestaltung herausgegeben. Das Heft 
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bietet neben mehreren aktuellen Kurzinformationen ein oder zwei umfangreichere und 
einige knapper gehaltene textliche Beiträge mit Ergebnisdarstellungen, Tabellen und 
Graphiken aller Fachgebiete der amtlichen Statistik sowie ei~en vier Seiten umfassenden 
Zahlenspiegel für das Land und eine Seite ausgewählter Wirtschaftszahlen für das 
Bundesgebiet Dabei sind nicht nur spezielle Beiträge einer Statistik, sondern auch 
solche, die über mehrere oder alle Fachbereiche hinweg zusammenfassende Ergebnisse 
und Analysen bieten, enthalten. Beispielsweise erscheint halbjährlich ein umfangreicher 
Bericht über die Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung in Baden-Württemberg. 

Der Umfang der 1970 im 18. Jahrgang veröffentlichten Monatsschrift enthält bei 12 
Heften im Jahr ca. 380 Druckseiten. 

Statistisches Taschenbuch 

Wie bereits bemerkt, sind die früheren Statistischen Handbücher aus dem Zahlenteil 
der Württembergischen JahrbücherfürStatistik und Landeskunde hervorgegangen und 
seit 1887 als selbständige, jährliche Veröffentlichung in Einzel- bzw. Doppelbänden 
erschienen. Ab 1914 wurden sie nur als zusammengefaßte Bände, und zwar für die 

Jahre 1914/21, 1922/26 und 1927/35 herausgebracht Eine entsprechende Veröffent­
lichung für .Baden wurde als „Statistisches Jahrbuch für das Großherzogtum Baden" 
seit 1868 bis 1915 in jährlicher Folge herausgegeben. Anschließend konnten für die 
Jahre 1925, 1930 und 1938 nur noch zusammenfassende Bände veröffentlicht 
werden. 
Ähnlich im Inhalt und in der Gliederung, jedoch erheblich umfangreicher, war das 
Statistische Handbuch, das nach dem Zweiten Weltkrieg erstmals 1950, und zwar von 
dem damaligen Statistischen Landesamt Württemberg-Baden veröffentlicht wurde. 
Außer den Zahlenangaben für die Zeit ab 1946 wurden auch Vergleichsübersichten für 
die damals noch bestehenden Länder Württemberg-Hohenzollern und Baden mit auf­
genommen. Nach der Bildung des Landes Baden-Württemberg wurde 1955 das 

„Statistische Handbuch Baden-Württemberg" in der ersten und 1958 in der zweiten 
Ausgabe veröffentlicht. Auf eine weitere Ausgabe wurde seither verzichtet, dafür jedoch 
1963 ein „Statistisches Taschenbuch" herausgebracht Die überaus günstige Aufnahme 
des Statistischen Taschenbuches zwang bereits im folgenden Jahr zu einer Neuauflage. 
Neuausgaben folgten sodann 1966, 1968 und 1970. Aufbau und Gliederung der Taschen­
bücher richtet sich nach den bereits genannten Vereinbarungen der Statistischen 

Landesämter. Als Besonderheit der Statistischen Taschenbücher von Baden-Württem­
berg gilt die vorangestellte und allgemein geschätzte kleine Staatsbürgerkunde. Sodann 
folgen nach Kapiteln gegliedert ausgewählte tabellarische Übersichten mit'Ergebnissen 
für die einzelnen Fachgebiete. Umfangreiche Regionalübersichten für die einzelnen 
Stadt- und Landkreise, die Gemeinden mit 10 000 und mehr Einwohnern, die einzelnen 
Bundesländer sowie internationale Daten bereichern den Inhalt Im einzelnen enthält 
das Statistische Taschenbuch folgende Abschnitte: 
Staat und Staatsgebiet Gesundheitswesen 
Gebie~ und Bevölkerung Unterricht, Bildung und Kultur 
Bevölkerungsbewegung Kirchliche Verhältnisse 
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Rechtspflege 

Wahlen 

Erwerbsleben und Arbeitsmarkt 

Wirtschaftsorganisationen und 

Berufsverbände 

Land- und Forstwirtschaft 

Arbeitsstätten und Unternehmen 

Industrie und Handwerk 

Bauwirtschaft, Gebäude und Wohnungen 

Handel und Gastgewerbe 

Verkehr 

Geld und Kredit 

Schriftenreihe Statistik von Baden-Württemberg 

Öffentliche Sozialleistungen 

Öffentliche Finanzen 

Preise 

Löhne und Gehälter-

Einkommen und Verbrauch privater 

Haushalte 

Sozialprodukt 

Kreiszahlen Baden-Württemberg 

Gemeinden mit 10 000 und mehr 

Einwohnern (ohne Stadtkreise) 

Bundesgebiet und Bundesländer 

Internationale Übersichten 

Trotz des allgemeinen Zusammenbruchs und den Fol.gen des Zweiten Weltkrieges 

dauerte es nach dem 8. Mai 1945 nur wenige Monate, bis der statistische Dienst im 

Gebiet unseres heutigen Landes, wenn auch unter primitivsten Verhältnissen, wieder 

beginnen konnte. Mit der Aufnahme der ersten Arbeiten wurden auch die ersten ein­

facheren Veröffentlichungen herausgebracht Das Druckpapier war kontingentiert und 

die Ausgabe von im Buchdruck hergestellten Veröffentlichungen von einer Lizenz der 

damaligen Besatzungsmächte abhängig gemacht. Schließlich war es möglich, einfa­

chere Hefte, meist im Umdruckverfahren, in kleinen Ausgaben.herauszubringen. Im 

Gegensatz zu den bisher genannten, als zusammenfassende Veröffentlichungen be­

zeichnete Ausgaben, handelte es sich bei diesen_ Heften wie auch bereits.bei frühe·ren9 

fast ausschließlich um Fachveröffentlichungen. Bereits ab 1946 konnten für das 

damalige Land Württemberg-Baden bis 1952 insgesamt 25 Einzelhefte mit Ergebnissen 

für die bedeutenderen Zählungen herausgegeben werden. Auch in den damaligen 

Ländern Südwürttemberg-Hohenzollern und Baden (Süd) wurden auf-ähnliche Weise 

entsprechende Hefte veröffentlicht. 

Mit der Bildung des neuen Bundeslandes Baden-Württemberg waren diese Schwierig­

keiten überwunden, so daß bereits im September 1952 der erste Band einer neuen 

Schriftenreihe unter dem Titel „Statistik von·Baden-Württemberg" erscheinen konnte. 

In diesen zunächst als Dokumentationsreihe gedachten, mit Zunahme der statistischen 

Arbeiten allgemein umfangreicher gewordenen Bänden, wurden bis heute vor allem 

die Ergebnisse der umfangreicheren Erhebungen veröffentlicht Die immer größer 

werdende Fülle des anfallenden statistischen Materials und der steigende Informations­

bedarf vor allem an Angaben in möglichst breiter und tiefer merkmalsmäßiger Auf­

gliederung hat zur Herausgabe dieser Bände geführt. Sie erscheinen für die wichtigsten 

Statistiken jeweils in jährlichen oder mehrjährigen Abständen oder auch nur fallweise. 

Einern umfangreichen Tabellenteil werden dabei methodische Vorbemerkungen und 

auch textliche Erläuterungen der Ergebnisse vorangestellt, die zunächst noch breiteren 

Raum einnahmen. Auf diese textliche Ausführungen wurde jedoch, da inzwischen die 

Monatsschrift und die Jahrbücher für Statistik und Landeskunde bessere Möglichkeiten 
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boten, mehr und mehr verzichtet. Bis heute wurden in dieser Reihe über 180 Bände 

herausgegeben, wobei einzelne in mehreren Heften oder Teilen erschienen sind. 

Es hat sich jedoch gezeigt, daß diese Art der Veröffentlichung den heutigen Anforde­

rungen der Konsumenten nicht mehr genügt. Das Denken im Zusammenhang führt 
immer mehr zu einer Änderung der Veröffentlichungen. So wurde dazu übergegangen, 
daß die Ergebnisse der wichtigsten Bereiche in einem zusammenfassenden Band 

veröffentlicht werden. Bereits heute hat das Statistische Landesamt über die Bauwirt­

schaft, das Medizinal- und Bildungswesen derartige Bände herausgegeben. Mit diesen 

Bänden hat der Benutzer die Möglichkeit, beispielsweise alle die Bauwirtschaft betref­
fenden Ergebnisse der verschiedensten Statistiken in einer Veröffentlichung zu finden. 

Auch für andere größere Bereiche sind derartige Veröffentlichungen vorgesehen. 

Allerdings kann dieses Prinzip nicht generell durchgeführt werden, da es einer Ver­
doppelung des gesamten Veröffentlichungsprogrammes gleichkommen würde. Der 
Umfang der Bände der Schriftenreihe erreicht je nach Ausgabe ca. 50 bis 300 und mehr 
Druckseiten. 

Statistische Berichte 

Der rasche Wiederaufbau von Wirtschaft und Gesellschaft in den ersten Jahren nach 

der Währungsreform erforderte immer mehr eine allgemein größere Aktualität bei der 

Herausgabe statistischer Daten, die inzwischen auf Grund umfangreicherer Erhebungen 

auch zahlenmäßig laufend zugenommen hatten. So wurden immer mehr Veröffentli­
chungen verlangt, die knapp zusammengefaßte Tabellen enthielten und auf wenigen 
Druckseiten für fast alle Statistiken, unter anderem zunächst für die Industrie- und 

Außenhandelsstatistik, Daten brachten. Im Oktober 1951 hatten die Leiter der Statisti­

schen Landesämter beschlossen, diese allgemein interessierenden Veröffentlichungs­
reihen zu koordinieren und mit einem einheitlichen Titel „Statistische Berichte" zu 
versehen. Wie schon bemerkt, war es vor allem das Verdienst von Griesmeier, daß es 

zu einem Mindestveröffentlichungsprogramm kam, das für alle Länder des Bundesge­
bietes als bindend angesehen wurde. Im laufe der Jahre wurden die Statistischen 
Berichte weiter ausgebaut; sie sind zu einem bedeutenden aktuellen Informationsdienst 

herangewachsen. Heute erscheinen insgesamt fast 100 verschiedene Reihen von Be­

richten für die einzelnen Sachgebiete, und zwar in wöchentlicher, monatlicher, viertel­

jährlicher, halbjährlicher und jährlicher Folge oder auch nur fallweise. Insgesamt 
erreichen sie jährlich einen Umfang von ca. 2000 Druckseiten. 

Eildienste 

Mit der Herausgabe der Statistischen Berichte und durch die stetig zunehmellde 
Aktualisierung der übrigen Veröffentlichungen des Amtes konnte wohl eine laufend 
bessere Unterrichtung von Verwaltung, Wirtschaft und Wissenschaft über die statisti­

schen Arbeiten und deren Ergebnisse erreicht werden. Jedoch zeigte sich immer mehr, 
daß die breite Öffentlichkeit noch immer nicht ausreichend und schnell genug von 

interessierenden Fakten und Entwicklungen Kenntnis nehmen konnte. Selbst die allge-
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mein stärkere Verwendung von modernen Publikationsmitteln reichte dazu nicht aus; 
besonders aktuelle statistische Ergebnisse werden auch von anderen Stellen und Ein­
richtungen veröffentlicht. Das Amt hat daher ab 1954 die zunächst nur vereinzelt 
begonnene Veröffentlichung von Pressemeldungen intensiviert. Bereits ab 1958 wurden 
fast 100, heute jährlich etwa 250 Eildienste an Presse, Funk und Fernsehen sowie an 
die Verwaltungsstellen des Landes in zunehmend höheren Auflagen versandt. Dabei 
werden in den Eildiensten je nach Aktualität knappe oder auch·umfangreichere textliche 
Darstellungen und Analysen zum Teil mit Graphiken der neuesten eben erst angefallenen 
Zahlenunterlagen gebracht. 

Die genannten Veröffentlichungen des Amtes werden durch Verzeichnisse für verschie­
dene Bereiche u.ä. ergänzt. Mit den modernen technischen Einrichtungen, die vor allem 
durch die Anwendung des Lichtsatzes bzw. des Offsetverfahrens geboten werden, 
können die Veröffentlichungen des Amtes heute kostensparender und vor allem schnel­
ler herausgebracht werden. Der klassische Buchdruck, noch vor wenigen Jahren die 
einzige Veröffentlichungsmöglichkeit, tritt immer mehr zurück. Eine vermehrte Ausnüt­
zung der Möglichkeiten, die durch den Abdruck von EDV-Listen gegeben sind, wird 
eine noch raschere Veröffentlichung ermöglichen. Nicht zuletzt wird auch die Ein­
richtung der Datenbanken dazu führen und gleichzeitig eine erhebliche Entlastung 
des Veröffentlichungsapparates und zu umfangreichen Änderungen im System der 
Veröffentlichungen des Amtes nach sich ziehen. 

Anmerkungen 

1 Königlich Württembergisches Staats- und Regie­
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2 Regierungsblatt Nr. 9 vom 20. Juni 1856, S. 173 ff. 
3 Verordnung des Finanzministeriums im Regierungs­
blatt Nr. 27 vom 14. September 1928, S. 382 ff. 
4 GesetZes- und Verordnungsblatt für das Großher­
zogthum Baden vom 22. Juli 1897. 
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Vereinheitlichung der Veröffentlichungen der Stati­
stischen Landesämter. In: Allgemeines Statistisches 
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1 Vgl. JbStatldskdeBW. Jg. 1970. 
8 Vgl. Königlich Württembergisches Staats- und Re­
gierungsblatt vom 3. April 1821, S. 155,ff. 
9 Vgl. hierzu „Beiträge zur Statistik des Großherzog­
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Die früheren Fachgebiete 

Die amtliche Landesbeschreibung 

Als der Zweite Weltkrieg zu Ende war, waren nicht allein die Vorarbeiten für eine neue 

Kreisbeschreibung Esslingen durch den Bombenkrieg verlorengegangen, sondern es 

waren die Fundamente der Landesbeschreibung erschüttert durch eine wissenschaft­
liche Kontroverse zweier an sich befreundeter Mitarbeiter am „Werk der Oberamts­

beschreibungen", der Professoren Gradmann (Geographie) und Goess/er (Vor- und 
Frühgeschichte)'. Zudem waren Institute, die außerhalb des heutigen Landes ihren 
Sitz hcitten, bereit auch hierzulande die Arbeit aufzunehmen, da ja seit 1930 keine 

württembergische Bezirksbeschreibung mehr herausgekommen war2• Die Tradition zu 
wahren und zugleich der Gegenwart und der Zukunft zu dienen, war die große Aufgabe 
für die, die 1948 in die Bresche sprangen3• 

Was war Tradition? Auf Antrag des damaligen Chefs des Finanzdepartements, von 
Weckherlin, wurde am 28. November 1820, nachdem eine landständische Kommission 
ein entsprechendes Bedürfnis anerkannt hatte, unter dem Namen Statistisch-Topogra­

phisches Bureau eine besondere Stelle für die „württembergische Vaterlandskunde" 

errichtet4. Die Bestimmung dieser neuen Institution war nach der ihr gegebenen 
Instruktion, .,eine möglichst genaue und vollständige Landes-, Volks-, Staats- und 

Ortskunde zu liefern und die jährlich im Zustand des Landes sich ergebenden Ver­

änderungen zu sammeln und nachzutragen, so daß jede Behörde und überhaupt jeder 
Württemberger fortdauernd·eine umfassende Kenntnis von seinem Vaterlande erhalte". 

Das Bureau sollte, so wird ausdrücklich betont. nicht nur für die Regierung und den 
öffentlichen Dienst. sondern für Land und Volk im ganzen arbeiten und sollte nicht 
allein praktischen, sondern auch wissenschaftlichen Zwecken dienen. 

Die königliche Entschließung des Jahres 1820 bedeutet Abschluß und Anfang zugleich. 
Anfang insofern, als damit die Behörde geschaffen wurde, der seither bis 1938 die 
Herausgabe der württembergischen Oberamts-, danach bis 1964 der Kreisbeschreibun-· 
gen oblag. Abgeschlossen wurde mehr oder weniger eine Epoche der Landbücher und 
Erdbeschreibungen, die zu ihrer Zeit.die Aufgabe hatten, einen relativ kleinen Kreis über 

das eigene kleine Land oder auch über größere Räume zu unterrichten5• Als.die älteste 
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Beschreibung dieser Art, die unser Land mitbehandelt, dürfen wir Ladis/aus Suntheims, 
des Ravensburger Patriziers, .,Historisch-topographische Beschreibung von Süd­

deutschland und Österreich" von etwa 1500 ansprechen, deren Württemberg betref­
fende Teile Julius von Hartmann 1884 veröffentlichte. Die historischen und geographi­

schen Angaben siiid in knappster Form gehalten, bieten aber manches interessante 

Detail. 
Die Landbücher, die seit der Mitte des 16. Jahrhunderts auftauchen, sind fast alle 

ungedruckt geblieben; sie sollten die eher landesgeschichtlichen Darstellungen der 
Chroniken nach der statistischen und topographisch.en Seite hin ergänzen. Ihr Inhalt 

ist größtenteils als mager zu bezeichnen, sie beschäftigen sich übrigens im Gegensatz 

zu Suntheims Werk ausschließlich mit den Städten und Ämtern des Herzogtums 

Württemberg in seinem damaligen Umfang. Die ältesten Landbücher sind, wie Gebhard 
Mehring nachwies, ein Niederschlag der amtlichen Volks- und auch landwirtschaft­

licher Betriebszählungen aus der Zeit des Herzogs Friedrich 1. (1593 bis 1608) und seiner 

Nachfolger. Gedruckt wurden Johann Ulrich Pregizers (1647 bis 1708) ,.Historische und 
politische Erläuterung von der inneren und äußeren Macht und Stärke des Herzogtums 

Würtemberg", und Christian Friedrich Sattlers (1705 bis 1785) .,Historische Beschrei­

bung des Herzogtums Würtemberg" aus dem Jahre 1752, 1784 erweitert unter dem 
Titel „Topographische Geschichte des Herzogth~ms Würtemberg". 
Sattlers topographische Beschreibungen trugen in ihrer historischen Ausrichtung ganz 

wesentlich zu einer eingehenderen Kenntnis des württembergischen Territoriums bei, 
beschränken sich aber durchaus auf dieses. Das gilt auch für die „Beiträge zur Natur­
geschichte von Württemberg" des Professors am Stuttgacter Gymnasium, Gottlieb 
Friedrich Rösler (1740 bis 1790). Seine „Physiographische Beschreibung" ist eine 

Darstellung des Landes auf der Grundlage des Flußsystems. Unter Verzicht auf histo­
rische Einführungen beschäftigt sich Röslers Arbeit mit den natürlichen Grundlagen 

und den wirtschaftlichen Verhältnissen der von ihm beschriebenen Gebiete. Grundlage 
seiner Mitteilungen sind Erhebungen bei den Oberämtern und eigene Feststellungen, 

die er auf Reisen durch das Land machte; zu beidem hatte er obrigkeitlichen Auftrag. 

Sein Werk ist allerdings nicht abgeschlossen. 
Wieder anderer Art sind die verschiedenen Veröffentlichungen Philipp Ludwig Röders. 
In alphabetischer Ordnung bietet er Mitteilungen historisch-politischer Art über alle 
nennenswerten Orte nicht allein des Herzogtums Württemberg, sondern des ganzen 

Schwäbischen Kreises, sowie der in diesen eingeschlossenen Teile des Österreichischen 
und d~s Oberrheinischen Kreises; sein Gegenstück für den nördlichen Teil unseres 

Landes ist das Geographisch-Statistisch-Topographische Lexikon von Franken, das 

Johann Kaspar Bundschuh seit 1799 herausgab. 
Alle diese Veröffentlichungen hatten den Boden vorbereitet, auf dem das Gebäude der 
amtlichen württembergischen Landesbeschreibung im engeren Sinn errichtet wurde. 

Es ist kein Zufall, daß die an der Neugründung maßgeblich Beteiligten sich bereits auf 
topographischem Gebiet ausgezeichnet hatten. Voran der erste Chef der neuen Behörde, 

der Staatsminister der Finanzen, Ferdinand Heinrich August von Weckherlin (1767 bis 

1828)6• Sein erster schriftstellerischer Versuch aus dem Jahre 1790, ,,Achalm und 

Metzingen, ein Beitrag zur Topographie und Statistik von Württemberg", war eine an 
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sich anspruchslose Veröffentlichung, aber doch von Bedeutung deshalb, weil ihr Ver­

fasser später als Kabinettsmitglied bei der Geburt der Oberamtsbeschreibungen Pate 

stand. Der aus dem altwürttembergischen Schreiberstand hervorgegangene Autodidakt 
Weckherlin zeigt eine starke Neigung zur praktischen Ausrichtung wissenschaftlichen 

Forschens und Erkennens. Er sieht wo Verbesserungen möglich wären und macht gern 

entsprechende Vorschläge. Auch in den Oberamtsbeschreibungen dürfte sein prak­

tischer Sinn ein Mittel gesehen haben, wissenschaftliche Erkenntnisse der Praxis des 
öffentlichen Lebens zugänglich zu machen. 

Das erste geschäftsführende Mitglied des Bureau_s.war Christian Kausler._Als Oberamt­

mann in Neuenbürg hatte er 1810 eine „Beschreibung des Oberamtes Neuenbürg 

einschließlich der Ämter Herrenalb, Liebenzell und Wildbad'.' begonnen. Er hatte 

bereits Material zu Beschreibungen der Oberämter Esslingen, Göppingen und Leonberg 

gesammelt, als ihm 1822 der Tod die Feder aus der Hand nahm. Seine Neuenbürger 
Beschreibung stellt in der ersten Abteilung den natürlichen, in der zweiten den ange­
bauten Zustand dar. Er beschreibt die natürlichen und wirtschaftlichen, die gesell­

schaftlichen und bürgerlichen Verhältnisse. Sehr wichtig ist für Kauslerdie historische 
Entwicklung. Er fordert und führt durch eine geschichtliche Darstellung.aufgrund 
urkundlichen Materials und betrachtet alle bisherige Überlieferung sehr kritisch; er muß 

allerdings zugeben, daß die Erfüllung seiner Forderungen einen sehr großen Zeitauf­
wand bedingt 

Kauslers Nachfolger als geschäftsführendes Mitglied des Bureaus und damit als Heraus­

geber des Beschreibungswerks ist Johann Georg Daniel Memminger (1773 bis 1840)'. 
Sicher ist die Disposition der Beschreibung des Oberamts Reutlingen, der ersten amt­

lichen Oberamtsbeschreibung aus dem Jahre 1824, ganz nach seinem Entwurf 
gestaltet. 
Memminger wurde 1773 in Tübingen als Sohn eines Handwerksmeisters geboren. 
Dem früh Veiwaisten wäre eine höhere Laufbahn verschlossen gewesen, hätte ihm nicht 
wie so vielen seiner Nachfolger im Amt das Tübinger Stift die Pforten geöffnet. Bereits 

1802 ist er Präzeptor an der Lateinschule in Cannstatt Seine persönlichen Neigungen 

galten vielleicht doch weniger dem klassischen Altertum, als seiner württembergischen 

Heimat; der Ort seiner Tätigkeit führte ihn notwendig zur Beschäftigung mit den 
geographischen, wirtschaftlichen, aber auch historischen Gegebenheiten Mittelwürt­

tembergs. Die Frucht dieser Freude an der Heimat sind zwei Veröffentlichungen, mit 
denen er sich in der Landeskunde einführte: ,.Cannstatt und seine Umgebung", erschie­
nen 1812, und, entsprechend umfangreicher, ,.Stuttgart und Ludwigsburg mit ihren 
Umgebungen" aus dem Jahre 1817. Die erste.Schrift gibt in vier Abteilungen die 

naturhistofische Beschreibung der Stadt Cannstatt und ihrer Bäder, die geschichtliche 

Entwicklung, eine statistische Übersicht von Stadt und.Amt und einen Überblick über 
Altertümer und Literatur. Die zweite Arbeit stellt in ihrem Stuttgarter Teil den geschicht­

lichen Abschnitt an den Anfang, ohne ihm allerdings bedeutenderen Inhalt zu geben; 
es folgen die Abschnitte Ortsbeschreibung, solche wissenschaftlichen und gesellschaft­
lichen Inhalts; abschließend wird über die Merkwürdigkeiten, das heißt die hervorragen­

den Bauten der Stadt und der Umgebung berichtet; der zweite. Ludwigsburg behan­
delnde Teil ist entsprechend aufgebaut. 
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Schon seit langem hatte Memminger Nachrichten, wie er es nennt, gesammelt für eine 

möglichst umfassende Beschreibung des ganzen Landes. Sattlers Veröffentlichung 
war nach der napoleonischen Umwälzung nicht nur inhaltlich veraltet, und Röderssowie 
Bundschuhs Arbeiteh in ihrenein lexikographischen Form entbehrten jeder Systematik. 

So war es zu begrüßen, als Anfang 1820 bei Cotta Memmingers „Beschreibung oder 
Geographie und Statistik nebst einer Übersicht der Geschichte von Württemberg" 
endlich erscheinen konnte. Memminger sieht in seiner Veröffentlichung ein Mittel, 

„den Nationalsinn des Württembergers zu heben", dessen Kenntnisse seines in den 

vorangegangenen zwei Jahrzehnten wesentlich vergrößerten Vaterlandes sehr gering 
seien. Diese erste „offiziöse" Landesbeschreibung - das Statistisch-Topographische 

Bureau wurde zwar erst Ende desselben Jahres gegründ9:t, aber die Gründung war 
doch wohl schon eingeleitet - beginnt wieder mit einem allerdings sehr einseitigen 
historischen Abschnitt. Der Bericht über den inneren Zustand des Landes im Mittelalter 

spricht nur ein einziges Mal von den Schwaben. Sehr viel interessanter, wenn auch 

heute nur noch von historischer Bedeutung, sind die zweite und die dritte Abteilung: 

Landeskunde oder Geographie bzw. Volkskunde oder Statistik. Etwas Neues ist die 
Ortsbeschreibung oder Topographie der vierten Abteilung. Memmingers Ziel war eine 

historisch-geographisch-statistische Beschreibung aller Orte. Er hat dieses Ziel noch 
nicht erreichen können, es fehlten noch jahrzehntelang die Unterlagen, wie sie durch 
die Oberamtsbeschreibungen erst geschaffen werden mußten. Erst die fünfte Landes­

beschreibung von 1882/86 erfüllte das weithin, was Memmingers Wunsch gewe­
sen war. 
Memminger, inzwischen durch Kaus/ers Tod auch geschäftsführendes Mitglied des 

Statistisch-Topographischen Bureaus geworden, gab 1823 eine zweite Landesbeschrei­

bung heraus; ihr historisCher Abschnitt leitet wiederum das Gesamtwerk ein, ist aber, 

von wenigen Kapiteln abgesehen, ein unveränderter Neudruck der geschichtlichen 

Einleitung der ersten Ausgabe. Ebenso ist die Abteilung Landeskunde zwar etwas 
umgestaltet und bereichert worden, zeigt aber doch noch den alten enzyklopädischen 

Grundcharakter. Die statistische Abteilung ist diesmal geteilt in die Abschnitte Volks­
kunde (einschließlich einer Wirtschaftskunde) und Staatskunde. Weiter ausgebaut ist 

der fünfte abschließende Abschnitt Ortsbeschreibung. 
Memminger war inzwischen wissenschaftlicher Beamter im Hauptberuf geworden. 
Er hatte das Ziel eines uneigennützigen Ehrgeizes erreicht, er konnte seiner Neigung 

leben. für die er eine so hervorragende Eignung hatte und die zu einer einzigartigen 

Leistung führte. Seit 1818 Herausgeber des Württembergischen Jahrbuches, der spä­
teren Württembergischen J_ahrbücherfür Statistik und Landeskunde - zeitweilig führten 

sie die Bezeichnung Württembergische Jahrbücher für vaterländische Geschichte, 
Geographie, Statistik und Topographie - hatte er immer wiede·r eine allgemeinere und 

genauere Kenntnis der heimischen Verhältnisse gefordert. 
Die in Inhalt und Umfang sehr begrenzte Landesbeschreibung konnte diese kaum 

vermitteln, die Jahrbücher konnten entsprechend ihrem Charakter als Zeitschrift nur 
Ausschnitte bieten. An eine Beschreibung der natürlichen Landschaften dachten da­

mals nur wenige, wie Eduard Schwarz (1801 bis 1891), der 1832 seine „Reine natürliche 
Geographie von Württemberg" drucken ließ. Der Staat, in dessen Dienst Memminger 
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Abb. 1 Johann Georg Daniel 
Memminger (1773 bis 1840) 

seine wissenschaftlichen Arbeiten ausführte und der ihm die Bereisung des Landes 
ermöglichte, ließ sich von anderen Interessen leiten. 

Als Memminger 1820 unter Verleihung des Charakters und Rangs eines Professors der 
Universität in das neugegründete Amt eintrat. hatte dieser Staat erst seit 10 Jahren 
seinen damaligen Bestand, seit einem Jahr erst hatte er seine Verfassung. Die Schwie­
rigkeiten, die die Staatsverwaltung damals zu überwinden hatte. sind bekannt. Ihr 
Ziel der Schaffung eines einheitlichen württembergischen Staats auf gefestigter 
Grundlage erforderte ein genaues Wissen um Land und Volk bei allen Trägern der 
Staatsgewalt, in der Landeshauptstadt Stuttgart wie in den Oberamtsstädten und 
Gemeinden draußen. Was lag also näher als eine Beschreibung des Landes nach seinen 
politischen Unterabteilungen, den zwischen 1806 und 1810 gebildeten Oberämtern? 

War es in erster Linie die Absicht der Staatsführung, die nachgeordneten Behörden 
und die Beamtenschaft ganz allgemein mit ihrem Wirkungskreis und seinen Nachbar­
gebieter:i genauer bekannt zu machen, die sie zu ihrem Erlaß vom 28. November 1820 
veranlaßte, so lag darüber hinaus die Gründung einer das Staatsgebiet nach allen 
Richtungen beschreibenden und erforschenden Institution gewissermaßen in der Luft. 
Denn bereits waren in größeren Nachbarländern umfangreiche Erhebungen angestellt 
und Arbeiten ausgeführt worden. deren hauptsächliche Triebfeder das bevölkerungs­
und wirtschaftspolitische Interesse, zeitweilig auch fiskalische und besonders militä­
rische Interessen waren. Das statistische Interesse führte schon um die Jahrhundert­
wende zur Gründung von Instituten, die den Auftrag der Landeserforschung hatten. 
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lm Jahre 1801 wurde in Paris ein Bureau de statistique begründet, 1804 gab Prudhomme 
seinen Dictionnaire universel geographique, statistique, historique et politique de la 

France heraus. Wir dürfen einen roten Faden annehmen, der von der Französischen 
Revolution und der amtlichen Topographie und Statistik des napoleonischen Frankreich 
sich zu dem neuen Topographisch-Statistischen Amt des Königreichs Württemberg 
hinzieht. Der Einfluß des französischen Regimes auf die Entwicklung in Bayern wurde 
schon vor Jahrzehnten nachgewiesen. 1801 wurde in München nach französischem 
Muster ein Statistisch-Topographisches Bureau begründet; Veranlassung dazu dürfte 
unter anderem das französische Verlangen nach einer militärisch-topographischen 
Karte gewesen sein. Die Tätigkeit dieses bayerischen Büros beschränkte sich vorwie­
gend auf rein militärische, geographische und topographische Objekte. 
Die Verwaltungsberichte, für die das bayerische Ministerium Montgelas 1809 Erhebun­

gen topographischer, bevölkerungs- und wirtschaftsstatistischer Art anstellte, bedeuten 
einen weiteren Schritt in der Entwicklung der bayerischen Statistik und Landeskunde. 
Betrieb der bayerische Staat aus kameralistischem Interesse Landesforschung, so be­

schäftigt sich gleichzeitig die bayerische Wissenschaft. vertreten durch die 1759 gestif­
tete Münchner Akademie mit ihr. Sie veranlaßte das Geographisch-Statistisch-Topogra­

phische Lexikon von Bayern, von dessen schwäbischen und fränkischen Gegenstücken 
bereits die Rede war. Beide Richtungen der landeskundlichen Arbeit. die staatlich­
kameralistische und die akademische gingen noch lange nebeneinander her und sind 
in Bayern mindestens organisatorisch nicht zusammengekommen. 
Wenn es in Württemberg anders war, so deshalb, weil es hierzulande noch keine 

Akademie gab und weil mit dem Regierungsantritt König Wilhelms Lein Wandel in der 
Auffassung über die Verwertung statistischer Erhebungen eintrat. Es konnten sich, 
wenig gestört durch die Reaktion, die Ideen von 1813 eher breit machen. die eine 
Besinnung auf die eigene Vergangenheit forderten. So darf Memminger von einem 
neuen Zeitabschnitt für die Landeskunde sprechen, der eben begonnen habe, .,da an 
die Stelle einer ängstlichen Geheimniskrämerei die unbefangenste Offenheit getre­
ten sei". 

Mit der Anordnung der allgemeinen Landesvermessung und ähnlichen Maßnahmen wie 
etwa der Ausarbeitung eines neuen Katasters hatten sich für Staats- und Landeskunde 
vorher vermißte Quellen geöffnet. So konnte also das Büro seine Arbeit aufnehmen. 
War es zunächst Kauslers Aufgabe, von Behörden Material einzuverlangen und auch 
private Freunde der Vaterlandskunde zu meist indirekter Mitarbeit zu gewinnen, so 
wurden Memminger die Mittel zur Bereisung der zu beschreibenden Bezirke zur 
Verfügung gestellt. Seine erste Dienstreise im September 1821 galt dem Bezirk Reut­
lingen, eine zweite Riedlingen und der Landschaft um den Bussen. Die Statuten des 
Büros forderten eine geordnete Aufbewahrung des gesammelten Materials in der 
Registratur, die ein Archiv für geographische. statistische und topographische Objekte 
sein sollte; weiterhin war ein jährliches „Statistisches Gemälde des Königreichs" 
gefordert, eine statistische Jahresübersicht; die Hauptaufgabe aber war zunächst die 
statistisch-topographische Beschreibung des Landes nach Oberämtern. Eine wichtige 
Vorarbeit sah man neben der Umgestaltung der Tabellen für die Berichte der Oberämter 
und Gemeinden in der Neubelebung einer Bestimmung des Landrechts von 1555, nach 

260 



der „die Stadtschreiber die bedeutenderen lokalen Ereignisse, die während ihrer 

Dienstzeit vorfielen, laufend aufzei_chnen sollten". Es wurde der Plan einer Jahreschronik 
entworfen, den die Oberämter-zu führen und alljährlich dem Büro in Abschrift einzusen­

den hatten. Diese Chronik sollte auch über Dinge-berichten, die längst nicht mehr vom 
Amt, sondern von anderen Instituten bearbeitet werden, wie Witterung, vorgeschicht­

liche Funde usw. Indem es bei seinen Umfragen vorsichtig zu Werk ging, vor allem 

alle überflüssigen Nachforschungen vermied und auf manche an sich interessan~e 

Erhebung zunächst verzichtete, gewann man die bereitwillige Mitarbeit der Behörden 
außerhalb der Hauptstadt. Die Gründung des „Vereins für Vaterlandskunde" 1822 war 

das Ergebnis der amtlichen Bemühungen, bedeutende Persönlichkeiten für die Mitarbeit 

zu gewinnen. Der Verein ist eine Parallelgründung zu anderen von Wilhelm 1. in 
dieser Zeit gestifteten Gesellschaften, etwa dem landwirtschaftlichen Verein und dem 

Handels- und Gewerbeverein sowie dem Wohltätigkeitsverein. Und wenn die württem­

bergische Regierung damals sich mit der Absicht trug, eine Akademie der Wissen­

schaften zu gründen, so dürfen wir im Verein für Vaterlandskunde eine allerdings 

unvollständige Erfüllung sehen. Denn der Verein war eine Kommission für Landeskunde, 
seine ordentlichen Stuttgarter und korrespondierenden auswärtigen Mitglieder wurden 

auf Vorschlag des Präsidenten vom König ernannt. Gründungsmitglieder waren neben 
Kausler und Memmingerder Geheime Rat Kerner, die Staatsräte Weisser und Kielmayer, 

Oberst Duttenhofer, Prälat Franz, der Leibarzt Jäger, die Oberräte Herzog und Mittnacht 

beide später Büromitglieder, Bibliotheksdirektor Professor Lebret und der Inspektor des 

Naturalienkabinetts Dr. Jäger. Ziel des Vereins war dasselbe wie das des Statistisch­
Topographischen Bureaus, nämlich „die Vaterlandskunde zu fördern, um der Regierung 

sichere Anhaltspunkte, der Wirtschaft feste Grundlagen, Wissenschaft und Volksbil­
dung reichhaltigen Stoff, dem Patriotismus aber seine wichtigste Stütze zu geben"_ 
Die Zusammensetzung der Kommission sollte auch eine Zusammenarbeit der verschie­

denen neugegründeten Institutionen gewährleisten. Betont wurde die historiographische 

Aufgabe; der Verein sollte dafür Sorge tragen, daß nicht nur die neueste Entwicklung 

ihre Darstellung fand, sondern „daß die Denkmale der Vorzeit aufgezeichnet und die 

Keime des gegenwärtigen Zustands festgestellt werden". 
So stand Memminger und Kaus/er, als sie ihre Arbeiten aufnahmen, ein hervorragend 
organisierter Apparat zur Verfügung. Kauslersollte, wie bereits erwähnt, das Erscheinen 

des ersten, zehn Bogen starken Bandes der Oberamtsbeschreibungen nicht erleben. 
Dieser erste Band, der den Bezirk Reutlingen behandelte und am 6. Februar 1824 dem 

König vorgelegt wurde, ist in seiner Gliederung im Verhältnis zu den vorausgehenden 
privaten Arbeiten Memmingers und Kauslers anders gestaltet. Er zerfällt wie alle späteren 

Beschreibungen in den allgemeinen Teil und in die Ortsbeschreibung, die man zunächst 

nach verkehrsgeographischen Gesichtspunkten ordnete; später wurden zeitweilig die 

mittelbaren Orte der Standesherrschaften im Zusammenhang behandelt, bis man dann 

zu rein alphabetischer Ordnung überging. Der allgemeine Teil behandelt zunächst 
geographische Lage, Grenzen, Größe, Figur (Gestalt) und historische Bestandteile; 

der zweite Abschnitt berichtet in äußerster Kürze über die älteren bürgerlichen und 

kirchlichen Einteilungen sowie über die römischen und deutschen Altertümer; unter 

den letzteren sind auch abgegangene Siedlungen des Mittelalters zu verstehen. Die 
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natürliche Beschaffenheit, die im dritten Abschnitt etwas ausführlicner zur Darstellung 

gelangt, beschäftigt sich mit Bergen und Tälern, Höhlen und Gewässern, Wasserscheiden 
und Bodenformen, dem Klima und den Naturerzeugnissen des Mineral-, des Pflanzen­
und des Tierreichs, den jagd- und fischbaren Tieren. Eine naturräumliche Gliederung 

zu geben, wurde nicht versucht. Der Bevölkerung, ihrer zahlenmäßigen Entwicklung, 

ihrer körperlichen Beschaffenheit, ihren Lebensgewohnheiten und ihrem Charakter gilt 
der vierte Abschnitt. Sehr kurz und für heute wenig ertragreich ist der Abschnitt über 

die Siedlungen: Aus den Erhebungen der Katasterkommission ist der sechste Abschni~ 

über den Nahrungsstand gewonnen, der Angaben über die Vermögensverhältnisse und 

die einzelnen Branchen der Wirtschaft, vor allem der Landwirtschaft zusammenfaßt. 

Von besonderem Interesse sind hier und in den folgenden Beschreibungen die Mit­
teilungen über Hindernisse und Hilfsmittel des Handels. Die grundherrlichen Verhält­
nisse, die Berichte über staatliche und kirchliche Einrichtungen wie auch über das 

Verkehrswesen und die Nachrichten über das Haushaltswesen beschließen im siebten, 
dem gesellschaftlichen Zustand gewidmeten Abschnitt, den allgemeinen Teil. Ange­

hängt an das Gesamtwerk sind statistische Tabellen und eine Skizze der Nebelhöhle. 

Besonders wertvoll ist die beigegebene Karte des Oberamts im Maßstab 1: 100 000, 
die dieses zwar als Insel darstellt, aber mit ihrer Schraffur ein überaus plastisches Bild 
bietet (vgl. Abschnitt „Die Topographische Abteilung"). Der Band wurde bereits bei 

seinem Erscheinen als nachahmenswürdiges Muster erklärt; besonders wurde die Karte 

als Meisterwerk der Lithographie gewürdigt. 

Entsprechend dem Gang der Landesvermessung wurden in den folgenden 15 Jahren, 

von der Ausnahme Cannstatt abgesehen, ausschließlich Oberämter der mittleren Alb, 

des Donautals und Oberschwabens beschrieben. Nach dem ursprünglichen Plan 

sollten jährlich drei Beschreibungen herauskommen. Das stellte sich sehr bald als 

unmöglich heraus; es war trotzdem noch eine große Leistung, wenn zunächst jährlich, 
dann in zweijährigem Abstand ein Band vorgelegt werden konnte. Memminger gelang 
es, eine Reihe tüchtiger Mitarbeiter, besonders aus Kreisen des katholischen Klerus zu 

gewinnen, so den späteren Domdekan Jaumann und die Domkapitulare Vanotti und 

Ströbele. Besonders Vanotti und der Augsburger Regierungsdirektor Raiser waren es, 
die das historische Material beitrugen; Memminger und seine Mitarbeiter waren be­

strebt, nur glau~würdige Nachrichten, die vorzugsweise aus Urkunden zu gewinnen 

waren, zu bringen. Mehriach bedauert er, daß es weit schwerer sei, von neueren Bege­
benheiten sichere Kunde zu erheben als von dem, was vor Jahrhunderten sich zutrug, 

und er klagt.über die allzu nachlässige Führung der Ortschroniken. Der historische Ab­

schnitt wird übrigens seit der Beschreibung von Waldsee (1834) an den Schluß des all­
gemeinen Teils gestellt. Im einzelnen folgen auf Reutlingen 1825 MünsinQen, 1826 

Ehingen, 1827 Riedlingen, 1828 Rottenburg. 1829 Saulgau, 1830 Blaubeuren, 1831 

Urach, 1832 Cannstatt, 1834 Waldsee, 1836 Ulm und Ravensburg, 1837 Biberach und 
1838 Tettnang. 

Am 21. Februar 1840 erlag Memminger einem Hirnschlag. Der Tod riß den Unermüd­
lichen aus einem Leben der Arb~it für seine Heimat, der er ein neues großes Werk, 
die dritte Landesbeschreibung, zu schenken im Begriff war. Neben Seiner redaktionellen 
und wissenschaftlichen Tätigkeit für das Statistisch-Topographische Bureau war er bis 
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zu seinem Tode Herausgeber der Württembergischen Jahrbücher. Um seine Leistung 

im richtigen lichte zu sehen, muß man die Berichte über seine Reisen lesen, die ihn in 

alle Teile des damaligen Königreichs führten; und Memminger erlebte die Einführung 

der Eisenbahn in Württemberg nicht mehr! Was er auf den Reisen mit Auge und Ohr in 
Büros und Studierzimmern und in der Natur sammelte, das verwertete er in dem Amte, 

das zunächst im Stockgebäude, dann vorübergehend in anderen Dienstgebäuden auf 

der Königstraße untergebracht war. Seine letzte Ruhestätte fand der Vater der Ober­
amtsbeschreibungen, der erste der Geographen des Landes, wie ihn Pau/y, einer seiner 

· Nachfolger, im Nekrolog der Württembergischen Jahrbücher nennt, auf dem Hoppen­

laufriedhof. Seine Nachfolger sahen es als ihre Aufgabe an, sein Werk in seinem Sinn 

weiterzuführen. 

Mit der Fortführung des Werks der Oberamtsbeschreibungen wurden am 2. März 1840 
der Gymnasialprofessor August Friedrich Pauly (1796 bis 1845)8 und der spätere Finanz­

rat Dr. Rudolf Moser(1803 bis 1862) beauftragt; für das Gebiet der Topographie und der 
Anthropologie sollten sie von Obermedizinalrat Dr. Riecke (1805 bis 1857), für das der 

Naturkunde von dem Professor der Naturgeschichte am Polytechnikum Johann Gottlob 

Kurr (1798 bis 1870), für das der Geschichte schließlich von Christoph Friedrich Stälin 
(1805 bis 1873) unterstützt werden; Wie Pauly und Moser waren Riecke und.Stälin seit 

1840 Amtsmitglieder, Kurr wurde 1844 berufen•. 
Pauly, Abkömmling einer aus Ungarn stammenden Familie, Tübinger Stiftler, war zur 

Zeit seiner Berufung Professor der klassischen Literatur am Stuttgarter Gymnasium; er 
hatte sich neben seiner beruflichen Tätigkeit mit Vorliebe mit archäologischen und 
historisch-geographischen Studien befaßt. Der Herausgeber der „Real-Enzyklopädie 
der klassischen Altertumswissenschaft" empfahl sich als geeigneter Mitarbeiter des 

Amts, dem er schon seit 1836 durch seine Mitgliedschaft im Verein fürVaterlandskunde 

verbunden war. Der Verwalter des Memmingerschen Erbes gab während seiner verhält­

nismäßig kurzen Amtszeit die Beschreibung der Oberämter Wangen (1841) und Leut­

kirch (1843) heraus, die er zum größten Teil selbst schrieb, während er sich für Heiden­

heim und Esslingen die Mitarbeit Stälins und des Esslinger Konrektors Pfaff sicherte. 
Schon 1845 erlag er einem alten Leiden. Albert Schott, der Pauly zu ersetzen bestimmt 

war, folgte diesem, dessen Kollege am Stuttgarter Gymnasium er gewesen war, bereits 
1847 im Tode nach. So lag die Arbeit für einige Jahre allein auf den Schultern Rudolf 

Mosers. Der 1803 Geborene war noch anderweitig beansprucht, so bis 1850 als Mitglied 
der Zolldirektion; außerdem war er seit 1846 Geheimer Sekretär der Königin. Sein Ge­

sundheitszustand nötigte ihn schließlich im Jahre 1859, um seine Pensionierung einzu­
kommen. Er starb 1862. Das Land verdankt ihm die Beschreibungen der Oberämter 
Kirchheim 1842, Göppingen 1844, Welzheim 1845, Hall 1847, Waiblingen 1850, 

Schorndorf 1851, Gaildorf 1852 und die der Stadt Stuttgart 1856. 

Die Beschreibung des Oberamts Gerabronn wurde 1847 von einem Einzelgänger, dem 
späteren Oberamtmann Fromm herausgebracht, während Stälin als Herausgeber der 

Geislinger Beschreibung von 1842 und der noch von Pau/y vorbereiteten Oberamts­
beschreibung Nürtingen erscheint Die Teilung der Arbeit in der Weise, daß die Haupt­
bearbeiter, in deren Händen auch die Redaktion lag, sich Mitarbeiter für gewisse Sach­

gebiete suchten, wurde nun, nachdem sie schon zu MemmingersZeit gelegentlich vor-
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gekommen war, zur Regel. Eine Folge der Revolutionszeit von 1848/49 war übrigens die 

Lösung des Vertrags mit Cotta, dessen Verlag bisher alle Veröffentlichungen des Amts 
besorgt hatte; seit 1880 erschienen die Oberamtsbeschreibungen bei Kohlhammer. 

Aufbau und Gliederung der Beschreibungen hatten sich seit Memmingef'S Tod nicht 

geändert. Man hielt an der von Memminger entworfenen Form fest, und wenn auch der 

Inhalt in etwas erweiterter und vertiefter Ausführung vorgelegt wurde, so blieb es doch 
bei dem topographisch-statistischen Grundcharakter. Auch Stälin hielt sich in der Form 

an den Vorgang, seine historischen Abschnitte sind allerdings in ihrer besonderen 

Genauigkeit und in ihrer Ausweitung ein Fortschritt. Die auf ihn zurückgehende Herein­

nahme genealogischer Notizen ist zweifellos eine Bereicherung gewesen. 

Memminger hatte Vorarbeiten und ein bereits druckfertiges Manuskript des historischen 

Abschnitts für eine dritte Ausgabe seiner Landesbeschreibung hinterlassen. Da das Er­
scheinen bereits angekündigt war, übernahm das Bureau höherem Auftrag gemäß die 
Vollendung·des Werks. Hier bahnte sich die Entwicklung an, die bereits erwähnt wurde; 

für die einzelnen Fachgebiete wurden Spezialbearbeiter gewonnen, deren Beiträge zu­
sammenzusetzen und zu redigieren Pauly übertragen wurde. Das Werk erschien 1841 

zum 25jährigen Regierungsjubiläum König Wilhelms 1. Die erste nicht nur äußerlich, 

sondern auch ·im Hinblick auf Gesamtschwaben wesentlich erweiterte historische 
Abteilung ist diesmal auf eingehendere Untersuchung aufgebaut; der vorgeschichtliche 
Zeitraum und die Frühgeschichte beruhen auf Untersuchungen von Eduard Paulus dem 

Älteren; die Entwicklung vom Spätmittelalter bis zum Ende des Alten Reichs ist zwar wie 
bereits früher in der Form der Regentengeschichte dargestellt;·dem Leser ist aber nicht 
allein in den zusammenfassenden Überblicken über den inneren Zustand in den beiden 

Perioden der Grafen- und der Herzogszeit ein Ausblick auf den größeren Raum ermög­

licht. Der Aufbau der zweiten, landeskundlichen Abteilung ist im wesentlichen derselbe 
geblieben, das Fortschreiten der Erforschung des Landes ermöglichte jedoch Memmin­

ger, der auch diesen Teil noch selbst niedergeschrieben hatte, sehr viel exaktere An­
gaben zu machen. Die dritte Abteilung Volkskunde gliedert sich wie der Vorgang in die 

Abschnitte Einwohner. Wohnplätze und Nahrungsstand das heißt Nahrungsquellen 
als Landbau, Gewerbe und Handel, ,,Volksvermögen" und Volkseinkommen; die tech­

nischen Ausdrücke sind modernisiert. Dasselbe gilt für die staatskundliche Abteilung. 

Die Ortsbeschreibung ist wie die anderen Abteilungen weiter ausgebaut so daß der 
ganze Band 844 Seiten zählt im Gegensatz zu 704 der zweiten Ausgabe. 

Die Aufgabengebiete des Amts waren inzwischen den Forderungen der Zeit entspre­

chend wesentlich erweitert worden, und der schließliche Zustand wurde im Statut des 
Jahres 185610 festgelegt, das außerdem einschneidende organisatorische Änderungen 

brachte. Der Verein für Vaterlandskunde wurde nach 34jährigem Bestehen und 
Wirken mit dem Büro zu einer Zentralstelle verschmolzen, die vor allem aber die nach 

Oberamtsbezirken abgeteilte Beschreibung des Königreichs vollenden sollte. Ermög­

lichten die Ergebnisse statistische Erhebungen in den Oberamtsbeschreibungen ge­
nauere Angaben über „gegenwärtige" Verhältnisse, so bildeten die Arbeiten des topo­

graphischen Dienstes eine der Landesbeschreibung besonders dienliche kartogra­

phische Ergänzung. Die Mittnachtsche Karte bildete die Grundlage für die „Karte der 
Herrschaftsgebiete Württembergs nach dem Stand von 1801", die Christoph Friedrich 
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Stälin von 1862 bis 1864 zusammen mit Bach bearbeitete (Neubearbeitung 1896 durch 

Pau!Stälin, und für Eduard Paulus des Älteren „Archäologische Karte". 

Paulus (1803 bis 1878)11 , seit 1852 Mosers Helfer, war schon mit19 Jahren Zeichner bei 

der:Landesvermessung. Ebenso bekannt.wie.:als Topograph ist er als,Archäologe. Ur­

sprünglich Forsteleve, nahm er als solcher vorzeitliche Funde auf. Seine heute über­

holte Archäologische Karte aus dein Jahre 1859 erschien in vier.Auflagen, deren letzte 

von 1882 der Sohn besorgte, ein Beweis für die zeitlich weitreichende Bedeutung dieser 

Arbeit. Lange Jahre.war Paulus der Archäologe der Oberamtsbeschreibungen. Er war 
darüber.hinaus.Redakteur von 26 Beschreibungen und hat die,erste Au_flage, seit 1866 

unterstützt von ·seinem Sohn Eduard Paulus dem Jüngeren, dem ,KunsthiStoriker (1837 

bis 1907) 12, nahezu abschließen können. Es würde zu weitführen, hier den gesamten Mit­

arbeiterstab zu Würdigen, genannt sei•nur sein Zusammenwirken mit dem Naturwissen­

schaftler Kurr, dem Meteorologen Sehader, dem Bevölkerungsstatistiker Ku// Und vor 

allem den beiden Stä//f1. Wie Paulus in seinem·Sohn den Nachfolger für die Bearbeitung 

des archäologischen Teils hatte, so wurde Paul Stälin (1840 bis 1909) nach seinem Vater 

der Historiker der Beschreibungen. Er hat die von seinem Vater eingeleitete Erweiterung 

des historischen Abschnitts fortgeführt; der geschichtliche Überblick der Oberamt.s­

beschreibung Ellwangen'von 1886 umfaßt bereits 1½ Bogen, Qanz zu schweiQen von 
den ausführlichen und umfassenden historischen Mitteilungen zur Ortsbeschreibung, 

deren besondere Ausweitung darauf zurückzuführen ist, daß durch Paulus Sohn die 

Oberamtsbeschreibung auch erste offizielle Kunsttopographie wurde. War seit der' 

Beschreibung von Tübingen die Seitenzahl der Bände ganz wesentlich angeschwollen, 
so hatte siCh doch an der Gliederung nichts Wesentliche·s geändert. Es waren die alten 

Hauptabschnitte.geblieben, erweitert und ausgebaut, aber·immer in derselben deskrip­

tiven Form, die Memmingervorgeschrieben hatte13. 

Der Tod des älteren Paulus 1878 unterbrach so wenig den Fort~ang des Werks, als der 

Tod seines.Mitarbeiters.Christoph Friedrich Stälin. Ihre beiden Söhne setzten die Arbeit 

fort, unterstützt von-älteren und"jüngeren Wissenschaftlern. Der jüngere Paulus gehörte 

dem Amtseit1873 zunächst als außerorde_ntliches, bald 13:lsordentliches Mitglied an und 

behielt sein Referat über Kunst und Altertümer beim Amt auch nach seiner Berufung zum 

Vorstand der Staatssammlung vaterländischer Kunst- und Altertümer bei. 

Mit dem Namen der Paulus und Stälin sind noch zwei andere landeskundliche Veröffent­

lichungen des Amts verbunden, die Landesbeschreibungen der Jahre 1863 und 1882 

bis.188614. Die Beschreibungen, die noch Memmingerselbst-begonnen'hatte und die seine 

Nachfolger kurz nach seinem Tode erscheinen ließen, entsprachen nicht mehr den Bedürf­
nissen des beginnenden Industriezeitalters; auch war die Forschung vorangeschritten, 
und.die.Darstellungsweise mußte als veraltet bezeichnet werden. Man entschloß sich, 

eine Neuausgabe selbst zu übernehmen, da das Büro, im Besitz d9s gesamten Materials 
und als organisierter Vereinigungspunkt fachmännischer Kräfte die Arbeit eher zu 

bewältigen in der Lage war. Als Sammelwerk mu_ßte die Neuerscheiilung von 1863 

die-einem solchen anhaftenden Mängel haben, doch hielt.man es für richtiger, diesesin 

Kauf zu nehmen, da „niemand gelehrt und vielseitig genug sei, um ein solches-Werk 

allein zu schreiben". Die von dem Geographen Reuschle verfaßte geschichtliche Ein­

leitung bringt nichts.wesentlich'Neues; der dieser Abteilung angegliederte Beitrag über 
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die Altertümer sJammt von f!au/usdem Älteren, ebenso die fünfte topographische Abtei­

lung der Wohnplätze. Gustav Zeller (1812 bis 1884), Statistiker des Amtes, ist der Ver­

fasser der Staatskunde, die Bevölkerungsstatistik und einzelne Beiträge des ethno­

graphischen und des wirtschaftskundlichen Abschnitts, die im übrigen sehr detailliert 
bearbeitet sind, haben Gustav Rümelin {1815 bis 1889), den späteren Amtsvorstand, 

zum Verfasser. Die Abteilung Land und Natur ist unterteilt in ein naturgeschichtliches 

Hauptstück und einen geographischen Teil. Dieser ist insofern weitgehend.ein Novum, 
als der Geograph Reuschle im Gegensatz zu der 1841 vertretenen Auffassung, die geo­
gr~phische Einteilung-sei am besten auf die politische zu gründen, da diese die einfach­

ste und zweckmäßigste sei, großen Wert darauf legt, die Großlandschaften im Zusam­

menhang zu sehen. Anhangsweise stellt Paulus den landschaftlichen Charakter dar. 

Die zweite Bearbeitung dieses Abschnitts in der folgenden Landesbeschreibung von Paulus 

Sohn ist mindestens alS kulturgeschichtliches·Dokument heute noch lesenswert 

Diese, wenn wir so wollen, fünfte LandesbeSchreil;>ung (vOn 1882 bis 1886) 15 ist eine 

ganz wesentlich erweiterte:Neubearbeitung ·in zwei ganzen und zwei Halbbänden mit 

zusammen 2736 Seiten. Die Gliederung der Ausgabe von 1863 ist beibehalten, das Ge~ 

samtwerk zerfäilt also ·in die fünf Bücher: Geschichtliche Einleitung und Altertümer; 

Land und Natur; Volk; Staat; Bezirks- und Ortsbeschfeibung. Erstnialig erithä_lt die 
Landesbe_schreibung Literaturangaben, die recht reichhaltig sihd. D_er Verfasser d_es 
historischen Teils, Paul Stälin, legte besonderen Wert auf eine Darstellung der inneren 

Zustände und führte die geschichtliche Darstellung bis·zur Gegenwart weiter. 

Leider ist der geographische Teil diesmal wieder stärker detailliert; die.Oarsteflung der 
Großlandschaften tritt in den Hintergrund; systematische Zusammenstellungen be­
herrschen diesen Teil wie fast das.ganze Werk, doch werden diese heute.noch gerne 
benützt. Die• Bezii"ksbesch_reibung nennt und behandelt·erstmals sämtliche Siedlungen 

eines Oberamts, dessen einzelne Gemeinden entsprechend dem lexikographischen 

Grundcharakter in alphabetischer Reihenfolge erscheinen,._Während die Beschreibung 
von 1863 sie, nach Landschaften aufgegliedert, aufgezählt und·behalldelt hatte. 

Mit diesem Werk und der Beschreibung des Oberamts Ellwangen ist eine weitere Periode 
der württembergischen Landesbeschreibung abgeschlossen. Wenn damals, 1885, aus 

dem Statistisch-Topographischen Bureau das Statistische Landesamt wurde, so be­
deutet diese Umbenennung keineswegs nur die Modernisierung eines Namens, der 

veraltet erscheinen mochte. Bereits bei den Oberamts- und LandeSbeschreibungen 
haben wir eihe mögliChst·Weit9ehend_e ALifteilung feststellen können. Es ist eihe Zeit 

der Aufspaltung, beinahe der-Zersplitterung auf wissenschaftlichem Gebiet. Es ist die 
Zeit; da die Württembergischen Vierteljahreshefte aus den-Württembergischen.Jahr­
büchern ,herauswachsen, da die Württembergische Kommission·für Landesgeschichte 

als neuer Vereifl für Vaterlandskunde, aber mit kleinerem Arbeitsbereich, gegründet 
wird. Man grenzte die Kompetenzen nicht nur der Ämt~r und Vereine, sondern auch'der 
Wissensgebiete geQeneinaiider möglichst ge·nau ab. Und so ist es eine große Tat zu 

nennen, wenn in der zweiten Auflage der Oberamtsbeschreibungen. der Versuch ge­

macht wurde, Vertreter der verschiedenen Disziplinen weiterhin an einem Gemein­
schaftswerk zu beteiligen, nachdem es unmöglich war, die Einheit in absoluter Form 

zu erhalten. 
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Es sei an dieser Stelle ein kurzer Bericht über die offiziellen oder offiziösen Landes­

beschreibu_ngen der Nachbarn, insbesondere Badens, die in dieser Zeit erschienen, 

gestattet. 
Baden besaß bereits mehrere rein private Landesdarstellungen, als es im Jahre 1885 
seine erste halbamtliche gesamtlandeskundliche Veröffentlichung herausbrachte: ,.Das 

Großherzogtum Baden in geographischer, naturwissenschaftlicher, geschichtlicher, 

wirtschaftlicher und staatlicher Hinsicht dargestellt." Dem umfangreichen allgemei­

nen Teil war ein alphabetisches Wohnplatzverzeichnis beigegeben, das geographische, 

geschichtliche und statistische Angaben über die einzelnen Orte machte. Von der zwei,­
ten Auflage erschien 1912 nur ein erster Band: ,.Das Großherzogtum Baden, in allge­

meiner wirtschaftlicher und staatlicher Hinsicht dargestellt", herausgegeben von Reb­
mann, Gothein und Jagemann; eine Anteilnahme des Badischen Statistischen Landes­
amtes ist in beiden Fällen anzunehmen. 

Als bayerische Landes- und Volkskunde erschien 1860 bis 1868 die tünfbändige „Bava­

ria", redigiert von Wilhelm Heinrich Riehl. Ihr folgt das wesentlich handlichere zweibän­

dige „Geographisch-historische Handbuch von Bayern", herausgegeben 1895 von Wil­
helm Götz. Die von Anton Steichele 1864 begonnene „Historisch-statistische Beschrei­
bung des Bistums Augsburg und seiner Landkapitel" ist eher den württembergischen 

Oberamtsbeschreibungen an die Seite zu stellen. 

Die Schweiz schuf schon vor der Mitte des vorigen Jahrhunderts in dem „Historisch­

geographisch-statistiSchen Gemälde der Schweiz" ein Sammelwerk von Beschreibun­
gen der einzelnen Kantone. 

Württemberg ist nicht das einzige Land, in dem ein Statistisches Amt mit der Ausgabe 
einer Landesbeschreibung beauftragt wurde. 1898 bis 1903 ließ das Statistische Bureau 

des Ministeriums für Elsaß-Lothringen eine dreibändige Landes- und Ortsbeschrei­
bung unter dem Titel: ,,Das Reichsland Elsaß-Lothringen" erscheinen. 
Den Auftrag, die württembergischen OberamtSbeschreibungen in zweiter Auflage 

herauszugeben, erhielt Julius von Hartmann (1836 bis 1916). Er hatte sich seit 1850 in 

Urach und als Stiftler in Tübingen auf den Kirchendienst vorbereitet. Der Historische 

Verein für das württembergische Franken hatte bereits eine Reihe von landesgeschicht­

lichen Schriften aus der-Feder des Stadtpfarrers in Widdern erscheinen lassen. Hartmann 
habe schon als Knabe die Oberamtsbeschreibungen gelesen, teilt Riecke, der damalige 

Vorstand des Bureaus, der ihn 1875 in den wissenschaftlichen Dienst des Landes holte, 
in einem Empfehlungsschreiben an das vorgesetzte Finanzministerium mit; wenige der 

lebenden württembergischen Historiker würden ihm gleichkommen. Der Bitte des Amts, 

Hartmann mit dem Titel eines Professors als ordentliches Amtsmitglied, das die histo­

riographische Aufgabe des Amtes weiter entwickeln solle, übernehmen zu dürfen, 

wurde entsprochen. Er beteiligte sich an den letzten Oberamtsbeschreibungen der 
ersten Reihe und redigierte die Landesbeschreibung von 1882 bis 1886. 

An der Beschreibung des Oberamts Reutlingen, die 1893 als erste der neuen Auflage 
erschien, war Hartmann allerdings nicht beteiligt, da er im selben Jahr die Ehinger Be­
schreibung vollendete. Die neuere Reutlinger Beschreibung war ein Sammelwerk mit 
allen einem solchen anhaftenden Mängeln; 38 Persönlichkeiten teilten sich in die Arbeit, 
nicht einmal der historische Abschnitt stammt aus einer Feder. Sehr viel weniger Mit-
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arbeiter hatte Hartmann für die von ihm redigierte Ehinger Beschreibung gewonnen, 

es waren aber immer noch 16, unter ihnen der Topograph Finckh, Paul Stälin und Eduard 

Paulus der Jüngere. Diesen und den folgenden Beschreibungen der Oberämter Cann­

statt 1895, Ulm 1897, Rottenburg 1899/1900 und Heilbronn 1901/1905 haftet zwar der 
Fehler einer uneinheitlichen Ausführung an, wodurch die Vergleichbarkeit beeinträch­

tigt wird, sie sind indessen bedeutende Sammlungen alles Wissens und Wissenswerten. 

Hartmann, Redakteur aller dieser Beschreibungen außer der Heilbrenner, sah in der 

Ortsbeschreibung seine besondere Aufgabe. Im Jahre 1903 bat er um seine Versetzung 
in den dauernden Ruhestand. Mitten im Ersten Weltkrieg, wenige Monate nach der 

Vollendung seines 80. Lebensjahrs ist er gestorben. 

Sein von ihm selbst auf Empfehlung von Professor Dietrich Schäfer vorgeschlagener 
und eingeführter Nachfolger als Referent für die Oberamtsbeschreibungen war Viktor 
Ernst (1871 bis 1933). Sein Leben und seine Leistung haben in der ausgezeichneten 

Biographie seines Sohnes Fritz Ernst 16 die verdiente Würdigung erfahren, so daß eine 
erneute Betrachtung sich erübrigt. 

Ernsts erste Aufgabe war die Vollendung einer noch von Hartmann eingeleiteten und in 

Teilen schon von ihm bearbeiteten neuen Landesbeschreibung. Hart.mann selbst hatte 

die Mitarbeiter ausgewählt; beteiligt waren diesmal weit weniger Spezialisten, als eine 
kleine Zahl von Sachkennern überdurchschnittlichen Formats wie Paul Stälin, Eduard 

Paulus jr., Gradmann, Karl Bohnenberger, Karl Weller, Eugen Schneider, Gebhard Meh­

ring u. a., der Direktor des Af)'ltes Hermann von Zeller und die Amtsmitglieder Julius 
Losch und Otto Trüdinger. Es sei erwähnt, daß auch der nachmalige Bischof von Rotten­

burg, JohannesBaptista Spro/1, zu den Mitarbeitern zählte. Auf eine ausführliche Erneue­
rung der allgemeinen Teile einer Landesbeschreibung verzichtete man diesmal; ein 

einleitender Teil faßte das Wichtigste über Land, Volk und Staat in kurzgedrängten 

Abschnitten zusammen; in vier Bänden der vier damaligen Kreise (Regierungs­

bezirke) wurde die Bezirks- und Ortsbeschreibung geboten. Das Werk erschien 1904 
bis 1907. 

Die von Ernst besorgten Oberamtsbeschreibungen, deren historische Abschnitte er 

selbst schrieb und deren erste, Urach, 1909 erschien, sind Meisterwerke der historischen 

Forschung. Sie lehnen sich in ihrer Anlage an die vorausgehenden der zweiten Auflage, 

die zu Hartmanns Zeit herauskamen, an. Gradmanns Mitarbeit führte dazu, daß man im 

Abschnitt Natürliche Verhältnisse mehr Wert auf die Besonderheiten des zu beschrei­
benden Oberamts als auf vollständige Aufzählung aller mit äem übrigen Land gemein­

samen Formen u~d Arten legte. Wie Ernst selbst in seinen historischen Abschnitten mit 
besonderer Liebe die Entstehung des niederen Adels und des Grundeigentums darstellte, 

so Gradmann in der Uracher Beschreibung die pflanzensoziologischen Verhältnisse 
der Schwäbischen Alb, in derMünsinger Beschreibung von 1912 die Karsterscheinungen 
dieser Landschaft, während die von Tettnang 1915 das Bodenseegebietals Ein heitdarstellt 

Gradmanns Berufung nach Erlangen beendete seine Tätigkeit für das Werk der Ober­
amts~eschreibung. Dagegen war Peter Goessler Bearbeiter des archäologischen Ab­

schnitts sämtlicher fünf Beschreibungen qer Ernstschen Periode; ebenso übernahm 
Bohnenberger jedesmal die volkstümlichen Überlieferungen und die Mundart. In die Be­

arbeitung der Abschnitte „Wirtschaftliche und öffentliche Verhältnisse" teilten sich die 
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Amtsmitglieder Arthur Schott und Trüdinger mit einer größeren Anzahl außeramtlicher 

Mitarbeiter; ausführlichere kunstgeschichtliche Überblicke enthalten nur die Beschrei­

bungen von Tettnang und Leonberg. Der kunstgeschichtliche Abschnitt der letzteren 
ist von Hans Kfaiber, der auch die kunstgeschichtliche Ortsbeschreibung dieses Ober­
amts und des Oberamts Riedlingen (1923) fertigte, während sie vordem im wesentlichen 

Gradmanns Bruder Eugen zum Verfasser hatte. 

Ernsts letzte Beschreibung, die von Leonberg, erschien 1930. Drei Jahre später trat er, 
schon längst sehr krank, in den Ruhestand, den zu genießen ihm nicht mehr gestattet 

war; einen knappen Monat nach seiner Pensionierung erlag er seinem Leiden. 

Das Jahr 1933 hätte trotzdem keinen Einschnitt in der Geschichte der Landesbeschrei­

bung bedeuten dürfen, denn aus der wissenschaftlichen Veröffentlichung mit landes­

politischer Ausrichtung der Anfangszeit war längst ein rein wissenschaftliches Werk 

ohne jede politische Tendenz geworden, ein Werk, dessen Struktur auch die Umwand­

lung des Königreichs in einen Volksstaat 1918/1919 nicht änderte. Aber 1933 und die 
folgenden Jahre brachten mit·dem Referentenwechsel doch einen Einschnitt fast ohne 

Übergang. Es sollte „alles anders werden, alles rascher herauskommen"; aber es ging 
leider nicht rascher voran mit den Oberamtsbeschreibungen. 
Doch ist es nicht so, als ob in den Jahren seit Ernsts Weggang nichts geschehen 
wäre. Seinem Nachfolger Etwin Hölzle war es zunächst ein großes Anliegen, dafür 

Sorge zu tragen, daß eine wesentliche Quelle der Forschungsarbeiten nicht versiegte, 

daß die Ortschroniken weitergeführt wurden. Seit dem Bestehen des Amts wurde 

immer wieder von den Bearbeitern der Oberamtsbeschreibungen auf die Erfüllung jener 
Anordnung des Landrechts von 1555 gedrängt. Der Verein für Vaterlandskunde hatte 

sich 1840 diese Forderung angelegen sein lassen. Hartmann hatte 1894 eine ,,Anleitung 

zur Führung von Ortschroniken" gegeben. Durch eine Umfrage des Jahres 1934 wurden 

sämtliche vorhandenen Chroniken erfaßt und durch eine neue ,,Anleitung" sollte ihre 
Fortführung erleichtert werden. Eine Geschichtliche Karte des Deutschen Südwestens 

am Ende des Alten Reichs sollte die engere stattliche Heimat im größeren südwestdeut­
schen Rahmen zeigen17 • Die Karte stellt von dem Leiter der Topographischen Abteilung 

des Amtes, Oberregierungsrat Dr. Egerer, angeregt. von Erwin Hölzle unter maßgeblicher 

Beteiligung von Helmut Kluge 1935 bis 1938 erstellt, nicht nur ein erstes historisches 
Gemeinschaftswerk südweStdeutscher Landeshistoriker dar, sondern ist zugleich die 

erste kartographische Veröffentlichung, die die Vergangenheit ganz Südwestdeutsch­

lands zum Thema hat 
Dem eigentlichen Beschreibungswerk war die Turbulenz jener Zeit nicht sehr förder­

lich. Zwar war noch zu Ernsts Lebzeiten der Plan einer neuen Beschreibung des Oberamts 
Esslingen gefaßt worden; als im Jahre 1938 aus 62 Oberämtern des Landes 37 Kreise 

wurden, waren die zum Teil bereits fertigen Manuskripte umsonst geschrieben. Ein Jahr 
danach brach der Zweite Weltkrieg aus, und bald mußte die Arbeit gänzlich eingestellt 
werden, da beide Sachbearbeiter einberufen wurden. Im Jahre 1944 wurden die Amts­

gebäude und mit ihnen neue Vorarbeiten für die Kreisbeschreibung Esslingen sowie ein 
geringer Teil der ausgezeichneten landeskundlichen Bibliothek ein Raub der Flammen. 
Die Planung für eine neue Landesbeschreibung von Württemberg, ang.eregt durch den 

damaligen Amtsvorstand, Professor Dr. Josef Griesmeier (1894 bis 1969), der, selbst 
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Bayer von Abstammung, im Werk der Landes- und Oberamtsbeschreibung die ur­

sprünglich zentrale Aufgabe des Amts durchaus erkannte, konnte nicht mehr in die Tat 
umgesetzt werden. Die reichen Bibliotheksbestände überstanden zum größeren Teil 

samt älterem Archivmaterial den Krieg auf einem Schloß im Kreis Horb. 

Ob man das Jahr 1948, den Beginn des Wiederaufbaus der Landesbeschreibung nach 

dem Zweiten Weltkrieg, als epochemachend für diese bezeichnen soll, mögen spätere 

Zeiten entscheiden. Immerhin, nach einer Kontro_verse Gradmann- Goesslervon 19411 , bei 

der es um die Federführung durch den Geographen oder den Historiker und die künftige 

Gestaltung der Beschreibungswerke ging, und nach dem Aufkommen neuartiger Be­
schreibungen (übrigens ohne Ortsbeschreibungsteil) in anderen deutschen Ländern, 

konnte man nicht beim bisherigen System stehenbleiben. Landesgeschichtliche For­

schung, wie sie ein Viktor Ernst betrieben hatte, blieb weiterhin unbedingt erstrebens­

wert. aber die Forderungen Gradmanns nach stärkerer geographischer Ausrichtung 

mußten ebenso beachtet werden wie die doch etwas andersgerichteten Arbeiten 

der Akademie für Raumforschung und Landesplanung in Hannover, von ihrem Begrün­
der Kurt Brüning in die volkswirtschaftliche Richtung gebracht, und die Beschreibungs­

werke der heutigen Bundesanstalt für Landeskunde, von Emil Meynen geographisch 

ausgerichtet2• 

Es war notwendig, eine Zusammenarbeit nach genau festgelegtem Plan und eine zeit­

gemäße Ausstattung mit zahlreichen Karten und Abbildungen zu versuchen. Und es war 

doch wohl sehr berechtigt, eine Trinität von Landesgeschichte, oder besser gesagt 

geschichtlicher Landeskunde, von Geographie als Sammelbezeichnung für die natur­
wissenschaftlichen sowie die volks- und siedlungskundlichen Disziplinen und von 

Sozial- und Wirtschaftsstatistik zu schaffen; die letztere sollte nicht nur das Material 
zahlenmäßiger Erhebungen verarbeiten, sondern sich auch mit nichtstatistischer 
Gegenwartskunde befassen 1s_ 

Es wurde ein Team namhafter Landeskundler gebildet, die den Referenten, späteren 
Abteilungsleiter beraten sollten und berieten: der Geograph Friedrich Huttenlocher, der 

Geologe Fritz Weidenbach, der Meteorologe Rudolf Nestle, der Prähistoriker Oscar Paret, 

der Kunsthistoriker Richard Schmidt, die Statistiker Josef Griesmeier und Emil Fiedler, 
späterhin auch der Geograph Karlheinz Schröder und der Historiker Hans Jaenichen. 

Weitgehende Übereinstimmung in der Darstellung war wohl angestrebt. konnte aber 
nicht voll erreicht werden, da man schließlich die Freiheit wissenschaftlicher Forschung 
anerkennen mußte, und Forscher können sehr verschiedene Auffassungen vertreten; 

auch hat jeder Bezirk in vielfacher Hinsicht seine eigenen Probleme aufzuweisen. 
Sodann waren bald Einflüsse außenstehender Kreise der Verwaltung wie der Wissen­

schaft zu beobachten. die ihre eigenen Interessen vertraten und einflußreich genug 
waren, um sich auch, mindestens teilweise, durchzusetzen. Das Werk der amtlichen 
Landesbeschreibung, ursprünglich auf Nordwürttemberg beschränkt, dann auch, unter 

dem Einfluß des nachmaligen Regierungspräsidenten von Nordwürttemberg, Römer, in 
Südwürttemberg gefördert, mußte nach der Bildung des Südweststaates auf den gesam­
ten Bereich des neuen Bundeslandes ausgedehnt werden. Es entstanden nach und nach 
neben der Zentrale Stuttgart (Referenten Dr. Kluge, Dr. Feyerund leibbrand, als Statisti­

ker die Drs. Dufaye/ t, Fabricius und Lessing) Nebenstellen der Abteilung in Tübingen 
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(Professor Dr. Schröder, Drs. Jaenichen und Saenger), Freiburg (Drs. Endriß und Stülp­

nagel) und Heidelberg (Drs. Schaab und Reinhard). Die Nebenstellen arbeiteten in wis­

senschaftlicher Unabhängigkeit, bedingt durch geschichtliche und geographische 
Verschiedenheiten, aber nach Weisungen des Präsidenten des Amtes in Stuttgart ent­
sprechend der gemeinsam aufgestellten Planung. 

Nebenbei sei erwähnt. daß auch die chronographische Arbeit weiterzuführen versucht 

wurde: die Gemeinden Nordwürttembergs wurden aufgefordert, über die lokalen Ereig­

nisse zu Kriegsende zu berichten, eine in Deutschland einmalige, aber erfolgreiche 
Erfragung in der Art statistischer Erhebungen 19 . 

. Die erste Beschreibung, die nach dem Zweiten Weltkrieg im Jahre 1953 herauskam, 

die des Landkreises Crailsheim, wurde von den einen als zu knapp und zu wenig histo­
risch ausgerichtet, von anderen als ausgezeichnete, an nichts vorübergehende knappe 

Unterrichtung über eine Verwaltungseinheit bezeichnet Der Forderung nach erheb­

licher Beschleunigung des Editionstempos entsprechend, wurde sie in verhältnismäßig 

kurzer Zeit erstellt, konnte aber nicht ganz so tief schürfen. Besser durchgearbeitet war 
schon der 1. Band der Kreisbeschreibung Öhringen, der 1961 herauskam; er ging textlich 

mehr in die Tiefe und war mit zahlreichen Karten und Abbildungen, die vor allem die 

Leistung des Lar:idkreises in Geschichte und Gegenwart zeigen sollten, durchdacht aus­

gestattet. Diese Beschreibung wurde 1968 mit dem 2. Band der Ortsbeschreibungen 
abgeschlossen. Auf Crailsheim folgte 1960/1961 die um so umfangreichere zwei­

bändige Beschreibung des Landkreises Balingen. Sie war wissenschaftlich sehr ertrag­

reich, erwies sich aber als in der heutigen Zeit wegen ihres Umfangs einen weiten Leser­

kreis weniger ansprechend. Südbaden begann mit Arbeiten an einer Kreisbeschreibung 
Freiburg, deren allgemeiner Teil in zwei Bänden 1964/1965 erschien, die im Augenblick 
jedoch noch nicht abgeschlossen ist; daneben wurde von Tübingen aus an einer Be­
schreibung des Landkreises Konstanz gearbeitet - sie ist gleichfalls noch nicht abge­
schlossen - ferner an einer solchen des Landkreises Tübingen, von der 1967 Band 1 

herauskam. Rasch und gründlich und dabei sehr gestrafft wurde seit 1955 die dreibän­

dige Beschreibung der Stadt- und Landkreise Heidelberg und Mannheim erarbeitet; 
ihr letzter 3. Band ist soeben erschienen. 

Das, was sich 1964 ereignete, die Abtrennung der Landesbeschreibung vom Statisti­
schen Landesamt, bedeutete für viele Beteiligte keine reine Freude. Doch die Arbeit 

ging weiter. Das bestens geschulte Team arbeitete auch danach recht erfolgreich und 
bewährte sich ebenso wie der Verfasser als bisheriger Abteilungsleiter, der seit 1948 

die Geschäfte führte, aber aus besonderer Ursache beim Statistischen Landesamt 
verblieb, die historischen und kulturellen Abschnitte der Reihe „Stadt- und Landkreise 

Baden-Württembergs in Wort'und Zahl'' übernehmend und damit, wenigstens doch in 
etwas, der Landesbeschreibung im ganzen treu verbleibend. Diese Reihe von seit Ende 

1963 bisher über 50 Beschreibungen vorwiegend regional-statistischen Inhalts mit 
knapp gefaßten geschichtlichen und natürlich-geographischen Beiträgen stellt eine Art 
Wiederaufnahme der ursprünglichen Absicht von 1820 dar, ein neues Land, jetztBaden­
Württemberg, durch noch kürzer gefaßte aber wohldurchdachte Materialsammlungen 

vorzustellen und wichtige Mitteilungen über seine jetzigen Verwaltungsbezirke in noch 
rascherer Folge darzubieten. 
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Da die Gliederung für die oben angeführten abgeschlossenen und noch in Arbeit befind­

lichen Beschreibungen der Abteilung Landesbeschreibung, die sämtlich unter der 
Leitung des Statistischen Landesamtes Baden-Württemb8rg begonnen wurden, in etwa 

die gleiche bleiben mußte, war eine gewisse Kontinuität schon gewährleistet, als am 

1. September 1964 die Abteilung Landesbeschreibung der Staatlichen Archiwerwaltung 
und damit dem Staatsministerium unterstellt wurde. Auch eine siebente Auflage der 
seit 1948 geplanten, seit 1963 in Vorbereitung befindlichen Landesbeschr~ibung, nun­

mehr Baden-Württembergs, wurde weiterentwickelt. Ein erster Band wird voraussicht­

lich zum Jahreswechsel 1970/71 erscheinen. 
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Die Topographische Abteilung 

In Württemberg entstand das behördliche Vermessungswesen im Jahr 1818 als Beitrag 

zur besseren Verwaltung eines neuen, soeben stark vergrößerten Landes. Bei seiner 

Geburt hat es den Auftrag mitbekommen, Grundlagen „zum Behuf einer gleichen Steuer­

verteilung" und „zur bleibenden Ordnung im Grundbesitz" zu schaffen sowie „aus den 

Materialien der Landes-Vermessung eine topographische Karte zu ziehen". Damit war 

dem Vermessungswesen jener Weg vorgezeichnet, den es bisher durchschritten hat und 

der seine Aufgabe heute nicht weniger als damals bestimmt Die Parzellarvermessung 

des Landes war bei der Gründung des Statistisch-Topographischen Bureaus, das der 

„Katasterkommission an die Seite gestellt'' war, schon zwei Jahre im Gang. Aus ihren 

Ergebnissen sollten in diesem Bureau die topographischen Karten entwickelt werden. So 

war die Topographie von Anfang an ein wesentlicher Bestandteil der neuen Institution. 

1879 wurden die topographischen Arbeiten einschließlich Kartographie, Lithographie, 

Kupferstich und Kartendruck in der „Topographischen Abteilung" zusammengefaßt. 

Mit der Gründung des Statistisch·Topographischen Bureaus hat Württemberg eine 

Behörde für die „Vaterlandskun~e" geschaffen. Es war eine einzigartige kulturelle Ein­

richtung zur schöpferischen Erkenntnis des Landes mittels Karten und Beschreibungen, 

die in anderen Ländern nichts Vergleichbares hatte. Sie diente nicht allein zur Befriedi­

gung des Informationsbedürfnisses; man wollte mehr wissen, mehr erkennen, mehr 

forschen, weil dies Mehr·Sein bedeutet. 

Die Frage ist berechtigt, weshalb ein kleiner Mittelstaat diesen modernen Tendenzen 

sich so aufgeschlossen zeigte. Der Prozeß der Bewußtwerdung und Bewußtseins­

erweiterung, der von der Aufklärung ausging und im Zusammenhang mit der Fran­

zösischen Revolution von 1789 zum wissenschaftlichen Positivismus führte, brachte 

eine erhebliche Ausdehnung des Tatsachenwissens. Wahrscheinlich haben die Kirchen­
väter des schwäbischen Pietismus zu dieser Entwicklung Wesentliches beigetragen. 

Nach deren theosophischen und naturtheo\ogischen Tendenzen sollte die entdeckte 

größere Welt also auch die Geographie und die Naturwissenschaften, in das theo­

logische Verständnis einbezogen werden; solche Zentralschau verband sich mit 

ausgeprägten kognitiven Elementen. Im Tübinger Stift fanden Bohnenberger, Mem• 
minger und viele andere diese geistige Welt in einer großlinigen Gedanklichkeit 

und nicht in einer konventikelhaften Form, die es.schon damals wie auch später gab. 

Nur das geschieht in der Geschichte, was der Geist vorbereitet hat. 

Die 1968 erschienene Festschrift „150 Jahre württembergische Landesvermessung" 

enthält historische und fachliche Ausführungen auch über die Landestopographie. Bei 

der vorliegenden Arbeit soll die Substanz der Topographie sowie das kulturelle und 

technische Wirken dieser Substanz im laufe der Geschichte im Vordergrund stehen. 

Deshalb sind auch sonstige Arbeiten der einstigen Topographischen Abteilung erwähnt 
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Topographie und Landesbeschreibung 

Topographie und Landesbeschreibung stehen von jeher in enger Wechselbeziehung. 
Diesen im Statistisch-Topographischen Bureau zusammengefaßten Disziplinen war das 

Land als die zu erschließende Wirklichkeit gemeinsam aufgegeben. Die Erkenntnisse 

wurden in Beschreibungen niedergelegt Aufwendiger und auch wichtiger war die 
Herstellung guter, einheitlicher Karten, die damals eine ganz neue Art des Erkennens 
darstellten. Die damalige Entwicklung der Vermessungstechnik, der Kartographie und 

der Reproduktionstechnik kam der Herstellung topographischer Karten sehr zustatten. 
Diese Karten, in solcher Vollkommenheit bis dahin nicht bekannt, waren in ihrem An­
schauungsgehalt ein Schlüssel zum Verständnis der strukturellen Beschaffenheit des 

Landes. In diesen Karten eröffnete sich eine neue reichhaltige Quelle für die topogra­

phische Beschreibung des Landes. 

Topographischer Atlas von Württemberg 1: 50000 

DerTübinger Professor Johann GottliebFriedrich von Bohnenberger(1765 bis 1831) hatte 

eine besondere Leidenschaft für das Karten machen. Schon als Vikar in Altburg begann 
er mit den Arbeiten für die auf trigonometrischer Grundlage beruhende „Charte von Wir­

temberg" im Maßstab 1: 86 400 in 60 Blättern; für 22 Blätter machte er selbst die topo­
graphischen Aufnahmen. Er war sich der Unvollkommenheit seiner mit nur ganz gerin­

ger öffentlicher Unterstützung durchgeführten Arbeiten bewußt. Seiner Initiative ist 
zu verdanken, daß bei der Parzellarvermessung des Landes auch diefürdie Topographie 
wichtigen Gegenstände erfaßt wurden; so enthielten die Flurkarten 1: 2500 nicht nur die 

Flurstücksgrenzen und die Bebauung, sondern auch „sämtliche Gewässer. Brunnen, 
Quellen, Straßen, Feld- und Fußwege, Kulturarten, Grenzen, Brücken, Wege, Fähren, 

Bildstöcke, Feldkreuze, Ruinen usw.". 
Ein Ergebnis dieser Vermessung war die Herstellung des Topographischen Atlasses 

1: 50 000. Zu diesem Zweck wurde der für die Topographie wesentliche Inhalt der 

Flurkarten mit Hilfe von Quadratnetzen auf ein Zehntel verkleinert und auf 192 Arbeits• 

blättern 1: 25 000 (jeweils 10 x 10 Flurkarten enthaltend) dargestellt. Die Entwicklung 
der topographischen Karten aus den Katasterkarten bedeutete eine wesentliche Ver­

einfachung und Verbesserung der Kartenherstellung. Wie vorausschauend diese 
Arbeitsmethode war, ergibt sich daraus, daß sie erst nach fast 100 Jahren allseits 

anerkannt wurde. Kopien der Arbeitsblätter dienten als Handrisse für die in den Jahren 
1821 bis 1844 auf die Parzellarvermessung unmittelbar folgenden Geländeaufnahmen. 
Etwa 1500 trigonometriSch bestimmte Höhenkoten bildeten damals das Gerippe für 
die Darstellung der absoluten Höhenverhältnisse. Zur Erfassung der Geländeformen 

wurden bei der Feldbegehung nach dem Augenmaße horizontale Leitlinien in Blei 
gezeichnet _und die mittels Handhöhenmesser ermittelten Böschungswinkel einge­

schrieben. Dabei wurden u. a. auch Gegenstände von historischem Interesse erkundet, 
.,zum Beispiel abgegangene Wohnplätze, Burgen, Verschanzungen, Römerstraßen". 

Auch in der Topographie ist der Große daran zu erkennen, daß er das Kleine ernst nimmt. 
Diese Kunst vermag aber nicht alles darzustellen, was sinnlich begegnet, sondern nur 
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was wesentlich erscheint. Im Büro wurden die Geländeverhältnisse nach der Methode 
der Lehmannschen Bergstrichzeichnung gezeichnet. Die Ingenieurtopographen Schie­

ber, von Dürrich, besonders aber Karl Eduard von Paulus (1803 bis 1878) und Carl Hein­

rich Bach (1813 bis 1870) leisteten Vorbildliches für die damalige Zeit. 

Ursprünglich wurde die Drucklegung der Originalzeichnungen 1: 25 000 erwogen. 

Wegen Ersparnis an Kosten entschied man sich für den Maßstab 1: 50 000. Jeweils vier 
Arbeitsblätter wurden mittels des Pantographen auf den Maßstab 1: 50 000 verkleinert 
und dabei unmittelbar auf den Gravurstein übertragen. Die Blätter enthalten u. a. auch 

die Gemeindegrenzen und die Gemarkungsgrenzen der Teilorte. Der Atlas umfaßt 

55 Blätter(45,83 x45,83 cm), die über Steinstich vervielfältigt1826 bis 1851 erschienen 
sind. Auf den Grenzblättern wurden die Gebiete der Nachbarländer dargestellt; dies 
verzögerte bisweilen deren Ausgabe. 

Diese Kartenblätter (vgl. Abb. 1 und 2) sind in ihrer schöpferischen Ursprünglichkeit als 
Zeichen einer neu entstandenen Lebensäußerung zu werten. Die Kartographie machte 

einen Schritt nach vorwärts; erstmals ist die Landschaft in umfassender Weise in den 

Blick gekommen und meßbar geworden. Die Randgestaltung zeigt keine übertrie­
bene Repräsentation wie ähnliche Erzeugnisse der damaligen Zeit. Für solch gute 

Karten. ausgewiesen durch Angemessenheit von Inhalt und Form gibt es keine 

zeitlichen Bindungen. Wer allerdings diese Kartenblätter mit den Maßstäben der 

Gegenwart messen wollte, würde sich dem Verständnis der damaligen Leistungen 
verschließen. 

Bald zeigte sich das Problem, wie man den Atlas auf dem laufenden halten konnte. 

Schon ab 1860 wurden dafür die damaligen Oberamtsgeometer (später Bezirksgeo­
meter) eingeschaltet; sie hatten die topographisch wichtigen Änderungen. die durch 
die Vermessungen zur Fortführung der Kataster erfaßt wurden. in besondere Flurkarten­

drucke (Pendelkarten) auf einfache Weise einzutragen. Anfangs (um 1879) ließ man 

die Originaldrucksteine noch unverändert. Die veränderten Kartenteile (zum Beispiel 

durch Bau neuer Eisenbahnen und Straßen) wurden für den ganzen Atlas auf „Correctur­
blättern" zusammengestellt; der Kart'enbenutzer konnte seinen Atlas durch Aus­
schneiden und Aufkleben der Teile auf die Originalblätter nachführen. 

Nach Fertigstellung des Topographischen Atlasses ging die Topographie des Landes 
durch eine Krise. Sie wollte dadurch ihrem Wesen treu bleiben, daß sie sich in ihrer 
eigenen Vergangenheit konservierte; das erreichte Niveau stagnierte. Von der Behörde 

wurde wiederholt die Frage gestellt, ob denn die Topographie, abgesehen von der 

Kartenfortführung, überhaupt noch eine,Aufgabe habe. Das Ungenügen einer Schraf­
fänkarte für technische Zwecke übte über Jahrzehnte keinen bestimmenden Einfluß 
auf die künftigen Zielsetzungen aus; Arbeiten anderer Länder (zum Beispiel Herstel­

lung einer dreifarbigen Karte 1: 25 000 mit Höhenlinien seit 1859 in Kurhessen, seit 
1868 in Bayern und in der Schweiz, seit_1874 in Baden) gaben langeZeitkeinewirksamen 

Impulse für eine Weiterentwicklung. Ein Grund dafür lag auch darin, daß der Preußische 

Große Generalstab die topographischen und kartographischen Arbeiten des Landes, 
insbesondere die Fortführung des Topographischen Atlasses und die Durchführung 

einer Meßtischaufnahme im Maßstab 1: 25 000 übernehmen wollte; die langen Verhand­
lungen des Preußischen Kriegsministeriums mit dem Württembergischen Finanzmini-
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sterium waren 1874 endgültig gescheitert Erst vor der Jahrhundertwende war die 

Erstarrung überwunden. 
Eine mehrfarbige Karte der näheren Umgebung von Stuttgart im Maßstab 1 : 25 000 ent­
stand aus den genannten Arbeitsblättern. Um 1879 wurden 10 Atlasblätter in einer 

photographischen Verkleinerung 1: 100 000 (zuerst 1: 125 000) herausgegeben. In 
den Jahren 1890 bis 1898 wurden 16 Blätter des Atlasses mittels Heliogravüre auf 
Kupfer übertragen, weil die bei den wiederholten Ergänzungsstichen auf den Druck­

steinen entstandenen Schabmulden weitere Nachführungen nicht zuließen. Für sieben 

Städte des Landes wurden aus dem Atlas Umgebungskarten hergestellt; auf gleiche 
Weise entstanden 13 „Karten der Schwäbischen Alb" 1: 50 000 (ab 1906 mit rot ein­

gedruckter Wegbezeichnung). Der Schwäbische Albverein bezog diese Karten_blätter 
von 1892 bis 1913 als Vereinsgaben für seine Mitglieder. Nach dem Ersten Weltkrieg 

wurde der Topographische Atlas 1: 50 000 nur noch im Nordosten des Landes. wo die 

Topographische Karte 1: 25 000 noch nicht erschienen war, fortgeführt. Wie alles 
Geschaffene ist auch ein Kartenwerk eigentümlichen und manchmal kaum erkennbaren 

Wachstums- und Verfallsgesetzen unterworfen. Die Geländedarstellung im Topogra­

phischen Atlas 1: 50 000 entsprach nicht,mehr den neuzeitlichen Anforderungen; die 
meisten Drucksteine waren nur noch sehr beschränkt korrekturfähig. Auch mit Rück­

sicht auf die beschränkten Mittel mußte das einst so angesehene, als „Muster topogra­

phischer Vollkommenheit" gepriesene Kartenwerk im Jahr 1933 eingestellt werden. 

Gegenseitige Befruchtung von Topographie, Geologie und Morphologie 

In seinem großen Werk „Kosmos" schrieb Alexander von Humboldt: ,.Mein Bestreben 
war darauf gerichtet. in dem Naturgemälde der Erde durch eine bedeutsame Anreihung 

der Erscheinungen ihren ursächlichen Zusammenhang ahnden zu lassen." Die Inge­
nieurtopographen Bach und Paulus ahnten nicht nur solchen Zusammenhang; bei der 
Aufnahme einzelner Landesteile für den Topographischen Atlas 1: 50 000 sichteten, 

werteten und ordneten sie ihre praktischen Anschauungen von der Formung des Erd­

reliefs. Die Topographen begannen in den verschiedenen Gesteinsarten die geologi­

schen Formationen zu erkennen; anhand der damaligen Literatur, insbesondere der 

Arbeiten von Quenstedt, des Begründers der Stratigraphie des Jura, sahen sie· die 
Gesetzlichkeiten erdgeschichtlichen Werdens. Das Resultat ihrer Studien war die 

Erkenntnis, die Paulus 1851 wie folgt formulierte: ,,In den Formen der Gebirge, Höhen­
züge oder sonstigen Erhabenheiten sprechen sich die Gebirgsarten, aus denen dieselben 

bestehen, entschieden aus." (Vgl. Abschnitt „Die Geologische Abteilung".) 
Weil diese Topographen von ihren Erkenntnissen begeistert waren - um zu wirken, 
muß man verstehen zu lieben-. gehörten sie zu den ersten Landesgeologen. Der Topo­
graph Paulus schreibt, daß er sich „zur Aufgabe gemacht hatte, mit derTerrainaufnahme 
auch die Aufnahme der geognostischen Grenzen zu verbinden"; schon 1835 macht er 

mit den Geländeaufnahmen für die Atlasblätter Hohenstadt, Spraitbach und Welzheim 
auch geologische Aufnahmen, nach denen die geologischen Schichten im Maßstab 

1 : 50 000 kartiert werden konnten. Paulus und Bach sowie später der sehr verdiente Tri­

gonometer Carl Regelmann (1842 bis 1920). der sich durch die erstmals 1893 er-
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schienene „Geologische Übersichtskarte von Württemberg im Maßstab 1: 600 000" 
weit über die engere Heimat hinaus einen Namen machte (vgl. auch Abschnitt „Die 
Geologische Abteilung"), leisteten damals Wesentliches für die geologischen Karten 

des Landes. Weil die bisherigen 1500 Höhenpunkte nicht genügten, wurden auf An­
regung der geognostischen Kommission, die zur Herstellung des Geognostischen 

Atlasses 1: 50 000 im Jahr 1858 berufen war, weitere trigonometrische Höhenbestim­

mungen durchgeführt. Die Geologen bezeichneten auf Flurkarten diejenigen Punkte, 
deren Höhe für die Lagerungsverhältnisse der Schichten von Bedeutung ist; so konnte 

die Mächtigkeit der einzelnen Formationen, deren absolute Höhen und Gefälle fest­
gestellt werden. Von 1859 bis 1864 bestimmte der Trigonometer Rieth, von 1864 bis 
1880 Regelmann, letzterer mit Unterstützung von Professor Groß, zusätzliche Höhen­
punkte; auch der spätere Professor Wilhelm Jordan (1842 bis 1899) wirkte mit. Ins­

gesamt wurden für 19 290 Bodenpunkte und 7753 Gebäudepunkte die Höhen über N.N. 

veröffentlicht. Diese Höhenbestimmungen waren aber nicht nur für die geologischen 
Aufnahmen, sondern auch für die allgemeine Topographie, besonders für die seit 1879 

in Bearbeitung befindliche Karte des Deutschen Reichs 1: 100 000 von großer Be­
deutung. 

Das Verständnis der Morphologie oder besser der Geomorphologie fördert die topogra­

phischen Aufnahmen und die Darstellung des Geländes. Daß die Erklärung der Gelände­

formen nach den gestaltenden Kräften die naturwahre Aufnahme des Geländes und 

dessen Darstellung erleichtert und verbessert, war den genannten Topographen be­

kannt. Bach schreibt hierzu in seiner „Theorie der Bergzeichnung": .,Die Kenntnis der 

Schichtenverhältnisse, des inneren Baues der Formationen und ihre konsequente Über­

einstimmung mit ihrer äußeren Form ist demnach bei Bearbeitung genauer topogra­

phischer Karten von ebenso großem Wert, als die Anatomie für den Künstler. der einen 
lebenden Körper richtig zu zeichnen sich zur Aufgabe gemacht hat." Solche Karten sind, 

aber für die morphologische Forschung selbst von großer Bedeutung. Die topographi­
sche Karte ist verdinglichte Erkenntnis; sie wird dem, der sie versteht. zur Quelle von 
neuen Erkenntnissen. 

Diese individuell akkumulierten Erfahrungen haben die Individuen überlebt. Bei der 

1890 bis 1935 durchgeführten Landeshöhenaufnahme wurde vor Beginn der jeweiligen 
Feldarbeiten den Topographen Erläuterungen über die Oberflächenformen des aufzu­

nehmenden Geländes nach Art und Ursprung durch einen Geologen gegeben; wenn 
nötig, hat sich eine Begehung des Geländes angeschlossen. Die Topographen hatten 
auf die Wünsche der Geologen Rücksicht zu nehmen (zum Beispiel genaue Einmessung 
der Quellhorizonte nach Lage und Höhe). Wenn die geologischen Karten in Baden 
und Württemberg früher und heute nach Inhalt, Güte der kartographischen Bearbeitung 

und Zahl als beispielhaft gelten, so ist dies auch auf die in langer Tradition bewährte 

Zusammenarbeit von Topographie und Geologie zurückzuführen. 

Übersichtskarten 

Erst durch die Übersichtskarte wird das Land, eine Landschaft oder ein Verwaltungs­
gebiet überblickbar. Übersichtliche und instruktive Karten mit Darstellung der admini-
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strativen Grenzen sind notwendig für vielfältige Zwecke der Innenpolitik. Noch vor der 
Herausgabe des ersten Blattes des Topographischen Atlasses 1: 50 000 erschien 1824 

die Oberamtskarte von Reutlingen im Maßstab 1: 100 000 mit Geländezeichnung in 

Bergstrichen als Beilage zur Oberamtsbeschreibung. Die Karten der 64 Oberamts­
bezirke (vgl. Abb. 3) lagen 1885 für die Oberamtsbeschreibungen vor; diese wurden 

damals „für das Vollkommenste. was bis jetzt im Fache Karten aus einer Lithographie 

hervorgegangen war", erklärt. 
Auf der Grundlage des Topographischen Atlasses 1: 50 000 wurde die „Generalkarte 

von Württemberg und Teilen der angrenzenden Länder" im Maßstab 1: 200 000 in vier 

Blättern. die sogenannte Mittnachtsche Karte in den Jahren 1839 bis 1852 zunächst 
einfarbig bearbeitet Sie ist benannt nach dem „Dirigenten" der Landesvermessung. 

Jedes Blatt umfaßt 104 Flurkarten in der Höhe und 80 Flurkarten in der Breite. Die Berg­

strichzeichnung nach Lehmann fertigte Bach. Die Kartenblätter wurden in Stein ge­

stochen. An die Stelle dieser Karte trat eine erweiterte „Topographische Übersichts­
karte von Südwestdeutschland" 1: 200 000 in 6 Blättern, bearbeitet von Oberstleutnant 

Paul von Finck (1827 bis 1902), in Kupfer gestochen, 1885 bis 1902 erschienen. Die 

Blätter wurden auch zwei- und dreifarbig (Gewässer blau, später Wälder grün) heraus­
gegeben. Über Zusammendrucke wurden erhalten: Übersichtskarten 1: 200 000 der 

damaligen vier Kreise (Gewässer blau, Gemeindegrenzen rot) als Beilagen zur Beschrei­

bung des Königreichs Württemberg in vier Bänden, erschienen 1904 bis 1907. eine 

Reihe von Umgebungskarten 1: 200 000 (Bodensee, Stuttgart, Göppingen u. a.) und 
besonders die sechsfarbige Wegkarte von Württemberg 1: 200 000 in zwei Blättern. 

Die Übersichtskarte von Württemberg und Hohenzollern 1: 400 000 in einem Blatt 

(Pau/ussche Karte) erschien 1840 in Stein gestochen. Die Karte wurde 1885 von Finck 
aufs Hochgebirge erweitert {Bergstriche unter schiefer Beleuchtung) und in zweifar­

biger Steingravüre neu herausgegeben; seit 1929 auch fünffarbig (Grundriß schwarz, 

Gewässer blau, Gelände grau; Bahnlinien rot und Grenzen grün). Diese Karte erschien 
1932 in einer Vergrößerung auf 1; 300 000. Noch folgende Karten sind zu erwähnen: 

„Erweiterte Karte der Schwäbischen Alb" 1: 150 000 mit 11 in Kupfer gestochenen 

vierfarbigen Blättern, 1896 bis 1907 erstmals herausgegeben; .,Entfernungskarte von 
Württemberg und Hohenzollern" 1: 150 000 mit 3 in Kupfer gestochenen vierfarbigen 

Blättern, erschienen 1924; .,Markungskarte von Württemberg und Hohenzollern" (heute 
richtiger Gemeindegrenzkarte genannt) 1: 350 000 in verschiedenen Ausgaben;Haupt­

straßenkarte von Württemberg mit Entfernungsangaben 1: 850 000, vierfarbig; Be­

zirkskarte von Württemberg, Baden und Hohenzollern 1: 1000000; Höhenkarte von 

Württemberg 1: 1000 000, fünffarbig mit Höhenschichten. Diese Vielfalt von Karten 
zeigt, wie die Topographische Abteilung sehr vielen Zwecken, besonders der Landes­

kunde gedient hat 

Karte des Deutschen Reichs 1: 100 000 

lmJahr1909 war mit der Karte des Deutschen Reiches 1: 100 000, früher auch General­
stabskarte genannt. erstmals ein nach Blattschnitt und Zeichenmuster einheitliches 

Kartenwerk des damaligen DeLitschen Reiches zum Abschluß gekommen. Von den 675 
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Blättern hatte Württemberg nach einem Abkommen von 1878 auf der Grundlage des 

Topographischen Atlasses 1: 50 000 insgesamt 20 Blätter zu bearbeiten; diese sind in 
Kupfer gestochen, Gelände in Bergstrichzeichnung in den Jahren 1886 bis 1897 in 

einfarbiger Ausführung erschienen. Um den vielseitigen Wünschen nach Vermehrung 

des Karteninhalts zu entsprechen, wurde 1898 mit einer zweiten völlig neuen Bearbei­
tung auf der Grundlage der damals erscheinenden Topographischen Karte von Würt­

temberg 1: 25 000 begonnen; jedes Blatt erschien sowohl in einer „Schwarzausgabe" 

als auch in ein~r „Buntausgabe" (Gewässer blau und Gelände in braunen Bergstrichen 

und 50 m Höhenlinien). Schon General von Müffling vertrat die Ansicht, daß topogra­

phische Karten nur von Offizieren vollkommen hergestellt werden können. So ist zu 

verstehen, daß ab 1901 der württembergische Anteil des Kartenwerks vom Topogra­
phischen Bureau des Kriegsministeriums bearbeitet wurde. Nach der Demobilmachung 

im Herbst 1918 wurde aus dieser militärischen Stelle eine zivile Behörde, die in die 

Topographische Abteilung des Statistischen Landesamtes eingegliedert wurde. Auf­

grund einer Vereinbarung zwischen dem Reichsministerium des Innern und dem Würt­

tembergischen Finanzministerium vom 30. Dezember 1921 wurde die Bearbeitung der 

Schwarzausgabe vom Statistischen Landesamt weitergeführt (vgl. Abb. 4). Die Bunt­

ausgabe, von der7 Blätter erschienen waren, mußte1929 vom Reichsminister des Innern 
aus Mangel an Mitteln endgültig aufgegeben werden. Als Ersatz wurden in den Jahren 
1922 bis 1929 die Blätter der Schwarzausgabe, von denen 12 in der neuen Bearbei­

tung erschienen sind, •mit dreifarbigem Aufdruck (Gewässer blau, Wälder grün, Weg­

bezeichnungen rot) zu einer besser lesbaren Karte ausgestaltet. Die Reichswehr ver­
langte größere Kartenformate; es wurden deshalb reichseinheitlich die Einheitsblätter 
1: 100 000, später Großblätter genannt (württembergischer Anteil 5 Blätter) als zu­

sammendrucke von je 4 Einzelblättern in einer Schwarzausgabe und in einer fünf­

farbigen Ausgabe (Gewässer blau, Wälder dunkelgrün, Talflächen hellgrün, Straßen 
rot) hergestellt. 

Die Karten 1 : 100 000 waren zwischen den Weltkriegen in Württemberg am meisten 

gefragt; etwa 60 von Hundert der verkauften amtlichen Karten entfielen darauf. Dabei 
sind eingerechnet die Oberahltskarten der neuen Ausgabe und die Kreiskarten 

1: 100 000, ferner zahlreiche Umgebungskarten und besonders die vierfarbige Wander­
karte von Württemberg 1: 100 000 in 15 Blättern, zusammengestellt nach Wander­
gebieten. Da man die Blätter des Topographischen Atlasses 1 : 50 000 nicht mehr nach­

druckte, wurden in den Jahren 1933/34 als vorläufiger Ersatz die württembergisches 
Gebiet enthaltenden 38 Blätter der Reichskarte 1 : 100 000 auf 1 : 50 000 vergrößert 
und gedruckt. 

Der Mangel an Schulwandkarten für den Heimatkundeunterricht führte 1930/31 dazu, 
jeweils den vierten Teil eines Einzelblatts 1: 100 000 photographisch auf 1: 20 000 zu 

vergrößern und durch Druck zu vervielfältigen. Es entstanden für das württembergische 

Gebiet 121 Blätter, die zu Übersichts- und Umgebungskarten zusammengestellt werden 
konnten. Von der Landesanstalt für Erziehung und Unterricht wurden diese Blätter für 

Schulzwecke durch Bemalung mit Hilfe eines mechanischen Verfahrens mit grünen 
und braunen Höhenschichten sowie mit blauen Gewässern und roten Siedlungen aus­

g~staltet. Einige Blätter wurden als g8ologische Schulwandkarten nach dem gleichen 
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Verfahren hergestellt. Die Karten fanden auch Verwendung als Übersichtskarten von 

Verwaltungsbezirken und von größeren Überlandplanungen. 

Thematische Karten 

Regional verschiedene Erkenntnisse lassen sich mit Karten exakt und rasch überblickbar 

darstellen. Die Topographische Abteilung förderte durch Herausgabe thematischer 
Karten die Arbeiten anderer Abteilungen des Statistischen Landes.amts und auch die 
Forschungsgebiete anderer Stellen. Nur einige Beispiele können genannt werden; die 

Gliederung entspricht einer Aufstellung im „Handbuch der thematischen Kartographie" 
von Dr. Erik Arnberger. Die geologischen Kartenwerke sind im Abschnitt „Die Geolo­

gische Abteilung" besprochen._ 

Darstellungen im wesentlichen naturgebundener Ge­
gebenheiten; 

lsogonenkarte 1: 600 000 von Ernst ·Hammer, 1886; 
Karte der Nadelabweichungen für Württemberg 
1:700000 (Stand 1.4.1925), en1halten in den Zei­
chentafeln für die Mathematischen Grundlagen der 
wllrttembergischen Kartenwe-rke, 1933; 
Hydrographische Übersichtskarte von Württemberg 
1: 600 000 mit Darstellung der Wasserscheiden 1. bis 

V. Ordnung. 1891; 
Hydrographische ·Durchlässigkeitskarte 1: 600 000 
mit Darstellung von 3 Durchlässigkeitsgraden und der 
Abgrenzung der Wasserscheiden, 1892; 
Gewässer- und Höhenkarte 1: 600 000 mit Darstel­
lung der Höhenschichten von je 100 m bis zu 1000 m 
Höhe, von je 500 m darüber hinaus und derWasser­
scheidegrenzen sowie zahlreicher Höhenangaben, 
1893; 
Gewässerkarte von Südwestdeutschlan!=I t: 600 000, 
1933; 
Die Heilquellen in Württemberg und Hohenzollern 
1:600000.1929; 
Die Hagelbeschädigungen in Württemberg in den 
Jahren 1828 bis 1887 1: 350000; 
Mittlere Niederschlagsverteilung 1: 100 000 im Jahr 
1891 bis 1920 (3 Karten); 
Zahl der dürren Monate in 10 Jahren, 1:600000, 
1928; 
Pflanzensoziologische Karte 1: 25 000, Blatt 7020 
Bietighelm. 1938. 

Bevölkerungs- und Siedlungsdarstellungen: 

Bevölkerungsdichte 1855 und 1905; 
Gemeinden nach Bevölkerungszu- und -abnahme; 
Siedlungskarte und geographische Gliederung (Ver­
breitung klein-, mittel- und großbäuerlicher sowie 
gewerblicher Gemeinden, Grundformen der Flurein­
teilung); 
Siedlungskarte (Darstellung der Siedlungsdichte); 
Die Wohnort- und Arbeitsortgemeinden in Württem­
berg (Pendelwanderung, Stand 1925) 1: 350 000; 
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Das Pendler-Einzugsgebiet der wichtigsten Pendler­
Arbeitsorte (Stand 1925) 1: 350000; 
Karten über die der Landwirtschaft und die der 
Industrie zugehörige Bevölkerung innerhalb der Ge­
samtbevölkerung der Oberamtsbezirke Württembergs 
(in den Jahren 1882, 1895, 1907 und 1925) 
1:1000000; 
Kane zur Auswanderung der Wüntemberger nach 
Westpreußen 1776 bis 1786 etwa 1: 300000; 
Karte der Kindessterblichkeit; 
Übersichtskarten 1:1000000 über die Verbreitung 
der Masern, von Keuchhusten, Scharlach, Diphtherie, 
Ruhr und Typhus jeweils in den Jahren 1877 und 
187B; 
Die schwäbisch•tränkische Sprachgrenze in Würt­
temberg etwa 1 : 200 000; Sprachkarten vom Ammer­
tal, von Deufringen-Wildberg, Ebingen und Umge• 
bung, Mössingen und Umgebung, vom lllergeblet, 
südwestlichen Ostfrönkischen, von Hauerz und Um­
gebung, vom Enz-Pfinzgebiet, mittleren Eyachgebiet. 
südlichen Oberschwaben, um die Kupfer; 
Karten der evangelischen Generalate und Dekanate 
Württembergs sowie der katholischen Dekanate 
1 :600000; 
Karte der evangelischen und katholischen Bevölke­
rung 1: 350 000 (Stand 1925); 

Darstellungen historischer Verhältnisse und Entwick­
lungen: 

Der Fideikommißgrundbesitz in Württemberg 
1: 350 000, 1920; 
Karte der Herrschaftsgebiete von Württemberg nach 
dem $land von 18011:260000, 1864 (ohne Topo• 
graphie); Neuauflage 1896; 
Der deutsche Südwesten am Ende des.alten Reichs 
1: 200000 in 3 Teilen, 193B; 
Archäologische Karte von Württemberg 1:400000, 
1859; 
Archäologische Karte von Württemberg 1: 200000 
in 4 Blättern; 
Der Römische Grenzwall in seinem Lauf durch Würt­
temberg 1: 200 000. 1880; 
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Archäologische Fundkarten 1: 100 000 der Oberämter 
Rottenburg, Leonberg, Urach sowie Rottweil und 
Umgebung. 

Darstellungen über land- und Forstwirtschaft: 

Die Bodenbenutzung ln Württemberg nach der Auf­
nahme von 1893 jeweils 1: 350 000, Blatt I Acker- und 

Topographie und Technik 

Gartenland, Blatt II Wiesen. Blatt III Weiden. Blalt 
IV Weinberge, Blalt V Waldungen; 
landwirtschaftliche Genossenschaften im Jahre 1906; 
Karte über die Milchwirtschaft 1: 350000, 1908; 
Die Verbreitung der Ziegen 1: 350 000, etwa 1914. 

Wenn die nachfolgend beschriebenen Kartenwerke zusammenfassend behandelt 

werden. soll damit kein Bruch mit der traditionellen Zielsetzung zum Ausdruck kommen. 

sondern eine durch die neuere Zeit bedingte Weiterentwicklung. Der Übergang von 
einem statischen Verständnis der Ordnung der Welt zu einem mehr dynamischen Ver­

ständnis, nach dem die Welt in Potenz zu weiterer Verwirklichung steht, stellt an die 
Karten weitergehende Anforderungen als bisher. Es geht nicht mehr allein um das 

Erhalten und Überliefern der verschiedenen Elemente der Erbschaft, sondern um die 

Fähigkeit, die Karten den neuen und sich immer Wieder ändernden Bedingungen anzu­
passen. Nach den, an den Forderungen der Technik orientierten Zweckbedürfnissen 

muß die Karte als Substitut der Realität gelten können, was besonders an die Darstel­

lung der dritten Dimension andere Anforderungen als bisher stellt. Damit wird die 
Karte zu einem unentbehrlichen Papier für d·ie Landes-, Regional- und Ortsplanung 

sowie für die Planung und Durchführung von technischen Projekten vielerlei Art (zum 
Bei_spiel Straßenbau, Wasserbau, Wasserversorgung, Flurbereinigung). So ist Karto­

graphie zu treiben für jedes Land eine Existenzaufgabe. Eine rein instrumentalische 

Deutung, in der die Karten nur als bloße Werkzeuge für die Bewältigung technischer 
Aufgaben ohne darüber tiinausgehenden Erkenntniswert aufgefaßt werden, würde 

aber eine kulturelle Verarmung bedeuten. Immer liegt die Bedeutung der topographi­

schen Karten auch in-dem, was sie über unser Land aussagen. Auch künftig muß die 
Darstellung der Landschaft im Medium der Kartensprache der Landesbeschreibung, 

der Volks- und Heimatkunde dienen. Für solche Aufgaben dürfen nicht allein die Maß­

stäbe der Nützlichkeit gelten. Die gute Karte ist deshalb nicht in erster Linie ein Verkaufs­
gegenstand, sondern eiri Kulturgut, das nicht der Stunde, sondern dem Zeitalter zugetan 
sein soll. 

Topographische Landesaufn!)hme 1: 2500 

Württemberg führte von 1890 bis 1935 eine topographische Landesaufnahme im Maß­
stab 1: 2500 durch; dabei entstand ein Höhenflurkartenwerk mit 15 572 Blättern. Es 

war eine große, einmalige Leistung, 40 Jahre lang (während des Ersten Weltkrieges 
ruhten die Arbeiten) jährlich durchschnittlich 490 qkm in diesem großen Maßstab auf­
zunehmen. Aus diesen Karten in Verbindung mit den Aufnahmefeldkarten wurde die 

Topographische Karte 1: 25 000 entwickelt 

Die Geschichte dieser Landesaufnahme ist nicht in erster Linie die Darlegung der tech­
nischen Verfahren; sie ist vielmehr zuerst eine Auseinandersetzung mit ihrer Notwen-
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digkeit und dann mit den zu stellenden Anforderungen. Nach Auffassung militärischer 

Sachverständiger befriedigten um 1880 die Blätter des Topographischen Atlasses 

1: 50 000 alle Ansprüche. Später wünschten diese Kreise eine rein militärtopogra­

phische Aufnahme in 1 : 25 000 nach dem Muster der preußischen Meßtischblätter; 

diese Blätter sollten ursprünglich nur als Grundlage für die Herstellung der militärischen 

Operationskarte, der bereits genannten „Generalstabskarte" 1 : 100 000 dienen. Das 

Kriegsministerium bezeichnete noch 1903 die Karte 1: 25 000 als für das Militär un­

brauchbar. Das Statistisch-Topographische Büro verhielt sich gegenüber einer Höhen­
aufnahme in 1: 2500 zunächst ablehnend. Erst als die bereits genannten Verhandlungen 

des Preußischen Kriegsministeriums mit dem Württembergischen Finanzministerium 
wegen Übernahme der topographisch-kartographischen Arbeiten zu keinem Ergebnis 
geführt hatten, wollte das Landesamt etwa ab 1874 „die Herstellung einer Höhenkurven­

karte aufgrund der Flurkarten fest ins Auge fassen". Für die weitere Entwicklung war es 

ein glücklicher Umstand, daß die topographische Landesaufnahme einige Vorläufer 

hatte. Für die Trassierung der Eisenbahnen waren Flurkarten mit Höhenlinien eine fast 

unentbehrliche Grundlage. Oberbaurat Morlok von der Eisenbahnbau-Kommission 
stellte 1865 den Antrag auf Ausführung von Höhenaufnahmen in allen Landesteilen; 

dem Antrag war eine eingehende Möglichkeitsanalyse beigegeben. Die Eisenbahn­
Generaldirektion Stuttgart mußte sich zunächst selbst helfen. Ab 1869 ließ sie für ein 

zusammenhängendes Gebiet mit 3000 Flurkarten (das heißt für ein Fünftel des Landes) 

die Höhenlinien aufnehmen. Diese Aufnahmen sind für diejenigen Gebiete sehr zuver­
lässig, die für Eisenbahntrassen in Frage kamen, weniger gut für die übrigen Gebiete 

(zum Beispiel bebautes Gelände, Berghänge). Als Unterlage für Trassenstudien ließ 
die Eisenbahnverwaltung 60 „Kurvenkärtchen" 1: 25 000 (aus je 25 Höhenflurkarten) 
entwickeln und über Kupferstich zweifarbig vervielfältigen. Die Forstdirektion ließ für 

ihre Bedürfnisse mehr als 500 Höhenflurkarten aufnehmen; auch die Zentralstelle für 
die Landwirtschaft ließ Höhenkarten fertigen. Diese Aufnahmen waren auf die jewei­
ligen Sonderzwecke abgestellt und wiesen verschiedene Genauigkeit auf. Für andere 

Zwecke waren sie deshalb nur mit Einschränkungen verwendbar und nicht allgemein 

zugänglich. Aus der Macht des Negativen resultierte die fortschrittliche Forderung der 

Techniker: Es müsse Aufgabe des Landes sein, eine topographische Landesaufnahme 
im Maßstab 1: 2500 durchzuführen. Die Abgeordnetenkammer befaßte sich erstmals 
am 19. Dezember 1878 mit diesem Plan; sie beschloß, die Sache sei wegen des ganz 
enormen Aufwandes noch nicht spruchreif. Der Plan mußte immer wieder mit über­

zeugenden Worten zu Markte getragen werden. Im Jahre 1885 stellte das Statistische 

Landesamt ein Programm mi~ einem Kostenvoranschlag von rund 2,5 Millionen Mark 
auf. Der Landtag genehmigte aber erst für die Haushaltsjahre 1891 bis 1893 Mittel für 

das große Werk der topographischen (oder besser topometrischen) Aufnahme des 

ganzen Landes. 
Das Statistische Landesamt hatte um das Jahr 1890 den Mut, dieses Ziel aufzustellen, 
wenn auch die Voraussetzungen dafür noch gar nicht in allem gegeben waren, so zum 
Beispiel der Kostenvergleich mit der in Konkurrenz liegenden Meßtischaufnahme, die 

Bewilligung der Haushaltsmittel für Jahrzehnte, die in der Heranbildung geeigneter 

Topographen liegenden Schwierigkeiten. Doch den Fortschritt gab es von jeher nur, 
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weil es Menschen mit dem Mut zur produktiven Utopie gab; das Richtige und das 
Bessere setzen sich nicht von selber durch. · 

Für die Aufnahmegebiete mußten zuerst Höhengrundlagen durch Bearbeitung der 

Höhennetze II. und III. Ordnung geschaffen werden. Die topographischen Aufnahmen 

erfolgten mit Tachymetertheodoliten. Zur Verbesserung der Genauigkeit und der Form 

der Höhenlinien wurden später mehr und besser ausgewählte Höhenpunkte gemessen; 

ferner skizzierte der Topograph in der Feldkarte 1: 2500 Leitkurven (Formlinien) für 

den Verlauf der Höhenlinien sowie Geripplinien (Mulden- und Rückenlinien). Die Aus­

arbeitung der Aufnahmen (Berechnung und Kartierung der tachymetrisch bestimmten 
Höhenpurikte, Zeichnung der Höhenlinien) erfolgte im Büro während der Wintermonate. 

Für technische Zwecke wurden die Aufnahmen vervielfältigt; im Jahr 1913 mußten 

zum Beispiel rund 2600 Karten von Hand übertragen werden. Weil dies nicht rationell 
war und auch die Originale Schaden nahmen, wurden ab 1913 die Höhenlinienbilder 

und die Höhenzahlen auf Zinkdruckplatten übertragen; die Höhenflurkarten wurden 

als zweifarbige Drucke (Grundriß schwarz, Höhenlinien und Höhenzahlen braun) 
abgegeben (vgl. Abb. 5). 

Doch die Probleme vermehrten sich durch ihre Lösung. Für den Menschen ist das 

Schwerste das Maß und für den Vermessungsmann das Messen, welches sowohl den 

Kosten als auch der Genauigkeit Rechnung trägt Die Zielsetzung möglichst großer 

Genauigkeit stellt bei Knappheit der Mittel die Realisierbarkeit in Frage. Die Aufnahmen 

der ersten Jahre waren daher auf die Genauigkeitsanforderungen der Karte 1: 25 000 

und auf einen Kostenvergleich mitMeßtischaufnahmen abgestellt; je nach Schwierigkeit 
des Geländes sollten 100 bis 300 Höhenpunkte je qkm ausreichen. Bei den Probeauf­
nahmen für Blatt Simmersfeld waren es je qkm 130 Punkte bei 31 bis 34 Mark Kosten 
für Aufnahme und Ausarbeitung. Der Fortschritt bedeutete ein Weitersehreiten auf 
größere Vollkommenheit hin. Die Verwendung der Geländeaufnahmen 1: 2500 für 

technische Zwecke verlangte eine höhere Genauigkeit. Zuletzt betrug' die durchschnitt­

liche Punktdichte etwa 600 Punkte (in Moränegebieten und bei Knollenmergel bis 
900 Punkte) bei 223 RM Feldarbeitskosten je qkm. Der Gesamtaufwand für die 

topographische Landesaufnahme betrug etwa 5 Millionen RM. Die Aufnahmen konnten 
1935 zum Abschluß gebracht werden; dies war nur möglich, weil dem steten Drängen, 
topographische Aufnahmen bevorzugt durchzuführen, nicht stattgegeben, sondern der 

Arbeitsplan eingehalten wurde, der die Aufnahme ganzer Blätter 1: 25 000 bei gebiets­

weisem Weitersehreiten vorsah. Alles Institutionelle hätte aber nicht zugereicht, wenn 

nicht die leitenden Personen und Topographen selbst. in ihrem schöpferischen Schwung 

und in ihrer ganzen Ausrichtung dagewesen wären. Wer diese Arbeiten bei Hitze und 
Kälte nicht selbst getan hat, wird sie kaum voll zu würdigen wissen. 

Mehr als die technischen Leistungen als solche interessiert heute die Frage, was die 
Geländeaufnahmen für Staat und Wirtschaft bedeuten. Als Grundlage für technische 
Entwürfe wurden 1934 3400 Höhenflurkarten weitergegeben. Hätten dafür besondere 

Aufnahmen gemach_t werden müssen, wären weit höhere Kosten entstanden als für 
Topographie und Kartographie zusammen; auch hätte sich der Beginn der Entwurfs­

arbeiten bei großen Objekten um Jahre verzögert. So sind die Kosten des Werks seit 
Jahren amortisiert; für das Land bilden diese Karten eine gutverzinsliche Investition. 
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Topographische Karte von Württemberg 1: 25 000 

Wenn das Statistische Landesamt erst 1892 mit der Herausgabe dieses Kartenwerks 

beginnen konnte, so hatte dies den Vorteil, daß die Kartenblätter mit größerer Vollkom­
menheit und mehr Blätter im einheitlichen deutschen Zeichenmuster erscheinen 

konnten. Insgesamt hatte Württemberg 184 Blätter zu bearbeiten. Es sind Gradabtei­
lungskarten, deren Blatteilung vom badischen bzw. preußischen Kartenwerk über­

nommen wurde. Das badische Kartenwerk 1: 25 000 war bereits 1887 fertiggestellt 
und damit auch der badische Anteil der 42 Grenzblätter gegen Württemberg. So lag 

es nahe, daß Württemberg der Einheitlichkeit wegen zunächst weitgehend das badische 

Zeichenmuster (zu erkennen an-·ausgezogenen Wegen und an Grundrißsignaturen für 
Waldbäume) angehalten hat {vgl. Abb. 6); bis 1913 waren etwa zwei Drittel der Blätter 
auf diese Weise bearbeitet. Von 1914 ab wurden zunächst die wichtigsten preußischen 

Zeichen (gestrichelte Wege, Aufrißsignaturen für Waldbäume) und ab 1918 auch die 
übrigen preußischen Zeichen übernommen (vgl. Abb. 7); kleine Verschiedenheiten 

waren in der Mehrfarbigkeit der württembergischen Karten begründet. 

Das Einmalige dieses Kartenwerks liegt darin, daß die Kartenentwürfe auf den Flur­

karten 1: 2500 gefertigt wurden. Zu diesem Zweck wurden die Flurkarten in dem auf 
das Zehnfache vergrößerten Zeichenschlüssel überzeichnet, anfangs die Original höhen­

flurkarten unmittelbar und später auf Pauspapier (topographische Flurkarten genannt). 

Die Güte einer topographischen Karte liegt im Detail. Wer nun meint, daß gute Karten 
und Pedanterie zusammenhängen, möge bedenken, daß auch das Heil der Geschichte 

im Detail liegt. Der Maßstab setzt eine Grenze für die Darstellung der Wirklichkeit; 

immer gilt es auszuwählen. Die gute Mitte läßt sich schwer in Anweisungen festlegen, 
ebenso der Schritt vom Mosaik der Zeichen zum einfachen Bild. Die Technische 

Anweisung von 1922 und die Ergänzung dazu von 1935 vermitteln jedoch wesentliche 

Erfahrungsgrundsätze. Diese Anweisung will die Karte auch aus dem Bereich des 
ausschließlich Zweckhaften herausheben, indem sie Richtlinien gibt, wie der geschicht­

lich geprägte Raum in der Karte seinen Ausdruck finden kann. Es galt deshalb 

Beziehungen zu pflegen zur vorgeschichtlichen Forschung wegen Eintragung der 

kulturgeschichtlichen Bodendenkmäler, zur Volkskunde wegen der Flur- und Land­

schaftsnamen sowie zur geschichtlichen Landeskunde wegen der abgegangenen Sied­

lungen. So ist die Karte ein Kulturgut, gleichsam objektives Gedächtnis für die 
kommenden Generationen. Für alle Personen, die mit Karten maßgebend zu tun haben, 

gilt Wir schufen die Karten und die Karten schufen uns; wir bilden sie und sie 

bilden uns. 
Bis 1924 wurden die Karten auf Kupfer gestochen. Später wurde das Kartenbild über 

Pigment-Heliogravüre (3 Blätter), über galvanische Gravur (4 Blätter) oder über Ätz­

heliogravüre (20 Blätter) auf Kupfer übertragen; das zuletzt genannte Verfahren 
befriedigte am besten. Die Schriften wurden jedoch gestochen, die Nutzungsarten und 

Einzelzeichen mit Punzen geschlagen. 
Nur die aus echter Leidenschaft nach Richtigkeit und Genauigkeit hergestellten Karten 
rechtfertigen das Ansehen, das einer amtlichen Karte zusteht Die württembergischen 

Kartenblätter 1 : 25 000 gehören zu den genauesten, die es gibt Besonders die Blätter, 
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deren Kartenbilder auf photographischem Weg auf die Kupferplatten übertragen 

wurden, können unbedenklich wieder rückvergrößert und damit vielseitig veiwendet 

werden. Dabei ist die durch die Generalisierung bedingte Grundrißverschiebung zu 

beachten. Die Karte ist unentbehrliches Hilfsmittel für vielerlei technische Zwecke und 

für wissenschaftliche Untersuchungen verschiedener Art. Sie ist die Grundlage für die 
Geologische Karte 1: 25 000, für morphologische Untersuchungen und für die Vege­

tationskundliche Karte 1: 25 000. 

Deutsche Karte 1 : 50 000 

Die Anregung zur Herstellung eines einheitlichen Kartenwerks im Maßstab 1: 50 000 

ging 1913 von den drei süddeutschen Ländern aus. Die damals dort vorliegenden 

Sehrattenkarten 1: 50 000 entsprachen ebensowenig den technischen und kulturellen 

Bedürtnissen wie die Karte des Deutschen Reichs 1: 100 000. Das Statistische Landes­

amt hatte wegen Erneuerungsbedürftigkeit des Topographischen Atlasses 1: 50 000 
- die Drucksteine waren wegen der erfolgten Berichtigungsstiche für weitere Kor­

rekturen zum Teil nicht mehr geeignet - schon vor 1913 mit Studien für ein neues 

Kartenwerk 1: 50 000 begonnen. Der Beirat für das Vermessungswesen hat 1923 die 

Herstellung eines solchen Kartenwerks zur Ländersache erklärt und 1926 die Beratung 

des Musterblattes abgeschlossen; jedes Blatt sollte sich mit 4 Blättern 1: 25 000 

decken. Von dem 39 Blätter umfassenden württembergischen Anteil erschien 1925 

das in dreifarbigem Kupferstich bearbeitete Probeblatt Reutlingen (auch fünffarbig, 

Wälder grün und Wandeiwege rot). Zum Fortschrittsbegriff gehört notwendig das 
Moment der Verbesserung. Um größere Übersichtlichkeit zu erzielen, mußte man auf 

Vereinfachungen bedacht sein. Erst mit dem 1928 ausgegebenen Blatt Urach war der 

Weg für eine möglichst klare und gleichzeitig schöne Darstellung gefunden (vgl. 

Abb. 8). Zur Herstellung dieses und der später erschienenen Blätter wurden jeweils 

Blaudrucke der 4 Blätter 1: 25 000 in dem auf das Doppelte vergrößerten Zeichen­
schlüssel überzeichnet; die Kartenoriginale wurden zusammenmontiert und photo­

graphisch verkleinert. Bei diesem Herstellungsgang konnte jährlich ein Blatt fertig­
gestellt werden, bei Kupferstich hätte man mit zwei Jahren rechnen müssen. Bis 1937 
sind zehn Blätter erschienen. 

Die Herstellung einer guten Karte kostet Geld. In den schweren Jahren wirtschaftlicher 
Depression zwischen den beiden Weltkriegen wäre es dem Statistischen Landesamt 

bei den bescheidenen Haushaltsmitteln nicht möglich gewesen, die Blätter in dieser 

raschen Folge herauszubringen, wenn der Schwäbische Albverein sich nicht gemäß 
einer Vereinbarung vom Dezember 1927 auf 20 Jahre verpflichtet hätte, jedes Jahr ein 

Blatt seines Wandergebiets mit einer Mindestauflage von 25 000 Stück (1937 tatsäch­

lich 40 000) als Vereinsgabe für seine Mitglieder abzunehmen. Damit ist die Karte 
Allgemeingut geworden. 

Auf Antrag des damaligen Reichswehrministeriums wurde 1931 vom „Beirat" für die 
Deutsche Karte1: 50 000 ein größeres Blattformat, der Blattrahmen der Karte 1: 100 000 

festgesetzt und das Zeichenmuster geändert (nur noch Blockschrift). Im Jahre 1935 

wurde vom Reichs- und Preußischen Minister des Innern die Deutsche Karte 1: 50 000 
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als Reichskartenwerk erklärt; für dessen Bearbeitung war das Reichsamt für Landes­

aufnahme in Berlin allein zuständig. Erst nach langen Verhandlungen konnte Württem­

berg erreichen, daß unter gewissen Bedingungen (zum Beispiel Weglassung des 
Gauß-Krüger-Netzes und der trigonometrischen Punkte) die Karten im bisherigen 
Blattschnitt und Zeichenmuster unter der Bezeichnung „Wanderkarte der Schwäbischen 

Alb 1: 50 000" weiterhin bearbeitet und die vertraglichen Verpflichtungen gegenüber 
dem Albverein erfüllt werden konnten. In den Nachkriegsjahren stand die deutsche 

kartographische Tradition in einer Krise; die Sorge war berechtigt, das Neue könnte 

zu flüchtig und zu oberflächlich getan werden. Erfreulicherweise hatte die bewährte 

und nach dem Krieg fortgeführte württembergische Tradition einen wichtigen Einfluß 

auf das von der Arbeitsgemeinschaft der Vermessungsverwaltungen 1954 beschlossene 
Musterblatt für die Topographische Karte 1: 50 000. 

Bücher Und Karten lassen sich nicht in Schaufenstern und Ausstellungen, auch nicht 

nach Vorträgen und Beschreibungen beurteilen. Für den Kartenbenutzer sind nur die 

Karten von Interesse, die er als Basis für die Begegnung mit der Landschaft benutzt, 

wie nur die Bücher für jemand von Bedeutung sind; die er liest, nicht die er lesen kann 
oder besitzt So entstehen allgemein kulturelle Leistungen nicht schon durch ihre 
Produktion, sondern durch die Summe ihrer Benutzer. Die große Publizität dieser 
Karten beeinflußte ihre Qualität. Die Qualität einer Karte hängt auch von der Qualität 

ihrer Kritik ab. Die Sorgfalt, mit der das Statistische Landesamt das Kartenwerk 
betreuen ließ, war Ausdruck seiner kulturellen Verpflichtung. Die Blätter, Visitenkarte 

und Kulturdokument zugleich, erregten aber einen höheren und seitdem nicht mehr 

erloschenen Anspruch des Kartenlesers an die amtliche Kartographie. 

Auch die Geschichte der Topographie und Kartographie ist kein Prozeß, sondern eine 

Folge persönlicher Entscheidungen. Für das Zustandekommen und für die technische 

Durchführung der topographischen Landesaufnahme gab Professor Dr. von Hammer 

(1858 bis 1925), Ordinarius für Geodäsie an der Technischen Hochschule Stuttgart 
wichtige Impulse. Die Weiterführung dieses Werks und die Entwicklung der württem­

bergischen Kartographie war wesentlich beeinflußt durch Oberregierungsrat Dr.-lng. 

Alfred Egerer (1876 bis 1945), der von 1913 bis 1936 Vorstand der Topographischen 
Abteilung des Statistischen Landesamtes war und zusammen mit tüchtigen Mitarbeitern 

Wesentliches geleistet hat 

Vielseitiger Nutzen 

Die Topographische Abteilung des Württembergischen Statistischen Landesamtes war 

bekannt durch die Qualität und die weite Verbreitung der von ihr herausgegebenen 
Karten. So wurden 1934 abgesetzt 3400 Höhenflurkarten 1: 2500, 24 000 Kartenblätter 

1: 25 000 und 130 000 Kartenblätter 1: 100 000. Insgesamt betrug der Kartenbedarf 
um diese Zeit etwa 250 000 Stück jährlich bei 1,2 Millionen Steindrucken, wovon etwa 
die Hälfte auf die eigentlichen topographischen Arbeiten entfielen; etwa 10 000 Met~ll­

und Steindruckplatten waren vorhanden. Immer galt es auch als wichtige Aufgabe, das 
in den amtlichen Kartenwerken liegende Potential für staatliche und wirtschaftliche 

Belange schöpferisch zu erschließen. Dem kam auch die zentrale Lage der Behörde 
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zugute, was dem menschlich-dynamischen Miteinander der Kartenmacher mit den 

Technikern verschiedenartiger Disziplinen sehr förderlii.;:h war. Solche Orientierung ist 

Voraussetzung für den „Dienst am Kunden". Wo dies fehlt, verfälschen sich die 

Maßstäbe. Die Karte verliert an Funktionswert und wird zu einem Wert an sich; das 

Gewordene wird selbstgenügsam zur Norm erhoben. 

Nach Ausstattung mit modernen reproduktionstechnischen Einrichtungen (1916 Stein­
druckschnellpresse, 1927 photographische Wandkamera für Glasnegative 120 x 120 cm 

und Vergrößerungen 130 x 260 cm) war es möglich, photographische Vergrößerungen 
und Verkleinerungen von Kartenbildern sowie Kartenausschnitte und Kartenzusammen­
drucke herzustellen. Diese früher nicht bekannten Möglichkeiten ergaben oftmals ganz 

neue Wirkungsweisen. Einige Beispiele seien genannt: Vergrößerung der Flurkarten 

1: 2500 auf 1: 1000 für Feldbereinigungen, Straßenbauten und ähnliche Entwürfe, in 

besonderen Fällen (zum Beispiel für Ortsbaupläne) auf 1: 500; Verkleinerung der 

Flurkarten auf 1: 5000 als Übersichtskarten für Ortslagen und ganze Gemarkungen; 

Vergrößerung der Kartel: 25 000 auf 1: 12 500 bisl: 2500alsGrundlagefürallgemeine 

Entwürie, Forstwirtschaftspläne. Jagdbezirkskarten und dergleichen. Weil die Ver­
größerungen von 1: 25 000 auf 1: 10 000 für generelle Entwürfe häufig verlangt 

wurden, fertigte man sie etwa ab 1937 nicht mehr auf Einzelbestellung, sondern 

vervielfältigte sie über einfarbige Graudrucke (jedes Blatt 1: 25 000 in vier Blätter 

1: 10 000 untergeteilt). Damit hat die Topographische Abteilung das vorliegende Karten­

material den neuen Eriorde,rnissen ITlit beispielhafter Intensität nutzbar gemacht; die 

innere Haltung kann als „beamtetes Unternehmertum" charakterisiert werden. 

Neuorganisation 

Die Kartenwerke des Württembergischen Statistischen Landesamts gehörten über 
100 Jahre lang zur Gesamtleistung dieses Amts; sie haben sein allgemein gutes 

Ansehen mitbestimmt Es ehrt diese Behörde, wenn sie sich den Aufgaben der Topo­
graphie und Kartographie verpflichtet wußte. Als wegen der anstehenden Gegenwarts­

probleme sowohl die Statistik selbst als auch die Topographie und Kartographie ein 
neues Selbstverständnis finden mußten, war eine neue Organisationsform für das 

Vermessungswesen nicht mehr aufschiebbar. Auch in der öffentlichen Verwaltung 

fordert jede auf rationellen Arbeitsvollzug ausgerichtete Organisationsform die Berück­
sichtigung des Sachzusammenhangs und die daraus resultierende sachliche Bezogen­

heit der Zuständigkeiten. Die Institutionen haben sich der sich wandelnden Wirklichkeit 
anzupassen. Die Folgerungen führten im Vermessungs- und Kartenwesen zur Lösung 
von historischen Gegebenheiten. 

Im Ursprung des württembergischen Vermessungs- und Kartenwesens bildeten Ka­

tastervermessung und Landesvermessung in technischer Hinsicht eine Einheit Infolge 

ihrer verwaltungsmäßigen Trennung haben diese Disziplinen sich im Lauf der Ge­
schichte auseinandergelebt So war das 1919 in die Reichsverwaltung übergegangene 
Katasterbüro zum Beispiel zuständig für die geodätischen Grundlagen der Lagemes­

sungen {Dreiecksnetze), das dem württembergischen Finanzministerium unterstehende 
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Statistische Landesamt aber für die Grundlagen der Höhenmessungen {Höhennetze). 

Die Katasterkartographie führte in der Lithographischen Anstalt des Katasterbüros ein 
isoliertes Dasein. Dort wurde der Grundriß der Flurkarten gedruckt; der Eindruck der 

Höhendarstellung erfolgte bei der mit weit moderneren Einrichtungen ausgestatteten 

Topographischen Abteilung des Statistischen Landesamtes. Die Kartenherstellung zog 

längst nicht mehr Kraft und Einfluß aus der engen Verbindung mit der Landesstatistik 
und der Landesbeschreibung wie zur Gründerzeit Die technische Entwicklung nach 

dem Ersten Weltkrieg machte besonders deutlich, daß die amtliche Topographie und 

Kartographie nicht mehr wesentlich, sondern nur noch zufällig mit der Landesstatistik 

organisatorisch verbunden sind. Obwohl nach dem Urteil des Reichssparkommissars 

„die Leistungen der württembergischen Landestopographie überall als vorbildlich 

anerkannt" waren, forderte dieser im Jahr 1925 aus dem Reflex der Erfahrungen in 

anderen Ländern die Errichtung eines Landesvermessungsamtes, in dem sämtliche 
Aufgaben der Kataster- und Landesvermessung einheitlich zusammengefaßt werden 

sollten. Die wachsende Komplexität dieser Disziplinen war begleitet von einem wach­

senden Bewußtsein, daß die Institutionen nicht mehr in Koexistenz miteinander leben 

dürfen, sondern daß die fachtechnischen Gemeinsamkeiten die· zukunftsweisenden 

Modell- und Zielvorstellungen bestimmen müssen. Auch im Vermessungs- und Karten­
wesen fordert die Entwicklung, nicht mehr in isolierten Verwaltungsbereichen, sondern 

in komplexen fachtechnischen Teams zu denken, wenn die Aufgaben zeitgemäß erfüllt 

werden sollen. Diese Tendenzen hatten eine klar erkennbare Richtung: ,,Alles was 

aufsteigt, strebt zusammen." Die Neuorganisation war längst vorbereitet. 
Durch die Verordnung des Staatsministeriums über die Neuordnung des Vermessungs­

wesens in Württemberg vom 10. Oktober 1936 ging die Zuständigkeit des Vermes­

sungs- und Vermarkungswesens von der Finanzverwaltung auf die Innenverwaltung 

über; die Topographische Abteilung des Statistischen Landesamts wurde von diesem 

losgelöst und dem Innenministerium als Topographisches Büro angegliedet. Bald darauf 
wurde aufgrund des Reichsgesetzes vom 18. März 1938 die Hauptvermessungsabtei­
lung XII in Stuttgart für die Aufgaben der allgemeinen Landesvermessung in den 

Ländern Baden und Württemberg sowie im Regierungsbezirk Sigmaringen gebildet. 
Heute sind die Vermessungsaufgaben in dem Landesvermessungsamt Baden-Württem­

berg aufgrund des Vermessungsgesetzes vom 4. Juli 1961 zusammengefaßt. 
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Die Geologische Abteilung 

Schon in der ersten Hälfte des 18. Jahrhunderts ist im deutschen Südwesten als 
notwendig erkannt worden, die Gesteinsbeschaffenheit des Erdreichs zu veranschau­
lichen. Von Eberhard David Hauber (1695 bis 1765) stammt der erste Vorschlag. 
schwäbische Vorkommen wirtschaftlich wichtiger Mineralien und Felsarten sowie der 

Fossilien auf einer Karte darzustellen (1724). lmJahr1748 forderte Dr. JohannBalthasar 
Ehrhart (1700 bis 1756), Physikus der Reichsstadt Memmingen. eine lithologische 
Topographie der „Suevia subterraneaH. 1753 veröffentlichte der Hof-. Domänen- und 
Bergrat Johann Friedrich Stahl (1718 bis 1790) eine HMineral-Charte von dem Herzog­
thum WürtembergH und mit ihr verknüpfte Anregungen zu einer geologischen Inventur 
des Landes. Das im Folgejahr erschienene „Würtembergische Mineral- oder Stein­
Reich" des Pfarrherrn Salomo Friedrich Mayer (1711 bis 1774) kann als Erläuterung zu 
dieser für unser Gebiet ältesten, allerdings nur die Fundorte der Naturalien anzeigenden 
erdwissenschaftlichen Karte betrachtet werden. Unveröffentlicht blieben der von 
Gottlieb Friedrich Rösler (1740 bis 1790) im Jahr 1773 gezeichnete „Erste Versuch 
einer Mineral- und Physikalischen CharteH des Oberamts Böblingen und seine „Mineral­
Charte" für das Oberamt Herrenberg (1774). 
Flächenhafte Darstellungen der Gesteinsvorkommen in Württemberg, also geologische 
Karten in heutiger Sicht. sind erst seit dem dritten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts 
und zunächst unabhängig von der Tätigkeit des am 28. November 1820 zu Stuttgart 

errichteten Statistisch-Topographischen Bureaus entstanden. Die einem forstlichen 
Werk beigegebene, auf lgnaz Rogg (1795 bis 1886), den späteren Gymnasialprofessor 
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Abb. 1 Finanzrat Karl Eduard von 
Paulus (1803 bis 18781, Initiator 
der ersten geologischen Landes-
aufnahme in Württemberg 



in Ehingen, zurückgehende „Geognostische Charte von Würtemberg" (1: 435 000) 
eröffnet ihre stattliche Reihe, ist aber völlig in Vergessenheit geraten (1823). Die 1822 
erschienene „Geognostische Charte von Würtemberg und Baden" (1 : 610 000) des 
Kgl. Preußischen Justizkommissar,; und Hofrats Christian Keferstein (1784 bis 1866) 
veranschaulicht erstmals den geologischen Bau beider Teile des heutigen Bundeslandes, 

wenn auch mit mancherlei Mängeln, obwohl er das Gebiet im Jahr 1820 bereisen 
konnte (1828 verbesserte Ausgabe 1: 500 000). 

Aus der Folgezeit ist besonders die von dem Apotheker in Nagold Dr. Heinrich Zeller 

(1794 bis 1864) um 1830 geologisch angelegte Hammersehe Karte (1: 350 000; 1823) 
zu erwähnen. Mit anderen in den Besitz des ehemaligen Statistisch-Topographischen 
Bureaus gelangten, in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts entstandenen geologischen 

Kartenentwürfen sowie dem Original der Sigwartschen „Mineralwasser-Charte" für 
Württemberg und die angrenzenden Gegenden aus dem Jahr 1829 (1: 300 000; 

Stuttgart 1836) wurde sie 1944 ein Raub der Flammen. Dagegen ist das unter der 
Aufsicht Gustav Schüblersdurch den „Conservateur am Naturaliencabinet zu Tübingen" 

Karl Rath nach der Haugschen „Charte von Würtemberg" (1822) hergestellte, etwa 
8fach überhöhte und „nach Gebirgs-Formationen geognostisch colorirte Relief" von 
Württemberg und der Fürstentümer Hohenzollern (1: 350 000) in einzelnen Stücken 

erhalten geblieben (1833). Dieses kam Friedrich August Ouenstedt (1809 bis 1889) 
in Berlin zu Gesicht, erweckte seine „Sehnsucht nach Schwaben" und war für ihn mit 

ein Anlaß, 1837 die Nachfolge von Schübler auf dem seit 1834 verwaisten Lehrstuhl 

der Naturgeschichte an der Universität Tübingen als Professor der Mineralogie und 
Geologie anzutreten. Sowohl sein Buch über „Das Flözgebirge Würtembergs mit 

besonderer Rücksicht auf den Jura" (Tübingen 1843; II. Aufl. ibid. 1851) als auch die 
1826 und 1834 veröffentlichten Beiträge des Bergrats Dr. Friedrich August von Alberti 
(1795 bis 1878) zur Kenntnis der Trias sind für die geologische Kartographie in der 
ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts wegweisend gewesen, zumal diese Formationen 
fast zwei Drittel der Fläche von Württemberg einnehmen. 

Die Beschäftigung mit der Landesgeologie ist dem Statistisch-Topographischen Bureau 

durch sein um die Topographie hochverdientes Mitglied und nachmaligen mit dem 

Personaladel ausgezeichneten Finanzrat Karl Eduard Paulus (1803 bis 1878) zugefallen. 
Dieser hatte seine 1834 erschienene „Karte des Königreichs Würtemberg" (1: 450 000) 

durch Rath geognostisch kolorieren lassen und am 10. November des Folgejahrs in 
einer Vorlage an den Amtsvorstand die Notwendigkeit einer Ergänzung der Terrain­

Darstellung auf den Blättern des in Arbeit befindlichen „Topographischen Atlasses 
1: 50 000" durch die ,,Aufnahme der geognostischen Grenzen" bekundet, da nach 
einem schon in der 1832 zu Stuttgart veröffentlichten „Reinen natürlichen Geographie 

von Würtemberg" des Pfarrers Dr. Eduard Schwarz (1801 bis 1891) angedeuteten 
Postulat „Geognosie die Seele der Topographie" sein sollte. 1841 konnte Paulus seiner 
Behörde das geologisch angelegte Atlasblatt Stuttgart übergeben. In den beiden 

folgenden Jahren berichtete er sowohl über geognostische Aufnahmen im Bereich 

weiterer Atlasblätter als auch über die wünschenswerte Herstellung einer Übersichts­
karte 1: 200 000 auf der Grundlage der vier Blätter der Mittnachtschen Generalkarte 

von Württemberg (1839). 1844 lieferte Paulus dem Finanzministerium seine „nach den 
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Abb. 2 Ingenieur-Topograph 
Hauptmann Philipp Heinrich Bach 
(1813 bis 1870), seit 1858 Organi­
sator der Aufnahmen für den 
„Geognostischen Atlas" und 
Redakteur seiner ersten 20 Blätter 

geognostischen Verhältnissen des Königreichs illuminirte Karte" {1: 400 000; 1841) 

und im nächsten Jahr das Atlasblatt Besigheim mit aufgetragener geologischerSituation, 
die aber wie die früheren Arbeiten nicht zur Veröffentlichung gelangten. Dieses 
Schicksal teilten mit anderen Kartierungen aus der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts 
auch die von dem späteren Staatsgeologen in Michigan Karl Ludwig Rominger (1820 
bis 1907) im Jahr 1845 zu einer mit Oskar Fraas bearbeiteten Preisaufgabe der 
Universität Tübingen vorgenommenen geognostischen Aufnahmen der Atlasblätter 
Tübingen und Böblingen. 
Der seit 1833 dem Statistisch-Topographischen Bureau angehörige, von Paulus ge­
schulte Ingenieur-Topograph Philipp Heinrich Bach veröffentlichte 1843 zu Stuttgart 

eine „Geognostische Karte von Württemberg, Baden und Hohenzollern" (1 : 700 000; 
II. Ausgabe 1853). Sie ist die erste aus der Reihe der beliebten Übersichtskarten für 
diese Gebiete und wurde 1860 im Maßstab 1 :450000 fortgeführt (verbesserte Aus­
gaben 1870 und 1882). Die Bachsehen Karten sind der bekannten Regelmannschen 

Karte und auch der heutigen „Geologischen Übersichtskarte von Südwestdeutschland 
1; 600000" vorangegangen. 1856 lieferte der preußische Oberbergamts-Referendar 
Adolf Achenbach (1825 bis 1903) eine „Geologische Karte der Hohenzollernschen 
lande" (1: 150 000). 
Um die Mitte des 19. Jahrhunderts standen die wirtschaftlichen und politischen Ver­
hältnisse im Königreich Württemberg der Verwirklichung des auch an den Bergrat 
sowie die Centralstelle für Gewerbe und Handel herangetragenen Begehrens nach einer 
behördlichen Organisation der geologischen Landesaufnahme zunächst entgegen. Am 
19. April 1856 hat der 1844 gegründete Verein für vaterländische Naturkunde in 

Württemberg das Statistisch-Topographische Bureau wissen lassen, daß eine aus den 
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Abb. 3 Jakob Hildenbrand (1826 
bis 1904), der über die Hälfte der 
Aufnahmen für den „Geognosti­
schen Atlas" bewältigte 

Professoren Dr. Oskar Fraas (1824 bis 1897) und Dr. Ferdinand Krauss (1812 bis 1890) 

sowie dem Hauptmann Heinrich Bach bestehende Kommission die Herausgabe von 
geologischen Blättern zum „Topographischen Atlas 1: 50 000" in seinen Jahresheften 
vorzunehmen gedenkt 185 7 ist dem Finanzminister das von Fraas und dem Fabrikanten 
Karl Deffner geologisch bearbeitete Blatt Kirchheim zugeleitet worden. Im Vorjahr 
hatte Bach dem Statistisch-Topographischen Bureau mehrere Kartierungen im Maßstab 
1: 50 000 vorgelegt, zum Beispiel des mittleren Neckargebiets. 

Diese Vorstöße, eine am 11. April 1856 von Quenstedt vorgebrachte Äußerung und der 
unmittelbare Bericht Bachs vom 12. Dezember 1856 veranlaßten den Finanzminister 
nach Anhören der Centralstelle für Gewerbe und Handel, des Bergrats sowie des 
Statistisch-Topographischen Bureaus in den ersten Monaten des Jahres 1858 das 
Einsetzen der „Commission zur Herstellung einer geognostischen Specialkarte von 
Württemberg" zu verfügen. Kanzlei und Sitzungszimmer sind ihr im Statistisch-Topo­

graphischen Bureau angewiesen worden. Die Kosten der geologischen Landesaufnahme 

auf der Grundlage der in den Jahren 1826 bis 1851 veröffentlichten 55 Bergsehraffen­

BI ätter des „Topographischen Atlasses 1 : 50 000" hat zunächst der Allgemeine Reserve­
fonds der Staatshauptkasse und seit 1861 der Etat jener Behörde getragen. Im Juni 
1865 ist in Stuttgart ein „Programm zur geognostischen Special karte von Württemberg" 
erschienen. etwa gleichzeitig mit der ersten Lieferung des als „Geognostischer Atlas" 
bezeichneten Werks. Auch die im Großherzogtum Baden bereits 1856 begonnene 
amtliche geologische Landesaufnahme nach den 1838 bis 1849 ausgegebenen, in 
Steinstich hergestellten 55 Blättern der Topographischen Karte 1: 50 000 und die 
baldige Veröffentlichung ihrer Sektionen Müllheim (1858), Stockach (1859), Rastatt 
und Steinbach (1861), Freiburg (1862) sowie Oppenau (1863) bewirkten die Stimulation 
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des württembergischen Vorhabens. Allerdings erschienen von den 55 Sektionen der 
„Geologischen Karte des Großherzogthum's Baden" nur 15, zuletzt Forbach und 

Ettlingen (1873). 
In die vom Vorsitzenden des Statistisch-Topographischen Bureaus geleitete Kommis­

sion sind neben Vertretern des Vereins für vaterländische Naturkunde sowie des 

Bergrats die Ingenieur-Topographen Hauptmann Bach und Finanzassessor Paulus, der 

Initiator der geologischen Landesaufnahme, berufen worden; 1862 ist ihr Quenstedt 

als förmliches Mitglied beigetreten. Bach übernahm das Amt des Schriftführers und 

die technische Redaktion der Karten. Die erste Sitzung der Kommission erfolgte am 
14. April 1858; sie ist am 4. Juli 1878 letztmals zusammengetreten. Zu diesem Zeitpunkt 

lagen bereits 36 Blätter in Farbendruck vor (Maulbronn 200, seit1864 je 300 Stück). 
Mit der Kartiertätigkeit auf den 4 7 Voll- und 8 Grenzblättern für die „Geognostische 

Karte von Württemberg 1: 50 000" ist auf Weisung des Finanzministeriums vom 12. März 
im Sommer 1859 begonnen worden. Bis Ende des Jahres 1864 erfolgte die Aufnahme 

von 20 Voll- und sechs Grenzblättern. 1863 erschien als ihr Erstling das Grenzblatt 

Maulbronn; 1864 gelangten die Blätter Liebenzell und Besigheim, 1865 Freudenstadt, 

Stuttgart, Tübingen. sowie Ulm-Rammingen zur Ausgabe. Mit den 1891 veröffentlichten 

Blättern Künzelsau, Mergentheim und Niederstetten sowie Kirchberg (1892) ist der in 
14 Lieferungen (1 Maulbronn, Besigheim, Stuttgart, Tübingen März 1865; XIV Mergent­

heim, Niederstetten, Künzelsau, Kirchberg Mai 1892) aufgeteilte „Geognostische Atlas" 

abgeschlossen worden. 36 Hefte mit „Begleitworten" dienen „zur näheren Verständi­
gung der geognostischen Verhältnisse"; Fraas (12), Quenstedt (10) und Paulus (6) 

haben ihre Mehrzahl •verfaßt. Viele Atlasblätter sind in verbesserten Neuauflagen 

erschienen, zunächst Tübingen (1890). Freudenstadt (1894), Stuttgart, Böblingen 
(1895), Liebenzell (1897) und Kirchheim (1898), als letzte die noch heute lieferbaren 

Blätter Besigheim (III. Aufl. 1929), Künzelsau (II. Aufl. 1930). Aalen und Urach (III. Aufl. 
1931). Bis 1892 haben die Kosten für den „Geognostischen Atlas" ohne die Gehälter der 
an den Arbeiten beteiligten Beamten und die den Hilfskräften gezahlten Vergütungen 

185 764 Mark betragen, mithin je Blatt durchschnittlich 3378 Mark. 
Die letzten Feldaufnahmen sind in den Jahren 1882 (Ravensburg, Künzelsau, Friedrichs­

hafen) und 1883 (Öhringen) von Jakob Hildenbrand durchgeführt worden. Ihr erfolg­

reicher Abschluß nach weniger als 25 Jahren ist sowohl den Vorarbeiten aus der 
Zeit vor 1859 als auch dem bewundernswerten Eifer der Geognosten zu verdanken. 
Bach, Deffner, Fraas, Hildenbrand, Paulus und Quenstedt haben die Hauptlast der 
Aufnahmen getragen. Insbesondere sind die Verdienste der folgenden Persönlichkeiten 

um den „Geognostischen Atlas" zu rühmen: 
Heinrich Bach (1813 bis 1870). ein natürlicher Sohn des Königs Hieronymus Bonaparte 

von Westfalen (1807 bis 1813), seit 1844 beamtetes Mitglied des Statistisch-Topo­

graphischen Bureaus, war der Organisator des Unternehmens und ist als der erste 
deutsche Landesgeologe in das Schrifttum eingegangen. Unter seiner Redaktion ent­

standen die ersten 20 Karten; er hat vier Blätter aufgenommen und an weiteren 
zehn mitgewirkt. Das 1853 zu Stuttgart erschienene Werk über „Die Theorie der 

Bergzeichnung in Verbindung mit Geognosie" lieferte eine wegweisende ,,Anleitung 

zur Bearbeitung und zum richtigen Verständnisse topographisch-geognostischer Kar-
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Abb. 4 Anbringen des Staatsministers der Finanzen vom 4. August1903 an den König 
Wilhelm II. über die Errichtung einer Geologischen Abteilung bei dem Statistischen 
Landesamt; mit dem auf Schloß Friedrichshafen am 11. August 1903 durch Handzeichen 
erteilten Allerhöchsten Genehmigungsvermerk 
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ten"_ Ferner sind ihm die erwähnten südwestdeutschen Übersichtskarten sowie eine 

1859 in Stuttgart veröffentlichte „Geologische Karte von Central Europa" im Maßstab 
1: 2 630 000 zu verdanken (II. Ausgabe 1868; III. Ausgabe 1884). Seine 1855 zu Gotha 
mit Begleitworten (1856) erschienene „Geognostische Uebersichtskarte von Deutsch­
land, der Schweiz und den angrenzenden Ländertheilen" in neun Sektionen (1: 1 000 000) 
ist ungeachtet der zeitgenössischen Kritik eine ebenfalls anerkennenswerte Leistung 

gewesen, die dem Oberlieutenant a. D. am 31. März 1856 den Hauptmannscharakter 
eingetragen hatte; schon 1851 wurde er mit der Goldenen Civilverdienst-Medaille des 

Königsreichs Württemberg ausgezeichnet In einer 1869 erschienenen Schrift über 

„Die Eiszeit" hat Bach die Unterscheidung deroberschwäbischen Alt- und Jungmoränen 

sowie der sie begleitenden Schotteriluren vorgenommen. Sie sind in der 1870 er­

schienenen zweiten Ausgabe der südwestdeutschen Übersichtskarte 1: 450 000 erst­
mals dargestellt worden, auf dem „Geognostischen Atlas" nicht vor 1875, also nach 

seinem Ableben {zum Beispiel Blatt Biberach, aufgenommen 1868 von Hildenbrand; 

GI' Alt und Gl2 Jung Moraene). 
Karl Deffner (1817 bis 1877). der neben seiner Tätigkeit als Politiker und Metallwaren­
Fabrikant in Esslingen sich vielfältigen geologischen Studien widmete, erarbeitete für 
spätere Kartenwerke grundlegende Erkenntnisse über die Tektonik der Schichten im 

Rhein-Neckar-Gebiet Mit Bach hat er die Methodik der Aufnahmen zu dem „Geognosti­

schen Atlas" festgelegt, insbesondere das einer Bezeichnung von Aufschlüssen in den 

Feldkarten dienende, 1860 eingeführte und noch heute gebräuchliche „Nadelstich­
veriahren" in Anregung gebracht. Seine unmittelbare Mitwirkung erstreckte sich auf 
acht schwierige Blätter jenes Werks, für das er über viele Jahre geologisches Material 

sammelte. 
Jakob Hildenbrand (1826 bis 1904), ein gelernter Zeugweber und von Ouenstedt als 
Aufseher in der seit 1856 betriebenen ersten schwäbischen Schieferölhütte zu Ohmen­
hausen bei Reutlingen eingesetzt, hatte bis 1883 nicht weniger als 25 Blätter des 

„Geognostischen Atlasses" allein aufgenommen und weitere 11 iii Verbindung mit 

anderen Geognosten bearbeitet. insgesamt eine von 30 Blättern gedeckte Fläche, also 

über die Hälfte des Königreichs! Diese an späteren Fortschritten gemessen erstaunliche 
Leistung des von Ouenstedt angeleiteten, in unberechtigter Abwertung seiner Tätigkeit 

als „Hilfsgeognost" bezeichneten Hildenbrand ist bereits am 15. Oktober 1876 durch 

die Verleihung der Kleinen Goldenen Medaille für Kunst und Wissenschaft des König­
reichs Württemberg belohnt worden. Bei den Aufnahmen in Oberschwaben hatte er 

das verschiedene Alter der eiszeitlichen Ablagerungen schon vor Bach erkannt. 1884, 
zwei Jahre vor dem Abschluß der 1824 mit dem Bezirk Reutlingen begonnenen 

württembergischen Oberamtsbeschreibungen, übereignete Hildenbrand dem Stati­
stisch-Topograp~ischen Bureau seine geognostisch kolorierten Karten 1: 100000 der 
63 Oberamtsbezirke und des Stadtdirektionsbezirks Stuttgart. Den Beschreibungen der 

Oberämter Rottweil (1875; S. 33-47 Geologie von K. E. Paulus). Spaichingen (1876; 
S. 38-48 Geologie von K. E. Paulus), Tuttlingen (1879; 5. 48-63 Geologie von 0. Fraas) 
und Balingen (1880; S. 4-28 Geologie von 0. Fraas) beigegebene, von Hand kolorierte 

Inselblätter gleichen Maßstabs dürften ebenfalls auf ihn zurückgehen und aus der 

1944 in Verlust geratenen Suite stammen. 
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Faksimile-Druck des Landesvermessungsamls Boden-Württemberg nach einem Ausschnitt aus dem von Hand 

kolorierten Feldblatt Tübingen für den "Geognostischen A11os des Königreichs Württemberg" 1:50000, aufge­
nommen von Jakob Hildenbrond und rückseitig mit seinen Eintragungen noch dem "Nadelslichverfohren· 
versehen (Anlage zu dem Kirchheimer·schen Beitrag). 
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Der vollständige „Geognostische Atlas" ermöglichte der am 9. November 1885 in 

.,Kgl. Statistisches Landesamt" umbenannten Behörde, die veraltete Bachsehe Über­
sichtskarte durch eine die Gesamtheit der neueren Erkenntnisse berücksichtigenden 

Darstellung des Staatsgebiets zu ersetzen. Sie ist dem seit 1859 im Statistisch-Topo­

graphischen Bureau beschäftigten, um das württembergische Vermessungswesen 

verdienten Inspektor und späteren Rechnungsrat Karl Christian Friedrich Regelmann 

(1842 bis 1920) zu verdanken. 1893 wurde seine mit 16 Farbplatten gedruckte 
,,Geognostische Uebersichtskarte des Königreichs Württemberg 1: 600 000" veröffent­

licht Die bis 1920 in 11 verbesserten Auflagen und vier unveränderten Neudrucken 

in etwa 15 000 Exemplaren verbreitete Regelmannsche Karte fand allgemeine Aner­

kennung; sie lieferte die Grundlage zu dem späteren Werk gleichen Maßstabs. Bei der 

V. Auflage (1905) ist das Kartenblatt nach Westen bis an den Längenkreis von Beifort 
erweitert und der Titel abgeändert worden (,.Geologische Uebersichtskarte von Würt­

temberg und Baden; dem Elsass, der Pfalz und den weiterhin angrenzenden Gebieten"). 

Der VI. Auflage (19D6) sind erstmals Erläuterungen beigegeben. Schon 1893 zeigte die 
Regelmannsche Karte sowohl „Verwerfungsspalten" als auch die Streichlinien ver­

muteter Anti- und Synklinalen. Nach einem von Quenstedt im Frühjahr 1863 erwirkten 

Beschluß der Kommission sollte die Darstellung der Tektonik auf den Atlasblättern 
unterbleiben und konnte lediglich in den „Begleitworten" erfolgen (zum Beispiel Böb­

lingen 1868, Waiblingen 1870, .Ellwangen und Kirchheim 1872). 
Schon vor dem Abschluß des „Geognostischen Atlasses" forderte man für Württemberg 
die geologische Aufnahme im Maßstab 1: 25 000, zumal die 1888 errichtete Badische 

Geologische Landesanstalt im benachbarten Großherzogtum unverzüglich mit ihr 

begonnen hatte. Besonders Karl Emil Endriss (1867 bis 1927) ist wiederholt für ihre 
Notwendigkeit und die „Schaffung einer selbständigen geognostische·n Landesanstalt" 
eingetreten. Der geologischen Landesaufnahme 1: 25 000 widersetzte sich der seit 

1891 mit der endgültigen Redaktion der beiden letzten Lieferungen des „Geognostischen 
Atlasses" und dem Abfassen der „Begleitworte" betraute Dr. Eberhard Fraas (1862 bis 
1915). In einem Bericht an das Statistische Landesamt vom 25. Juli 1892 hat er den 
umstrittenen Maßstab 1: 50 000 für noch zeitgemäß gehalten und lediglich die Ausgabe 
revidierter Atlasblätter empfohlen. Obwohl sein Vater 0. Fraas, das letzte lebende 
Mitglied der im Frühjahr 1858 bestellten Kommission, diese Ansicht unterstützte, 

konnte sich das Statistische Landesamt insbesondere Karl Hermann von Ze//er(1849 bis 

1937). Direktor der Behörde von 1895 bis 1904, der Zweckmäßigkeit von Aufnahmen 
in einem größeren Maßstab nicht verschließen. Da aber mit der Herstellung der 184 

Blätter der allgemein dringend geforderten „Höhencurvenkarte von Württemberg in 
1: 25 000" ungeachtet der seit 1875 laufenden Vorarbeiten erst 1890 begonnen wurde 

und nur vier Blätter (Wildbad, Stammheim, Friedrichshafen, Langenargen) im Spätjahr 

1893 in den Handel gelangten, hat sich das Vorhaben zunächst nicht durchführen 
lassen. Man bekundete aber die Absicht ihre „Kartierurlg und Beschreibung wissen­

schaftlich gebildeten Landesgeologen unter Leitung eines hervorragenden Gelehrten 
zu übertragen". 

Am 4. August 1903 hat der Staatsminister der Finanzen dem König Wilhelm II. (1891 
bis 1918) die durch von Zeller beantragte „Errichtung einer Geologischen Abteilung 
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bei dem Statistischen Landesamt'' vorgeschlagen. Dieses Anbringen fand nach wenigen 
Tagen die Allerhöchste Billigung. so daß im gleichen Jahr die Organisation des 

Geologischen Dienstes durchgeführt werden konnte, wenn auch nicht in der von Baden 
(1888) und anderen deutschen Staaten bereits verwirklichten Form einer selbständigen 
Behörde (Sachsen 1872, Preußen 1873, Hessen 18B2, Mecklenburg 1889). Als Vorstand 
der neuen Abteilung im Nebenamt ist der ehemalige badische Landesgeologe und 
1900 in der Nachfolge Heinrich von Ecks (1837 bis 1925) auf den Lehrstuhl der 
Geologie an der Technischen Hochschule Stuttgart berufene Professor Dr. Adolf Sauer 
(1852 bis 1932) unter Ernennung zum Ordentlichen Mitglied des Statistischen Landes­

amts eingesetzt worden. Die gleichzeitig angestellten ersten Landesgeologen. zunächst 
und bis 1905 mit der Amtsbezeichnung ,Assistent'', waren Dr. Karl Regelmann (1873 
bis 1954), der bis 1902 als Mitarbeiter der Badischen Geologischen Landesanstalt tätig 
gewesene Sohn Christian Regelmanns, und Dr. Martin Schmidt (1863 bis 1947). von 
1895 bis 1901 Geologe der Preußischen Geologischen Landesanstalt in Berlin. 
Der Geologischen Abteilung ist die „den gesteigerten modernen Anforderungen ent­
sprechende Neuaufnahme und Kartierung im Maßstab 1: 25 000" als wichtiQste Auf­

gabe zugewiesen worden, da der „von dem Statistischen Landesamt ausgegebene 
geognostische Atlas den heutigen wissenschaftlichen und praktischen Ansprüchen 
nicht mehr genügt". In den zwei Dezennien von 1903 bis 1923, dem Jahr des alters­
bedingten Rücktritts des ersten Abteilungsleiters, lieferten die württembergischen 
Landesgeologen und Assistenten, zu denen auch Dr. Manfred Bräuhäuser (1905; 1881 
bis 19671, Dr. Axe/Schmidt(1906; 1877 bis 1935), Dr. WalterKranz(1919; 1873 bis1953) 
und Dr. Karl Berz (1919; 1890 bis 1936) gehörten, 28 Blätter der „Geologischen Spezial­
karte von Württemberg 1: 25 000". Ihre nicht immer mit den Karten veröffentlichten 
,,Erläuterungen" sind wesentlich ausführlicher als die Begleitworte zu·dem „Geognosti­
schen Atlas" gehalten. Freudenstadt (1904), Obertal-Kniebis (1905). Altensteig, Baiers­
bronn, Simmersfeld (1906) sowie Schramberg und Stammheim (1908) gelangten als 
erste Blätter in den Handel. Ein 1933 erloschener „Beirat" von Delegierten aus der 
Verwaltung mit einem fachkundigen Vertreter der Universität Tübingen hat zu keiner 
Zeit wesentlichen Einfluß auf die Tätigkeit der Abteilung genommen. 
1907 erschienen erstmals „Mitteilungen der Geologischen Abteilung des Württem­
bergischen Statistischen Landesamtes", bis 1938 insgesamt 18 Hefteerdwissenschaft­
licher Beiträge (Hefte 19 und 20 als „Mitteilungen der Zweigstelle Stuttgart der 
Reichsstelle für Bodenforschung" 1941). Die Reihe ist mit den Heften 21 (1950) und 22 
(1951) abgeschlossen worden. 1950 erfolgte die Herausgabe einer geologischen 
„Übersichtskarte des III er-Riß-Gebietes 1: 100 000". Im gleichen Jahr erschien zu 
Stuttgart <;iie „Geotektonische Übersichtskarte der Südwestdeutschen Großscholle 
1: 1000000" (Neudruck Hannover 1955). 1951 und 1952 wurden ,,Jahreshefte der Geo­
logischen Abteilung des Württembergischen Statistischen Landesamtes" veröffentlicht; 
sie enthalten die Tätigkeitsberichte für die Jahre 1947 bis 1951 und wissenschaftliche 
Abhandlungen. 
1909 beschäftigte die Geologische Abteilung außer dem nebenamtlichen Vorstand 
zwei Landesgeologen und zwei Assistenten. Die Ausgaben für die Landesgeologie im 
Königreich Württemberg (19 517 km2) haben in diesem Jahr nur 21000 Mark betragen. 
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Abb. 5 Professor Dr. Adolf Sauer 
(1852 bis 1932), erster Vorstand 
der Geologischen Abteilung des 
Württembergischen Statistischen 
Landesamts (1903 bis 1923) 

Gleichzeitig dotierte das an Fläche und Bevölkerung kleinere Großherzogtum Baden 
(15 081 krn2) seine Geologische Landesanstalt bei einem entsprechenden Stellenplan 
(drei Landesgeologen, ein Assistent) mit 42 780 Mark! 

Im Frühjahr 1923 übernahm Bräuhäuser den Sauersehen Lehrstuhl und die Leitung 

der Geologischen Abteilung des Statistischen Landesamts. Am 1. März 1939 veranlaßten 
ihn die Zeitverhältnisse zu dem Rückzug auf das Lehramt an der Technischen Hoch­
schule Stuttgart. Als Vorstand der Abteilung ist der Landesgeologe Professor Dr. Man­

fred Frank eingesetzt worden. Die .,Verordnung über die Errichtung einer Reichsstelle 
für Bodenforschung" vorn 10. März 1939 führte am 1. April 1939 zu der Übernahme der 
geologischen Landesbehörden in diese seit dem 12. Dezember 1941 als Reichsamt 
bezeichnete, in Berlin ansässige Behörde. Die Geologische Abteilung wurde aus dem 

Württembergischen Statistischen Landesamt ausgegliedert und bis zum 28. April 1945 
unter dem nunmehrigen Bezirksgeologen Professor Frank als Zweigstelle Stuttgart 
des Reichsamts für Bodenforschung weitergeführt. 

Seit 1923 und bis 1938 sind 13 weitere Blätter der „Geologischen Spezialkarte von 
Württemberg 1: 25 000" in Druck erschienen; ferner erfolgten verbesserte Neuauf lagen 
älterer Blätter, zuletzt Simrnersfeld {II. Aufl. 1938). Schlußblätter dieses Zeitabschnitts 
waren Spaichingen, Mengen, Metzingen und Biberach sowie Ochsenhausen (1937), 
dessen Erläuterungen allerdings erst 1940 zur Vorlage gelangten. Die Blätter Kirchheim 
(Erläuterungen 1936f und Leonberg (Stuttgart NW; Erläuterungen 1942) sind 1940 im 
Rahmen der vorn Reichsamt für Bodenforschung herausgegebenen „Geologischen Karte 
des Deutschen Reiches 1: 25 000" erschienen. Von dem ihr zugeordneten Blatt Oet­
tingen a. ä Erms (1942) liegen keine Erläuterungen vor. Die Karte zu den 1942 
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veröffentlichten Erläuterungen des Blatts Neuhausen a. d. Fildern konnte erst 1960 

vom Geologischen Landesamt Baden-Württemberg herausgegeben werden. Seit 1957 

ertolgen unveränderte Offset-Neudrucke vergriffener älterer Blätter (21) zu der jetzigen 

.,Geologischen Karte von Baden-Württemberg". 
Unter der Redaktion des 1923 in die Abteilung eingetretenen Landesgeologen Professor 

Dr. Emil Wepfer (1883 bis 1930) arbeiteten ihre Angehörigen an der Herstellung einer 

schon 1843 angeregten „Geologischen Übersichtskarte von Württemberg" in vier 

Blättern 1 : 200 000, deren wissenschaftliche Reinzeichnung Dr. Fritz Weidenbach 

besorgte; sie ist 1929 bis 1933 in erster Auflage erschienen (II. Aufl. 1935 BI. 2 u. 3, 
1943 BI. 1). Auch konnte die im vergangenen Jahrhundert wurzelnde XI. Auflage der 

Regelmannschen Karte neu gestaltet werden. Die 1935 von Weidenbach in der wissen­
schaftlichen Bearbeitung abgeschlossene, 1938 veröffentlichte und mit Erläuterungen 

versehene „Geologische Übersichtskarte von Südwestdeutschland 1: 600 000" deckt 

ein sowohl nach Norden als auch nach Osten erweitertes Gebiet (1948 unveränderter 

Neudruck von den 21 Farbplatten). 1954 hat das Geologische Landesamt Baden-Würt­

temberg eine durch Weidenbach und Alfred Vollrath bearbeitete II. Auflage dieser über 

100 Farbtönungen aufweisenden Karte herausgegeben. Die vier Blätter des württem­
bergischen Kartenwerks 1: 200 000 erschienen 1956 in Neudruck als „Geologische 

Übersichtskarte von Baden-Württemberg". 
Schon während der Jahre vor der Eingliederung der Geologischen Abteilung in das 

Reichsamt für Bodenforschung sind ihre Angehörigen zunehmend mit Aufgaben der 

angewandten Geologie betraut worden. Seit 1939 mußten die Landesaufnahme und 
sonstige wissenschaftliche Arbeiten gegenüber den kriegswichtigen Verrichtungen der 

Geologen völlig zurücktreten. Die Zweigstelle Stuttgart hat am 12. September 1944 
du~ch den Brand des Amtsgebäudes in der Büchsenstraße 54 das gesamte Inventar 

mit Ausnahme verlagerter Karten verloren. In Waiblingen befand sich eine nach dieser 

Katastrophe eingerichtete ,,Ausweichstelle", die am 28. April 1945 von der Besatzungs­
macht formlos übernommen wurde. 
In der Folgezeit entstanden im Gebiet des heutigen Bundeslandes Baden-Württemberg 
vier geologische Dienststellen. Am 1. April 1946 ist im Land Württemberg-Baden durch 

Beschluß des Staatsministeriums die Geologische Abteilung des Statistischen Landes­

amts wiedererrichtet worden, allerdings mit•einer auf den württembergischen Landes­
bezirk beschränkten Zuständigkeit. Das Land Württemberg-Hohenzollern hatte sich 
ebenfalls am 1. April 1946 ein dem Fihanzministeriurn in Tübingen nachgeordnetes 

Geologisches Amt geschaffen. Da aus zeitbedingten Gründen der Landesbezirk Baden 

von Württemberg-Baden weder durch die am 16. August 1945 in Freiburg wieder­

errichtete Badische Geologische Landesanstalt noch von der in Stuttgart befindlichen 
Geologischen-Abteilung des Statistischen Landesamts betreut werden konnte, gründete 

die für Nordbaden zuständige Landesdirektion der Finanzen in Karlsruhe am 1. Novem­
ber 1946 zu Heidelberg ein eigenes Geologisches Amt. Mit der kommissarischen 
Leitung der Geologischen Abteilung des Württembergischen Statistischen Landesamts 

in Stuttgart ist zunächst Professor Bräuhäuserbetraut worden. Ihm folgte am 1. Juli 1951 

Landesgeologe Weidenbach, der ihre Geschäfte seit dem 1. Juli 1946 geführt hatte. In 

seine Zeit fällt der Aufbau der Abteilung in personeller und fachlicher Hinsicht 
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Durch die Verordnung derVorläufigen.Regierung·des Landes Baden-Württemberg vom 

22. September 1952 ist das „Geologische. Landesamt Baden-Württemberg" mit dem 
Sitz in Freiburg als eine dem WirtschaftsminiSterium in Stuttgart·unterstellte Landes­

oberbehörde errichtet worden. Sie hat am 1. Oktober1952 die Aufgaben der in-Freiburg, 

Heidelberg, Stuttgart und Tübingen bestehenden Ämter übernommen. 1957 wurden 

die in Heidelberg·und Tübingen als Zweigstellen des Geologischen Landesamts zunächst 

weitergeführten Dii::f!ststellen aufgelöst; die Zweigstelle Stuttgart iSt erhalten ge­
blieben. Das am 9. Februar 1953 errichtete Landesvermessungsamt Baden-Württem­

berg übernahm den Druck und Vertrieb der geologischen Karten. 

Die Ausgliederung der Geologischen Abteilung aus dem ebenfalls am 9. Februar 1953 
errichteten Statistischen Landesamt Baden-Württemberg und ihre lritegration in das 

GeologiSche Land_esarrit erfolgten im besten Eihvernehmen der'Leiter dieser Behörden 

und ohne Schwierigkeiten. Als ein Zeichen der schon vor dem staatlichen Zusammen­

schluß bestehenden Verbundenheit der in Freiburg ·und Stuttgart tätigen Geologen 

ist die -1951 erschienene gemeinsame „Geologische SchulkarteJvon Südwestdeutsch­
land 1: 1000000" mit ihren Erläi.Jterungen zu werten. Die in Stl,lttgart befindliche, aus 

der' GeologiSchen Abteilung des Württembergischen Statistis9hen Landesamts ent­
standene und im Hinblick auf die Gestalt des Landes längst als notwendig anerkannte 

Zweigstelle des Geologischen Landesamts Baden-Württemberg hat sich inzwischen 
ihrer Vergangenheit würdig erwiesen. 

Der gemeinsame Weg des Statistischen Landesamts und der württembergischen Lan­

desgeologie führte über ein Jahrhundert. In ihm sind sowohl-der seinerzeit vorbildliche 
,,Geognostische Atlas" und das.,,in Deutschiand unübertroffene Meisterwerk" der Über­

sichtskarte 1: 600 000 entstanden als auch die von der Vollendung noch weit entfern­

ten Aufnahmen im Maßstab 1: 25 000 eingeleitet worden. Durch die Tätigkeit der alten 
Geognosteli hat Württemberg den Ruf eines „geologischen Musterlandes" gewonnen. 

Noch ist in seiner Bevölkerung,das vor-Jahrzehnten regere Interesse an dE!m Wissen um 

die Erdgeschichte und ihren Vorgängen nicht erloschen. Die in den Vordergrund ge­
tretenen, mit der zunehmenden Nutzung des Bodens für alle Bedürfnisse des Menschen 

zusammenhänQ~ilden Dienstgeschäfte der heutigen Landesgeologen sollen sie nicht 

abhalten, das Werden.der Heimat zu ergründen und erdwissenschaftliche Erkenntnisse 
auch über Kartenwerke zu verbreiten! 

Anmerkungen 

N~ch E!iner,Ab_handl_ung. die im 13. Band der ,,Jahres­
hefte des GeologisC:hen La'ndesam1:s Baden-Würt­
temberg"-erscheinän wird (1971). Sie erläutert das um­
fangreiche- Schrifttum und-eiithält zahlreiche Mittei-

Bildnachweis 

Abb. 1: Sc_hiller-Nationalmuseum (Marbach a. N,); 
Äbb. 2: Aus Friedrich Wencker-Wildberg „Das Haus 
Napoleon~ (S1utl:gart 1939-); Abb.·3: Hermann 1-jilden­
b_rand, Reutlingen-Ohmenhausen; A_b

0

b. -4: Haupt-

Franz Kirchheimer 

lungen über vergessene oder wenig bekannte -erd­
wissenschaftlich_e Karten für den württembergischen 
Landesteil. 

staatsarchiv Stuttgart; Abb. 5: ProfeSsor Dr. Walther 
Sauer, Wiesbaden-Sonnenberg; Farbkarte Landes­
vermessungsamt Baden-Württemberg. 

301 



Der meteorologische Dienst 

Vorgeschichte 

Erst nach Erfindung des Thermometers durch Galilei, des Barometers durch Toricelli, 
beides um die Mitte des 17. Jahrhunderts, war eine Grundlage für die messende 

Meteorologie geschaffen. Vorher war man weitgehend nur auf Schilderungen in 

Chroniken angewiesen1 . 

Aus dem heute südwestdeutschen Raum Stammen die äl1esten mehrjährigen Tempera­

turreihen D_eutsch1ands mit faSt lückenlosen täglichen Meßwerten. Professor Ri.Jdolf 
Jakob Camerarius beobachtete von 1691 bis 1694.im damaligen Tübinger botanischen 

Garten2 • Professor David Algöwer, Prediger am Münster zu Ulm und Professor für 
Mathematik am Gymnasium daselbst, hat seine von 1710 bis 1714 durchgeführte 

Beoba_chtungsreihe ebenfalls veröffentlicht3• Beide benützten sogenannte „Floreilti­

nische Thermometer", jedoch mit.verschiedenen und in sich nicht einheitlichen Skalen, 

so daß es große Mühe machte, die Meßergebnisse auf unsere heutigen Temperatur­

skalen zurückzu_führen4 • 

Die Schaffung eines-ersten, einheitlichen, meteorologischen Beobachtungsnetzes geht 

auf Kurfürst Karl Theodor von der Pfalz zurück, welcher 1780 in Mannheim die erste 

Meteorologische Gesellschaft, die Societas Meteorologica Palatina, ins Leben rief 

Unter der Leitung des Physikers Hemmer wurde in .Mannheim ein „Centralobservato­
rium" eingerichtet. Diesem ist·es.'gelungen, das erste internationale, mit gleichartigen 

Instrumenten einheitlich ausgerüstete Stationsnetz zu begrüilden. 39 überwiegend 
europäische Stationen (inbegriffen einige Stati_onen in Nordamerika und Grönland) 

haben über mehr als zehn Jahre vergleichbares Beobachtungsmaterial geliefert, wel­

ches in den Ephemeriden der Gesellschaft 1783 bis .1795 veröffentlicht wurde. 1795 
löste siCh die Gesellschaft in den Wirren der Französischen Revolution wieder auf. 

Die Ergebnisse dienten später Alexander von Humboldt für pflanzeng·eographische 

Zwecke als Grundlage- eines Entwurfs der ersten Temperaturverteilungskarte aLif der 

Erde. Der Breslauer Physiker Brandes zeichnete 1816 bis 1820 mit Hilfe-dieses Materials 

nachträglich die ersten Luftdruckkarten; um den Zusammenhang zwischen Luftdruck, 
Wind und.Wetter zu erforschen. 

In Stuttgart begann der „Schwäbische Merkur" vom 2. Dezember 1791 ab regelmäßig 
für jeden Tag Temperatur- und Luftdruckwerte zu veröffentlichen. Damit wurde die 

Reihe der Stuttgarter Beobachtungen eingeleitet, die 1825 durch die einheitliche 

Plieningersche Beobachtungsreihe fortgesetzt wurde und bis heute trotz späteren 
häufigen Wechsel_s der Stationslage weitergeführt werden konnte: Erwähnenswert ist 
auch die leider nur zw_eijährige Beobachtungsreihe (November'1814 bis Oktober 1816) 
des Tübinger Professors Johann Gottlieb Friedrich' von Bohnenberger (1765 l)is 1831). 

Er hat dreimal täglich (7 Uhr, 2 Uhr, 9 Uhr) sehr sorgfältige Messungen der Temperatur, 
des Luftdrucks, der Feuchtigkeit (Fischbein-Hygrometer).durchgeführt und diese durch 

Bemerkungen über ·die Witterung ergänzt. Sie sind in den nur wenige Jahre erschie­

nenen „Tübinger Blättern" veröffentlicht'. Bohnenberger hat sich gründlich mit meteoro-
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logischen Instrumenten befaßt, ein Normalbarometer entwickelt und hierüber manche 

Veröffentlichung vorgelegt. An sonstigen Beobachtungsreihen ist noch die des Pfarrers 

Höslin in Böhringen bei Urach zu nennen, welcher über 19 Jahre Aufzeichnungen und 

Tabellen hinterlassen hat (Tübingen,H84). 

Frühgeschichte bis zur Übernahme durch das 
Statistisch-Topographische Bureau 

Im Zuge der Maßnahmen zur Förderung des „Nationalwohlstands", welche vor allem 

eine genaue Kenntnis des Landes voraussetzen, beschloß König Wilhelm 1. 1817 die 

Gründung des „Württembergischen landwirtschaftlichen Vereins'' mit „Centralstelle" 
in Stuttgart. Nach den Statuten des Vereins hatte dieser auch die Aufgabe, die 

klimatischen Verhältnisse des Landes zu erkunden. So sollte unter anderem festgestellt 
werden: ,,Wie ist das Klima und die Witterung im allgemeinen beschaffen? Woher 

kommen die herrschenden Winde, höchster oder niedrigster Barometerstand, höchster 

oder niedrigster Thermometerstand, alles in einer gewissen Anzahl von Jahren. "6 

Die etwas später erfolgte Gründung des Statistisch-Topographischen Bureaus und 

des „Vereins für Vaterlandskunde" bezweckten unter anderem ebenfalls eine genaue 

Erkundung der natürlichen Beschaffenheit des Landes7• 

Auf Grund dieser gleichartigen Zielsetzung bestand somit von Anfang an eine Beziehung 

der einzelnen Stellen zueinander, weshalb schon im ersten von Memminger 1818 
herausgegebenen Württembergischen Jahrbuch ein allgemeiner Witterungsbericht 

im Zusammenhang mit „Ernte, Fruchtbarkeit und Teuerung" enthalten war (Schübler). 

Im landwirtschaftlichen Verein hat Gustav Schübler (1787 bis 1834). Professor in 
Tübingen, die meteorologischen Aufgaben übernommen. nachdem er selbst schon, 

meist im botanischen Garten, mit eigenen Beobachtungen des Luftdrucks, der Tempe­

ratur, der Verdunstung, des Regen- und Schneewassers begonnen hatte. Schübler 
ist der eigentliche Begründer eines meteorologischen Beobachtungsnetzes in Württem­

berg. Nachdem die naturforschende Gesellschaft zu Halle im Frühjahr 1820 an alle 
wissenschaftlichen Vereine in Deutschland die Einladung ergehen ließ, ,,corresp. Beob­
achtungen über Gewitter und die sie begleitenden Erscheinungen (Schlossen, Richtung) 

zu machen", lud die Centralstelle ebenfalls zu solchen Beobachtungen in Württemberg 

ein. Schüblerentwarf einen Fragebogen für diese Beobachtungen, an Hand dessen für das 

Jahr 1822 bereits 19 Mitarbeiter aus dem ganzen Land berichteten8 . 

Bereits 1823 forderte die Centralstelle des Vereins zu vollständigen Wetterbeobach­
tungen auf, ,,daß alle ein gleiches allgemeines tabellarisches Witterungsschema befolgen 
nach folgenden Rubriken: a) Barometer- b) Thermometer- c) Hygrometer-Stände d) Re­

genmassermenge und Menge des verdunstenden Wassers e) herrschende Winde". 

Dazu kamen noch die Beobachtungen über Gewitter, besondere Bemerkungen über den 
Fortgang und Stand der Vegetation, ,,vorzüglich in landwirtschaftlicher Rücksicht" 
sowie über besondere Erscheinungen (Hitze, Kälte, auffallende Naturphänomene, 

Überschwemmungen, Ankunft und Abzug fremder Vögel, Blütezeit, Erntezeit, Grade 
der Fruchtbarkeit) 9 • 
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Jedes Monatsende sollten die ausgefüllten Tabellen „mit den beigefügten Resultaten 

unter jeder Rubrik,. das heißt-das Mittlere aus den Größen und Angaben, eingesandt 

werden". ,,Die Centralstelle wird dafür sorgen, daß die Instrumente der verstreuten 

Beobachter besichtigt, sorgfältig geprüft und verglichen werden, um deren nötige 

Übereinstimmung zu vermitteln." 
Die Aufforderung fand starken Widerhall; sie entsprach der allgemeinen Tendenz, sich 
mit meteorologischen Dingen, die noch weitgehend wissenschaftliches Neuland bar­
gen, zu befassen. Schon im Jahr 1824 wurden an 12 Stationen Temperaturmessungen, 

an 7 Stationen Niederschlagsmessungen, zum Teil auch Luftdruck- und Feuchtigkeits­

messungen vorgenommen. Schübler-bemühtesich nicht nur um die sachgemäße Durch­

führung der Beobachtungen, sondern auch um deren zusammenfassende Auswertung. 

Für das Jahr 1824 erschien erstmals von Schübler im Correspondenzblatt „die allge­

meinen Resultate über die Witterung" sowie eine Einzeldarstellung über „die ungewöhn­

lichen Überschwemmungen Ende _Oktober 1824 und die dabei gefallenen Regen­
mengen"10_ Dieser Witterungsbericht enthielt schon Angaben überTemperaturextreme, 

Monats- und Jahresmittel der Temperatur und des Niederschlags, über Auszählung 

von Tagen mit besonderen Witterungserscheinungen, über Wetterscheiden, Gewitter, 

Hagel, über heitere, trübe und gemischte Tage u. a. 
Neue Tabellen kamen 1825 an die Beobachter zur Verteilung, welchen die drei Beob­

achtungszeiten zugrunde lagen 1 0 • Auch eine Rubrik fü rdie Mondstellung war vorgesehen. 
Die Temperatur wurde in Grad nach Reaumur, der Luftdruck in Pariser Zoll, bzw. in Pari­

ser Linien gemessen, ebenso die Menge des Regenwassers, aufgefangen in einem vier­

eckigen Kasten mit einer Auffangfläche von 1 Pariser Quadratfuß. 
Die regelmäßige Veröffentlichung der Witterungsberichte stieß auf starkes Interesse 
und regte zu weiterer Mitarbeit an. 

Inzwischen (1825) hatte in Stuttgart Professor Theodor Plieninger (1795 bis 1879) mit 

Beobachtungen in seiner Stuttgarter Wohnung begonnen (Hospitalstraße 21/23). Sie 
liegen seit 1825 vor. Er arbeitete mit Schübler zusammen. Ein Bericht für das Jahr 

1825 ging als der „erste Jahresbericht über die Witterung in Württemberg" auf Grund 
,,geregelter" Beobachtungen in die Geschichte der Württembergischen Meteorologie ein. 

Seitdem wurden die Berichte durchgezählt bis 1933. Damit, daß schon ab 1825 ein 
meteorologisches Beobachtungsnetz. lückenlos bis heute durchgehalten werden konnte, 

war Württemberg den meisten anderen Ländern weit voraus. 
Plieninger benützte als Geräte Heber-Barometer, Thermographen, Quecksilber- und 
Weingeistthermometer, Fischbeinhygrometer, für die Bestimmung der Verdunstungs­

kälte ein mit befeuchteter Leinwand überzogenes Thermometer, ab 1828 ein August­
sches Psychrometer zur Feuchtebestimmung, einen Regenmesser, eine Windfahne (für 
die Windstärke wurden 4 Windstärkegrade nach Schübler benützt); der Wolkenbeob­

achtung lag die Howardsche Terminologie zugrunde. Die Menge des verdunstenden 
Wassers wurde nach der von Schübler beschriebenen Methode bestimmt 
Die durch den Württembergischen landwirtschaftlichen Verein veröffentlichten 

Jahresberichte wurden immer ausführlicher. Sie enthielten schon damals die auch 
heute benützten Klimaelemente. Den Berichten schloß sich meist noch ein umfang­

reiches Verzeichnis von Erscheinungen aus dem·Tier- und Pflanzenreich, letztere be-
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sonders auf die Landwirtschaft ausgerichtet, an. Lange veröffentlichte Plieninger auch 

eine Quellen- oder Brunnentemperatur. Die Pegelstände des Bodensees in Friedrichs­

hafen, des Neckars bei Heilbronn wurden ebenfalls viele Jahre mitgeteilt. Ab 1826 
wurden den Jahresberichten umfangreiche Jahres- und Monatsbögen der Plieninger­
schen Stuttgarter Beobachtungen beigefügt. 

Die meteorologischen Aufgaben Schüblers, der nicht zuletzt a,uch eine 2bändige „Me­

teorologie des Vaterlandes" herausgegeben hatte, übernatfrn in seiner Nachfolge Plie-
. ' 

ninger, zunächst noch im Nebenamt. Als wissenschaftlicher ~ekretär bei der Central-
stelle des landwirtschaftlichen Vereins ab 1832 vollzog e~ den weiteren Ausbau des 

Stationsnetzes auf etwa 24 Stationen und bemühte sich unf~ie Auswertung der Beob­

achtungsergebnisse. Die Jahresberichte wurden erweitert cjurch die meteorologische 
Chronik (seit 1830), die weitere besondere Ereignisse (auctf'~Lßerhalb Württembergs), 

-- 1•._,.-,; 
darunter auch Erderschütterungen, Nordlichter, UberschweijirTlungen, Stürme, Wa~ser-
mangel u. a., aufzählte, andererseits durch zahlreiche Mittel!Jildungen und Vergleiche 

mit vorhergegangenen Zeiträumen. ,'f',-.-.· 

Eine dem neuesten Stand entsprechende umfassende Beoöachteranweisung erschien 

1842 im Correspondenzblatt' 1 • Sie betraf u. a.: die Luftdruckniässung mit dem Gefäß- oder 
Heberbarometer und dessen Reduktion auf 15° R, das Au'QLstsche Psychrometer (mit. 

Tafeln), das Fischbeinhygrometer nach de Luc, das Haarh1/Qrometer nach Saussure, die 
Verdunstungsmessung (in einem zylindrischen Gefäß, GeJ.;ichtsabnahme nach Granen ,, 
mit Granwaage, ein Gran = 1,19 Par. Cubikzoll Wasser).' .. die Niederschlagsmessung 

(noch mit dem alten rechteckigen Kasten). die Windrich\~ng (360 Skala, beginnend 
mit Süd), die Windstärke (4 Grade), den Wolkenzug, diJ_)Bewölkung (klar bzw. trüb 
in je 4 Stufen). die Wolkenklassifikation (nach Howard). [~ 

Mit dem Jahr 1844 geht eine 20jährige Periode zu Ende seit dem Beginn regelmäßiger 
Beobachtungen im Rahmen eines festen Beobachtungsnetz~~rs_ Plieningernahm dies zum 

Anlaß, im Jahresberichtfür1844 einen Rückblick und eine~~sammenfassung der Beob-

achtungsergebnisse mitzuteilen12 . f .. 
Seit1825 haben 32 Stationen, 8 zumindest zeitweise, mitgewirkt. Die Beobachter waren 

.. ' 
Pfarrer, Arzte, Lehrer, Forstbeamte, die sich aus ldealismu,s zur Verfügung stellten. Die 
landwirtschaftliche Centralstelle hat bei der Beschaffung von Instrumenten mit­
gewirkt. 

Laut Beschluß der Centralstelle wurde die Mitteilung der meteorologischen Jahres­

berichte im Correspondenzblatt 1845 eingestellt. Inzwischen hatte sich am 26. August 
1844 der Verein für Vaterländische Naturkunde konstituiert. 1817, bei der Gründung 

des landwirtschaftlichen Vereins, war der naturwissen~haftliche Teil der Landes­
kunde diesem „Institut'' zugeordnet worden, die Landesb,eschreibung dem 1820 ge­

gründeten Statistisch-Topographischen Bureau. Der neu9egründete Verein beschloß 

als Punkt 4 seiner Aufgaben: ,,Die Climatologie des Vaterlandes mit Veranstaltung fort­
gesetzter meteorologischer und anderer regelmäßiger Beobachtungen an hiezu geeig­

neten Stationsorten und mit jährlichen Berichten von diesen Beobachtungen in der 
Vereinsschrift" (Jahreshefte des Vereins für Vaterländische Naturkunde) zu pflegen 13. 

Plieninger führte die Beobachtungen und deren Veröffentlichung ohne Unterbrechung 
weiter. Er zog noch besondere phänologische Beobachter hinzu; auch auf die Hagel-
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berichterstattung wurde großer Wert gelegt Örtlich wurden auch Bodentemperaturen 
gemessen. 1847 wurden weitere Hinweise „zur richtigen Aufzeichnung der Witterungs­

beobachtung und zu deren Berechnung" ausgegeben. Bei der Veröffentlichung der 

Jahresberichte wurde mehr als seither auch auf die praktische Nutzanwendung ge­

achtet. 

Die Meteorologie beim Statistisch-Topographischen Bureau, bzw. beim Stati­
stischen Landesamt 

Gegen Ende der vierziger Jahre war zunächst in Preußen, dann auch in Württemberg das 

staatliche Interesse für Witterungsbeobachtungen erwacht. In Preußen war es vor allem 

H. W. Dove, Professor in Berlin, der durch seine meteorologischen Untersuchungen 
Aufsehen erregte. Alexander von Humboldt nannte ihn „den Begründer der neuen 

Meteorologie als Wissenschaft". Dank der tatkräftigen Unterstützung durch Humboldt 

ist Dove 1848 der Direktor des neuen mit dem preußischen statistischen Büro verbun­

denen meteorologischen Institutes geworden. 

In Württemberg bestand zwar schon immer ein loser Zusammenhang; die Begründung eines 
meteorologischen Beobachtungsnetzes im Rahmen deslandwirtschaftl ichen Vereins durch 

Schübler wie auch die Begründung des Statistisch-Topographischen Bureaus gingen 
auf Maßnahmen der Regierung zurück, die dem gemeinsamen Ziel der Landeskunde 

dienten. Diese Gemeinsamkeit fand ihren Ausdruck auch darin, daß regelmäßig in den 
Württembergischen Jahrbüchern Witterungsberichte veröffentlicht wurden. Nachdem 
in Württemberg ein Telegraphendienst eingerichtet worden war, wurden unter Mit­

wirkung des Statistisch-Topographischen Bureaus die fünf telegraphischen Haupt­

stationen Stuttgart, Ulm, Friedrichshafen, Heilbronn und Bruchsal beauftragt, ab 1853 
regelmäßige meteorologische Beobachtungen anzustellen. Die hierfür erforderlichen 
Instrumente waren vom Bureau schon 1852 angeschafft worden. So war es nur konse­

quent, wenn 1854 das „Meteorologische Institut" dem Statistisch-Topographischen 

Bureau eingegliedert wurde. Der Leiter dieses „Instituts" blieb Plieninger, ab 1858 als 
ordentliches Bureau-Mitglied mit der Amtsbezeichnung Oberstudienrat. So endete die 

Zusammenarbeit mit dem Verein für Vaterländische Naturkunde, in dessen Jahres­

heften zum letzten Mal 1854 die Witterungsberichte veröffentlicht wurden. 
In dem Statut'für das Statistisch-Topographische Bureau vom 5. Juni 1856 steht unter 

§ 3: ,,Es gehören zu den Aufgaben des Bureaus ... c) die Zusammenstellung der auf den 
Telegraphenstationen angeordneten sowie der von einzelnen Naturkundigen verzeich­

neten meteorologischen Beobachtungen." 
Die Jahresberichte erschienen zunächst als Sonderdrucke, ,,herausgegeben vom Sta­
tistisch-Topographischen Bureau, zusammengestellt nach den Aufzeichnungen der 
württembergischen Beobachter durch Oberstudienrat Plieninget''. 1hr Inhalt erfuhr 
keine weseniliche Änderung, jedoch wurden einer Anregung von Dove entsprechend 

nunmehr auch Pentadenmittel {Fünftage-Mittel) berechnet. Auch Monatsmittel der 

Temperatur, getrennt für die 8 Hauptwindrichtungen, wurden neuerdings ermittelt. 

Die Berichte für die Jahre 1861 bis 1864 haben Plieninger und Professor Hugo Schoder 
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(1836 bis 1884). gemeinsam herausgegeben. In den Württembergischen Jahrbüchern 

des Statistisch-Topographischen Bureaus erschienen bis 1860 die Berichte in der 

seitherigen.abgekürzten Form. 

Das Verdienst Plieningers ist es besonders, daß aus keinem andern deutschen Land eine 

solche Fülle von Beobachtungsmaterial seiner Zeit vorliegt, darunter nicht zuletzt 

die homogene Beobachtungsreihe der von ihm von 1825 bis 1857 betreuten Stuttgarter 

Station. Sein Vermächtnis ist der von ihm 1856 herausgegebene „Beitrag zur meteoro­

logisch-klimatischen Statistik und Topographie Württembergs", der die Ergebnisse 

30jähriger, für Stuttgart zum Teil auch 60jähriger Beobachtungen enthält14• P/ieninger 
ist allerdings über die bloße Materialsammlung nur wenig hinausgekommen. Zu einer 

meteorologischen Deutung und zu einer regionalen Zusammenfassung ist er nicht mehr 
gekommen. 

Schoder übernahm 1864 die Leitung der bis dahin von P/ieninger besorgten württem­

bergischen Meteorologie. Gleichzeitig wurde er ordentliches Mitglied des Statistisch­

Topographischen Bureaus. Sein Wirken fiel in eine entscheidende Phase der Entwick­

lung der Meteorologie. Es ging um die Angleichung der in den einzelnen Ländern ver­

schiedenartigen Entwicklung auch auf internationaler Ebene und um den Aufbau eines 

neuen Dienstzweiges, der Wettervorhersage. Zunächst bemühte sich Sehader um eine 

Straffung der nunmehr in den Württembergischen Jahrbüchern für Statistik und Lan­

deskunde erscheinenden Jahresberichte. Für zunächst 9 Stationen, die im Interesse 

einer einheitlich vergleichbaren Auswertung innerhalb Deutschlands in den von Dove 

vorgeschlagenen Stationsverband eingereiht wurden, mußten regelmäßig Pentaden­
mittel berechnet werden. 1871 wurde·zur graphischen Darstellung einzelner Elemente 

übergegangen. Die textlichen Übersichten enthielten Hinweise auf regionale klima­

tische Unterschiede. Die Tagesmittel der Temperatur wurden seit 1857 nach der auch 
heute noch gültigen Methode (Doppelbewertung des Abendtermins) bestimmt, die Psy­

chrometerablesungen an Hand von Tafeln nach Suhle ausgewertet. Um diese Zeit 
haben 22 Stationen die Temperaturverhältnisse (mit allen Auszählungen) gemessen, 

bis zu 14 Stationen den Luftdruck (nunmehr auf O Grad red.uziert), 16 Stationen den 

Dampfdruck (Dunstdruck) und die relative Feuchte, 13 Stationen die Verdunstung, 16 

bis 20 Stationen den Niederschlag (mit allen Auszählungen). An einer Reihe von Sta­
tionen wurde auch Bewölkung sowie Windrichtung und Windstärke beobachtet. Scho­

der hat sich für klare Etatverhältnisse eingesetzt mit dem Ziel der Instrumentenbeschaf­
fung, der Bezahlung von Honoraren an die Beobachter und im Interesse der Publika­

tionen. Dies kam auch der Stuttgarter Station zugute. Nachdem Plieninger die Station 
ab 1857 abgegeben hatte, wurde sie von da an bis 1873 von einem Präzeptor Fischerbe­
treut und danach von Schoder selbst übernommen. Sie wurde mit einem Barographen 

und einem Haarhygrometer neu ausgestattet Auch im Stationsnetz wurde mehr und 
mehr von Heberbarometern zu Gefäßbarometern übergegangen, Windfahnen aufgestellt 

u. a. mehr. Bei der Berechnung langjährigerTemperaturmittelwerte, um die sich Schoder 

sehr bemühte, führte er Thermometerkorrektionen ein, u. a. auch an Hand von Verglei­

chen mit homogenen Reihen außerhalb Württembergs15• 

Im September1873 nahm SchoderalsVertreterWürttembergs an dem ersten internatio­

nalen Meteorologenkongreß in Wien teil. Von diesem Kongreß sind viele Anregungen 
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ausgegangen. So ist auch Württemberg, rückwirkend ab 1. Januar 1872, zu der Tempe­

raturskala nach Celsius, bei der Druckmessung zur mm-Skala übergegangen. Für die 

Bewölkungsangaben wird die ~.eute noch gültige 10teilige Skala zu_grunde gelegt. Über 

Skala und Bezeichnung von Windrichtung und Windstärke•wurde Einigung erzielt. Für 

Tage mit besonderen Witterungserscheinungen wurden. einheitliche Zeichen und 

Stärkegrade festgesetzt. An den von General Myer vom Signal Office in Washington 
vorgeschlagenen „Simultanbeobachtungen" beteiligte sich ab 1. Januar 1874 Württem­

berg mit zwei von Stuttgart und Friedrichshafen jeweils etwa 1 Uhr 30 mittags angestell:­
ten Beobachtungen; hierbei mußte der Luftdruck erstmals nach einer von Schoder be­

rechneten Reduktionstabelle15 auf Meereshöhe umgerechnet werden. ln organisatori­
scher Hinsicht hatte der Kongreß zur Folge, daß nunmehr auch das Stuttgarter „1 nstitut" 

iiiiierhaltJ des Statistisch-Topographischen Bureaus in „Meteorologische Centralstation" 

umbenannt wurde. Unter dieser wurde einerseits die Stuttgarter Station mit ihren Instru­

menten und Registriergeräten verstanden, andererseits die Centrale des Beobachtungs­

netzes und aller sonstigen meteorologischen Einrichtungen und Aufgaben. 

Auf dem Kongreß wurden die Voraussetzungen für einen internationalen Austausch 

täglicher Wettermeldungen geregelt. Der Ruf nach Wettervorhersagen wurde immer 

lauter erhoben, auch in Württemberg vor allem von seiten der Landwirtschaft. Man 
wußte ja längst, daß Wettervorhersagen nicht auf Grund von Messungen und Beobach­

tungen nur an einem Ort, sondern nur auf Grund zahlreicher, synoptisch angestellter 

und auf einer Wetterkarte eihgetragener Beobachtungen abgeleitet werden können. 

Seit Erfindung und Einführung der Telegraphie waren die Voraussetzungen für recht­

zeitige Beschaffung der Wettermeldungen gegeben. Im Ausland, so in Frankreich, Eng­
land und Amerika, war man schon zum Zeichnen täglicher Wetterkarten übergegangen. 

So wurde auch in Deutschland 1875 eine kaiserliche Verordnung zur Errichtung der 

Deutschen Seewarte in Hamburg (Umwandlung der 1868 gegründeten Norddeutschen 
Seewarte) erlassen, einerseits zum Zwecke eines Sturmwarndienstes, andererseits 
auch zur Wahrnehmung zentraler Aufgaben innerhalb Deutschlands. Am 16. Februar 

1876 wurde di~ erste deutsche Wetterkarte durch die Hamburger Seewarte ausgegeben. 

Sie Sammelte aus fast ganz Europa auf telegraphischem Wege die Wettermeldungen 

ein. Die Meteorologische Centralstation steuerte zu diesen Meldungen die Friedrichs­

hafener Beobachtungen bei. Die Seewarte leitete in einem Sammeltelegramm 44 Mor­
genbeobachtungen aus fast ganz Europa an alle deutschen Centralstationen weiter, 

unter Benützung eines bereits vom Meteorologenkongreß in Wien und 1879 in Rom 

erneut beschlossenen Zahlenschlüssels. Auch Stuttgart wurde 1876 mit der Einrich­
tung eilles Vorhersagedienstes beauftragt. Schoderging mit wissenschaftlicher Gründ­

lichkeit, Vorsicht und Bedachtsamkeit an diese neue Aufgabe heran. Zunächst wurde 

nur eine Auswahl der Meldungen der Seewarte, denen mitunter eine kurze Übersicht 

beigefügt war, als „Wetterbericht der Deutschen Seewarte" zum Beispiel im Staats­
anzeiger und im Schwäbischen Merkur veröffentlicht Die Centralstation16 erhielt noch 

Telegramme von 6 württembergischen Stationen und später auch noch solche aüs 
Bayern und der Schweiz, insgesamt 65 Meldungen. Es wurden kleine Luftdruckkarten 
(mit Wind und Temperatur) gezeichnet, bis es dann gewagt wurde, .,auf Grund der 

Gesetze der barometrischen Depressionen" etwa gegen 12 Uhr 30 eine „Witterungs-
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Abb.1 
Erste Form der Wetterkarte 1881 
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vorhersage" für den nächsten Tag auszugeben. Wann dies zum ersten Mal geschah, 
kann nicht mit Sicherheit ermittelt werden, jedenfalls noch in den siebziger Jahren. Sie 

wurde auf Wunsch bekanntgegeben und auch öffentlich angeschlagen. Ab 1881 wird 

das Beobachtungsmaterial in einer täglich zwischen 4 und 5 Uhr nachmittags ausge­
gebenen lsobarenkarte (Wetterkarte, siehe Abb. 1} dargestellt Eine später auch kurz begrün­

dete Wettervorhersage war beigefügt. Auf Wunsch der Centralstelle des landwirt­
schaftlichen Vereins wurde die Vorhersage während der vier Monate Juni bis September 

telegraphisch in die Oberamtsstädte geleitet und dort öffentlich bekanntgemacht. Die 

landwirtschaftlichen Ortsvereine führten eine Kontrolle der Vorhersage nach Anleitung 
der Centralstation durch. Der Schwäbische Merkur brachte 1884 erstmals eine Vorher­
sage der Meteorologischen Centralstation in Stuttgart zugleich mit dem Wetterbericht 

der Deutschen Seewarte. Auf Grund der der Centralstation neu übertragenen Aufgaben 
wurde eine wissenschaftliche Assistentenstelle bewilligt, die ab 1882 von Ludwig Meyer 
wahrgenommen wurde. Zu gleicher Zeit wurde auch das Klimabeobachtungsnetz 

weiter ausgebaut. Am Ende der Amtszeit Schoders (1883/84) bestand das Netz aus 
24 Hauptstationen und 3 weiteren Regenmeßstellen. 
Schoders wissenschaftliche Arbeit erstreckte sich einerseits auf eine sehr kritische Aus­
wertung der seitherigen Beobachtungen, andererseits auf zusammenfassende und 

regional vergleichende Darstellungen der klimatischen Verhältnisse17. Zugleich hat 

Sehader durch eine ständig verbesserte instrumentelle Ausrüstung zu zuverlässigeren 
Beobachtungsergebnissen beigetragen. 

Nach dem frühzeitigen Tod Schoderswar Professor Dr. Paul Heinrich vonZech (1828 bis 

1893) von 1884 bis 1890 im Nebenamt Vorstand der Meteorologischen Centralstation. 
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Auch in diesen,wenigen Ja~ren vollzogen sich wichtige Neuerungen. Auf Grund eines 

Beschlusses der Vorstände a_ller deutschen Centralstationen in Karlsruhe··wurden nun­

mehr ab 1887 die seitherigen Jahresberichte nach einheitliC:hen Ge_sichtspunkten als 
Teilhefte des ·,,Deutschen Meteorologischen Jahrbuchs" herausgegeben. Erstinals er­

schien so der Jahresbericht1887 (und alle folgenden bis 1933) als „Deutsches Meteoro­
logisches Jahrbuch, Württemberg" vom Statistischen Landesamt herausgegeben und 

von Zech unter Mitwirkung von Meyer bearbeitet. In de"n Jahrbüchern für Statistik und 

Landeskunde wurden nur noch Einzelaufsätze über bestimmte Ereignisse oder ·auch 
zusammenfassende Darstellungen veröffentlicht. Ab 1889 begann das Statistische 

Landesamt mit seiner neuen Veröffentlichungsreihe, den „Mitteilungen", die regel­
mäßig für jeden Monat und für das Jahr kurze Witterungsübersichten mit einer Auswahl 

von Beobachtungs_ergebnissen enthielten. 
Zech setzte Sich vor allem für eine beträchtliche Vermehrung der Regenstationen eih, 

um endlich bessere Unterlagen über die Niederschlagsverteilung zu gewinnen. Mit 

Unterstützung der Ministerialabteilung für Straßen- und Wasserbau sowie der Forst­

verwaltungen wurden bis 1890 zu den bereits bes_tehenden Hauptstationen 48 Regen­

stationen in Betrieb genommen. Die alten Regenmesser (zum Teil noch mit Ouadratfuß­

Auffangfläche) wurden mehr und mehr durch die neuen Hellmannschen Meßgeräte 
ersetzt. Mit diesen Ergebnissen konnte Zech im Meteorologischen Jahrbuch zu einer 
kartenmäßigen Darstell_ung der Jahresniederschlagsverteilung übergehen. Er hat es 

auch erreicht, daß auf Grund:eines Erlasses des Innenministeriums alle Gemeinden und 
die regionalen Förstereien zur Abgabe von Hagelmeldungen ·aufgefordert wurden. So 

konnte bereits 1889 ein schwerer Hagelzug karten mäßig erfaßt werden. 

Die Centralstation bezog 1888 ein neues Dienstgebäude des Statistischen Landes­

an:ites in der Büchsenstraße 51. Auf dem.Dac_h des Hauses_ wurde erstmals ein Sonnen­

scheinmesser nach Campbell-Stoke aufgestellt. Als Extrem-Thermometer kamen neue 
Sixthermometer zur Verwendung. Bei der Luftdruckmessung führteZech die Barometer­
korrektionen ein und bestimmte die ab 189-0 jeweils im Meteorologischen Jahrbuch 

mitgeteilten Schwerekorrektion für jede Meßstelle. So•sind unter Zechwesentliche Fort­

schritte erzielt worden. Im Wettervorhersagedienst konnte die Wetterkarte,weiter ent­

wickelt und vor allem die Wettervorhersage_durch die Tageszeitungen weiteren Kreisen 

zugänglich ,gemacht werden. 
Nachdem bis zu diesem Zeitpunkt die meteorologischen Dienststellen in den.einzelnen 
Ländern Deutschlands weitgehend ihre Organisationsform gefunden hatten, und die 

Dürchführung der Aufgaben schorl Ziemlich angeglichen war; soll hier ein kurzer Über­

blick über die,andersartige Entwicklung der Meteorologie in Baden eingefügt werden 1°. 

Nach Auflösung der bereits erwähnten „Societas Meteorologica Palatina" wurden wohl 

einzelne Beobachtungsreihen, meist mit längeren Unterbrechungen, als Einzelbeobach­

tungen weitergeführt, so zum Beispiel in Karlsruhe ab 1798, in Mannhei_m ab 1841. ver­

schiedentlich wurde auch.der Versuch unternommen, meis_t von Professoren des Karls­

ruher Polytechnikums,.so 1822 durch-Professor Wucherer, 1841 durch Professor Stieffel, 
ein Beobachtungsnetz aufzubauen. Doch hatten solche Versuche nur wenige· Jahre 

Bestand. Trotzdem haben einzelne Beobachter aus eigener Initiative meteorologische 
Beobachtungen weitergeführt. Erst1868, als der badische,Staat dem Beispiel anderer 
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Länder folgte. wurde durch das Handelsministerium eine Meteorologische Central­

station beim physikalischen Kabinett des Karlsruher Polytechriikums eingerichtet. Die 

Leitung lag in den Händen des jeweiligen Physikprofessors. Bis Ende·1868'konnte so ein 

Netz von 14 Stationen aufgebaut werden. 1 883 wurde die Centralstation mit dem bei der 

Oberdirektion des Straßen- und Wasserbaus erricliteten Hydrographischen Amt unter 

dem Namen „Centralbüro für Meteorologie und Hydrographie" vereinigt Unter der 
Leitung von Oberbaurat Honse/1, dem späteren badischen Finanzminister, nahm der 
meteorologische Dienst einen raschen Aufschwung. 1885 waren es 16 Hauptstationen, 

32 Regenstationen, 22 Schneepegelstationen, 70 Be9bachter für Gewitter und Hagel. 

Wissenschaftliche Arbeiten-erschienen in den Beiträgen zur Hydrographie Badens. spä­

ter im _Deu_tsc~en Meteorologischen Jahrbuch für Baden. 1885 übernahm Professor 

Chr. Schultheiß bis zum Ende des Ersten Weltkriegs-die Leitung dieses Dienstes; er hat 

sich bei oft großen Schwierigkeiten in ungewöhnlicher Weise-verdient gemacht. Auch 

ein Wettervorhersagedienst wurde aufgebaut; jedoch erst 1907 kam -es zur Ausgabe 
einer öffentlichen Wetterkarte. 

In Württemt;>erg,übernahm nach der Erkrankung.vonZech ab1891 ProfessorKar/Mackin 

Hohen heim im Nebenamt die Leitung der Meteorologischen Centralstation. Erga!J dieses 
Amt bereits 1896 wieder ab, da zusätzliche,Aufgaben ·geophysikalischer Art_.(Seismik) 

an ihn he"rangeti"agen wurden. Die•Seitherige Beobachtungsstation in Hohen heim wurde 

ai.Jf Grund ihrer gü"nstigen Lage durch seine .Initiative in eine Station· erster Ordnung 
umgewandelt, deren Leitung Mack auch nach 1896·noch innehatte. Sie wurde deshalb 
grundsätzlich mit Registriergeräten für den Luftdruck, die Temperatur, den Sonnen­

schein und den Wind'ausgerüstet MBcks Vorgänger in Hohenheim hatte schon vorher, 
seit 1883, ·einen nach eigener Konstruktion gebauten selbstregisti'"ierenden Regen­

messer in Betrieb genommen, aus·1Qjährigen Registrierungen ermittelte Mackdie.täg­

liche Periode des Regenfalls19 . Auch ein Assmannsches Aspirationspsychrometerkonnte 

erstmals für Hohen heim beschafft werden_. 1893 gabMa_ckeineausführliche Darstellung 

der meteorologischen Einrichtung derStation20. 1897 wurde er auch Leiter der Erdbeben­

warte Hohen heim (Vgl. Abschnitt „Die Geophysikalische Abteilung"). An der Herausgabe 

der Meteorologischen Jahrbücher, die vor allem Meyer bearbeitete, beteiligte sich 
Mackweiterhin durch Beiträge der Hohenheimer Station 19_ Das Stationsnetz wurde unter 
seiner Leitung und·unterverstä_rkter Mitwirkung von Meyer auf 22,St~tionen und'61 Re­

genmeßstellen erhöht. An 4 Stationen !Stuttgart, Hohenheim, Biberach und Wildbad) 
waren Sonnenscheinmesser aufgestellt Die.Einführung der mitteleuropäischen Zeit im 
Jahr 1892, der zufolge die Ablesetermine zum Beispiel in Stuttgart auf 7.23, 2.23, 
9.23 Uhr festg8Iegt wurden, brachte im Vergleich zu den seitherigen nach Stuttgarter 
Ortszeit festgelegten Terminen. innerhalb des Landes nur Unterschiede· von wenigen 
Minuten. 

Die Folgezeit ist durch neue Entwicklungen, insbesondere der Untersuchungsmethoden 

der höheren Luftschichten, der späteren Aerologie, gekennzeichnet. Auch neue geo­
physikalische Aufgaben .(Seismik, Erdmagnetismus) wurden weiter ausgebaut. Der 

Geheime Hofrat Dr. Karl A'ugust von Schmidt übernahm 1896 die Meteorologische Cen­
tralstation zunächst im Nebenamt. Er War ein eifriger und energischer Förderer der 

neuen Entwicklung und wußte die schon bestehenden Arbeitszweige mit neuen Gedan-
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ken zu befruchten. Die praktische Durchführung des Dienstes wie auch die Bearbeitung 

des Jahrbuches überließ er weitestgehend seinem Mitarbeiter Meyer. Das Beobach­

tungsnetz hatte bis 1912 den Stand von 34 Klimastationen, 80 Regenstationen (ein­
schließlich 5 Stationen der Forstdirektion) und von 11 Sonnenscheinmeßstellen erreicht; 

unter letzteren auch die der Lungenheilstätten Schömberg/Schwarzwald, Wilhelms­
heim/Backnang und Überruh/Großholzleute, ein erster Schritt in Richtung auf Nutzbar­
machung der Klimabeobachtungsergebnisse für Zwecke der Heilbehandlung kranker 
Menschen (siehe unten). 

Weiterhin wurden am Ulmer Münster von 1899 bis 1907 Temperaturmessungen in ver­

schiedenen Höhen in Ergänzung zur Bodenstation vorgenommen. Ab 1903 wird an allen 

Luftdruckmeßstellen die neu berechnete Schwerekorrektion angebracht. Das Jahrbuch 

enthielt nunmehr regelmäßig Monatskärtchen der Niederschlagsverteilung und auch 

der Schneedecken. Zwei wichtige Arbeiten Meyers sind dem Jahrbuch 1904 als Anlage 
beigefügt Die erste Darstellung der mittleren Temperaturverteilung von Württemberg 
(von 1826 bis 1900) in Kartenform. Trotz mancher Ungenauigkeiten (erst nach Einführung 

des Jenaer Glases genauere Werte) stellte diese Karte ein wesentliches Ergebnis 
75jähriger Bemühungen dar (siehe Abb. 2). Ferner eine erste Karte der mittleren 

Niederschlagsverteilung in Württemberg von 1888 bis 1902 (siehe Abb. 3 und 4). 

Der Wettervorhersagedienst21 hatte eine wesentliche Erweiterung erfahren sowohl hin­

sichtlich des Ausgangsmaterials wie auch in bezug auf die Verbreitung von Wetter­
vorhersage und Wetterkarte. Die ausländischen Meldungen wurden vermehrt. Im Jahre 

1909 erhielt die Centralstation täglich Telegramme aus Friedrichshafen, München (mit 

6 Stationen). Zürich (mit den Stationen Frankreichs und der Schweiz) und Wien (mit 
14 Stationen) sowie von der Deutschen Seewarte (84 Stationen, darunter auch Island). 
Dazu kamen noch telefonische Meldungen aus Hohenheim, Freudenstadt. Münsingen 

und Sigmaringen. Auf Grund des in Wetterkarten eingezeichneten Materials wurde 
gegen 10.15 Uhr eine Prognose ausgegeben, an alle Telegraphenstationen weiterge­

leitet und im Interesse der Landwirtschaft öffentlich an def! Postämtern angeschlagen. 

Etwa 10.30 Uhr erhielten einige Zeitungen einen Bericht mit Stationsmeldungen und 

Prognose. Die Wetterkarte, deren Ausschnitt vergrößert_ worden war, und die seit 

längerem im Steindruckverfahren mit blauem Untergrund hergestellt wurde, erschien 
kurz nach Mittag. Sie kam am Statistischen Landesamt und an weiteren öffentlichen 
Gebäuden Stuttgarts zum Aushang. Auf eine Anregung Schmidts wurden in den syn­
optischen Wettermeldungen die Meldung der barometrischen Tendenz (Druckänderung 

in den letzten 3 Stunden) eingeführt, womit ein Hilfsmittel von ausschlaggebendem 
Wert für die Erstellung der Prognose gewonnen wurde. 

Inzwischen hatte sich auf Grund teils bemannter teils un,bemannter Ballonaufstiege 
allgemein die Erkenntnis durchgesetzt, daß nur durch weitere, regelmäßige Feststel­
lungen der Verhältnisse in den höheren Luftschichten Fortsch;itte für die Meteorologie 
und deren Anwendung erzielt werden können (1902 Entdeckung der Stratosphäre durch 

Assmann und Teisserenc de Bort). So wurden zunächst Berg_c}Pservatorien gegründet 
wie 1900 auf der Zugspitze. In Straßburg bemühte sich insbeS0ri,PereH. Hergesellum die 

Entwicklung neuer Methoden. Er führte 1902/03 mit Unterstützung des Grafen Zep­

pelin auf dem Bodensee mit Drachen und Fesselballon als Träger der Meßinstrumente 
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Versuchsaufstiege durch, um nachzuweisen, daß der Bodensee ein .geeignetes Gebiet 
für die Einrichtu~g eines permanenten ,,Aeronautischen Observatoriums'-' sei. Auf Grund 

der günstigen Versuchsergebnisse wurde im Oktober 1905 von Vertretern der beteilig­

ten Länder (Württemberg, Baden, Bayern, Elsaß-Lothringen) und des Reiches, die Er­
richtung einer Drachenstation in Friedrichshafen beschlossen. Sie nahm am 1. April 1908 
den regelmäßigen Betrieb.auf. Beim Statistischen Landesamt wurde der Neuerung da­

durch Rechnung getragen; daß 1908 die „Meteorologische Abteilung" geschaffen 

wurde, welcher die Meteorologische· Centralstation mit allen ihren angesc_hlossenen 

Stationen, die,Drachenstation Friedrichshafen und die Erdbebenwarten in Hohenheim 

und Biberach, unterstellt waren. 
Vorstand der Meteorologischen Abteilung wurde, zugleich in seiner Eigenschaft als· 

Vorstand der Meteorologischen Centralstation, von Schmidt. Die Oberaufsicht über die 

Drachenstation hatte ein Kuratorium inne. Zu ihrem Leiter wurde 1908 Dr. Ernst Klein­
schmidt (1877 bis·-1959) bestellt. Das wichtigste.Zubehör der Drachenstation war die 

,,Gna" (Name der Götterbotin in einer nordischen Sage), das damals schnellste Dampf­
schiff auf dem Bodellsee (Spit:zengeschwilldigkeit 19,5 Seemeilen/h, Abbildung 5). Die 

offizielle Einweihung erfolgte am 11. Juli 1908 in Anwesenheit des württembergischen 

Königspaares22. 
Kleinschmidt hat den bei den Aufstiegen.benützten Meteorographen (für Registrierung 

des Luftdrucks, derTemperatur und der Feuchtigkeit) selbst konstruiert und laufend 
verbessert. Bei den Aufstiegen kamen überwiegend Fesselballone (bis zu 60 cbm Inhalt) 
zur Verwendung, Drachen ·nur bei Starkwinden in-Bodennähe. Die maximal erreichten 

Höhen lagen meist über 6000 m; als mittlere Gipfelhöhe ergaben sich bei Ballonen etwa 

4000 m, bei Drachen etwa' 2000 m. 
Während der-Aufstiege wurden auch Wolkenbeobachtungen und Wolkenzugsmessull­

gen durchgeführt, die mit den Aufstiegsergebnissen koordiniert wurden. So lagen also 
werktäglich der Verlauf des Luftdrucks, der Temperatur, der Feuchtigkeit und der Strö­
mung mit zunehmender Höhe vor. Die·Ergebnisse wurden möglichst frühzeitig (damit 

sie für die Ausarbeitung der Vorhersage rechtzeitig vorlagen) an die Centralstationen in 

Stuttgart, Karlsruhe, Straßburg, München, an die Seewarte, an das Observatorium in 
Lindenberg weitergeleitet Auf Grund der Fülle des aerologischen Beobachtungsmate­
rials berichtete Kleinschmidt23 über die Monats- und Jahresmittel der Temperatur­

abnahme.mit der Höhe, die Windänderung mit der Höhe, Untersuchungen über·See.:. 

und Landwind; Vergleich der freien Atmosphäre mit dem Säntis, des Tagesgangs der 

einzelnen Elemente in der freien Atmosphäre und auf Bergen, Druck- und Feuchte­
messung bei Fesselballonaufstiegen, über Verdunstung auf ausgedehnten Wasser­

flächen, über den Einfluß des Bodensees auf die Luft der Umgebung, BeiträgezurLimno~ 

logie:des Bodensees. 

Von SChmidt24 war 1912 aus·seinen Ämtern ausgeschieden, Vorstand der Meteorologj­
schen Abteilung wurde Professor Dr. Ludwig Pilgrim, Vorstand der Meteorologischen 

Centralstation Nf eyer25 • Pilgrim war ein vielseitiger-Wissenschaftler, der meteorologische 
und physikalische. Probleme mathematisch zu behandeln suchte, so zum Beispiel das 

Eiszeitpr'oblem26 _ Sein Lebenswerk, an dem er fast ein Dezennium gearbeitet hat, ist die 
Berechnu[lg eines Dämmerungsjahrbuches, mit Eihtrittszeiten, Flächenhelligkeit in 
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Abb. 5 Die „Gna" nach 
einem späteren Umbau 

Abhängigkeit von den negativen Sonnenhöhen unter Berücksichtigung der Bewölkung, 

für Geographische Breiten von 46 bis 56 Grad. Für die Ausarbeitung der Wettervorher­

sage stand eine zunehmende Zahl ausländischer Meldungen zur Verfügung, so daß 

ab 1913 auch für den Abendtermin (7 Uhr) eine Druckverteilungskarte gezeichnet 
werden konnte, die als kleine Nebenkarte in der öffentlichen Wetterkarte zum Abdruck 

kam. Im Ersten Weltkrieg konnten das Stationsnetz wie auch der Wettervorhersage­
dienst beibehalten werden. 

Nach dem Ende des Ersten Weltkrieges bahnten sich neue Entwicklungen an. In Baden 

wurde das Centralbüro für Meteorologie schon 1919 in Badische Landeswetterwarte, 

in Stuttgart die Meteorologische Centralstation Ende 1921 in Württembergische Landes­

wetterwarte umbenannt. An der Organisationsform änderte sich nichts. In Baden 

konnte endlich die während des Krieges auf dem Feldberg errichtete Militärwetterwarte, 
die nach dem Krieg zunächst vom Freiburger Physikalischen Institut betreut worden 

war, ab 1921 endgültig als Bergwetterwarte in den badischen Landeswetterdienst über­
nommen werden, und zwar ab 1926 mit Unterstützung des Reiches im Rahmen der 
Flugsicherung. 
Seit Kriegsende war die drahtlose Telegraphie so weit vorangeschritten, daß bald zur 

„funkentelegraphischen" Verbreitung der Wettermeldungen übergegangen werden 

konnte. Die Meldungen eines Landes wurden an die jeweilige Sammelstelle auf dem 
Drahtwege gegeben und von dort an den Sammelsender zur Ausstrahlung weiterge­

leitet. Ähnlich wurde im Ausland verfahren. Ab 1931 waren es drei große Sammel­
sender je für West-, Mittel- und Osteuropa. Die Sendepläne waren international auf-_ 
einander abgestellt. 1923 wurde Dr.-lng. Wilhelm Hiller bei der Landeswetterwarte 

als wissenschaftlicher Mitarbeiter eingestellt. Unter ande~em war es seine Aufgabe, 
im Rahmen eines Netzes deutscher Höhenwindmeßstellel'l tägliche Höhenwindmes­

sungen durchzuführen, die auch zur Sicherung des allmählich sich anbahnenden 
Flugverkehrs benötigt wurden. 

Als Nachfolger für die 1924 aus dem Dienst ausscheidenden Pilgrim21 und Meyer2B 

wurde Kleinschmidt (Abb. 6) zur Übernahme der Meteorologischen Abteilung und der 
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Landeswetterwarte nach Stuttgart berufen. Die Drachenstation übernahm 1925 Profes­

sor Wilhelm Peppler aus Karlsruhe. Bald nach Dienstantritt Kleinschmidts wurde die 

Meteorologische Abteilung in Meteorologisch-Geophysikalische Abteilung umbenannt. 

Mit ihm kam ein Wissenschaftler mit hervorragenden Kenntnissen, vor allem auf dem 

Gebiet der meteorologischen Instrumente, nach Stuttgart. Hier erwarteten ihn große 

organisatorische und wissenschaftliche Aufgaben. Bereits 1924 ist es ihm gelungen, 

mit Hilfe einer modernen Funkempfangsanlage die Aufnahme der Wettermeldungen 
zu beschleunigen und räumlich zu erweitern (vorher wurden die Meldungen durch eine 

Polizeifunkstelle beschafft). Etwa zu gleicher Zeit hatte der Süddeutsche Rundfunk 

seine Tätigkeit aufgenommen. Kleinschmidt nützte dies, um schon ab 1. Juni 1924 
Wettervorhersagen durch den Rundfunk verbreiten zu lassen, zunächst nur einmal 

täglich um 18 Uhr, dann auch mittags um 12.30 Uhr, später auch in den Morgenstunden. 

Kleinschmidts besonderes Anliegen war es, meteorologische Kenntnisse zu verbreiten 

und Verständnis für die Wettervorgänge zu wecken. Er führte deshalb auch die 

Veröffentlichung von Zeitungswette"rkarten ein. Die erste erschien im Schwäbischen 

Merkur am 1. April 1925. 
Zu gleicher Zeit erforderte der sich anbahnende Flugverkehr organisatorische Maß­

nahmen auch im Landeswetterdienst. Schon im Januar 1921 hatte Paul Strähle aus 
Schorndorf mit einem Doppeldecker private Postflüge von Cannstatt nach Konstanz 

durchgeführt; die „Wetterberatung'' bestand dabei lediglich in der fernmündlichen 

Einholung von Auskünften über das Wetter auf der Strecke bei Gemeinden oder 

Postämtern. ln der Folgezeit konnte die Reichsregierung die Voraussetzungen für die 

Aufnahme eines regelmäßigen Luftverkehrs schaffen" Inzwischen hatte das Aerolo­
gische Observatorium Lindenberg zur Sicherung des zu erwartenden Luftverkehrs den 

„Höhenwetterdienst" eingerichtet. Bis zum Frühjahr 1925 wurde, unter Beteiligung des 

Reiches, die Flugwetterwarte auf dem Flughafen Böblingen eröffnet (am 20. April 1925 
landete die erste planmäßige Verkehrsmaschine in Böblingen). Sie wurde die Haupt­

flugwetterwarte für ganz Südwestdeutschland. Auch die Flugwetterwarte wurde der 
Meteorologisch-Geophysikalischen Abteilung_ des Statistischen Landesamtes unter­

stellt29. Die Leitung hatte zunächst Dr. Glocker, ab 1927 Dr. Dinkelacker. Das wissen­
schaftliche wie auch das technische Personal wurde im laufe der- Jahre bei zuneh­

mendem Luftverkehr beträchtlich vermehrt. 
Aufgabe des Wetterdienstes30 war danach erstens die Sicherung des Flugzeugs gegen 

Gefahren durch tiefe Wolken, durch Schneefall, Nebel, Gewitter, Windböen, bei Blind­

flug auch gegen Vereisung; zweitens die Wirtschaftlichkeit des Flugs unter Berück­

sichtigung der Höhenwinde. Hierzu standen zur Verfügung: die täglichen Arbeitswetter­
karten, der Höhenwetterdienst und einzelne fernmündlich eingeholte Wettermel­

dungen. 
1926 erhielt die öffentliche Wetterkarte eine neue Form. Sie bestand nunmehr aus 3, 

im Rotaprintverfahren einseitig bedruckten Blättern. Diese sehr inhaltreiche Wetter­

karte blieb bis 1933 unverändert. Die Vorhersage beruhte noch überwiegend auf der 
druckmäßigen Betrachtungsweise, auf den Gesetzen der Verlagerung von Tiefdruck­
gebieten mit den zugehörigen Strömungen. Zugleich bahnte sich schon damals die 
Einbeziehung des Begriffes der nach ihrer Herkunft eingeteilten Luftmassen an. 
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Abb. 6 Professor Dr. Ernst 
Kleinschmidt (1870 bis 1959) 

Ganz besonders hat sich Kleinschmidt um den Klimadienst bemüht. Die gründliche 
Überholung und Modernisierung des Stationsnetzes lag ihm sehr am Herzen. Die 
Stuttgarter Station, von 1884 bis 1918 beim Statistischen Landesamt. ab 1918 in der Sei­
denstraße, verlegte K/einschmidt1926 auf das Dach des Gebäudes Büchsenstraße 56, 
wo sie vom Personal der Landeswetterwarte betreut wurde. Kleinschmidt hat die Ver­
besserung der instrumentellen Ausrüstung des Stationsnetzes energisch in Angriff 
genommen. Er hat unter anderem die meisten Stationen mit Thermo- und Hygrographen 
ausgestattet. Die alten Barometer nach Pfister wurden ausgeschieden und durch Fuess­
sche Stationsbarometer ersetzt, die von Zeit zu Zeit mit Reisebarometern verglichen 
wurden. Die letzten Fensteraufstellungen wurden beseitigt und durch „genormte Frei­

landhütten" ersetzt Auf die Anbringung der lnstrumentalkorrektionen, die durch regel­
mäßige Kontrollen festgestellt wurden, achtete er genau; er hielt deshalb mit den 
Stationen auch enge persönliche Verbindung. 

Der Inhalt der von Kleinschmidt bearbeiteten Deutschen Meteorologischen Jahrbücher 
Württemberg wurde 1925 durch die Mitteilung täglicher Beobachtungen von Hohen­
heim erweitert. Die Niederschlagsergebnisse wurden nach Flußgebieten geordnet. Ab 
1928 enthielten die Jahrbücher auch wieder Monats- und Jahreskarten der Nieder­
schlagsverteilung. Neben den Jahrbüchern erschienen nach wie vor die Monats- und 
Jahresübersichten der Witterung in den monatlichen „Mitteilungen des württember­
gischen Statistischen Landesamtes". Außerdem gab die Landeswetterwarte ab 1924 
für besondere Interessenten monatlich die täglichen Niederschlagshöhen sämtlicher 
Meßstellen, den Verlauf des Luftdrucks, der Temperatur, der Bewölkung von Tag zu 
Tag für einige ausgewählte Stationen in einer besonderen Veröffentlichung heraus. 
Kleinschmidt hat eine Reihe von Bearbeitungen zum Klima Württembergs herausge­
bracht: so für eine Reihe von Stationen die Häufigkeit bestimmter Temperaturtages-
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mittel, prozentuale Häufigkeit der Windrichtung von Hohenheim nach Tageszeit und 

Tagesgang, vor allem aber für den Zeitraum von 1891 bis 1930 die 40jährigen Mittel 
der Monats- und Jahressummen des Niederschlags für die meisten Meßstellen Würt­

tembergs, Mittelwerte, die noch bis vor kurzem allgemein benützt wurden. Ebenso 

bestimmte er für den Zeitraum 1876 bzw. 1881 bis 1930 die langjährigen Mittelwerte 

der Temperatur, die noch bis vor wenigen Jahren zur Anwendung kamen, bevor als 
neue Grundlage der Zeitraum von 1931 bis 1960 eingeführt worden ist31 • 

Aus seiner gründlichen und unermüdlichen Beschäftigung mit meteorologischen 
Instrumenten erwuchs sein Hauptwerk, das von ihm herausgegebene „Handbuch der 

meteorologischen lnstrumente"32, in dem mehrere Kapitel aus seiner Feder stammen. 

Kleinschmidtwar es auch, welcher schon sehrfrüh die Verbindung zur Medizin aufnahm. 

Wohl waren an den bereits genannten Lungenheilstätten schon seit einiger Zeit 

Sonnenscheinmesser aufgestellt worden. Es galt jedoch eine systematische Untersu­

chung über die Beziehung zwischen Klima und Krankheit sowie zwischen Klima und 
Gesundung einzuleiten. Dank der Initiative Kleinschm-idts, vor allem aber auch des 

Chefarztes der neuen Lungenheilstätte in Schömberg Dr. Schröder, wurde 1925/26 
,,die Württ Gesellschaft zur Erforschung des Grenzgebietes zwischen Heil- und Klima­

kunde", deren Geschäftsführer Kleinschmidt war, gegründet. Mit ihrer Unterstützung 
konnte 1926 die lichtklimatische Warte in Schömberg ins Leben gerufen werden. Das 

Arbeitsprogramm umfaßte in erster Linie Untersuchungen zum Strahlungsklima und 

zur Abkühlungsgröße (als Komplexgröße der thermischen Faktoren Win_d, Strahlung, 
Temperatur). Für die Messungen stand ein umfangreiches neuzeitliches Instrumentarium 
zur Verfügung (Strahlungsmeßgeräte nach Angström, Michelson, Robitzsch, Elster-Geite! 

sowie ein Davoser Frigorimeter). Erster Leiter der Station war Dr. Busse (1926 bis 1928); 
ihm folgte Dipl.-Phys. Obenland (1928 bis 1936). Obenland konnte bald für die Medizin 

bedeutungsvolle Untersuchungen über die Abkühlungsgröße veröffentlichen33 . Auch 

die Dosierung der Strahlung bei Heilkuren war Untersuchungsgegenstand. Kleinschmidt 
hat damit in Württemberg sehr früh eine Entwicklung eingeleitet, die in der heutigen 

Medizinmeteorologie ihre Fortsetzung findet. Ähnliche Aufgaben wurden für Baden in 

St. Blasien, dem späteren Institut für Klimaforschung, von Heinz Loßnitzer, wahrgenom­
men. So haben sich die Aufgaben der Landeswetterwarte in den Jahren nach dem 

Ersten Weltkrieg ständig erweitert und vermehrt. Die rasch gestiegenen Anforderungen, 
vor allem beim Vorhersagedienst, oder, wie man diesen Dienstzweig neuerdings auch 

nannte, beim Wirtschaftswetterdienst (Rundfunk, Zeitungen, Auskünfte, Beratungen 

und Gutachten), hatten personelle Konsequenzen. 1930 wurden diese Aufgaben 

(einschließlich eines Teils des Klimadienstes) den wissenschaftlichen Mitarbeitern 

Dr. Oskar Elwert und Dr. Rudolf Nestle übertragen, während Hiller die Geophysik 
{Seismik und Erdmagnetismus) übernahm. Auch bei der Flugwetterwarte Böblingen 

hatte der rasch zunehmende Luftverkehr einen weiteren personellen Ausbau zur Folge. 

Neben dem Leiter der Flugwetterwarte Dr. Dinkelacker waren 1934 drei weitere 

Meteorologen im Beratungsdienst tätig. Im technischen Dienst wurde der Wetter­
beobachtungsdienst erweitert, die Zahl der Höhenwindmessungen vermehrt. 
Bei der Drachenstation Friedrichshafen konntePepp/erab 1925 auf der von Kleinschm1dt 

geschaffenen Grundlage weiterarbeiten. Pepp/er34 war in erster Linie Aerologe. Mit den 
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Hilfsmitteln der Aerologie untersuchte er auf Grund der Ergebnisse des täglichen Auf­

stiegbetriebs unter anderem die durch den Bodensee bedingte Zirkulation der untersten 
Luftschichten, die lokalen Stratus- und Nebelbildungen, die Cumulusbewölkung am See, 

den Rheintalföhn, die Gewitterhäufigkeit, Inversionen und Wolkenschichten über dem 

See, die Physik der Wolken in ihrer Beziehung zum Niederschlag, aber auch die Strö­

mungs- und Temperaturverhältnisse in der Grenzschicht zwischen Luft und See. Da­

durch kam Peppler in wissenschaftliche Verbindung mit den Instituten für Seenfor­

schung und Seebewirtschaftung in Konstanz und in Langenargen. PepplerJs war Mit­

herausgeber der Zeitschrift für angewandte Meteorologie „Das Wetter". 
Auf Grund einer Vereinbarung zwischen Württemberg und Baden wurde am 1. Oktober 

1933 der Wettervorhersagedienst an der Badischen Landeswetterwarte eingestellt 

und von der Württembergischen Landeswetterwarte übernommen. Wesentliche inhalt­
liche Neuerungen des ·,.Wetterberichts.für Baden und Württemberg" waren die Atlantik­

wetterkarte, die die für das Wettergeschehen in Europa maßgeblichen Vorgänge ver­

mittelten, und die graphische Darstellung der Friedrichshafener Ballonaufstiege. 

Schluß 

Im laufe des Jahres 1934 kündete sich das Ende der Zugehörigkeit der württem­
bergischen Meteorologie zum Württembergischen Statistischen Landesamt an. In 
erster Linie bedingt durch die Interessen des Reiches an der Entwicklung der Luftfahrt 

erließ -die Reichsregierung die „Verordnung über den Reichswetterdienst vom 6. April 

1934", ii, welcher bestimmt wird: ..... Die Aufgaben des Wetterdienstes gehören zum 

Geschäftsbereich des Reichsministers der Luftfahrt. Der Wetterdienst umfaßt den 

Flug-, Wirtschafts-, See-, Höhen- und Klimawetterdienst; die von den Hochschulen 

wahrgenommenen Forschungs- und Lehraufgaben bleiben unberührt ... " Wirksam 
wurde diese Verordnung jedoch erst mit dem Jahr 1935. Kleinschmidt schreibt in der 

Einleitung zum Deutschen Meteorologischen Jahrbuch Württemberg für das Jahr 1933: 
,.Der 109. Jahresbericht (seit 1825) der württembergischen Beobachtungen ist der letzte, 
der selbständig erscheint Durch die mit Verordnung vom 6.4.1934 erfolgte Übernahme 
des gesamten Klima- und Wetterdienstes im Deutschen Reich durch das Luftfahrtmini­

sterium ist die bisherige Württembergische Landeswetterwarte dem Luftamt Stuttgart 
zugeteilt worden. Die Leitung des Deutschen Klima- und Wetterdienstes liegt in den 
Händen des Reichsamts für Wetterdienst in Berlin. Von diesem wird in Zukunft das 

Deutsche Meteorologische Jahrbuch, das auch die württembergischen Stationen ent­
halt~n wird, herausgegeben.'' 

Am 31. März 1935 wurde die Landeswetterwarte aufgelöst. Der Wirtschaftswetterdienst 
nahm seine Tätigkeit bei der Flugwetterwarte in Böblingen auf, der Klimadienst einst­

weilen beim Luftamt Stuttgart. später in Berlin. Kleinschmidt wurde Luftamtsmeteoro­

loge in Stuttgart, bis er an die Seewarte in Hamburg berufen wurde36_ Die Drachen­

station Friedrichshafen wurde in ein Aerologisches Observatorium umgewandelt. wel­
ches dem R8ichsamt für Wetterdienst unmittelbar unterstand. 
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Die erst lose, dann ab 1854 institutionelle Verbindung der Meteorologie mit dem 

Württembergischen Statistischen Landesamt stand unter einem glücklichen Vorzeichen. 
Die Meteorologie konnte sich in Württemberg unter staatlicher Förderung, vor allem 

durch das Landesamt selbst, und dank der Initiative bedeutender Persönlichkeiten 

erfolgreich und zu einer festen Institution entwickeln. Es war eine gute Fügung, daß 
sich im Rahmen des Statistischen Landesamts.in den Abteilungen Landesbeschreibung, 

Topographie, Geologie, Meteorologie und Geophysik eine „landeskundliche Gemein­

schaft'' zusammenfand, die sich gegenseitig zu fördern und zu befruchten wußte. 
Die württembergische Meteorologie hat durch sehr frühe, langjährige Beobachtungs­

reihen die allgemeinen klimatischen Gegebenheiten wie auch die Besonderheiten 

unseres reichgegliederten Landes klar erkannt. Aus zahlreichen Einzelabhandlungen 

und Bearbeitungen des Beobachtungsmaterials ergibt sich ein gutes Bild der Klimafo'" 

logie von Württemberg im Sinne der damals hauptsächlich betriebenen „Mittelwerts­

klimatologie". Der entscheidende Einfluß von Höhenlage und Geländeform, der Mittel­

gebirge der Alb, des Schwarzwalds und des Schwäbischen Waldes, aber auch noch 

der Alpen auf die Temperatur- und Niederschlagsverteilung und deren Jahresgang 

im langjährigen Mittel und in den Extremen sowie in einzelnen durch besondere 
Wetterlagen charakterisierten Fällen wurde klar herausgestellt Die ganze damalige 
Breite unseres „Klimaspektrums" wurde durch die Feststellung der Extreme und durch 

Häufigkeitsbetrachtungen (zum Beispiel Häufigkeit bestimmter Temperaturtagesmittel, 

Häufigkeit dürrer und nasser Monate, Häufigkeit der einzelnen Windrichtungen, Häufig­

keit von Niederschlag in Abhängigkeit von den Windrichtungen, tägliche Veränderlich­

keit der einzelnen Elemente u. a.) erschlossen. Die beträchtlichen klimatischen Unter­

schiede innerhalb unseres Landes wurden nicht nur durch Angaben der Temperatur 
und des Niederschlags, sondern auch durch Mittelwerte der Sommertage, Eistage, 
Frosttage, sowie durch Angaben über deren frühestes und spätestes Auftreten, über 

ersten und letzten Schneefall, durch Angaben über Wind, Bewölkung und Sonnenschein 
anschaulich beschrieben. Die Klimadaten wurden ergänzt durch pflanzenphänologische 
Beobachtungen, welche die regionalen klimatischen Unterschiede besonders deutlich 

hervortreten ließen. Größere Aufmerksamkeit wurde auch dem Auftreten von Hagel, 

seiner Häufigkeit und seiner regionalen Verteilung gewidmet. Dagegen hat man sich 
mit den speziellen Problemen der Agrarmeteorologie, dem Bestandsklima, dem Boden­

klima, dem eigentlichen Kleinklima damals noch wenig befaßt. 
Mit dem Aufbau und der Weiterentwicklung der Wettervorhersage wurde ganz all­

mählich auch der Grund gelegt für ein neues Verständnis der klimatischen Gegeben­

heiten in ihrer Abhängigkeit von der Häufigkeit des Vorkommens bestimmter Wetterlagen 

und Luftmassen. Der Wettervorhersagedienst war für die Allgemeinheit ebenso wie der 

Flugwetterdienst von großem Nutzen. Beide trugen entscheidend zur Förderung unserer 

Kenntnisse von den meteorologischen Vorgängen im allgemeinen wie auch zu einer 
Erweiterung unseres Wissens über die regionalen meteorologischen und klimatischen 

Besonderheiten unseres Landes bei. Einen wesentlichen Anteil hieran hatten die 
Aufstiegsergebnisse der Drachenstation Friedrichshafen und deren wissenschaftliche 
Auswertung. Man lernte die für Wetter und Klima so wichtigen Vorgänge und Zustände 

in den bodennahen Luftschichten besser verstehen. Die Forschungsergebnisse aus den 
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höheren Luftschichten erweiterten unser Wissen über die Höhenströmung im allge­

meinen, über die vertikalen Austauschvorgänge, über Wolken- und Niederschlags­
bildung. 
Ein wichtiger Schritt vorwärts war auch die Begründung eines neuen wissenschaft­

lichen Arbeitsgebietes, welches den Zusammenhang von Wetter und Klima mit dem 

menschlichen Wohlbefinden betraf, im besonderen die Anwendung lokaler klimatischer 
Gegebenheiten für therapeutische Zwecke. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß die württem_bergische Meteorologie bei 
der Erforschung der bedeutsamen meteorologischen und klimatischen Verhältnisse 

wie auch bei der allgemeinen Grundlagenforschung beträchtliche Erfolge zu verzeichnen 

hat. Stets stand ihr auch das Ziel der Nutzbarmachung der noch jungen Wissenschaft 
für das Wohl der Öffentlichkeit vor Augen, sei es im Klimadienst, im Wirtschafts­
wetterdienst im Flugwetterdienst oder in der Medizinmeteorologie. So war es eine 

reiche und umfassende Mitgift welche die württe'.mbergische Meteorologie bei der 
Übernahme in den Reichswetterdienst eingebracht hat. 

Zeittafel 

1691-1694 
1710-1714 
1780-1795 
1791, 2. 12. 
1814-1816 
1817 
1818 

1818 
1820 
1822 
1823 
1824 

1825 
1825-1844 

1844 

1845-1854 

1854 

1856.5.6. 
1864-1883 
1873 
1873 

1874 
1876 
1877/1878 
1881 
1882 
1884-1890 
1887 
1890-1896 

Rudolf Nestle 

Temperaturmeßreihe mit täglichen Ablesungen, Tübingen, Prof. A. J. Camerarius 
Temperaturmeßreihe mit täglichen Ablesungen, Ulm, Prof. David Algöwer 
Societas Meteorologica Palatina, Mannheim . ; 
Erstmalige Veröffentlichung Stuttgarter Temperatur- und Lufldi-uckwerte im Schwäb. Merkur 
Beobachtungsreihe, Tübingeri, Prof. v_. Bohnenberger )1; 
Gründung des landwirtschaftlichen Vereins mit Centralstelle iri Stuttgart 
Prof. Schübler, Tübingen, übernimmt die meteorologischen ~Üfgaben im landwirtschaftlichen 
Verein 
Wltterungsi:ibersicht (Schübler) im WJbS1atLdskde 
Gründung des Statistisch-Topographischen Bureaus 
Schübler, Gustav: Berichte über Gewitter und Schloßen. In: CBIWLVer 
Aufforderung zu vollständigen Beobachtungen im CBIWLVer :. 
Erstmalig Witterungsbericht fürWi:irttemberg (Schi:ibler) im CBI_WLVer, Begri:indung desBeobach• 
tungsnetzes in Wi:irttemberg 
Erster.Jahresbericht auf Grund geregelter Beobachtungen in ·württemberg im CBIWLVer 
laufende Veröffentlichung der Jahresberichte im CBIWLVer,;bis'1830 durch Schüb_ler, ab 1831 
durch Plieninger (1.-20. JahresberiCht) ·

1
, i.l' 

Gründung das Vereins für Vaterländische Naturkunde, wel,~he~,_die meteorologische Aufgabe 
übernimmt ' / ':,: 

Veröffentlichung dar Jahresberii::hte Ln den JHVerVatNatkd8viiürtt durch Plieninger (21.-30. 
~ahresberichl) (" !," · 
Ubernahme der Meteorologie als _Meteorologisches lnstitur in das Württ. Statistisch-Topogra• 
phische Bureau unter der Leituog von Plieninger '· 
Statut für das Stat.-Topogr. Bureau ,,- i 

Leitung durch Prof. Sehader (im Nebenamt) :\1~\ 
Erster Internationaler Meteorologenkongreß in Wien , . • 
~iickwirkend ab 1.1.1872 Übergang zur Temperaturskala··-~~.Ch Celsius und Luftdruckskala 
inmm -~ 
Amtsbezeich11ung ~Meteorologische Centralstation" 1 . I 

1
/, 

Beginn des synoptischen Dienstes, zunächst Seewartenbericti'tE!· :J 
Erste Vorhersage durch die Central_station 
Erstmalige Ausgabe einer öffentlichen Wetterkarte durch die Cenlralstation 
Bewilligung einer Assistentenstelle (Dr. Meyer) •ir, 
Prof. Dr. Zach Vorstand der Met. Ce11tralstation (im Nebenamt) ;: 
Erstmalig ~Deutsches Meteorologisches Jahrbuch. Wi:irttamberQ:. 
Prof. Dr. Mack Vorstand der Meteorologischen Centralslaliori (irTl Nebenamt) '., ,.; 
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1896-1912 

1908, ,. 4. 

1908 
1912-1924 

1921 
1924, ,. 4. 

1924 
1924 
1924, 1. 6. 
1925 
1925 
1925 
1925/1926 

1926, 1. 9. 
1933, 1. lO. 
1934 
1935, 31. 3. 

Geh. Hofrat Dr. v. Schmidt Vorstand der Meteorologischen Centralstatlon (zum Teil noch im 
Nebenamt) 
Aufnahme des regelmäßigen Betriebs bei der Drachenstation in Friedrichshafen, Leitung seit 
1. ~anuar 1908 durch Dr. E. Kleinschmidt 
Schaffung der Meteorologischen Abteilung beim Stat. Landesamt 
Prof. Pilgrim Vorstand der Meteorologischen Abteilung. Prof. Meyer Vorstand der Meteorologi­
schen Cemralstation 
Umbenennung der WUrtl. Centralstation in WUrttembergische Landeswetterwarte 
Prof. Dr. E. Kleinschmidt von Friedrichshafen nach Stuttgart berufen, übernimmt Leitung der 
Met. Abteilung und der Landeswetterwarte 
Umbenennung der Abteilung in Meteorologisch-Geophysikalische Abteilung 
Einstellung von 2 Funkern für die Funkaufnahme der Wettermeldungen 
Erstmalig Wettervorhersagen für den Süddeutschen Rundfunk 
Erst~ Zeitungswetterkarte 
Prof. Dr. W. Peppler Ubernimmt die Leitung der Drachenstation in Friedrichshafen 
!m Frühjahr Inbetriebnahme der Flugwetterwarte auf dem Stuttgarter Flughafen in Böblingen 
Gi-llndung 'cier Württembergischen Gesellschaft zur. Erforschung des Grenzgebiets von Heil- und 
Klimakunde 
Eröffnung der Lichtklimatischen Warte'ir:i SC:hömberg Kr. Calw 
Übernahme der Versorgung Bad~ns mit Wetterkarte und Vorhersagen 
Verordnung über den Relchswetlerdienst v. 6. April 1934 
Auflösung der Württembergischen Landeswetterwarte. Beim Statistischen landesarrit verbleibt 
die Geophysikalische Abteilung 

Die Beobachtungsstation in Stuttgart 

1825-1856 
1857-1861 
1861-1865 
1865-1 869 
1869-1873 
1873 
1874-1876 
1876-1883 
1882 bzw. 
1884-1888 
1888-1893 
1893-1908 
1908-1917 
1918-1925 
1926-1935 

Prof. Th. Plieninger, Hospitalstraße 21/23 Ecke Lange Straße 
Präzeptor Fischer, Gartenstraße 13 
Präzeptor Fischer, Heustraße 9 
Präzeptor Fischer, Militärstraße 10 II 
Präzeptor Fischer, Lange Stra~e 4 C 
Präzeptor Fischer, Gartenstraße 39 II 
Prof. Schoder, Seestraße 38 III 
Prof. Schoder, Kreuserstraße 8 II 

Kanzleiaufwäner Würth beim Statistischen Landesamt, Kasernenstraße 2/4 
Kanzleiaufwärter Würth beim Statistischen Landesamt, Büchsenstraße 51 
Kanzleiaufwärter Diener beim Statistischen Landesamt, Büchsenstraße 51 
Kanzleiaufwärter Ehmann beim Statistischen Landesamt, Büchsenstraße 52 

Bauassislent Hoss, Seidenstraße 46 
Personal der Landeswetterwarte, Büchsenstraße 56 (Dach) 

31. 3. 

Anmerkungen 

1 Pfaff, C.: Nachrichten über die Witterung in SUd­
deutsch!and, besonders in Württemberg von 1807 bis 
1815, WJbStatldskde 1850. 
2 Veröffentlicht in: Ephemerides Meteorologicae Tü­
bingenses, Augsburg 1694 bis 1696. 
3 Algöwer, D.: Specimen Meteorologicae Pararrelae, 
Frankfurt und Leip:zig. 
• lenke, W.: Berichte des Deutschen Wetterdienstes 
Nr. 75 Band 10. 
5 Bohnenberger, Fr. v.: Tübinger Blätter für Natur­
wissensChaft und Arz.neikunde, 1.-3, Band 1815 bis 
1817. 
Ders.: Prüfung und Berichtigung der Thermometer, 
ebenda. 
Ders.: Über die Höhenmessung mit dem Barometer, 
ebenda. 
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Ders.: Höhenmessungen in Schwaben, ebenda. 
Ders.: Beschreibung eines Normalbarometers, Natur• 
wissenschaftliche Abhandlungen in Württemberg, 
Band I b 1826. 
Ders.: Beiträge zur Hygrometrie, ebenda Band I b und 
Band 111826. 
6 CBIWIVer, 1. Band 1822. 
7 Vgl. Abschnitt „Die amtliche Landesbeschreibung~. 
8 CBIWIVer, 3. Band 1823. 
9 Ebenda: 2. Band 1823 {l). 
,a Schübler, G.: Ebenda, 8. Band 1825. 
Ders.: Über die Bildung und Richtung der Gewitter und 
Schloßen in Württemberg, ebenda 1822. 
Ders.: Über die Gewitter der Jahre 1822 und 1823, 
ebenda 1823 und 1824. 



Ders.: Menge des im Jahr 1823 in einigen Gegenden 
Württembergsgefallenen Regen- und Schneewassers, 
ebenda 1824. 
Ders.: Reduktioi:i der in Württemberg vorkommenden 
Barometerstände auf eine gleiche mittlere Tempera­
tur, ebenda 1824. 
Ders.: Über die zweckmäßige Anstellung Yon Witte­
rungsbeobachtungen, ebenda 1824. 
Ders.: Über die ungewöhnlichen Überschwemmungen 
Ende Oktober 1824, ebenda 1825. 
Ders.: Jahresberichte der Witterung bis 1831, ebenda 
1825 bis 1831. ' 
Ders.: Witterungsberichte in den WJbSta1Ldskde bis 
1833. 
Ders.: Tägliche Perioden im Ausbruch der Gewitter, 
KastnersArchiv für Chemie und Meteorologie, Band 6. 
Ders.: Der Einfluß des Mondes auf die Atmosphäre 
mit Nachweisung der Gesetze, nach welchen diese 
Einflüsse erfolgen, ebenda 1832. 
Ders.: Beobachtungen über Verdunstung des Eises, 
Naturwissenschaftliche Abhandlungen in Württem­
berg. 
Ders'.: Über den Blitz und die verschiedenen Richtun­
gen der Gewitter und Schloßen, Schweiggers Neues 
Journa~ B, 1. , 
Ders.: Uber die Menge des in Württemberg 1822 ge­
fallenen Regen- und Schneewassers, ebenda B, 8. 
Ders.: Über den ungewöhnlichen Barometerstand am 
2, Februar 1824, ebenda B, 8. 
Ders,: Über die Verschiedenheit der Temperatur auf 
der Höhe der Berge und in Tälern Württembergs und 
ein hieraus abgeleitetes Gesetz der Wärmeabnahme 
für unsere Gegenden, WJbStatLdskde 1822. 
11 CBIWLVer Neue Folge Band 22, 1842 (II). 
12 Ebenda, Jahrgang 1844. 
13 JHVerVatNatkde Würtl 1845 bis 1854. 
1• Plieninger, Th.: Über den gegenwärtigen Stand der 
Yaterländischen Naturkunde, ebenda 1. Band 1845. 
Ders.: Über die Wetterscheiden in Württemberg, 
ebenda 1845/46. 
Ders.: Die Gewitter und Überschwemmungen vom 
31. Juli 1851, WJbStatLdskde 1B54. 
Ders.: Die Gewitter und Wolkenbrüche YOm 12. Mai 
1853, ebenda 1855. 
Ders.: Beitrag zur meteorologisch-klimatischen Stati­
stik und Topographie Württemb_ergs, Stuttgart 1856. 
Ders.: Jahresberichte derWitteru_ng 1832 bis 1860. 
15 Sehader, H.: Normale Wärmemittel, WJbStatLdskde 
1870/71. 
Ders.: Mittlere Bewölkung von S1uttgart (1826 bis 
1870), ebenda 1872. 
Ders.: Über die mittlere Verteilung der Tage mit Nie• 
derschleg zu Stuttgart aus 50jährigen Beobachtun­
gen, ebenda 1874. 
Ders.: Zehnjährige Ergebnisse von 1866 bis 1875, 
ebenda 1880. 
Ders.: Fünfzigjährige Ergebnisse von Stuttgart. eben­
da 1882. 
Ders.: Jahresberichte der Witterung 1861 bis 1883, 
ebenda. 
Ders.: Über den jährlichen Gang des Barometers. 
JHVerVatNatkdeWürtt 1868. 

Ders.: Hitfstafeln zur barometrischen Höhenbestim­
mllng, ebenda 1872. 
16 Aufgaben des Statistisch-Topographischen Bu­
reaus (Riecke). WJbStatLdskde 1872. 
Arbeiten bei dem Statistischen Landesamt, ebenda 
1885 (1). 
11 Schoder, H.: Zahlreiche Abschnitte über Witterung 
und Klima in den Oberamtsbeschreibungen. 
18 Peppler, A.: Die badische Landeswetterwarte, ihre 
Einrichtungen und Arbeiten, Karlsruhe 1922. DtMtJb. 
Baden 1887 bis 1933. 
19 Mack, K.: Die tägliche Periode des Regenfalls nach 
zehnjährigen Aufzeichnungen in Hohen heim, DtMtJb. 
Württ. 1893. 
Ders.: Bewölkungsverhältnisse in Hohenheim von 
Tag zu Tag, ebenda 1896. 
Ders.: Beiträge zur Ermittlung der Windgeschwindig­
keit, welche den Graden der Beaufort-Skala im Bin­
nenland entspricht, ebenda 1897. 
Ders.: Über tropische Wirbelstürme. JHVerVatNatkde 
Württ 1894. . 
20 Mack, K.: Die Einrichtung der Meteorologischen 
Station 1. Ordnung ln Hohenheim, DtMtJb, Württem• 
berg 1893. 
21 Aufgaben und Arbeiten des Statistischen Landes­
amts, WJbStatldskde 1909. 
22 Kleinschmidt, E.: Die Drachenstation Friedrichs­
hafen, DtMIJbWürttemberg 1908 und 1909. 
Ders.: Ergebnisse der Arbeiten der Drachenstation 
Friedrichshafen 1910 bis 1915. 
23 Ders.: Ca. 25 wissenschaftliche Veröffentlichungen 
auf Grund der aerologischen Meßergebnisse in Fried­
richshafen von 1908 bis 1922, überwiegend in den 
Beiträgen zur Physik der freien Atmosphäre, in der 
Meteorologischen Zeitschrift und im DtMtJb Würt­
temberg. 
14 Ders.: Nachruf fur August von Schmidt. JHVerVat­
NatkdeWürtt 1929. 
25 Meyer, L.: Ca. 20 wissenschaftliche Arbeiten über 
Bewölkung. Luftfeuchtigkeit, Temperatur- und Nie• 
derschlagsverhältnlsse. Hagelfälle, Stürme, Wirbel­
sturm (4. Juni 1913) und Schwerecorraklion, meist im 
Db'\11tJb Württemberg, sowie eine Übersicht über alle 
württembergischen Stationen seit Anbeginn bis 1910, 
26 Pilgrim, L.: Über die Eiszeit. ihre Unterbrechungen 
und die daraus entstehende Seenbildung, JHVerVat­
NatkdeWürtt 1896. 
Ders.: Versuch einer rechnerischen· Behandlung des 
Eiszeitproblems, ebenda 1904. 
Ders.: Über Wirbelstürme, besonders über den vom 
1. Juni 1913, DtMtJb 1913. 
Ders.: Dämmerungsjahrbuch. herausgegeben YOm 
Statistischen Landesamt, Stuttgart 1928. 
27 Kleinschmidt, E.: Nachruf für Ludwig Pilgrim, 
JHVerVatNatkdeWürtt 1927. 
2e Ders.: Nachruf für Ludwig Meyer, Meteorologische 
Zeitschrift 1927. 
29 Vgl. Staatshandbu~h für Württemberg. 1928. 
JO Kleinschmidt. E.: Flugwetterdienst. Mitteilungen 
des Statistischen Landesamts, Jahrgang 1925. 
31 Ders.: Ca. 30 wissenschaftliche Verö_ffentlichungen 
von 1924 bis 1934 zum Klima Württembergs und 
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über meteorologische Instrumente. In: DtMJbWürt­
temberg in den Beiträgen zur Physik der freien 
Atmosphäre sowie in Meteorologische Zeitschrift, in 
Gerlands Beiträgen zur Geophysik, in Wetter und in 
Linkes Taschenbuch. 
32 Ders.: Handbuch der meteorologischen Instru­
mente, herausgegeben 1935, Verfasser der Ab­
schnitte: Niederschlagsmessung, Luftdruckmessung, 
die Meteorographen. die Fesselballonaufstiege vom 
Schiff aus. 
33 Obenlend, E.: Vergleichsmessungen der Abkühlungs­
größen im süddeu1schen Mittelgebirge. In DtMtJb 
Württemberg 1931. 

Bildnachweis 

Abb. 1, 5 und 6: privat; Abb. 2, 3 und 4: aus Deutsches 
Meteorologisches Jahrbuch Württemberg 1904. 
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3~ Peppler, W.: Ca. BO wissenschaftliche Veröffent­
lichungen von 1925 bis 1933 zur Aerologie am 
Bodensee in den Annalen der Hydrographie, in den 
Beiträgen zur Physik der freien Atmosphäre. In: Me­
teorologische Zeitschrift: sowie in Wetter. 
35 Huss und Lossnitze_r: Nachruf fürWilhelm·Peppler. 
In: Archiv für Hyd_robiolo9ie. 1962. 
36 Kleinschmidt-Heft zum 7?- Geburtstag. In: Annalen 
der Meteorologie. 1952; H. 5. H. Seilkopf, Nachruf für 
Ernst Kleinschmidt. In: Meteorologische Rundschau 
1959; W. Hiller, Nachruf für Ernst Kleinschmidt. In: 
JHVerVatNatkdeWürtt 1960. 



Die Geophysikalische Abteilung 

Der Beginn spezieller geophysikalischer Arbeiten geht in Südwestdeutschland - wie 

in den meisten europäischen Ländern - auf die Mitte oder das Ende des 19. Jahrhunderts 

zurück. In der Anfangszeit bestand dafür in der Regel keine eigene Organisation; viel­

mehr wurde die „Geophysik im engeren Sinn" das heißt die Physik der festen Erde als 
Anhängsel an verwandte Einrichtungen mitbetreut. so zum Beispiel zusammen mit der 
Geologie, Geodäsie oder Meteorologie. 

Geophysikalische Untersuchungen bilden eine wesentliche Ergänzung und Erweiterung 

zu rein geologischen Beobachtungen. indem sie Einblicke in tiefere Horizonte der Erde 

als durch geologische Oberflächenbeobachtungen ermöglichen. In bezug auf die feste 

Erde stehen seismische, erdmagnetische und gravimetrische Untersuchungen im 
Vordergrund. 

Seismische Arbeiten 

In SüdwestdeutSchland haben am frühesten, etwa um die Mitte des vorigen Jahrhun­

derts, systematische seismische Arbeiten begonnen. Durch die rege Erdbebentätigkeit 
in unserem Raum war der Anlaß dazu naheliegend. Im ersten Stadium dieser Unter­
suchungen, als nur makroseismische Beobachtungen, das heißt Wahrnehmungen 

durch den Menschen selbst ohne instrumentelle Hilfsmittel zur Verfügung waren, stand 
die heimische Erdbebentätigkeit im Vordergrund. Für die ersten Jahrzehnte hat Pro­
fessor Karl FriedrichMack (1857 bis 1934) in Hohenheim1 einen umfassenden Überblick 

gegeben, dem in Kürze folgendes entnommen sei: Heinrich von Eck, Stuttgart2 hat eine 
„Übersicht über die in Württemberg und Hohenzollern vom 1. Januar 1867 bis zum 

28. Februar 1887 wahrgenommenen Erderschütterungen" veröffentlicht. Während 

dieses Zeitraums war die heimische Erdbebentätigkeit verhältnismäßig schwach. Auf 

Anregung von v. Eck hat im Jahre 1886 der Verein für vaterländische Naturkunde in 

Württemberg aus seiner Mitte eine Erdbebenkommission gebildet mit der Aufgabe, die 
Erdbebenwahrnehmungen in Württemberg und Hohenzollern zu sammeln und wissen­

schaftlich zu verarbeiten. Der Kommission gehörten zunächst an: von Eck als Vorsitzen­
der, Oskarfraas als Vertreter des Württembergischen Naturalienkabinetts, ferner Fr. Nies, 

Carl von Baur, E Hammer, Christian Regelmann· und August von Schmidt (1840 bis 
1929), später wurden noch Eberhard Fraas und Mack hinzugewählt. In den Jahresheften 

des Vereins wurden jährlich von 1887 bis 1904 Erdbebenberichte veröffentlicht, in den 

ersten Jahren von v. Eck und seit 1891 von Schmidt verfaßt. Um nicht nur auf subjektive 
Beobachtungen durch den Menschen selbst angewiesen zu sein, wurde eine Anzahl von 

Seismoskopen und einfachen Seismometern verschiedener Systeme im Land aufge­

stellt, so u. a. in Stuttgart im Erdgeschoß des damaligen Realgymnasiums, im Naturalien­
kabinett, im Keller des Württembergischen Statistischen Landesamts und im Minera­
logischen Institut in Tübingen. Auf Bitten der Kommission hat sich das Württember­

gische Statistische Landesamt bereit erklärt, von 1904 an die Erderschütterungen in den 
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Kreis der unter seiner Meteorologischen Abteilung stehenden Beobachtungen über 

Naturvorgänge aufzunehmen'. (Vgl. auch Abschnitt „Die Geologische Abteilung".) 
In den neunziger Jahren haben sich Nies, von Schmidt und Mack, dieser nebenamtlicher 
Vorstand der Meteorologischen Abteilung, bemüht, brauchbare Instrumente zur lau­

fenden Registrierung von Erdbeben zu bauen. Es wurden verschiedene einfache Seis­
mographen entwickelt und in Hohenheim inmitten eines Baumguts aufgestellt. Die 
mechanische Ausführung der Instrumente lag unter Leitung von Mack in den Händen 

seiner Institutsmechaniker C. Pfisterer senior und junior. Einer dieser Apparate wurde 

später als einer der ältesten im Deu~schen Museum in München aufgestellt Die Mittel 

zur Einrichtung und Unterhaltung der Station waren ursprünglich von der Akademie 

in Hohenheim und vom Verein für vaterländische Naturkunde in Württemberg auf­

gebracht worden. Im Jahre 1897 wurde die Erdbebenstation der Hohenheimer Meteoro­

logischen Station 1. Ordnung des Statistischen Landesamts angegliedert. 
Die ersten Aufzeichnungen zeigten, daß diese einfachen Instrumente noch nicht emp­
findlich genug waren. Daher wurden vor allem empfindlichere sogenannte Horizontal­

pendel mit Registrierung auf berußtem und_von einem Uhrwerk angetriebenem Papier­
streifen gebaut und aufgestellt. Auf diese Weise war es möglich, den zeitlichen Ablauf 

der Bodenbewegungen, das heißt ein richtiges Seismogramm aufzunehmen. Die 

Pendeluhr für die Zeitmarkierung von Minute zu Minute auf dem Registrierstreifen stand 
im Hohenheimer physikalischen Kabinett und war durch eine Leitung mit der Erdbeben­

station verbunden. Die seither erhaltenen Seismogramme waren für die damalige Zeit 

schon recht aufschlußreich, was dazu führte, daß die Hohenheimer Station 1903 in 
die Internationale Seismologische Assoziation in Straßburg aufgenommen wurde. Dem 

Arbeitsprogramm dieser Assoziation entsprechend, wurde die Hohenheimer Station 

weiter verbessert und ausgebaut, was 1905 den Neubau eines kleinen Erdbebenhauses 

nahe dem Botanischen Institut erforderte. Dort wurde auch ein sogenannterTrifilargravi­

meter mit optischer Registiierung für vertikale Bodenbewegungen nach den Angaben 
von v. Schmidt aufgestellt Zusammen mit zwei Horizontalpendeln, das eine-in Nord-Süd­
Richtung und das andere in Ost-West-Richtung orientiert, konnte so die vollräumige 
Bodenbewegung aufgezeichnet werden. Zur Vervollständigung der Beobachtungen in 

Württemberg wurde neben der Hohenheimer Station, die dann als Hauptstation fun­

gierte, im Jahre 1911 noch eine Außenstation in Biberach mit zwei kleinen Horizontal­
pendeln eingerichtet. Diese war aber nur bis 1917 in Betrieb; sie wurde nach Kriegsende 

durch eine schon 1914 von Kommerzienrat Spohn gestiftete Station in Ravensburg 

abgelöst. 
Bei dem Vergleich der Seismogramme mehrerer Erdbebenstationen, wie er zur Bestim­

mung der Herdlage und Herdtiefe benötigt wird, ist es erforderlich, daß alle Stationen 
mit großer Genauigkeit an dieselbe·absolute Zeit angeschlossen sind. Diese Forderung 

konnte erst befriedigend erfüllt werden, als der ,,Zeitdienst" durch Einführung funken­

telegraphischer Zeitsignale wesentlich verbessert wurde. Verlangt wurde in der An­
fangszeit eine Zeitgenauigkeit von 1 Sekunde, in den später'en Jahren von 1/10 Sekunde. 

In Hohenheim wurde am 7. März 1912 eine funkentelegraphische Empfangsanlage, 
übrigens die erste in Württemberg, mit einer riesigen Hochantenne in Betrieb genom­
men. Empfangen wurden täglich Zeitsignale, die vom Eiffelturm in Paris und von der 
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deutschen Großstation in Norddeich ausgestrahlt wurden. Mit dem Fortschritt in der 
Funktechnik konnten die Empfangsanlagen in späteren Jahren immer einfacher und 

· sicherer werden. Heute haben alle Erdbebenstationen einen Zeitdienst mit modernsten 
Einrichtungen. 

Neue Impulse zur Verbesserung der Hohenheimer Instrumente, namentlich zur Steige­

rung der Empfindlichkeit, hat das große süddeutsche Erdbeben vom 16. November1911 

mit dem Herd bei Ebingen-Lautlingen und dem Stärkegrad 8 nach der 12teiligen 
Mercalli-Sieberg-Skala ausgelöst Denn viele der sehr zahlreichen schwachen Vor- und 

Nachbeben wurden von den damals in Hohenheim und Biberach vorhandenen Instru­
menten nicht aufgezeichnet. Deshalb hat Mack im Mai 1912 dem Württembergischen 

Finanzministerium über das Statistische Landesamt eine Denkschrift vorgelegt, in der 

die Anschaffung von zwei sogenannten Mainkapendeln mit einer etwa viermal größeren 

Empfindlichkeit gegenüber den vorhandenen Horizontalpendeln beantragt wurde. 

Allerdings konnte erst von Oktober1913 an wenigstens ein Mainkapendel als Nord-Süd­

Komponente die laufende Registrierung aufnehmen._ Mit großer Verspätung. in erster 

Linie durch den Ersten Weltkrieg und die nachfolgende Inflation bedingt, wurde1927 die 
zweite (Ost-West-)Komponente durch den Institutsmechaniker dem vorhandenen 

Instrument nachgebaut. Die Ravensburger Station, für welche die Instrumente kurz vor 

Ausbruch des Ersten Weltkriegs aus der Spohnschen Stiftung angeschafft worden 

waren, aber erst nach Kriegsende unter Aufsicht von Professor Bökeler in Betrieb ge­

nommen werden konnten, hatte gleich von Anfang an zwei Mainkapendel. Die wissen­
schaftliche Betreuung der Ravensburger Station oblag der Hohenheimer Station. 
Nach der Emeritierung Macks im Jahre 1925 ging die wiss~nschaftliche Betreuung 

beider Stationen in vollem Umfang an die Meteorologische Abi0ilung zurück und wurde 
dem Verfasser übertragen, der seit 1923 wissenschaftlicher Assistent an der Württem­

bergischen Landeswetterwarte war. Im Frühjahr 1924 wurdf:! Professor Ernst Klein­

schmidt(1877 bis 1959) von der Drachenstation in Friedrichshafen zum Leiter der Meteo­

rologischen Abteilung bzw. der Württembergischen Landeswetterwarte nach Stuttgart 

berufen. Auf seine Veranlassung wurde die Abteilung in Mete_orologisch-Geophysika­
lische Abteilung umbenannt. (Vgl. auch Abschnitt „Der meteorologische Dienst".) 
Als durch Verfügung des damaligen Reichsluftfahrtministeriums vom Jahre 1934 die 
einzelnen Länderwetterdienste zum Reichswetterdienst zusammengefaßt wurden, 

verblieb beim Württembergischen Statistischen Landesamt nur noch eine Geophysi­

kalische Abteilung, deren Leitung dem Verfasser übertragen wurde. Diese Regelung 
dauerte bis Ende 1968, als diese Abteilung nach Einigung zwischen dem Finanz- und 
dem Kultusministerium dem Institut für Geophysik an der·Universität Stuttgart ange­

schlossen wurde. Schon 1962 war der Verfasser, derseit1939 an der Technischen Hoch­
schule Stuttgart einen Lehrauftrag für Geophysik hatte und 1950 zum Honorarprofessor 
ernannt wurde, als Ordinarius auf den neugeschaffenen Lehrstuhl für Geophysik der 
Hochschule berufen worden; er verblieb nebenamtlich noch Leiter der Geophysikali­

schen Abteilung des Statistischen Landesamts. 

Bald nachdem der Verfasser mit der Betreuung der Erdbebenstationen Hohenheim und 

Ravensburg beauftragt worden war, wurde erkannt, daß nach dem damaligen Stand 

der heimischen und internationalen Erdbebenforschung die instrumentellen Grund-
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lagen in doppelter Hinsicht nicht mehr ausreichend waren. Einmal war die Empfind­
lichkeit der Seismographen beider Stationen immer noch zu gering für die Registrierung 
von schwachen Nah- und Fernbeben. außerdem waren die drei Seismographen­

Komponenten (zwei für die horizontalen Nord-Süd- und Ost-West- und eine für die 
vertikalen Bodenbewegungen) nicht homogen genug. Zweitens war für die speziellen 
Fragen der heimischen Erdbeben (möglichst genaue Bestimmung der einzelnen Herd­
lagen, der Herdtiefe, des mechanischen Vorgangs im Herd und der entfalteten Herd­
energie) ein dichteres Stationsnetz erforderlich. 
So wurde zunächst mit der Verbesserung der instrumentellen Ausrüstung der Haupt­
station im Jahre 1929 durch die Anschaffung von drei homogen abstimmbaren Galitzin­
Wilip-Seismographen mit induktiver Übertragung der Bodenbewegungen in elektrische 
Stromimpulse und galvanometrisch-optischer Registrierung begonnen. Gegenüber 
einer seitherigen 150fachen Vergrößerung der Bodenbewegungen konnte eine etwa 

1500fache Vergrößerung erreicht werden. ~us räumlichen Gründen war die Aufstellung 
der neuen Einrichtung in Hohenheim nicht möglich; außerdem sollte für die Betreuung 
von Stuttgart aus ein näher gelegener Aufstellungsort gefunden werden. Nach ver­
schiedenen Erkundungen fand sich dieser in den Untergeschoßräumen der ruhig 
gelegenen Stuttgarter Villa Reitzenstein, wo genügend Platz auch für spätere Erwei­
terung zur Verfügung stand. Die Hohenheimer Station bestand bis 1934 weiter und 
wurde dann in die Stuttgarter verlegt. Bis zum Ausbruch des Zweiten Weltkriegs 
konnten dann dank der Unterstützung durch das Finanzministerium weitere Seismo­
graphen angeschafft und in Stuttgart aufgestellt werden; denn eine Hauptstation für 
Erdbebenforschung braucht, um für alle vorkommenden Fälle gerüstet zu sein, eine 
ganze Reihe verschieden abgestimmter Seismographen sowohl für starke als auch 
schwache Nahbeben und ebenso für Fernbeben. Auf diese Weise kommt man insgesamt 
auf eine Mindestzahl von 12 Einzelseismographen. 

Zur Erweiterung des Stationsnetzes für die Untersuchung der heimischen Erdbeben 
wurde 1933 eine Station in Meßstetten bei Ebingen mit drei Seismographen mäßiger 
Empfindlichkeit eingerichtet. Dieser Station kommt insofern eine besondere Bedeutung 
zu, als sie ganz nahe an der erdbebenaktiven Zone derZollernalb liegt. Etwa gleichzeitig 
wurde eine primitive und veraltete, nur zeitweise im Geologischen lnstitutderUniversität 
Tübingen betriebene Station verbessert und vom Landeserdbebendienst übernommen. 
Ein weitgesteckter Plan, noch weitere Außenstationen zu errichten und alle, einschließ­
lich der Stuttgarter Hauptstation, mit gleichartigen, hochempfindlichen Nahbebenseis­
mographen auszurüsten, verzögerte sich durch den Zweiten Weltkrieg. Nach dessen 
Ende bzw. nach der Währungsreform 1948 hat der Verfasser einen Nahbebenseismo­
graphentyp „Stuttgart" mit galvanometrisch-optischer Registrierung entwickelt. der in 
allen drei Komponenten vollständig homogen abgestimmt werden kann und mit dem 
Vergrößerungen der Bodenbewegung bis etwa 10000fach erreicht werden. Nach den 
in Stuttgart angefertigten Werkstattzeichnungen wurden diese Seismographen an der 
Staatlichen Feintechnikschule in Schwenningen/Neckar hergestellt. Nach dem für 
Stuttgart angefertigten Seismographensatz hat die Schwenninger Schule noch etwa 

zwei Dutzend in- und ausländischer Stationen mit diesem Seismographentyp beliefert. 
Wegen der Registrierung auf lichtempfindlichem Papier ist aber der laufende Betrieb 
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an mehreren Außenstationen zu kostspielig. Deshalb hat der Verfasser seinen damaligen 
Assistenten, sPäteren Mitarbeiter und jetzigen Ordinarius für Geophysik an der Univer­

sität Frankfurt am Main, Hans Berckhemer, angeregt, nach einer Methode zu suchen, 

die es erlaubt, die schwachen vom Seismographen gelieferten elektrischen Impulse 
so zu verstärken, daß über einen entsprechend gebauten Drehspulschreiber mechanisch 

entweder auf gewöhnlichem, berußtem Papier oder mit Tinte auf normalem Papier 
registriert werden kann. Mit diesem Typ von Seismographen ist es möglich, eine größere 
Anzahl von Außenstationen mit großer Empfindlichkeit ohne hohe laufende Aufwen­
dungen auszurüsten. Dies geschah für Meßstetten 1954 unter gleichzeitiger Verlegung 
der Station in einen Nebenraum der neugebauten Turn- und Festhalle, für Tübingen 
1957, für Ravensburg 1957/58, auf dem Königstuhl bei Heidelberg in einem Unter­
geschoßraum der Landessternwarte 1959 - die dort vorhandene und veraltete Erd­
bebenstation war schon jahrelang stillgelegt worden - und schließlich auf dem 

Feldberg/Schwarzwald in einem Untergeschoßraum des Meteorologischen Observa­
toriums des Deutschen Wetterdienstes 1961. Mit annähernd 1500 m Meereshöhe ist 

diese Station die höchstgelegene in Europa. Alle Seismographen samt Transistorver­
stärkern und Registrierapparaten wurden nach Angaben des Landeserdbebendienstes 
an der Schwenninger Fachschule gebaut, wodurch die Gesamtkosten erschwinglich 
wurden. Zusammen mit den Stationen des benachbarten Auslands in Straßburg, Basel, 
Zürich, Chur und Neuchätel steht so zur Erforschung der heimischen Erdbeben ein 
Stationsnetz zur Verfügung, wie es auf der ganzen Erde nur noch wenige gibt 
An der Stuttgarter Hauptstation wurden neben diesen hochempfindlichen Nahbeben­
Seismographen im Laute der fünfziger Jahre noch weitere hochempfindliche Fern­
beben-Seismographen verschiedener Konstruktion für Spezialuntersuchungen an 
weltweiten Beben aufgestellt, so daß heute in Stuttgart insgesamt 25 Einzelseismo­
graphen laufende Registrierungen ergeben, mit denen das ·ganze breite Spektrum der 
vorkommenden Erdbebenwellen aufgenommen werden kann. 

Die tägliche Wartung der Seismographen und die Aufnahme der Zeitsignale (mit 
direkter Übertragung auf die Registrierstreifen) an den Außenstationen macht unter 
den heutigen Verhältnissen immer mehr Schwierigkeiten. Deshalb wurde schon vor 
drei Jahren mit Versuchen einer telemetrischen Übertragung (mit Sender an den 
Außenstationen und Empfangsanlage an der Zentrale in Stuttgart) der elektrischen 
Seismographenimpulse aller Außenstationen zur gemeinsamen Registrierung in Stutt­
gart begonnen. Diese Versuche sind im Augenblick noch im Gang und verlaufen 
vielversprechend. Wenn diese Entwicklung abgeschlossen ist, ist auch in der Erd­
bebenforschung unseres Landes der technische Fortschritt der Gegenwart weitgehend 
praktisch ausgenützt worden. 

Der Ausbau des ganzen Stationsnetzes, das Anwachsen des erhaltenen Beobachtungs­
materials und dessen Bearbeitung hat zwangsläufig auch zu einer Vermehrung des 
Personals geführt. War der Verfasser in den dreißiger Jahren und in den ersten 
Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg allein mit einer Angestellten, so arbeiten heute 
8 Wissenschaftler, 3 wissenschaftliche Hilfskräfte und 4 technische bzw. Büroange­
stellte im Institut für Geophysik der Universität Stuttgart. Diese Zunahme des Personals 

entstand vor allem dadurch, daß vom 1. Januar1969 an derLandeserdbebendienstan das 
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Universitätsinstitut angeschlossen wurde. Seit dem Jahre 1962 steht ein eigenes, 

geräumiges Institutsgebäude nahe der Erdbebenstation zur Verfügung. Neben den 

Aufgaben der heimischen Erdbebenforschung hat die Stuttgarter Hauptstation auch 
in großem Umfang an den Fragen der internationalen Erdbebenforschung - wie Aus­

breitung der Erdbebenwellen durch das ganze Erdinner'e und entlang der Erdoberfläche, 

Seismizität der ganzen Erde, mechanische Herdvorgänge in den einzelnen Erdteilen 

usw. - mitgewirkt 

Im Jahre 1959 wurde auf Wunsch und Antrag aller deutschen geophysikalischen 
Institute bei der D~utschen Forschungsgemeinschaft ein Schwerpunktprogramm zur 

Erforschung des tieferen Untergrundes in Mitteleuropa und anschließend zur Erfor­

schung des oberen Erdmantels mit erheblichen Geldmitteln bewilligt. Es handelt sich 
dabei in erster Linie um die Registrierung von seismischen Impulsen, ausgelöst durch 

sehr starke Steinbruchsprengungen, auf langausgelegten Profi I en über ganz Deutsch! and 
und die Alpen weg. Die dazu benötigten, umfangreichen Feldapparaturen konnten aus 

Mitteln der Deutschen Forschungsgemeinschaft DFG beschafft werden. Dabei konnten 

viele instrumentelle Erfahrungen gesammelt werden. Hand in Hand damit gingen 

DFG-Mittel für modellseismische Untersuchungen, um im kleinen labormäßig die 

komplizierten Vorgänge bei der Wellenausbreitung in der Erdkruste nachahmen und 
verfolgen zu können. 

Es soll auch noch kurz erwähnt werden, daß in der letzten Hälfte des Zweiten Weltkriegs 

die Stuttgarter Registrierungen herangezogen wurden, um über die hier aufgezeichnete 
sogenannte Mikroseismik - eine rhythmische Bodenbewegung, hervorgerufen durch 

die Brandung der Meereswellen im ganzen Küstenbereich des Ostatlantiks - etwas 
über die Wetterlage auf dem Ostatlantik zu erfahren; denn wegen der starken feindlichen 

Abwehr zu jener Zeit• war eine direkte Luftaufklärung nicht mehr möglich. Da die 

Stuttgarter Station während des Kriegs ein Modell eines einfach gebauten hochempfind­
lichen Nahbebenseismographen in Betrieb hatte, wurde sie weiterhin beauftragt, einen 
Plan für die seismische Ortung der V2-Einschläge in Südengland auszuarbeiten. Bevor 

die dazu erforderlichen Geräte gebaut waren, erfolgte die rasche Rückwärtsbewegung 

der Fronten im gesamten Küstenbereich, so daß das Vorhaben nicht mehr zur prak­

tischen Ausführung kam. 
Bisher wurde nur über die Erdbebenforschung in Württemberg und Hohenzollern 

berichtet. Da seit dem Jahre 1952 Baden und Württemberg zu einem Bundesland 

vereinigt sind, soll auch noch kurz etwas über die Entwicklung in Baden gesagt werden. 
Die alten Unterlagen dazu sind in einer Schrift von Professor M. Haid4 , Karlsruhe, 

enthalten. 
Im Jahre 1880 wurde aus den Reihen des Naturwissenschaftlichen-Vereins in Karlsruhe 

eine Erdbebenkommission gebildet, die ähnlich wie die württembergische die makro­

seismischen Beobachtungen sammelte und bearbeitete. Die Mitglieder dieser Kom­
mission wechselten mehrfach. Eine Zeitlang war auch der Oberrheinische Geologische 

Verein beteiligt. 
Zu Beginn des Jahrhunderts wurde an der Sternwarte auf dem Königstuhl bei Heidelberg 
von M. Wolf eine einfache Erdbebenwarte eingerichtet, die 1959 von Stuttgart aus 

durch eine moderne Einrichtung abgelöst wurde. Etwa zur gleichen Zeit wie in Heidel-
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berg wurden auf dem Turmberg bei Durlach und auf dem Schloßberg bei Freiburg 

im Breisgau eiiifache Erdbebeninstrumente aufgestellt. Die Durlacher Station wurde 
wenige Jahre später in das Geodätische Institut der Technischen Hochschule Karlsruhe 

Verlegt und unter A. Schlötzer, später unter H. Merkel und bis heute von H. Mälzer 

ausgebaut, während die Freiburger Station ganz stillgelegt wurde. An die Stelle der 
letzteren trat mit großer Verspätung 1961 die von Stuttgart aus eingerichtete Station auf 

dem Feldberg. Vor wenigen Jahren wurde in Karlsruhe am neugeschaffenen Lehrstuhl 

für Geophysik von St. Müller, einem früheren Mitarbeiter des Verfassers, eine weitere, 
moderne Erdbebenstation aufgebaut. 

Die wichtigsten Ergebnisse der Erdbebenforschung 

Über die bisherigen Arbeiten und Ergebnisse der heimischen Erdbebenforschung 

wurde in zahlreichen Abhandlungen5 berichtet Hier seien nur die wichtigsten Ergebnisse 

wiedergegeben: Wie allgemein auf der ganzen Erde ist die Lage der einzelnen Erdbeben­
herde nicht willkürlich; sie fallen vielmehr mit altangelegten tektonischen Störungen 

wie Verwerfungen, Grabenbrüchen, Aufwölbungen usw. zusammen, die bei uns als 
Folge der Alpenauffaltung seit dem mittleren Tertiär entstanden sind. So hängen die 
zahlreichen Beben der Zollernalb mit dem Zollerngraben und seinen jüngeren Rand­

störungen zusammen (Abb. 1). Die wenig zahlreichen und schwachen Beben der 

mittleren Alb sind an die tektonischen Störungen der Münsinger Alb gebunden. 

Schwache und nicht zahlreiche Beben in der Nähe von Tübingen-Bebenhausen, auf 

den Fildern, im Rotwildpark westlich von Stuttgart und im Raum Ludwigsburg-Besig­

heim stehen in Verbindung mit den jeweils dort bekannten Verwerfungen bzw. Störun­

gen. Ein Beben mit dem Herd nahe bei Plochingen liegt am Südende der Schurwald­
verwerfung. Die oberschwäbischen Beben und die Beben am uri.d im Bodensee gehören 
ebenfalls zu bekannten tektonischen Störungen. Die Beben entlang dem ganzen west­

lichen Schwarzwald und im Rheintal stehen in Verbindung zu der großen tektonischen 
Störung des Rheintalgrabens, während die Beben im Südschwarzwald zu dem stark 

gestörten Dinkelberg gehören. Im letzten Jahrhundert gab es häufig Beben im Bereich 
des Freudenstädter und Bonndorfer Grabens. 
Aus dieser Verteilung der Erdbebenherde läßt sich die Schlußfolgerung ziehen, daß 

die Alpenauffaltung, obwohl sie im wesentlichen abgeschlossen ist, auch heute noch 

schwach nachwirkt. Dies wird auch noch dadurch bestätigt daß der mechanische 
Vorgang im jeweiligen Erdbebenherd genau zur Tektonik der betreffenden Gegend 

paßt. Die Tiefenlage der Herde schwankt von Fall zu Fall zwischen 5 km und 20 km; 
die Herde liegen also vorzugsweise im oberen Stockwerk der bei uns etwa 30 km 

mächtigen Erdkruste. Weiterhin konnte nachgewiesen werden, daß die im Herd zur 
Entfaltung gekommene Energie mit der flächenhaften bzw. räumlichen Ausdehnung 

des Herds (bis etwa 2 qkm) zunimmt. Für die überaus zahlreichen Beben der Zollernalb 
(Abb. 1). seit 1911 insgesamt mehr als 2000, ergab sich die interessante Feststellung, 
daß sich die Herde im Verlauf der letzten rund 50 Jahre von Süden aus dem Raum 

Ebingen-Lautlingen nach Norden in den Raum Onstmettingen-Raichberg um rund 
10 km verlagert haben. 
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Abbildung 1 

Lage der Erdbebenherde 1911 -1969 im Bereich des 
Hohenzollern- und Lauchert- Grabens 
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Der zeitliche Ablauf der Bebentätigkeit im südwestdeutschen Raum ist weitgehend 

unregelmäßig, wenn auch immer wieder eine Verkoppelung unter den einzelnen Herd­
zonen in Erscheinung tritt, so zum Beispiel ganz besonders ausgeprägt in den Jahren 

1933 bis 1936, als die Herde im Schwarzwald und Rheintal, in der Zollernalb, in 

Oberschwaben und im Bodenseegebiet wechselseitig ansprachen. Auf Monate voll­
ständiger Ruhe folgen oft Monate oder gar Jahre reger Tätigkeit entweder nur mit 

zahlreichen verhältnismäßig schwachen Beben oder mit einzelnen starken Schaden­
beben, denen viele schwache Beben vorausgehen und folgen. Im letzten Jahrhundert 

lag der Schwerpunkt der Bebentätigkeit mehr im Gebiet des Schwarzwalds (Freuden-
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städter und Bonndorfer Graben); seit dem großen Albbeben vom November 1911 hat er 

sich in den Bereich der Südwestalb verlagert, wo es vorher allerdings auch nie ganz 

ruhig war. In Abb. 2 ist dies an Hand der Jahresschütterflächen in qkm (Jahressummen 
der Flächen, in denen die Erschütterungen vom Menschen wahrgenommen wurden) 

im oberen Teil für ganz Südwestdeutschland und im unteren Teil nurfürdleSchwäbische 
Alb allein veranschaulicht. 

Abbildung 2 

Jahressummen der Schütterflächen 
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In der nachstehenden Übersicht sind die bemerkenswertesten südwestdeutschen Beben 

seit 1880 aufgeführt mit Datum, Herdlage, Maßzahl M für die Herdenergie nach der 
sogenannten Richter-Skala (der Maßzahl oder Magnitude M 5 entspricht eine Herd­
energie von 1019erg = 250 000 kWh und M = 6 = 1021 erg = 25 Millionen kWh), 

maximaler Intensität I im engsten Herdgebiet nach der12teiligen Mercalli-Sieberg-Skala 
und maximaler Reichweite R der Fühlbarkeit 

Datum Herdlage M R km 

22. 1. 1896 Bonndort 4.5 6 175 

6. 9. 1911 Ebingen 4.4 5.5 110 

16.11.1911 Ebingen (Schadenbeben) 6.3 8 550 

20. 7.1913 Ebingen (Schadenbeben) 5.5 7 300 

11. 12. 1924 Ebingen (Schadenbeben) 5.1 6.5 280 

8. 2. 1933 Rastatt (Schadenbeben) 5.5 7 250 

21. 2. 1933 Ebingen 4.5 5-6 160 

1 . 3. 1933 Ebingen 4.5 5-6 160 

31. 1. 1935 1 nsel Reichenau 4.5 6 100 

27. 6. 1935 Saulgau (Schadenbeben) 5.8 7.5 450 

30. 12. 1935 Hornisgrinde 4.8 6 200 

17. 7. 1942 Onstmettingen 4.7 6 150 

25. 4. 1943 . Onstmettingen 4.5 6 130 

2. 5. 1943 Onstmettingen (Schadenbeben) 5.8 7 450 

28. 5. 1943 Onstmettingen (Schadenbeben) 6.2 8 550 

1. 6. 1943 Onstmettingen 5.1 6-7 200 

14. 7. 1943 Onstmettingen 4.5 6 130 

27. 12. 1943 Onstmettingen 5.0 6.5 150 

14. 4. 1947 Onstmettingen 4.6 6 120 

28.- 6. 1947 Onstmettingen 5.3 6-7 180 

7. 6. 1948 Karlsruhe 5.0 6.5 150 

18.10.1951 Onstmettingen 4.5 6 110 
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Datum Herdlage M R km 

24. 2. 1952 Mannheim 4.5 6 120 

1. 8. 1956 Onstmettingen 4.5 6 110 

29. 8. 1957 Onstmettingen 4.5 6 110 

28. 3. 1960 Onstmettingen 4.2 5-6 80 

28. 4. 1961 Schopfheim 4.9 6 140 

26. 2. 1969 Onstmettingen (Schadenbeben) 4.8 7 180 

Zum Schluß soll noch kurz auf die oft an die Seismologen gerichtete und verständliche 
Frage eingegangen werden, ob sich Erdbeben, vor allem für den Menschen gefährliche, 

voraussagen lassen. Es handelt sich dabei um eine außerordentlich schwierige und 
komplexe Angelegenheit, die bis jetzt und auch in naher Zukunft- übrigens weltweit­

nicht gelöst werden kann, obwohl man sich schon seit Jahrzehnten darum bemüht. 

Von einer wirklich brauchbaren Vorhersage würde verlangt, den Zeitpunkt, die Stärke 

und den Ort des Bebens möglichst genau anzugeben, um wenigstens gefährdete 
Menschenleben zu schützen. Eine nicht zutreffende Vorhersage würde ein Chaos unter 

der Bevölkerung verursachen. Um in den einzelnen gefährdeten Erdbebenzonen wenig­
stens Gebäude und damit auch vielfach Menschenleben zu schützen, wurden wie in 

vielen erdbebengefährdeten Ländern auch für ganz Deutschland „Richtlinien für Bauten 

in Erdbebengebieten" mit einer Gefahrenkarte erlassen, die allerdings nur für große 

Bauvorhaben gelten. Ein Blick auf die Karte der Erdbebengefährdung (hier nicht wieder­
gegeben) zeigt. daß neben dem Raum westlich von Köln Südwestdeutschland· am 

stärksten !Jnd umfangreichsten gefährdet ist. 

Erdmagnetische und gravimetrische Arbeiten 

Um das magnetische Feld der ganzen Erde nach Richtung und Stärke kennenzulernen, 
wurde in den meisten Kulturländern und auch über den Weltmeeren um die Jahrhun­

dertwende mit systematischen magnetischen Messungen begonnen. Die erste magne­

tische Landesaufnahme in Württemberg und Hohenzollern wurde 1900 von Professor 
Karl Haußmann6 , Aachen, (ein gebürtiger Württemberger, 1860 bis 1940), im Auftrag 

und unter Mitwirkung der damaligen Meteorologischen Centralstation beim Württem­
bergischen Statistischen Landesamt durchgeführt. Wegen der Säkularvariation, das 

heißt der langsam verlaufenden zeitlichen Änderung des magnetischen Erdfelds, wur­

den die Meßwerte auf den 1. Januar 1901 (1901.0) reduziert Die Säkularvariation macht 
sich praktisch vor allem in einer zeitlichen Änderung der magnetischen Deklination 

- Abweichung zwischen magnetischer und geographischer Nordrichtung - bemerkbar. 
So war 1885 in Stuttgart die magnetische Deklination rund 13 Grad nach Westen, 1901 
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noch 11 Grad 40 Minuten nach Westen. während sie heute nur noch 1 Grad nach Westen 
beträgt. Zur Erfassung der zeitlichen Änderung während der ganzen Meßzeit unterhielt 

Haußmann in einem Weinberghäuschen bei Korntal eine Basisstation mit 3 Einzel­

variographen. Gemessen wurde in Württemberg und Hohenzollern an insgesamt 
65 Punkten, die einigermaßen gleichmäßig über das ganze Meßgebiet verteilt waren; 
In Einzelkarten hat Haußmann für 1901.0 die Isogonen als Linien gleicher Deklination, 

die Isoklinen als Linien gleicher Neigung der magnetischen Kraftlinien gegen die 

Horizontalebene, die H-lsodynamen als Linien gleicher Horizontalintensität, die Z-lso­
dynamen als Linien gleicher Vertikalintensität und die T-lsodynamen als Linien glei­

cher Totalintensität dargestellt. Wegen der Säkularvariation wurden in den folgenden 

Jahrzehnten an einigen ausgewählten Meßpunkten Wiederholungsmessungen von 
Friedrich Reger {damals Mitglied der topographischen Abteilung des Statistischen 

Landesamts). von Kleinschmidtund dem Verfasser sowie von Fr. Burme,Ster{erdmagne­

tisches Observatorium Fürstenfeldbruck, für seine lsogonenkarte von ganz Deutsch­

land) durchgeführt. 
Das erdmagnetische Feld in unserem Gebiet paßt sich ohne große Besonderheiten in 

das gesamte normale Erdfeld ein, mit Ausnahme der Ostalb, wo sich eine größere 

magnetische Anomalie abzeichnet, deren Ursache vom Bau des tieferen Untergrunds 
herrührt. In diesem Bereich liegt das Steinheimer Becken und außerhalb von Württem­
berg das nahe Nördlinger Ries. Eine Spezialvermessung dieser Gegend hat ebenfalls 

Haußmann! im Jahre 1902 vorgenommen. Weitere Spezialvermessungen im Stein­
heimer Becken haben 1928 Reger, H. Haalck und W Kranz" durchgeführt. Zu Anfang 

der sechziger Jahre wurde das Steinheimer Becken im Rahmen von Arbeiten des 

Stuttgarter Hochschulinstituts sehr engmaschig magnetisch vermessen. Alle diese 

Arbeiten verfolgten das Ziel, etwas über die Entstehung von Ries und Steinheimer 

Becken, ob vulkanischen oder meteoritischen Ursprungs, aussagen zu können, was aber 
immer noch nicht eindeutig gelungen ist Erwähnt sei noch eine magnetisch-tekto­
nische Karte von Südwestdeutschland, die G. Neumann für den Dienstgebrauch im 
Jahre1933 auf Grund zahlreicher Messungen der vertikalen Anomalien entworfen hat. 

Seit 1951 wurden von den Schülern des Verfassers, 0. Mäußnest9 und G. Keppner10, sehr 
engmaschig angelegte magnetische Messungen im Gebiet der mittleren Schwäbischen 

Alb, im Bereich des tertiären „Schwäbischen Vulkans" durchgeführt. Die hier in zahl­

reichen vulkanischen Einzelschloten eingeschlossenen Füllungen {Basalt und haupt­

sächlich Basalttuff) zeigen ausgeprägte magnetische Anomalien, die bei deren Ab­
kühlung als im normalen Erdfeld induzierter Gesteinsmagnetismus entstanden sind. 

Durch den Nachweis der Anomalien war es möglich, namentlich im Bereich der Hoch­
alb, wo die Einzelschlote morphologisch kaum oder gar nicht in Erscheinung treten, eine 

große Zahl bisher unbekannter Schlote aufzufinden. In einer ersten Zusammenstellung 

waren W. Branco' 1 1894 rund 125 Schlote bekannt. Im Jahre 1956 führte Gg. Wagner' 2 

179 Schlote auf. Durch die magnetischen Messungen sind bis jetzt 156 weitere Schlote 
neu aufgefunden worden, so daß heute insgesamt 335 Einzelschlote bekannt sind. 
(Abb. 3). Für die statistische Verteilung der Schlote und deren Zusammenhang mit der 
Tektonik der mittleren Alb war damit wertvolles Beobachtungsmaterial gewonnen. 

Weitere magnetische Spezialmessungen wurden von Mäußnest13 im Hegau an den 
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dortigen tertiären Vulkanen und Deckentuffen und ebenso an einzelnen vulkanischen 
Vorkommen im Kraichgau vorgenommen. Eine wesentliche Unterstützung bei den 

Feldmessungen bietet seit drei Jahren ein Askania-Variograph für die laufende Regi­
strierung der zeitlichen Variationen, der vom Landeserdbebendienst angeschafft wer­
den konnte und der auf der Burg Hohenneuffen aufgestellt wurde. 
Die erste Bestimmung des Schwerefeldes in Württemberg wurde 1899 bis 1909 von 
Professor K. R. Koch 14 , Stuttgart, durch relative Schweremessungen mit Pendeln an 
insgesamt 90 Stationen vorgenommen. Wiederholungsmessungen in späteren Jahren 
waren nicht erforderlich, da sich das Schwerefeld über lange Zeiten praktisch nicht 
ändert. Eine gravimetrische Spezialvermessung des Steinheimer Beckens erfolgte in 

den Jahren 1963 bis 1965 durch A. Jensch15 mit einem modernen Gravimeter, das vom 
geophysikalischen Hochschulinstitut angeschafft wurde. 
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